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60 Neue Untersuchun- 
gen im Fall Uwe 
Barschel 
Nachdem nun siebeneinhalb 
Jahre nach der Ermordung 
des früheren schleswig- 
holsteinischen Ministerprä- 
sidenten Uwe Barschel die 
Beweis hierfür immer 
umfangreicher und detail- 
lierter werden, können nun 
auch die etablierten politi- 
schen Kräfte, die stets an 
einer Vertuschung interes- 
siert waren, nicht mehr 
umhin, offiziell die Ermitt- 
lungen wegen zunehmenden 
Mordverdachts aufzuneh- 
men. 


62 SPD rückt in den 
Mittelpunkt der 
Barschel-Affäre 
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Mexiko: Die Panik 
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Der finanzielle Zusammen- 
bruch, der derzeit in Mexiko 
stattfindet, ist nur die letzte 
Phase eines fortschreitenden 
Zerfalls des internationalen 
Finanz- und Währungssy- 
stems. 


Wirtschaftsrefor- 
men in Rußland 
schüren Tschetsche- 
nien-Krise 


Spiele ausländi- 
scher Spekulaten in 
China 


Seit der chinesische Pre- 
mierminister Li Peng vor 
der Möglichkeit eines neuen 
»Schwarzen Freitags« 
gewarnt hat, haben sich wei- 
tere chinesische Führer über 
den gefährlichen Zustand 
des gegenwärtigen Weltfi- 
nanzsystems geäußert. 


Wirtschafts- 
aufschwung in 
Eurasien 
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Konjunktur. 
Entwicklung in 
Deutschland eher 
zögerlich 
Uneinheitlich sind die 
Gewinnerwartungen der 
Unternehmen in Deutsch- 
land. Vor allem höhere 
Umsätze auf den internatio- 
nalen Märkten veranlassen 
einige Unternehmen dazu, 
für dieses Jahr einen 
Gewinn anzunehmen. 


Venezuelas 
Probleme mit einem 
geschwächten 
Finanzsystem 


Chinas Warnung 
vor einem weltwei- 
ten Finanz-Crash 
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26 Slowakische Prote- 
ste gegen britische 
Interessen 


28 London drängt auf 
Teilung von Bosnien 


31 Die Haltung 
der USA auf dem 
Balkan 
Die Katze ist aus dem Sack. 
Als die USA die Entschei- 
dung des Präsidenten, die 
Verletzungen des Waffen- 
embargos, das Bosnien und 
Kroatien 1992 auferlegt 
wurde, nicht mehr zu über- 
wachen, kamen aus Paris 
und London die allergrößten 
Proteste. 


32 Der Widerstand in 
Bosnien ist uner- 
wartet und erklär- 
lich 


34 Prinz Philip der 
Doge des Vierten 
Reiches 
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38 John Major wegen 
Niederlage im 
Parlament in 


Schwierigkeiten 

»Was wir hier sehen ist nicht 
der Niedergang eines Man- 
nes. Es ist die Implosion 
einer Regierung«, so 
beschrieb der Korrespondent 
des Londoner »Guardian« 
die niederschmetternde Nie- 
derlage von John Major. 


Britanniens Premierminister John 
Major stirbt einen politischen Tod 
durch tausend Schnittwunden und 
nicht durch einen einzigen Schlag. 
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Journal 
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Anstieg der Mieten 1995 
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Wärme; Internationaler 
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Friedensnobelpreis für Ara- 
fat; Ängste und Mißbrauch- 
Befürchtungen bei Organ- 
spenden. 
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Banker- 


Journal 


Größte 
Finanzblase 
der Geschichte 


In einem Gespräch mit der »Süd- 
deutschen Zeitung« erklärte der 
Chefstratege der Banque Bru- 
xelles Lambert Roland Leuschel, 
er erwarte einen gewaltigen 
Kurssturz, der in Form eines ein- 
maligen drastischen Kursabfalls, 
aber auch als »Salamicrash« auf- 
treten könne. Der Crash werde 
diesmal so gewaltig ausfallen, 
sagte Leuschel, da seit 1991 viel 
spekulatives Geld an die Börsen 
geflossen sei und Derivate die 
Kursschwankungen noch ver- 
stärkten. Der amerikanische 
Dow-Jones-Index könne durch- 
aus bis auf 2200 Punkte fallen 
Die »größte Finanzblase der 
Geschichte«, so Leuschel weiter, 
sei darauf zurückzuführen, daß 
die amerikanische Notenbank 
über niedrige kurzfristige Real- 
zinsen viel Kapital angezogen 
habe, das dann in spekulative 
Bereiche geflossen sei und den 
Anteil der Depositen ständig ver- 
ringert habe. Leuschel sieht aber 
auch heilsame Wirkungen eines 
Zusammenbruchs für die Real- 
wirtschaft: »Wenn der Crash 
kommt, dann fallen die Zinsen, 
und es gibt keine Rezession«. 
Darauf angesprochen, daß seine 
Meinung nicht allgemein geteilt 
werde, erklärte Leuschel: »Es ist 
nichts gefährlicher, als in einer 
Welt von Verrückten vernünftig 
zu sein.« =! 


Delors warnt 
vor sozialer 
Krise 


Im Vorfeld des Essener EU- 
Gipfels hat Kommissionspräsi- 
dent Jacques Delors seine For- 
derung nach zusätzlichen Mitteln 
zur Finanzierung 14 großer In- 
frastrukturprojekte erneuert. Vor 
dem Europaparlament sagte er, 
er werde sich nicht »mit vagen 
Phrasen« zufriedengeben. »Ent- 
weder verstehen die zwölf EU- 
Staaten, daß diese Projekte 
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finanziert werden können und 
die Projekte werden verabschie- 
det, oder ich werde eine deutli- 
che Sprache sprechen.« Außer- 
dem warnte er, es drohe eine 
»soziale Desintegration«, wenn 
der EU-Gipfel keine Wege zur 
Überwindung der Arbeitslosig- 
keit finde. m 


Mexiko-Krise: 
Symptom der 
weltweiten 
Finanzlawine 


In der zweiten Januarwoche brei- 
tete sich die mexikanische Fi- 
nanzkrise, die am 20. Dezember 
ausgebrochen war, über gesamt 
Iberoamerika aus. Neben Mexi- 
ko waren vor allem die Finanz- 
und Devisenmärkte in Brasilien, 
Argentinien und Chile betroffen. 
Die amerikanische Regierung 
und die US-Notenbank kündig- 
ten am 12. Januar an, sie stellten 
Mexiko 40 Milliarden Dollar in 
Form von Kreditgarantien zur 
Verfügung, um die Finanzmärk- 
te des Landes zu stabilisieren. 
Damit wurden Mexiko seit 
Jahresanfang »Beistands«-Kre- 
dite in Höhe von 60 Milliarden 
Dollar zugesagt. Diese hohe 
Summe wirft ein Schlaglicht auf 
das Ausmaß der mexikanischen 
Krise und ihre Auswirkungen in 
ganz Iberoamerika und Spanien. 


Aber die Lage in Mexiko ist kein 
Einzelfall. Mexiko sei nur eine, 
wenn auch zugespitzte, Krisen- 
lage im Rahmen der »finanz- 
lawine« oder des Desintegra- 
tionsprozesses, der 1993 seinen 
Anfang genommen habe. Kurz- 
fristig könne man mit »Finanz- 
manipulationen« zwar die eine 
Krise begrenzen, um dann an- 
derswo eine neue Krise aufbre- 
chen zu sehen. Ohne grundsätzli- 
che Wirtschafts- und Finanz- 
politische Kurzkorrekturen sei 
das derzeitige Weltfinanzsystem 
dem Untergang geweiht. Die 
weltweite Realwirtschaft sei 
nicht mehr in der Lage, die unge- 
heure Spekulationsblase, die sich 
seit Anfang der siebziger Jahre 
entwickelt hat, am Leben zu 
erhalten. 


Auf internationaler Ebene wird 
versucht, die gegenwärtige Si- 
tuation auf den weltweiten Fi- 
nanzmärkten als eine zufällige 


Häufung »isolierter, separierter 
Instabilitätsherde« abzutun. Da- 
bei beziehen sie sich bevorzugt 
auf »Einzelfälle«, um Diskus- 
sionen über den Zustand des 
Gesamtsystems auszuweichen. 
Damit negieren sie die primäre 
Realität des Finanzzusammen- 
bruchs. Fast auf jedem Kontinent 
kam es in letzter Zeit zu Er- 
schütterungen des Finanzsy- 
stems: 


Die »Kernschmelze« des mexi- 
kanischen Finanzmarktes geht 
trotz der zugesagten Kredite von 
60 Milliarden Dollar in den drit- 
ten Monat. 


In Iberoamerika erfuhren Wäh- 
rungen und Aktien Kursverluste 
von durchschnittlich 10 Prozent. 


Die sogenannten »aufstrebenden 
Märkte« wie Indonesien, Hong- 
kong, die Philippinen und 
Thailand, mußten Kurseinbrüche 
hinnehmen. Nachdem im ver- 
gangenen Jahr amerikanische 
und europäische Investment- 
fonds dort noch etwa 170 Mil- 
liarden Dollar für Spekulationen 
angelegt hatten, sind heute deut- 
liche Rückzugsbewegungen aus- 
zumachen, die auch in Osteu- 
ropa, dem Nahen Osten und eini- 
gen afrikanischen Staaten spür- 
bar sind. 


Im Europäischen Währungs- 
system (EWS), das die Währun- 
gen der 15 EU-Staaten verbin- 
det, ist es zu neuen Turbulenzen 
gekommen. In Spanien, Italien 
und Schweden fielen die Wäh- 
rungen aufgrund des Druckes der 
Spekulation auf ihren niedrigsten 
Stand gegenüber der DM seit 
Kriegsende. 


Einige der größten Banken und 
Finanzhäuser der OECD mußten 
Rekordverluste einstecken, die 
in einigen Fällen fast zum 
Bankrott führten. In den vergan- 
genen Wochen gehörten die 
französische staatliche Groß- 
bank Credit Lyonnais, die nun 
mit Steuergeldern in Höhe von 
40 Milliarden FF gestützt wer- 
den muß, ebenso dazu wie die 
Londoner Elitebank S. G. 
Warburg & Co., die jetzt aus 
Kostengründen bestimmte Fi- 
nanzgeschäfte aufgeben wird, 
sowie die führende New Yorker 
Großbank Bankers Trust, die bei 
Derivatgeschäften vor allem in 
Mexiko und Iberoamerika große 
Verluste hinnehmen mußte. Da 
die Banken in den kommenden 


Wochen ihre Bilanzen des Vor- 
jahres bekanntgeben müssen, 
wird sich diese Liste noch weiter 
verlängern. 


Nach Schätzungen von Anleih- 
investoren belaufen sich die 
»Buchverluste« ihrer Investitio- 
nen bis heute auf einen Betrag 
zwischen 1,5 Billionen und 3,5 
Billionen Dollar. Eine Billion 
davon resultiert seit Januar 1994 
allein aus dem US-Anleihe- 
markt. 


Diese Häufung von Krisensym- 
ptomen belegen den Todeskampf 
der gegenwärtigen Finanz- und 
Währungsordnung. »Das para- 
sitäre Währungs- und Finanz- 
system ist dabei, den realwirt- 
schaftlichen Wirtsorganismus zu 
zerstören, von dessen Einkom- 
mensströmen die Existenz des 
Parasiten abhängt, von Orange 
County über Mexiko und in der 
ganzen Welt. Eine weitere 
Abwärtsentwicklung im Zu- 
sammenbruchsprozeß eines Pa- 
rasiten: der internationalen, zum 
Platzen bereiten Finanzblase. 
Ein führender britischer Finanz- 
experte erklärte, das Welt- 
finanzsystem bricht zusammen. 
»Aber Sie werden verstehen, daß 
ich dies nicht in der Öffentlich- 
keit sagen werde.« 


S. G.Warburg: 
Die Bank 
Ihrer Majestät 
in Schwierig- 
keiten 


Die Londoner Elitebank S. G. 
Warburg & Co. sah sich ge- 
zwungen, ihren gesamten Han- 
del mit Eurobonds einzustellen 
und 180 Angestellte dieses Ge- 
schäftsbereichs zu entlassen, um 
die immensen Verluste des ver- 
gangenen Jahres abzudecken. 
Der Anleihenhandel der Bank 
soll auf Großbritannien, die 
USA, Australien und Neusee- 
land beschränkt bleiben. $. G. 
Warburg war in den frühen sech- 
ziger Jahren maßgeblich an der 
Schaffung des billionenschwe- 
ren »Eurobond«-Marktes betei- 
ligt. 


Berichten aus der City of 
London zufolge handelte es sich 
bei der Anfang Dezember 1994 


groß angekündigten »Fusion« 
der Warburg-Bank und der New 
Yorker Bank Morgan Stanley um 
den verzweifelten Versuch der 
britischen Zentralbank, S. G. 
Warburg zu retten, ohne das 
tatsächliche Ausmaß der Finanz- 
misere bei Warburg offenlegen 
zu müssen. Nachdem die 
Gespräche über die Zusammen- 
legung von Morgan Stanley 
abgebrochen worden waren, gab 
die britische Bank das wahre 
Ausmaß der Krise zu. $. G. 
Warburg gehört zum innersten 
Kreis der Londoner City. Ihr 
Vorsitzender Sir David Scholey 
gehört zu den Gouverneuren der 
Bank of England. Sein Kollege 
Lord Cairns ist der persönliche 
Finanzberater von Prinz Charles 
und dient der Queen als offiziel- 
ler Börsenmakler. 


Krise im 
EWS: Ist der 
Franc das 
nächste 
Opfer? 


In den vergangenen zwei Wo- 
chen sanken die spanische und 
die italienische Währung auf 
ihren tiefsten Stand gegenüber 
der DM. Schweden, deren staatli- 
che Kreditwürdigkeit durch die 
Ratingagentur Moody's Investors 
Service Anfang Januar herunter- 
gestuft wurde, erlebte den Fall 
der Krone fast auf den tiefsten 
Stand seit Kriegsende. Ein 
Treffen der EU-Finanzminister 
am 17. Januar brachte keine Lö- 
sungen. Möglicherweise wird auf 
Grund des anhaltenden Spekula- 
tionsdrucks die spanische Peseta 
wie vorher das britische Pfund 
und die italienische Lira, aus dem 
EWS herausgenommen. 


Das nächste Ziel der Währungs- 
spekulation könnte dann der 
französische Franc werden. Da 
die Präsidentschaftswahlen erst 
am 7. Mai entschieden sein wer- 
den, ist es unwahrscheinlich, daß 
die Regierung Balladur einer 
Zinsanhebung vor diesem Ter- 
min zustimmen wird. Trotz der 
im August 1993 beschlossenen 
Ausweitung der Bandbreite in- 
nerhalb des EWS auf 15 Prozent 
könnte das Vorgehen ausländi- 
scher Investmentfonds, die mit 
immensen Summen auf den 


europäischen Anleihe- und Ak- 
tienmärkten präsent sind, die der- 
zeitige »Ruhe« auf den europäi- 
schen Märkten abrupt beenden. 


Rubel im 
freien Fall 


Der Sturz des russischen Rubel 
auf einen neuerlichen Tiefpunkt 
zeigt, daß der Krieg in Tsche- 
tschenien nicht von der Realität 
der wirtschaftlichen Zusammen- 
bruchskrise und deren politische 
Folgen wird ablenken können. Es 
überrascht, daß diese Rubelkrise 
in den westlichen Medien weit- 
gehend totgeschwiegen wird. 
Zwischen dem 12. und 13. Januar 
fiel der Rubel auf einen Wert von 
4000:1 gegenüber dem Dollar 
und sank damit unter den Wert 
des »Schwarzen Dienstags« im 
Oktober 1994. 


Die jetzige Krise ist das 
gesetzmäßige Ergebnis des 
Scheiterns der Regierung Jelzin, 
den Rückgang der Produktion zu 
stoppen, der bereits die Inflation 
anheizte und den allgemeinen 
Lebensstandard weiter absenkte. 
Die offizielle Inflationsrate lag 
im Dezember bei 16,4 Prozent. 
In diesem Monat wird sie über 20 
Prozent liegen. Die Arbeits- 
losigkeit nimmt weiter zu. Nach 
angaben des Arbeitsministes 
Gennadij Melikjan sind in 
Rußland 5,1 Millionen Men- 
schen ohne Arbeit. Das Damo- 
klesschwert der Verbindlichkei- 
ten der Firmen untereinander 
wird zu weiteren Firmen- 
schließungen auch im Bereich 
des militärisch-industriellen 
Komplexes führen und die 
Arbeitslosenzahlen weiter anstei- 
gen lassen. 


Union 
Bancaire 
Privee: Geld- 
wäsche usw. 


Nachdem nun die Anklageschrift 
vorliegt, wird die tiefe Verwick- 
lung der Union Bancaire Privee 
(UBP) auf höchster Manage- 
mentebene in umfangreiche 
transatlantische Geldwäschege- 
schäfte noch deutlicher: Die US- 
Staatsanwaltschaft von Miami 


hatte im Oktober 1993 die Er- 
mittlungen gegen die UBP einge- 
leitet. Damals sagte ein 
Informant, ein Rauschgifthändler 
aus Panama, gegenüber den 
Ermittlungsbehörden aus, daß er 
seit 1986 mit der UBP in 
Verbindung stehe, um Rausch- 
giftgelder zu waschen. 


Die Dokumente aus Miami 
bestätigten, daß drei UBP-Konto- 
führer, Jean-Jacques Handali, 
Heckiel E. Valerio und Karl- 
Michael Ley, wegen Beteiligung 
an Geldwäsche angeklagt sind. In 
einem Gespräch, das im Zuge der 
Ermittlungen aufgezeichnet wur- 
de, lud Handali einen als Drogen- 
dealer getarnten Ermittler in die 
UBP-Geschäftsstelle nach Genf 
ein, um dort mit den »Bankobe- 
ren« zu sprechen. 


Die Staatsanwaltschaft Miami 
hat auch Anklage gegen Albert 
R. Shammah erhoben, dessen 
Konten bei der UBP für Barein- 
zahlungen im Rahmen der Geld- 
wäscheoperationen benutzt wor- 
den waren. Shammah, ein syri- 
scher Jude, ist französischer 
Staatsbürger. In den achtziger 
Jahren ermittelte bereits die ita- 
lienische Staatsanwaltschaft 
gegen Shammah, die ihn der 
Geldwäsche für das türkische 
organisierte Verbrechen beschul- 
digte. Italienische Ermittler 
brachten ihn auch mit den 
Brüdern Shakarshi in Ver- 
bindung, gegen die die US- 
Drogenbekämpfungsbehörde 
DEA wegen umfangreichen 
Drogenhandels ermittelte. Die 
Shakarshi-Connection würde 
Shammah mit den Kreisen um 
den vorbestraften Züricher An- 
walt Hans Kopp in Verbindung 
bringen, zu dessen Klienten die 
Brüder Shakarshi gehören. Seine 
Ehefrau Elisabeth Kopp gehört 
dem Vorstand der Geopol Ser- 
vices SA an. 

Weiterhin verlangten die italieni- 
schen Behörden am 6. Juni 1986 
Shammahs Verhaftung und Aus- 
lieferung aus der Schweiz, da sie 
in ihm »einen der führenden und 
gefährlichsten Drahtzieher« der 
Geldwäscherei sahen. Die Berner 
Behörden verweigerten jedoch 
Shammahs Auslieferung mit dem 
Hinweis auf dessen Protegierung 
durch höchste italienische Krei- 
se. Sie legten den italienischen 
Anklägern einen Brief des dama- 
ligen Ministerpräsidenten Betti- 
no Craxi an Shammahs Tochter 
Ruth vor, worin er ihr versicher- 
te, sie brauche sich um die Lage 


ihres Vaters nicht groß zu sorgen. 
Auch Carlo Tognoli, der damali- 
ge sozialistische Bürgermeister 
Mailands, der inzwischen im Ge- 
fängnis sitzt, sowie Vittorio Ripa 
di Meana, ehemaliger sozialisti- 
scher Umweltminister und jetzt 
Sprecher der Grünen Partei 
Italiens, haben sich für Shammah 
stark gemacht. Sogar die jüdische 
Gemeinde von Mailand sprach 
Shammah ihr Vertrauen aus. 
Shammahs Anwalt 1986 war 
Dominique Poncet von der Gen- 
fer Anwaltskanzlei Poncet, Tur- 
rettini, Amadruz & Neyroud. 
Poncet ist auch Vorstandsvorsit- 
zender der Fiat SA Genf und 
zählte den P2-Chef Licio Gelli zu 
seinen Klienten. Poncets Partner 
Robert Turrettini ist Vorstands- 
mitglied der CBI Holding, der 
Muttergesellschaft der UBP, so- 
wie von UBP selbst. Anzumerken 
wäre, daß die undurchsichtige 
Organisation Geopol Services 
SA die gleiche Adresse wie UBP 
in Genf angibt. Geopol-Präsident 
Pierre Haffner sitzt auch im 
Vorstand der CBI-Holding. 


Leuschel ver- 
weist auf »per- 
manenten 
Crash« 


Roland Leuschel, Chefökonom 
der Banque Bruxelles Lambert, 
unterscheidet in einem Interview 
mit der französischen Wochen- 
zeitung »L'Evenement du Jeudi« 
zwischen dem »großen planeta- 
ren Crash« wie 1929 und 1987 
und dem »Salami-Crash in Schei- 
ben«, den man heute erlebt. Die- 
ser habe im letzten Jahr auf den 
Anleihen-Märkten begonnen, wo 
sich »3000-3500 Milliarden in 
Luft auflösten«. Niemand könne 
die nächste Phase des Crashs prä- 
zise vorhersagen, aber es bestehe 
kein Zweifel, »daß ein Teil des 
Crashs schon stattgefunden hat 
und andere Episoden folgen wer- 
den«. 


Ein Beispiel sei die Rettungs- 
aktion für Mexiko. Dank der 
massiven Intervention der US-In- 
stitutionen wurde für den Augen- 
blick eine völlige Katastrophe 
vermieden. »Aber was wird mor- 
gen die Reaktion der Öffentlich- 
keit sein«, fragt Leuschel, »wer- 
den wir eine allgemeine Panikbe- 
wegung verhindern können?« 
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Mexiko 


Die Panik 
des Peso 


Der finanzielle Zusammenbruch, der derzeit in Mexiko stattfin- 
det, ist nur die letzte Phase eines fortschreitenden Zerfalls des in- 
ternationalen Finanz- und Währungssystems, sagte der ameri- 
kanische Wirtschaftswissenschaftler Lyndon LaRouche in einem 
Riadiointerview. »Im wesentlichen sollte dies als eine Fortset- 
zung des Schlamassels im Orange County angesehen werden. Es 
geht nicht nur um Mexiko. Wir finden dies weltweit... Machen 
Sie sich also keine Sorgen um Mexiko. Es geht um das ganze 
Weltsystem. Die Leute müssen sich dieser Tatsache bewußt wer- 
den. Es ist kein Problem von Mexiko. Es ist ein Problem von New 


York.« 


Seit mehreren Jahren schon ver- 
gleicht LaRouche das Weltwäh- 
rungssystem mit der »Titanic« 
und hat die Regierungen der Welt 
darauf hingewiesen, daß sie gut 
beraten wären, das Schiff zu ver- 
lassen, während noch Zeit dazu 
ist, anstatt die Stühle auf Deck hin 
und her zu schieben. LaRouches 
Hinweise wurden ignoriert und es 
begann Wasser in die »Titanic« zu 
fließen. Orange County ist nur ei- 
nes der Lecks, Mexiko ein ande- 
res. Es wird noch viele mehr ge- 
ben. Die unvermeidliche Tatsache 
ist, daß die »Titanic« dabei ist, zu 
sinken. 


Mexikos »Sicherheits- 
ventil« ist losgegangen 


Daß in Mexiko das Sicherheits- 
ventil losgehen würde, war nur ei- 
ne Frage der Zeit. Das Land war 
das erste Modell der internationa- 
len Finanziers für »Freihandels- 
formen« und »Handelsliberali- 
sierung«, Privatisierung und 
Schuldenumorganisation seit 
dem Jahre 1989, als der in Har- 
vard ausgebildete Carlos Salinas 
de Gortari die Präsidentenschaft 
übernahm. Das nordamerikani- 
sche Freihandelsabkommen soll- 
te der krönende Erfolg des 
»Wirtschaftswunders« von Sali- 
nas sein und wurde auf dem Gip- 
fel Nord- und Südamerikas, der in 
Miami nur drei Wochen vor dem 
Crash stattfand, als solcher pro- 
pagiert. 


Und doch war die Auswirkung 
dieser von den Banken auferleg- 
ten »Reformen« ein kompletter 
Zusammenbruch der Fertigung 
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Leute, die sich an die Zeit erin- 
nern, als es noch Dampfmaschi- 
nen gab, werden sich auch daran 
erinnern, daß die Dampfmaschi- 
nen ein Sicherheitsventil besaß 
und wenn der Druck im Tank zu 
groß wurde, entwich Dampf über 
dieses Ventil, damit der Tank 
nicht in die Luft flog. Im Jahre 
1982 beschlossen die US-Regie- 
rung und andere, sich auf das 
Dampfventil zu setzen und so ist 
Mexiko seither langsam aber si- 
cher explodiert und jetzt ist das 
Sicherheitsventil einfach losge- 
gangen.« 


Mexiko ist finanziell bankrott. 
Die internationalen Reserven, die 
Anfang 1994 bei schätzungswei- 
se 27 Milliarden Dollar standen, 
sind in den letzten zehn Monaten 
konstant untergraben worden. In 


Mexikos Präsident Ernesto Zedillo. Er versucht mit den Pro- 
blemen des ständig weiter fallenden Peso und den Schulden 


fertig zu werden. 


und Infrastruktur Mexikos, ein 
starker Anstieg der Arbeitslosen- 
ziffern und ein Absinken des 
Nahrungsmittelverbrauchs; ins- 
gesamt also eine Ausplünderung 
der Volkswirtschaft, um Mexikos 
riesige Außenschuld zu bezah- 
len. 


Wie LaRouche es beschreibt, »hat 
es im Jahre 1982 in Mexiko einen 
Crash gegeben, den ich vorherge- 
sagt hatte, doch die Leute haben 
es nicht beachtet und es hat sie 
erwischt. Sie dachten, sie könnten 
den Deckel draufhalten. Die 


den Tagen vor und nach der Pe- 
so-Abwertung am 20. Dezember 
eröffnete Finanzminister Jaime 
Serra Puche, daß die Auslandsre- 
serven auf ein alarmierendes Ni- 
veau von 6,5 Milliarden Dollar 
gesunken sind, das kaum aus- 
reicht, um die Importe eines Mo- 
nats abzudecken. 


Mexikos derzeitiges Kontokor- 
rentdefizit wird für das Jahr 1994 
wahrscheinlich knapp über 29 
Milliarden Dollar erreichen. Wie 
die Medien im April 1993 mein- 
ten: »Die Regierungspolitik im 


Hinblick auf das Kontokorrentde- 
fizit besteht einfach darin, die 
Zinssätze sehr hoch zu halten. Es 
ist zweifelhaft, wie lange das 
Spiel mit dieser Maßnahme allein 
noch laufen kann. Es ist zuneh- 
mend wahrscheinlich, daß Sali- 
nas gezwungen sein wird, den Pe- 
so abzuwerten - eine Maßnahme, 
die er verzweifelt versucht hat, zu 
vermeiden, da sie den Mythos 
vom »mexikanischen Modell« 
zerstören und die Außenschuld- 
Krise des Landes wieder in den 
Mittelpunkt rücken wird.« 


Wie sich herausstellt, oblag es 
dem neu in sein Amt eingeführten 
Präsidenten Ernesto Zedillo, den 
Stopfen zu ziehen. Der mexikani- 
sche Peso war bereits um schät- 
zungsweise 40 Prozent abgewer- 
tet worden und fällt immer noch 
weiter, während die Dollarflucht 
aus dem Land eingesetzt hat. 


Das »Wall Street Journal« klagte 
am 27. Dezember, daß die Abwer- 
tung »zu weiteren starken Erhö- 
hungen in den Kosten für die Be- 
dienung von Brady-Bonds und 
kurzfristigen Schulden in Mil- 
liardenhöhe, die auf Dollar lau- 
ten, führen könnte. Vor der Ab- 
wertung zahlte Mexiko sieben 
Milliarden Dollar pro Jahr an 
Schuldendienst. Auf welche Zah- 
len dieser Betrag auch steigen 
wird, es besteht kaum Zweifel 
daran, daß Mexiko nicht in der 
Lage sein wird, ihn zu bedienen. 


Banken in 
Schwierigkeiten 


Im September 1994 hieß es über 
die ernste Notlage des mexikani- 
schen Bankensystems, dessen 
Schuldenportfeuille bis zum Juni 
1994 das einbezahlte Kapital der 
Banken selbst überschritten hatte. 
Ihre Zahlungsfähigkeit zeigt sich 
in einer Reihe von Minikrisen wie 
dem Skandal der Banco Uniön- 
Banco Cremi und in der Tatsache, 
daß die Banken zunehmend zu 
Aktienbrokern geworden sind, 
die mehr Energie auf Spekulatio- 
nen verwenden als auf die tradi- 
tionellen Bankgeschäfte. 


In den ersten sechs Monaten des 
Jahres 1994 erhöhten die mexika- 
nischen Banken ihre Anteile am 
Aktienmarkt um 33 Prozent, der 
damit fast 21 Prozent der Gesamt- 
aktiva des Bankensystems aus- 
macht. Wie die Londoner »Finan- 
cial Times« am 28. Dezember 
meinte: »Ein großer Teil des der- 


zeitigen Kapitals der mexikani- 
schen Banken befindet sich ent- 
weder auf dem mexikanischen 
Aktienmarkt - der im Jahre 1994 
um mehr als 50 Prozent im Dol- 
larwert gesunken ist — oder in 
langfristigen Staatsanleihen, de- 
ren Wert ebenfalls stark gesunken 
1st.« 

Die Zinssätze für wechselseitige 
Bankenkredite stiegen von 20 auf 
40 Prozent in einer Nacht. Und da 
die meisten Bankenkredite varia- 
ble Zinssätze haben, wird der 
Zahlungsverzug bei Kreditkarten, 
Hypotheken und KFZ-Krediten 
wahrscheinlich in die Höhe 
schnellen. 


Das »Wall Street Journal« mein- 
te: »Die mexikanischen Banken 
sind bereits vollgestopft mit un- 
einbringlichen Schulden und kön- 
nen sich kaum mehr weitere lei- 
sten.« Die »Financial Times« füg- 
te hinzu, daß der staatliche Ban- 
kenversicherungsfonds unterka- 
pitalisiert ist, nachdem er in den 
letzten sechs Monaten zwei Ban- 
ken aus der Patsche geholfen hat. 


Dann ist da natürlich die Frage 
der Investitionen. Bei mehr als 
zwei Drittel der ausländischen 
Investitionen, die in den letzten 
drei Jahren nach Mexiko geflos- 
sen sind, handelte es sich um Ka- 
pitalanlagen in Wertpapieren 
durch Investmentfonds und Pri- 
vatpersonen, plus Depoteinnah- 
men — das heißt spekulative In- 
strumente, die nicht zur Schaf- 
fung neuen Vermögens irgend- 
welcher Art führen. Alle diese In- 
vestitionen sind äußerst unbestän- 
dig und wie das »Wall Street 
Journal« vor kurzem meinte, »er- 
möglichen es Investoren, rasch 
mit ihren Füßen abzustimmen«. 


Die Lösung bedeutet 
weitere Ausplünderung 


Ein Beispiel dafür ist der 30 Mil- 
liarden Dollar Markt an mexika- 
nischen »tesobonos«, Schuldver- 
schreibungen in Dollar, die sich 
vorwiegend in ausländischem Be- 
sitz befinden. Den Salomon Bro- 
thers zufolge werden ungefähr 
5,2 Milliarden Dollar aus diesen 
Fonds in den nächsten sechs Wo- 
chen fällig und 10,5 Milliarden 
Dollar in den nächsten sechs 
Monaten. Die mexikanische Re- 
gierung hatte gehofft, ihre Ver- 
pflichtungen durch den Verkauf 
neuer Bonds decken zu können. 
Doch bei einer der letzten Regie- 
rungsauktionen, in der es um fäl- 


lig werdende »tesobonos« in Hö- 
he von 774 Millionen Dollar ging, 
wurden kurzfristige Papiere im 
Wert von nur 27,6 Millionen Dol- 
lar verkauft, rund vier Prozent 
dessen, was die Regierung brauch- 
te. 


Gerüchte über einen Plan der 
Banco de Mexico, die fällig wer- 
denden Bonds um drei Jahre zu 
verlängern, haben unter den 
mexikanischen Banken bereits 
Panik ausgelöst und sie warnen 
davor, daß dies zu einer ernsten 
Krise im Bankensystem führen 
würde, da die Banken die meisten 
ausländischen Kredite bekom- 
men haben, weil sie ihre »tesobo- 
no«-Anteile als Sicherheit be- 
nutzt haben. Eine erzwungene 
Verlängerung der Bonds würde 
bedeuten, daß die Kreditverträge 
der Banken neu ausgehandelt 
werden müßten. 


Die internationalen Finanzzent- 
ren drängen hart darauf, die Krise 
in Mexiko einzudämmen und so- 
wohl der Internationale Wäh- 
rungsfonds als auch die Regie- 
rung Clinton werden dringend 
gebeten, in irgendeiner Form zu 
helfen. Doch die »Lösungen« be- 
deuten eine weitere Ausplünde- 
rung Mexikos. Das »Wall Street 
Journal« hat es in seinem Leitarti- 
kel am 28. lakonisch ausgedrückt, 
als sie einen Verkauf der nationa- 
len Aktiva verlangten, um das 
schwindende »Vertrauen der In- 
vestoren« wiederherzustellen. Der 
freie Fall des mexikanischen Pe- 
so, hieß es in dem Leitartikel, 
wird erst dann aufhören, wenn die 
mexikanische Regierung und die 
Zentralbank »klarmachen, daß sie 
die Aktiva verkaufen werden, bis 
der Wert des Pesos wieder gestie- 
gen ist«. 


Die »Financial Times« drückte 
sich noch genauer aus und be- 
stand darauf, daß Mexiko seine 
nationale Ölgesellschaft Pemex 
mit in den Verkauf einbezieht, 
wenn es die »Glaubwürdigkeit« 
wieder zurückerlangen wolle: 
»Das deutlichste Signal, das das 
Land setzen könne, wäre die An- 
kündigung von Plänen zur Priva- 
tisierung der ineffizienten Staats- 
monopole auf dem Gebiet der 
Elektrizität und der Energie.« 


Schock wellen treffen 
Lateinamerika 


Während die Pesoabwertung in 
der mexikanischen Wirtschaft in 


Form von Preis- und Zinserhö- 
hungen, Bankenschließungen, ver- 
längerten »Ferien« und weitver- 
breiteter Panik bereits spürbar ist, 
gehen die Auswirkungen weit 
über Mexiko hinaus. 

Auf amerikanischer Seite kon- 
zentrierte sich die unmittelbare 
Sorge auf eine mögliche Massen- 
liquidierung der Investmentfonds 
zum Ende des Jahres 1994. Seit 
der Peso-Abwertung am 20. De- 
zember haben diese Fonds in 
Mexiko durchschnittlich 21 Pro- 
zent ihres Wertes verloren. Die 
»New York Times« berichtete am 
27. Dezember, daß US-Investoren 
in Mexiko im gleichen Zeitraum 
bei mexikanischen Aktien und 
Fonds acht bis zehn Milliarden 
Dollar verloren haben. US-Ban- 
ken haben Mexiko Kredite in Hö- 
he von 21 Milliarden Dollar ge- 
währt und sie zerbrechen sich den 
Kopf darüber, wie Mexiko diese 
Kredite bedienen will. Wie ein 
US-Wirtschaftsexperte es formu- 
lierte: »Die Auswirkungen eines 
hohen Ausfalls südlich der Gren- 
ze werden im ganzen Finanzsy- 
stem der USA spürbar werden.« 


Doch die Schockwellen haben 
auch Lateinamerika hart getrof- 
fen. Argentinien mit seinem ho- 


hen Handelsdefizit leidet unter 
der Kapitalflucht, einem Kurs- 
sturz auf dem Aktienmarkt in 
Buenos Aires, Krisen in zehn 
Banken und Gerüchten über eine 
Abwertung nach den Präsident- 
schaftswahlen im Mai dieses 
Jahres. 

Auch in Brasilien ist große Panik 
ausgebrochen und die Zentral- 
bank dort mußte mindestens 
zehnmal auf den Devisenmärkten 
eingreifen, um einen Anstieg im 
Wert des Dollar einzudämmen. In 
den Tagen der Abwertung in 
Mexiko hat es eine Kapitalflucht 
in Höhe von schätzungsweise 
1,5 Milliarden Dollar gegeben. 
Und darüber hinaus? Im »Wall 
Street Journal« hieß es am 
28. Dezember, daß »die Kräfte, 
die die mexikanische Regierung 
gedrängt haben, die Wirtschafts- 
politik abrupt zu verändern und 
den Peso vom Dollar zu lösen... in 
unterschiedlichem Ausmaß auch 
in Rußland, Ungarn, Polen, in der 
Türkei und auch in China, Malay- 
sia und anderen rasch wachsen- 
den Volkswirtschaften in Südost- 
asien vorhanden sind.« 

Wie LaRouche zusammenfaßte: 
»Das ist das Ende einer geschicht- 
lichen Periode. Es ist alles vor- 
über. Vergeßt es. Es ist vorbei.« U 


Was tun bei 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose tun? 
Wo kann man sich informieren? 
Auf diese häufigen Fragen will 
die Deutsche Arthrose-Hilfe 
e.V. mit Sitz in Frankfurt fun- 
dierte Antworten geben. Zu- 
sammen mit dem Förderkreis 
Arthroseforschung gibt sie eine 
neue _Informationszeitschrift 
mit Namen „Arthrose-Info“ 
heraus, deren fünfter Jahrgang 
jetzt vollständig vorliegt. 

In den übersichtlichen Heften, 
die vierteljährlich erscheinen, 
werden praktische Tips und 
Empfehlungen zu allen Fragen 


der Arthrose gegeben. In leicht 
verständlichen und interessan- 
ten Darstellungen wie „Was ist 
Arthrose?“ oder „Praktische 
Tips bei Arthrose der Knie, der 
Hände, der Hüften ... usw.“ 
werden gleichzeitig die Grund- 
sätze dieser Gelenkveränderun- 
gen anschaulich erläutert. 

Ein kostenloses Exemplar kann 
angefordert werden bei: Deut- 
sche Arthrose-Hilfe e.V., Post- 
fach 110551, 60040 Frank- 
furt/Main. (Bitte eine 1-DM- 
Briefmarke als Rückporto 
beifügen.) 


Rußland 


Wirtschafts- 
reformen 
schüren 
Tschetsche- 
nien-Krise 


In einer Fernsehansprache des russichen Präsidenten Boris 
Jelzin wurde deutlich, daß die russiche Militärintervention in 
Tschetschenien, die am 11. Dezember 1994 begann, noch nicht so 
bald zu Ende sein wird. Jelzin kündigte eine Eskalation der rus- 
sichen Offensive mit dem offen genannten Ziel, die tschetscheni- 
sche Hauptstadt Grosny zu erobern, an. 


»An verschiedenen Stellen haben 
Einheiten der bewaffneten russi- 
schen Streitkräfte Konzentratio- 
nen illegaler, bewaffneter Auf- 
stellungen zusammen mit deren 
schwerer Militärausrüstung ver- 
nichtet. Die Aktivität dieser 
Banden, die Widerstand aufbau- 
en, werden auch in Zukunft bru- 
tal unterdrückt werden«, sagte 
Jelzin. Er fügte hinzu, daß 
»Grosny in unmittelbarer Zu- 
kunft« von »kriminellen Elemen- 
ten« befreit werde. 


Folgen weitere russische 
Strafmissionen? 


Jelzin lieferte eine Rechtferti- 
gung für die Intervention, die jeg- 
lichen Zweifel über seine 
Absicht, den tschetschenischen 
Separatismus, koste es was es 
wolle und ungeachtet der 
Konsequenzen, zu zerstören, 
beseitigte. Er erklärte, daß »kein 
Territorium das Recht habe«, die 
russische Föderation zu verlassen 
und daß die Militärintervention 
»zur Erhaltung der Integrität der 
russischen Föderation« nötig sei. 
Er bezeichnete das tschetscheni- 
sche, separatistische Regime von 
General Dzhokhar Dudajew als 
»illegitim«, das auf einem Präsi- 
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denten basiert, der durch Wahlen 
an die Macht kam, »ın denen die 
russische Verfassung verletzt 
worden ist«. 


Unter Dudajew ist Tschetsche- 
nien zu »einem Zentrum von 
Kriminellen und sämtlichen 
extremistischen und nationalisti- 
schen Kräften« geworden. Er 
sagte, daß jetzt, wo die »erste 
Phase der Beilegung der Krise in 
Tschetschenien« vorüber und die 
Grenzen verriegelt seien, keine 
Waffen, Drogen und andere 
Kontrabande mehr nach Rußland 
geschmuggelt werden könne. 


Jelzin öffnete die Tür für mögli- 
che russische »Straf«-Missionen 
gegen nicht russische ehemalige 
Sowjetrepubliken in der Zukunft. 
Er nannte die tschetschenischen 
Rebellen »Banditen«, denen 
»von Söldnern aus den Ländern 
des Baltikums und aus Asser- 
baidjan geholfen wird«. 


Wie man in vielen Teilen des rus- 
sichen Militärs weiß und auch 
darauf hingewiesen hat, wird es 
für Rußland in Tschetschenien 
keinen raschen Sieg geben. Die 
Tschetschenen werden von ihren 
Hochburgen in den Bergen aus 
einen sich in die Länge ziehen- 


den Guerillakrieg gegen die rus- 
sische Armee führen. Der tschet- 
schenische Präsident Dudajew 
hat dies gesagt und die Tsche- 
tschenen, die auf eine jahrzehnte- 
lange Tradition des bewaffneten 
Widerstands gegen das zaristi- 
sche Rußland des 19. Jahr- 
hunderts zurückblicken, sind 
bewaffnet und bereit, dem Ruf zu 
folgen, wie der heftige Wider- 
stand zeigt, den sie bis jetzt gelei- 
stet haben. 


Ausbreitung des Krieges 
über den Kaukasus 


Außerdem löst der Krieg in 
Tschetschenien unter den ande- 
ren moslemischen Völkern wie 
den Dagestanen und Inguschen, 
die in den Bergen des russischen 
Nordkaukasus leben, bereits wei- 
tere Revolten aus. Kurz gesagt, 
Rußland steht vor einem sich in 
die Länge ziehenden Krieg in der 
Region. 


Das russische Militär ist sich die- 
ser Gefahr sehr stark bewußt. In 
einer kaum bemerkten Darlegung 
am gleichen Tag wie Jelzins 
Rede verkündete das russische 
Verteidigungsministerium, daß 
schwere Truppen und Panzer- 
verstärkungen entsendet würden, 
um die russischen Streitkräfte in 
den Regionen des nördlichen 
Kaukasus wie Dagestan und 
Inguschen im Hinblick auf einen 
dortigen, bewaffneten Wider- 
stand zu verstärken. 


Inoffiziell wurde der Konflikt 
bereits internationalisiert. Am 
27. Dezember 1994 berichtete 
das russische Radio von der 
Gefangennahme zweier jordani- 
scher Söldner in Tschetschenien 
durch russische Truppen und die 
Tageszeitung »Iswestia« berich- 
tete, daß »islamische« Söldner 
aus Afghanistan, Ägypten, 
Jordanien, Iran, Saudi Arabien 
und Pakistan in die jüngsten 
Kämpfe dort verwickelt seien. 
»Iswestia« fügte hinzu, daß 
Tschetschenien ein Zentrum für 
»islamische« extremistische Or- 
ganisationen geworden sei wie 
der Grey Wolves, Hamas und die 
moslemische Bruderschaft. 


Später am 27. Dezember appel- 
lierte Dudajew in einer provoka- 
tiven Reaktion auf Jelzin im tür- 
kischen Fernsehen an die Türkei 
und bat um Waffenlieferungen 
an die Tschetschenen, unter 
anderm auch Flugzeuge, und 


meinte: »Gebt mir die Flugzeuge 
und ich werde Moskau bomba- 
dieren.« Während diese Aus- 
sichten ausgeschlossen werden 
können, so steht die Ausbreitung 
des Krieges auf den ganzen 
Kaukasus doch unmittelbar 
bevor. 


Die Reaktion 
in Moskau 


Doch die Bedeutung des Kon- 
flikts in Tschetschenien liegt nicht 
im Kaukasus, sondern in Mos- 
kau. Das Scheitern einer raschen 
heuere Auswirkungen für die 
russische Regierung und den Teil 
des Militäirkommandos um Ver- 
teidigungsminister Pavel Grach- 
ow haben, der mit Jelzin am eng- 
sten verbunden ist. Eine Rück- 
wirkung gegen ein »zweites 
Afghanistan« könnte die Position 
Jelzins selbst gefährden. 


Und was noch wichtiger ist - dies 
wird sich vermischen mit der 
Wut, die sich in Rußland im 
Laufe des vergangenen Jahres 
gegen die Tatsache aufgebaut 
hat, daß Rußland sich selbst zu 
einer Kolonie des Internationalen 
Währungsfonds gemacht hat und 
drei Jahre lang die IWF-Politik 
durchsetzte, die die Wirtschaft 
und den Lebensstandard der 
Bevölkerung zugrundegerichtet 
hat. 


Die Situation in Rußland wurde 
vor kurzem von einem amerikani- 
schen Politiker so beurteilt: »Die 
Tatsache, daß die Reformpolitik, 
die Margaret Thatcher und 
George Bush Osteuropa, ein- 
schließlich der ehemaligen Sow- 
jetunion, Rußland, der Ukraine 
und so weiter auferlegt haben, 
hat ihre komplette Idiotie und 
Inkompetenz bewiesen und einen 
Zusammenbruch herbeigeführt, 
der als Tendenz in Polen, Ungarn 
und anderswo in manchen Fällen 
zur Rückkehr der kommunisti- 
schen Parteien führt, doch auf 
jeden Fall zu einer wirklich 
gewalttätigen Reaktion in Ruß- 
land selbst.« 


»Während die Entwicklung in 
Tschetschenien also bedeutend 
ist — der Rückschlag gegen das 
Regime ist bedeutend, die Gefahr 
eines sich in die Länge ziehenden 
Guerillakrieges in der Region ist 
bedeutend, ein weiterer Krieg im 
Kaukasus -, ist das wichtige hin- 
gegen, daß die Reformen, die 


Boris Jelzin (rechts) hat 
sich völlig den von John 
Major (links) vertretenden 
Interessen der City of Lon- 
don unterworfen. 


Politik, die von Margaret 
Thatcher, Georg Bush und den 
Freihandels-Fanatikern auferlegt 
wurde, der ganzen Welt ins 
Gesicht zurückschlägt und zu 
einer gefährlichen, strategischen 
Situation führen kann, wenn wir 
sie nicht unter Kontrolle bekom- 
men.« 


Der Krieg 
im Kaukasus 


Noch vor Weihnachten deuteten 
die Anzeichen darauf hin, daß die 
russische Militärintervention in 
Tschetschenien einen Krieg im 
ganzen Kaukasus auslösen wür- 
de. Im Westen und Osten gren- 
zen zwei russischen Regionen — 
Inguschen und Dagestan — an 
Tschetschenien an, deren Be- 
völkerung Moslems sind. Beide 
Regionen werden als Bereit- 
stellungsraum für die russischen 
Streitkräfte, die nach Tschetsche- 
nien einmarschieren, genutzt. In 
beiden Fällen haben sich Scharen 
inguschischer und dagestani- 
scher Frauen an den Grenz- 
übergängen versammelt, um eine 
Menschenblockade gegen vor- 
rückende russische Panzerko- 
lonnen zu bilden. Diese Ak- 
tionen und der bewaffnete Wi- 


derstand durch tschetschenische 
Streitkräfte sowie Schnee und 
winterliche klimatische 
Bedingungen zusammengenom- 
men haben dazu beigetragen, 
daß die russischen Streitkräfte 
hinter ihren Zeitplan zurückfie- 
len. Die Russen mußten diese 
Verzögerungen akzeptieren, 
weil ein Massaker an Frauen von 
Inguschen und Dagestanen auch 
einen bewaffneten Widerstand 
der Massen in diesen Regionen 
ausgelöst hätte. 


Das Ergebnis war, daß noch 
nicht einmal das erreicht wurde, 
was als erste Phase der russi- 
schen Militäroperation geplant 
gewesen war: die Einkesselung 
der tschetschenischen Haupt- 
stadt Grosny bis zum Abend des 
13. Dezember. Bis zum 28. 
Dezember war dies immer noch 
nicht erreicht. Die zweite Phase 
der Operation sollte die In- 
besitznahme von Grosnyj sein. 


Darauf wurde von Jelzin in sei- 
ner Ansprache hingewiesen, 
ebenso wie in einer Erklärung, 
die am gleichen Tag von Nikolai 
Yegorov, dem stellvertretenden 
Premierminister, der von Jelzin 
mit der Überwachung der Ope- 
ration beauftragt worden war, 
abgegeben worden ist. Yegrov 
erklärte, daß im Hinblick auf 
Grosnyj »Militäroperationen zur 
Wiederherstellung der Ordnung 
in Kürze zuende gehen werden«. 
Das militärische Problem hier 
sei unlösbar. Die russische 


Armee könne, objektiv gesagt, 
Grosnyj einnehmen. Die politi- 
schen Kosten der Operationen 
wären in Moskau jedoch unge- 
heuer hoch. Grosnyj könne erst 
nach Überwindung eines hefti- 
gen tschetschenischen Wider- 
standes genommen werden, der 
einen starken Einsatz von Ar- 
tillerie und Bombardierung aus 
der Luft erforderlich machen 
würde, um diesen Widerstand zu 
brechen. Grosnyj könne nur mit 
hohen Einbußen in der russi- 
schen Armee, sprich vielen 
Toten und Verwundeten, einge- 
nommen werden und das allein 
wird zu großen politischen Un- 
ruhen führen. Wenn die Stadt 
gestürmt wird, in der die russi- 
sche Bevölkerungsminderheit 
Tschetscheniens konzentriert ist, 
so wird das außerdem zu sehr 
hohen Verlusten unter den russi- 
schenn Zivilisten führen. 


Der Machtkampf 
in Moskau 


Der Krieg in Tschetschenien hat 
in der russischen Regierung und 
im Militärkommando einen 
offenen, rasenden politischen 
Kampf ausgelöst. Der erste offe- 
ne Bruch in der Regierung 
wurde am 14. Dezember zum 
Thema Sturm auf Grosnyj sicht- 
bar. Der russische stellvertreten- 
de Premierminister Yegorow, 
der auch Nationalitäten-Minister 
ist, sagte in einem Fernsehinter- 
view, daß Grosnyj bald einge- 


kesselt sei und daß nur die 
Kapitulation der Dudajew- 
Streitkräfte in der Stadt ein 
Blutbad verhindern könne. Da- 
mit wiederholte er die Erklärung 
des russischen Außenministers 
Andrei Kozyrew vom Vortag, 
daß Rußland alle erforderlichen 
Kräfte einsetzen werde, um 
Tschetschenien in die Knie zu 
zwingen. 


Am gleichen Tag widersprach 
Valeri Grishin, ein Mitglied des 
Stabs von Premierminister Vik- 
tor Schernomydrin, dem stell- 
vertretenden Premier Yego- 
row und erklärte, Grosnyj würde 
nicht gestürmt, weil es »schließ- 
lich eine dicht bevölkerte, russi- 
sche Stadt sei«. 


Am allerwichtigsten ist der 
Kampf, der im Militärkomman- 
do wütet. Der Generalstab, dar- 
unter sein Führer, General Mik- 
hail Kolesnikov, und viele ande- 
re, hochrangige Befehlshaber, 
sind bezüglich der militärischen 
Intervention gegen Verteidi- 
gungsminister Grachow. Diese 
Opposition wurde erstmals 
publik, als der stellvertretende 
Verteidigungsminister, General 
Boris Gromov, ein paar Tage 
vor Beginn der Intervention in 
der Duma das Wort ergriff — was 
erstmals geschah — und vor einer 
Invasion warnte, da dies zu einer 
Situation in der Region füh- 
ren würde, die »schlimmer als 
Afghanistan« wäre. 


Gromov sprach als inoffizieller 
»Weichensteller« für höhere 
militärische Figuren, nämlich 
die Führung des Generalstabs. 
Sonst hätte er solchen Auße- 
rungen nicht ungestraft entkom- 
men können. 


Dann, am 22. Dezember, brach 
die Hölle los, als die Nach- 
richtenagentur Itar-Tass berich- 
tete, daß Grachow einen seiner 
stellvertretenden Verteidigungs- 
minister, Generaloberst Georgi 
Kondratyev, und die drei rangäl- 
testen Offiziere des Militär- 
bezirks des Nördlichen Kauka- 
sus — Bezirkskommandeur Ge- 
neraloberst Aleksei Mityukhin, 
seinen ersten Stellvertreter, 
General Shirindin und seinen 
Stabschef, General Potapov — 
gefeuert hat. Das Verteidigungs- 
ministerium versuchte zunächst 
die Tass-Story zu dementieren, 
doch veröffentlichte später ein 
schwaches Dementi, das einer 
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Bestätigung gleichkam, indem 
sie sagten, die Story »kann bis 
jetzt nicht bestätigt werden«. 


Die Opposition 
im Militär 


Die andere wichtige Entwick- 
lung war der Rücktritt von 
Generaloberst Eduard Vorobyov 
als stellvertretender Oberbefehls- 
haber der russischen Boden- 
streitkräfte, der dagegen prote- 
stierte, von Grachow das Kom- 
mando über die Operation in 
Tschetschenien erhalten zu 
haben. Der Rücktritt als solcher 
wurde von Sergei Yushenkov, 
dem Vorsitzenden des Verteidi- 
gungsausschusses der Duma, 
bestätigt, der selbst ein heftiger 
Gegner der Militärintervention 
ist. Yushenkov konnte jedoch 
nicht sagen, ob Grachow den 
Rücktritt akzeptiert hatte und bis 
zum Morgen des 28. Dezember 
hatte es von Grachow noch kei- 
nerlei Kommentar in der An- 
gelegenheit gegeben. 


Wie tief der Bruch auf der höch- 
sten Ebene des Verteidigungs- 
ministeriums ist, zeigte sich am 
26. Dezember, als Tass berichte- 
te, daß Jelzin in Abstimmung 
mit Grachow Erlasse aufgestellt 
hatte, denen zufolge drei stell- 
vertretende Verteidungsminister 
— General Kondratyev, General 
Gromov und General Mironov — 
gefeuert werden sollten. Diese 
Erlasse müssen nun von Jelzin 
unterzeichnet werden, um in 
Kraft zu treten. 


Die Opposition im Militär 
erstreckt sich bis in die russi- 
schen Luftdivisionen hinein. Es 
wird bereits von Generalmajor 
Ivan Babichev berichtet, dem 
bei dem Verstoß nach Tschet- 
schenien das Kommando entwe- 
der entzogen worden sein soll 
oder dem damit gedroht wurde, 
ihm das Kommando zu entzie- 
hen, nachdem er den Vorstoß 
stoppte und ausdrücklich sagte, 
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daß er niemals den Befehl ertei- 
len würde, auf Zivilisten zu feu- 
ern und daß er es, um das zu ver- 
meiden, ablehnen würde, weiter 
vorzustoßen. 


Vor seinem Kommando einer 
Maschinengewehrdivision in 
Tschetschenien hatte Babichev 
eine in Pskov stationierte Luft- 
division kommandiert. Seine 
Versetzung von Pskov nach 
Tschetschenien bestätigt die 
Tatsache, daß er in Opposition 
zu Grachow stand, bevor der 
Krieg in Tschetschenien begann. 
Einem Bericht in der Zeitung 
»Sevodnya« zufolge hat schließ- 
lich auch der stellvertretende 
Befehlshaber der russischen 
Luftlandetruppen, General Chin- 
darov, seine Oppostion gegenü- 
ber der Intervention in Tschet- 
schenien zum Ausdruck ge- 
bracht. 

Diese öffentliche Opposition 
und Gehorsamverweigerung mi- 
litärisch ausgedrückt ist beispiel- 
los in Rußland und zeigt, daß in 
Moskau ein massiver Macht- 
kampf wütet. 


Ein Sturm 
im Anmarsch 


Ein weiteres Zentrum des 
Widerstandes gegenüber der 
russischen Militärintervention 
ist die russische Duma. Die 
Reaktion der Duma war bisher 
gedämpft aufgrund der Tat- 
sache, daß sie Jelzin keinen 
Vorwand zur Auflösung des 
Parlaments geben wollen, womit 
sich der Angriff auf das 
Parlament im Oktober 1993 wie- 
derholen würde. Die Kräfte in 
der Duma wollen das gegenwär- 
tige, korrupte Regime stürzen, 
doch sie wollen das, wenn über- 
haupt möglich, durch den nor- 
malen politischen Prozeß von 
Wahlen erreichen und damit ver- 
meiden, daß das gegenwärtige 
Regime eine gewalttätige Wende 
nimmt. 


Diese Erwägung wurde von 
Beobachtern angestellt. Wenn 
das russische Volk nicht zuver- 
sichtlich ist, daß die Präsident- 
schaftswahlen und andere Wah- 
len, die in ein paar Jahren statt- 
finden sollen, tatsächlich wie 
geplant stattfinden werden, 
könnte die Frustation in nächster 
Zeit sehr explosive Ergebnisse 
hervorrufen. Wenn die Duma 
nicht aufgelöst und das Wahl- 
verfahren eingehalten wird, 


dann ist es wahrscheinlich, daß 
man die Frustration gegenüber 
den Reformen in jene politische 
Kanäle einer ordnungsgemäßen 
Auswahl der Regierung und in 
den parlamentarischen Prozeß 
leiten kann. Sollte Jelzin die 
Duma auflösen oder die Wahlen 
— unter welchem Vorwand auch 
immer — verschieben, könnte das 
eine sehr gefährliche Situation 
kreieren. 

Mit diesem vollen Wissen hat 
die Duma mit einer überwälti- 
genden Mehrheit von 289 zu 
4 Stimmen eine Resolution ver- 
abschiedet, in der das Verhalten 
des Präsidenten und der 
Regierung im Tschetschenien- 
Konflikt als »unbefriedigend« 
bezeichnet wurde. Eine härtere 
Sprache wurde jedoch eindeutig 
vermieden. Der Präsident und 
die Regierung wurden aufgefor- 
dert, »alle verfügbaren existie- 
renden Mittel« für eine »politi- 
sche und legale« Lösung des 
Konflikts auszuschöpfen. In der 
Revolution hieß es, man solle 
die tschetschenischen Grenzen 
abriegeln, um zu verhindern, daß 
bewaffnete Einheiten und 
Waffen ins Land kommen. 


Gehorsam gegenüber 
den Interessen 
der Briten 


Die Duma setzte diese Taktik 
am 23. Dezember fort und 
genehmigte in der ersten Lesung 
— die nicht bindend ist — den 
Haushaltsentwurf der Regierung 
für das Jahr 1995. Dadurch 
wurde zunächst die endgültige 
Auseinandersetzung über den 
Haushalt vertagt. 


Die politischen Kriege werden 
in Moskau deshalb nicht 
abkühlen. Die Resolution der 
Duma vom 14. Dezember ent- 
hielt eine Klausel, in der die 
Anderung der »Jelzin«-Ver- 
fassung verlangt wurde, um in 
Zukunft die parlamentarische 
Kontrolle über alle Handlungen 
der Exekutive sicherzustellen. 


Um rechtswirksam zu werden, 
erfordert eine solche Anderung 
der Verfassung eine Zweidrittel- 
mehrheit sowohl in der Duma 
als auch im Oberhaus, dem 
Föderationsrat. 


Jelzin ahnte, daß eine massive 
Reaktion gegen die Operation in 
Tschetschenien und, was noch 
wichtiger ist, gegen die Ge- 
samtheit der katastrophalen und 
kriminellen »Reform«-Politik 
kurz bevorsteht. Er versucht, das 
politische Blutbad auf die 
Regierung zu begrenzen und 
seine eigene Position zu retten. 


Kurz vor dem militärischen 
Schritt in bezug auf Tschet- 
schenien ging er, angeblich für 
eine Nasenoperation, in eine 
Klinik - ein günstiger Zeitpunkt 
— und man hörte erst wieder von 
ihm, als er am 26. Dezember 
wieder auftrat, um ein Treffen 
des russischen Sicherheitsrats 
durchzuführen. Somit wurden 
seine Untergebenen zum Ziel- 
punkt des Angriffs - ein trans- 
parentes und riskantes Ma- 


növer. Die Reaktion auf die 
Zerstörung Rußlands durch ein 
Regime, das sich den bösen, von 
den Briten gelenkten, Interessen 
unterworfen hat, hat nun begon- 
nen. Mi) 


China 


Spiele 


ausländischer 
Spekulanten 


Seit der chinesische Premierminister Li Peng am 21. November 
1994 vor der Möglichkeit eines neuen »Schwarzen Freitags« ge- 
warnt hat, haben sich noch mehr chinesische Führer über den ge- 
fährlichen Zustand des gegenwärtigen Weltfinanzsystems ge- 
äußert. Offizielle Vertreter unternehmen jetzt Schritte, um die 
Derivate-Spekulation zu stoppen, so daß die Macht der City of 
London und der Wall Street in China eingeschränkt wird. 


Solche Schritte wie die Drohung 
führender chinesischer Firmen, 
gegen Lehman Brothers, eine der 
wichtigsten New Yorker Invest- 
mentbanken, eine Gegenklage zu 
erheben, stellen für das interna- 
tionale Finanzkartenhaus eine 
echte Gefahr dar. 


Höheres Handelslimit 
als die Bank von China 


Mitte November verklagten Leh- 
man Brothers Chinas die drei 
größten Handelsfirmen Chinas 
auf 100 Millionen Dollar, nach- 
dem sie — wie ein Lehman-Vertre- 
ter es elegant formulierte — von 
den Firmen wegen Schulden auf- 
grund von Devisen- und Swapge- 
schäften unter der Leitung von 
Lehman »hinters Licht geführt« 
worden waren. Doch am 21. De- 
zember verurteilte Cao Yongfang, 
Präsident einer Tochtergesell- 
schaft der staatlich unterstützten 
China National Metals and Mine- 
rals Import-Export Corporation 
(Minmetals), eine der Firmen der 
»falschen und unfairen Bera- 
tungsdienste auf dem Gebiet des 
Marketing, Trading und der In- 
vestitionen« der Lehman Bro- 
thers. Cao kündigte an, daß er ei- 
ne Hongkonger Zweigniederlas- 
sung einer New Yorker Anwalts- 
firma um die Vorbereitung einer 
Gegenklage gebeten habe. 


»Wir beabsichtigen auf Lehmans 
Anschuldigungen heftig zu rea- 
gieren, die wir als völlig unbe- 
gründet ansehen ... Wir haben un- 
sere Anwälte angewiesen, sämtli- 
che Aspekte der Lehman-Ge- 


schäfte mit unseren Firmen zu 
untersuchen, um Gegenklagen 
anzustrengen.« 


Minmetals Gegenklagen könnten 
Lehmans Klagen um »viele Mil- 
lionen« Dollar übertreffen, sagten 
die Anwälte der chinesischen 
Firma. Die Anwaltskanzlei Kaye, 
Scholer ist auf Prozesse im Zu- 
sammenhang mit Derivaten spe- 
zialisiert. Die Anwälte sagten, 
Lehmans hätten »einen jungen 
und unerfahrenen Mitarbeiter da- 
zu verleitet«, über ein Auslands- 
bankkonto, das von Lehman Bro- 
thers eingerichtet worden war, 
Geschäfte zu tätigen, zu denen er 
nicht befugt war. Der Mitarbeiter, 
ein 31jähriger Mann, erhielt ein 
höheres Handelslimit als die 
Bank von China. Er führte zwei 
Jahre lang Devisengeschäfte 
durch, obwohl der Präsident von 
Minmetal die Genehmigung zur 
Durchführung solcher Geschäfte 
ausdrücklich abgelehnt hatte, 
sagte der Anwalt. In der ganzen 
Zeit verleiteten Lehmans »diesen 
jungen Mann zu zunehmend un- 
angemessenen Geschäften, die 
mit der Art von korrekten Dek- 
kungsgeschäften, die im ge- 
schäftlichen Rahmen von Min- 
metals zulässig waren, in keinem 
Zusammenhang mehr standen«. 


Unipec, eine chinesische Ölhan- 
delsgesellschaft, hat Lehmans 
beschuldigt, eine Publicity-Kam- 
pagne zu initiieren, um Verluste 
wiederzuerlangen, die durch ihr 
»Versagen, die gehörige Sorgfalt 
bei der Durchführung ihrer Ge- 
schäfte walten zu lassen«, verur- 
sacht wurden. 


Andere chinesische Institutionen 
nehmen ebenfalls kein Blatt vor 
den Mund. Ein Sprecher der na- 
tionalen China International Trust 
and Investment Corporation be- 
stätigte am 18. Dezember, daß 
CITIC zwar für eine »vernünftige 
Lösung« des Streits zwischen ih- 
rer Shanghaier Zweigniederlas- 
sung und den Gläubigern an der 
Londoner Metallbörse sei, doch 
das die internationalen Spekulan- 
ten für ihre Verluste in Höhe von 
mindestens 40 Millionen Dollar 
selbst verantwortlich sind. 


In einem Interview mit der amtli- 
chen »China Daily Business 
Weekly« am 18. Dezember sagte 
Xu Shiwei, der Berater der CITIC 
Shanghai: »Ich muß leider darauf 
hinweisen, daß bestimmte auslän- 
dische Kollegen eine Schraube 
locker haben. Mit anderen Wor- 
ten, was sie getan haben, hat in 
gewisser Weise unbeabsichtigt 
oder beabsichtigt dazu beigetra- 
gen, daß so etwas passiert.« 


Korruption und 
illegaler Handel 


Xu sagte, daß der Shanghaier 
CITIC-Niederlassung Kredite ge- 
währt worden sind, die fünf oder 
sechs Mal so hoch waren wie ihr 
Eigenkapital, ohne daß man den 
nationalen CITIC-Hauptsitz da- 
von unterrichtet oder Garantien 
von CITIC gefordert hat. 

»Jeder hätte, wenn er vorsichtig 
genug gewesen wäre, Kredite nur 
im Umfang der Kapazität von 
CITIC Shanghai vergeben dürfen 
und in Übereinstimmung mit Chi- 
nas gesetzlichen Devisenbestim- 
mungen«, meinte Xu. Er sagte, 
vier Mitarbeiter der Shanghaier 
CITIC-Zweigniederlassung, dar- 
unter ihr früherer Chef, seien we- 
gen Korruption und illegalem 
Handel in Untersuchungshaft ge- 
kommen. 


In der gleichen Ausgabe der 
»China Daily« griff Liu Zhiben, 
Generaldirektor des Ministeriums 
für Außenhandel und wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit, Berichte 
in der westlichen Presse an, in de- 
nen gefordert wurde, daß die chi- 
nesische Regierung die Spekula- 
tionsverluste bezahlen solle. Liu 
sagte, die Herstellung dieser 
»dürftigen Verbindung von Fir- 
menstreitigkeiten zur Glaubwür- 
digkeit der Regierung sei ein 
schwach verhüllter Versuch, das 
Image Chinas als Investment- 
magnet zu ruinieren«. 


»Einigen Investoren«, sagte Liu, 
»gefällt die Idee, daß es bedeutet, 
daß man eine sichere Verbindung 
zur chinesischen Regierung ge- 
winnt, wenn man mit chinesi- 
schen staatseigenen Firmen Ge- 
schäfte macht - eine Verbindung, 
die sich als nützlich erweisen 
könnte, wenn der staatseigene 
chinesische Investmentpartner 
Verluste erleidet. Doch die Reali- 
tät der Arrangements sieht doch 
anders aus. Viele Jahre lang sah es 
so aus, daß chinesische Firmen — 
ob staatlich oder in Kollektivbe- 
sitz — untergingen oder selbst 
schwimmen lernen mußten. Die 
Zeiten der starren Zentralplanung 
und Verantwortung für Staatsfir- 
men sind vorüber.« 


Die Regierung ist 
nicht verantwortlich 


London und die Wall Street spie- 
len auch Baseball. Das »Wall 
Street Journal« berichtete, daß 
»ausländische Banken die Kredit- 
vergabe einschränken wollen ... 
bis sich drei chinesische Firmen, 
die von ausländischen Banken 
wegen Verlusten in Höhe von 140 
Millionen Dollar beschuldigt 
werden, die sich im Zusammen- 
hang mit überseeischen Devisen 
ergaben, mit ihren Gläubigern ge- 
einigt haben«. China, die elft- 
größte Handelsnation der Welt, 
»könnte unter Preisänderungen 
und Währungsfluktuationen lei- 
den«. 


Doch ein Experte meinte: »Die 
People’s Bank ist nicht ganz un- 
glücklich über die Situation ... Sie 
hat versucht, eine Menge dieser 
spekulativen Aktivitäten zu stop- 
pen und jetzt tut der Markt es für 
sıe.« 
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Konjunktur 


Wirtschafts- 
aufschwung 
in Eurasien 


Lyndon H. LaRouche 


Im Dezember 1994 veranstaltete das ukrainische Parlament eine 
internationale Wirtschaftskonferenz in Kiew mit dem Titel »So- 
ziale und wirtschaftliche Probleme der Ukraine als Gesellschaft 
im Übergang«. Unter den Rednern waren Vertreter der Europäi- 
schen Kommission, der Internationalen Arbeitsorganisation 
(ILO), der UNO, des Osteuropa-Instituts in München und der 
Weltbank. Der nachfolgende Vortrag von Lyndon H. LaRouche 
wurde auf dieser Konferenz verlesen. 


Zu Anfang möchte ich uns eine 
allen bekannte Wahrheit ins Ge- 
dächtnis rufen: Ein Symptom ist 
nicht die Ursache der Krise, die es 
ausdrückt. Die gegenwärtigen 
Wirtschaftsprobleme der Ukraine 
sind im wesentlichen ein Aus- 
druck der weltweiten Wirt- 
schaftsdepression. Um es deut- 
lich zu sagen: Ein überstrapazier- 
tes, dekadentes, vom Weltwäh- 
rungsfonds (IWF) beherrschtes 
Weltfinanzsystem ist in seine Zu- 
sammenbruchphase eingetreten. 
Unter diesen Umständen kann ei- 
ne vernünftige Wirtschaftspolitik 
nur in einer Kombination von po- 
litischen Richtlinien und Schlüs- 
selprojekten bestehen, die dazu 
dienen, unmittelbar nach der Des- 
integration des IWF-Systems die 
Wirtschaft wieder in Gang zu 
bringen. 


Wie sich jede Epidemie von Pa- 
tient zu Patient unterschiedlich 
äußert, so beeinflußt auch die 
jüngste ukrainische Geschichte 
die besondere Erscheinungsform 
der Epidemie in diesem Land, 
aber die zugrundeliegende Er- 
krankung ist eine weltweite Seu- 
che mit internationalen Ursa- 
chen. 


Ich möchte mich auf drei Punkte 
beschränken, um die globale Kri- 
se zu umreißen, welche die Ukrai- 
ne derzeit erfaßt hat. Erstens der 
augenblicklich stattfindende welt- 
weite Zusammenbruch des IWF- 
Systems; zweitens die politischen 
Maßnahmen, die notwendig sind, 
um in den Ländern, die Opfer die- 
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weltweites nukleares Kondomi- 
nat geeinigt hatten, beschloß eine 
einflußreiche Fraktion des an- 
glo-amerikanischen Finanzkapi- 
tals unter Leitung von Prinz Phi- 
lips World Wildlife Fund (WWF), 
alles zu tun, die Ära des wissen- 
schaftlichen und technischen 
Fortschritts zu beenden. 

In den Jahren 1964 - 1965 vollzog 
sich folgerichtig ein grundlegen- 
der Strukturwandel hin zur soge- 
nannten »nachindustriellen Ge- 
sellschaft«. Zwischen November 
1967, dem britisch gelenkten Ol- 
preisschwindel 1973/74 und der 
nachfolgenden Währungskonfe- 
renz in Rambouillet 1975 wurde 
das Weltwährungs- und -finanz- 
system aus seiner traditionellen 
Wechselbeziehung mit der Güter- 
produktion und der Arbeitspro- 
duktivität herausgelöst. 

Mit der Einführung der vom da- 
maligen amerikanischen Noten- 
bankchef Paul A. Volcker selbst 


Bereits unter Paul A. Volcker als Chef der US-Bundesbank 
verwandelte sich das Währungssystem in einen riesigen 
Spekulationsapparat. 


ses Zusammenbruchs geworden 
sind, die Voraussetzungen für ei- 
nen Wirtschaftsaufschwung zu 
schaffen; und drittens die wich- 
tigsten Infrastrukturvorhaben, 
womit Eurasien die schlimmste 
Krise dieses Jahrhunderts über- 
winden kann. 


Als sich London, Washington und 
Moskau vor 30 Jahren auf ein 


so bezeichneten Politik der »kon- 
trolliertten Desintegration der 
Wirtschaft« verwandelte sich das 
von der Realwirtschaft abgekop- 
pelte Währungs- und Wirtschafts- 
system endgültig in einen riesi- 
gen, rein parasitären Spekula- 
tionsapparat. Die heutigen Fi- 
nanzpraktiken von George Soros’ 
Quantum Fund sind dafür das ex- 
tremste Beispiel. 


Über die beherrschende Rolle des 
IWF und mit ihm verbundener 
Organisationen wurde das gesam- 
te weltweite Handels- und Fi- 
nanzgefüge immer mehr in diese 
Spekulationsblase einbezogen. 
Dieses System ist nun in die End- 
phase seines Zusammenbruchs 
eingetreten. 


Der Kollaps ist bereits im Gange. 
Wann er genau abgeschlossen 
sein wird, steht nicht fest; es kann 
sich um Wochen oder wahr- 
scheinlicher um Monate handeln. 
Nach meiner festen Überzeugung 
steht das Ende kurz bevor, und 
zwar entweder in Form eines 
geordnet ablaufenden Konkurs- 
verfahrens oder eines unberech- 
enbaren Kollapses des Finanzsy- 
stems. 


Es gibt weltweit in dieser Situa- 
tion nur zwei Alternativen. Die 
bessere Möglichkeit besteht dar- 
in, daß die führenden Regierun- 
gen ihre souveräne politische Ent- 
scheidungsgewalt einsetzen, um 
die Finanz- und Währunsinstitu- 
tionen einem Konkursverfahren 
zu unterziehen. Sollten die Regie- 
rungen den Mut oder die Intelli- 
genz dazu nicht aufbringen, wird 
es unvermeidlich und sehr bald 
aufgrund einer Kettenreaktion der 
Art, wie man sie mit den bekann- 
ten Gleichungen für chemische 
Explosionen beschreibt, zu einer 
Auflösung des Systems kom- 
men. 


Die zweite Alternative bedeutet 
Chaos. Der ganze Planet wird in 
ein dunkles Zeitalter eintreten, 
schlimmer als jenes, das Europa 
nach dem kettenreaktionsartigen 
Kollaps der Schuldenblase der 
Lombardbankierss Mitte des 
14. Jahrhunderts durchmachte. 


Der Aufschwung als 
eine Renaissance 


Einige Fakten der jüngsten west- 
europäischen Wirtschaftsgeschich- 
te machen uns auf die Maßnah- 
men aufmerksam, die sich auch 
unter den heutigen Bedingungen 
als erfolgreich erweisen werden. 


Es ist hilfreich, den gegenwärti- 
gen Wirtschaftskollaps als das 
Ende eines jahrhundertelangen 
Zyklus’ der modernen europäi- 
schen Zivilisation zu beschrei- 
ben, welche die bisher erfolg- 
reichste Zivilisation gewesen ist, 
die je existiert hat. Was war die 
Quelle der außerordentlichen 


Macht dieser Zivilisation, was 
waren die Gründe ihres nun ein- 
setzenden Niedergangs? Aus die- 
ser Sicht ist ein wirtschaftlicher 
Aufschwung als eine wirtschaftli- 
che Renaissance zu betrachten, 
als Wiedergeburt der bewährten 
Prinzipien der europäischen Zivi- 
lisation ohne ihre negativen Ei- 
genschaften, die zum Kollaps 
führten. 


Vor 1440 war die Weltbevölke- 
rung über einige hundert Millio- 
nen Menschen nicht hinausge- 
kommen. Das vor der Renaissan- 
ce des 15. Jahrhunderts erreichte 
technologische Niveau erlaubte 
der menschlichen Gattung gar 
keine höhere potentielle Bevöl- 
kerungsdichte. Über 90 Prozent 
der Menschheit lebten unter er- 
bärmlichen Bedingungen, als 
Knechte oder Sklaven. Die Quel- 
le der Macht, mit der die westeu- 
ropäische Kultur weltweite Vor- 
herrschaft errang, bestand in drei 
revolutionären Veränderungen in 
den politischen Institutionen, die 
zur Mitte des 15. Jahrhunderts 
eingeführt wurden: die Idee des 
modernen republikanischen Na- 
tionalstaates, das Prinzip allge- 
meinen wissenschaftlichen Fort- 
schritts und das allgemeine Ziel, 
in den wissenschaftlichen und 
technischen Fortschritt zu inve- 
stieren, um die produktiven Kräf- 
te der Menschheit pro Kopf, 
Haushalt und Quadratkilometer 
Land zu erhöhen. 


Der Triumph des 
Wucherkapitals 


Das Problem war die harnäckige 
Ausdauer jener feudalen Traditio- 
nen des Oligarchismus und des 
Wuchers, die inzwischen die poli- 
tischen und finanziellen Institu- 
tionen und die Politik der meisten 
Staaten im westeuropäischen 
Kulturkreis leider wieder domi- 
nieren. Der Triumph des Wucher- 
kapitals über den technischen 
Fortschritt in Infrastruktur und In- 
dustrieproduktion ist der spezifi- 
sche Grund für den gegenwärti- 
gen Untergang des globalen 
Währungs- und Finanzsystems. 


Wir stellen fest, daß die Produk- 
tion im ehemaligen Comecon- 
Sektor auf weniger als 30 Prozent 
des Standes während der früheren 
kommunistischen Regimes gefal- 
len ist. Der spezifische Grund da- 
für ist die Reformpolitik, wie sie 
dem früheren Comecon-Sektor 
gleich zu Beginn von der briti- 


schen Premierministerin Marga- 
ret Thatcher, dem amerikanischen 
Präsidenten George Bush und 
dem IWF aufgezwungen wurde. 
Von Thatcher, Bush und dem IWF 
erhielten diese Staaten alle 
schlechten Eigenschaften einer 
sterbenden westeuropäischen 
Zivilisation, aber praktisch kei- 
nen einzigen ihrer Vorteile. 


Bildlich gesprochen haben die 
Völker Osteuropas nach jahr- 
zehntelanger Irrfahrt in der riesi- 
gen Wüste des Sozialismus 
schließlich die Tore einer mächti- 
gen Stadt erreicht. Müde, ausge- 
hungert und durstig klopfen sie an 
und hoffen, endlich ein besseres, 
freieres Leben führen zu können. 


Leider kommen sie zu einem 
Zeitpunkt an ihr Ziel, zu dem die- 
se Stadt von Wahnsinnigen re- 
giert und von einer Seuche befal- 
len ist. Wogegen die Ankömmlin- 
ge keine Widerstandskraft haben. 
In der Wissenschaft der physikali- 
schen Ökonomie, die Gottfried 
Wilhelm Leibniz begründete, 
wird der Wohlstand an der Zahl 
der Menschen gemessen, die bei 
verbesserter Gesundheitsversor- 
gung und höherer Lebenserwar- 
tung versorgt werden können — 
das heißt, an der steigenden po- 
tentiellen Bevölkerungsdichte. 


Zwei miteinander zusammenhän- 
gende Mittel machen diesen An- 
stieg möglich: erstens die verbrei- 
tete Umsetzung wissenschatftli- 
cher und technischer Fortschritte 
zur Erhöhung der produktiven 
Kräfte, gemessen pro Kopf und 
Quadratkilometer; zweitens die 
erforderlichen Verbesserungen 
des Landes, damit diese Fort- 


schritte produktiver Technologie, 


überhaupt verwirklicht werden 
können. 


Arbeitsteilung zwischen 
Staat und 
Privatunternehmern 


Die Errungenschaft der modernen 
westlichen Zivilisation war die 
Entdeckung, daß technischer 
Fortschritt sich besser erzielen 
läßt, wenn der Faktor der Kreati- 
vität in Form des privaten Unter- 
nehmertums in Landwirtschaft 
und Industrie genutzt wird. Für 
den Erfolg eines solchen privaten 
Unternehmertums war es aber 
notwendig, daß der Staat die Ver- 
antwortung für jene Verbesserun- 
gen des Landes übernimmt, die 
wir als grundlegende wirtschaftli- 
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Wirtschafts- 
aufschwung 
in Eurasien 


che Infrastruktur bezeichnen. 
Diese Form des kapitalistischen 
Unternehmertums finden wir in 
den Vereinigen Staaten unter 
George Washington und Abra- 
ham Lincoln und in Deutschland 
zu Lebzeiten der Gebrüder Hum- 
boldt und Friedrich Lists. 


Der Industriekapitalismus hatte 
die größten Wachstumserfolge 
immer dann, wenn diese Arbeits- 
teilung zwischen dem staatlichen 
Wirtschaftssektor und dem Pri- 
vatsektor funktionierte. Mehrere 
Bedingungen mußten erfüllt sein. 


Der Staat bildete ein Monopol zur 
Schaffung, Ausgabe und zum 
Schutz der Landeswährung. Die 
Währung war der Rückhalt zur 
Ausgabe öffentlicher Kredite, die 
über eine Nationalbank an den 
staatlichen wie an den privaten 
Sektor flossen. Dieser primäre 
Kredit wurde ausgewählten, ver- 
trauenswürdigen Kreditnehmern 
zu niedrigen Zinsen zur Verfü- 
gung gestellt, vor allem Unter- 
nehmen des öffentlichen Sektors 
und private Zulieferer, die an den 
öffentlichen Infrastrukturprojek- 
ten beteiligt waren. Daraus ent- 
stand ein Wachstumsimpuls für 
den gesamten Privatsektor. 


Von den Verteidigungsaufgaben 
einmal abgesehen, wird die Rolle 
des Staatssektors verständlich, 
wenn man die folgenden Punkte 
betrachtet. Es gibt zwei Hauptka- 
tegorien grundlegender Infra- 
struktur in der Wirtschaft. Die er- 
ste hat die Form von Verbesserun- 
gen des Landes: Wasserwirt- 
schaft, Transport, Energie, Kana- 
lisation und Kommunikation. 


Die zweite besteht in jenen gesell- 
schaftlichen Dienstleistungen, 
die für die Entwicklung und Er- 
haltung der Produktivkräfte uner- 
läßlich sind: Erziehung, Gesund- 
heitswesen und Wissenschaft. 


Beide Kategorien liegen im Ver- 
antwortungsbereich des Staats- 
sektors, und ihr Entwicklungs- 
stand pro Kopf und pro Quadrat- 
kilometer ist ein Maß dafür, in- 
wieweit die Produktivkräfte auf 
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ein bestimmtes höheres Niveau 
angehoben werden können. 

Zum Beispiel können wir auf je- 
dem gegebenen technologischen 
Stand den Energie- und Wasser- 
bedarf von Industrie und Land- 
wirtschaft messen. Wasser- und 
Schienentransport sind beim Gü- 
terverkehr über mittlere Entfer- 
nungen im Vergleich zu anderen 
Transportmethoden weit billiger 
und rationeller. 


Wenn wir Landkarten verglei- 
chen, die die Energie- und Was- 
serversorgung, den Wasser- und 
Schienentransport in verschiede- 
nen Nationen heute zeigen, wird 
das relative ökonomische Poten- 
tial für Industrie- und Landwirt- 
schaftsbetriebe in den verschiede- 
nen Regionen und Orten sichtbar. 
Ahnliches gilt für Schulen, Ein- 
richtungen der medizinischen 
Zentren. Bei allen Beispielen er- 
folgreichen Wirtschaftswachstums 
in der Geschichte ist stets die In- 
frastruktur zuerst entwickelt wor- 
den, die dann den Aufbau von 
Landwirtschafts- und Industrie- 
betrieben stimulierte. 


Die wichtigsten 
Projekte 


Aus diesem Grunde haben meine 
Mitarbeiter und ich in den letzten 
Jahren eine Reihe großangelegter 
wirtschaftlicher Entwicklungs- 
programme entworfen, darunter 
jenes, das wir Ende 1989 / Anfang 
1990 für eine rasche ökonomi- 
sche Entwicklung der osteuropäi- 
schen Nationen durch die USA 
und Westeuropa vorschlugen. 


Unser Entwurf für Osteuropa 
konzentrierte sich auf den Teil 
Europas mit der höchsten Infra- 
strukturdichte und der höchsten 
Produktivität — ungefähr ein 
Dreieck, das von Paris nach Wien, 
aufwärts nach Berlin und über das 
Ruhrgebiet und Lille zurück nach 
Paris verläuft. Ausgehend von 
diesem »Produktiven Dreieck«, 
wie wir es nannten, bestimmten 
wir mehrere Entwicklungskorri- 
dore mit Schwergewicht auf dem 
Schienentransport nach Osten 
und Süden. 


Bereits 1984 hatten wir Vorschlä- 
ge für die Entwicklung der Gebie- 
te um den Pazifischen und den In- 
dischen Ozean erarbeitet. Seit 
1989 ist es unser Anliegen, die 
Entwicklung des europäischen 
»Dreiecks« über den Balkan und 
Rußland hinaus über Schienen- 


wege an Ost- und Südostasien 
anzubinden. 

Seit April 1975 treten wir außer- 
dem entschlossen dafür ein, den 
israelisch-arabischen Frieden durch 
gemeinsame wirtschaftliche Ent- 
wicklung des Nahen Ostens zu 
sichern. In den siebziger und 
achtziger Jahren arbeiteten wir 
zusammen mit den relevanten 
Stellen auch an ähnlichen Vor- 
schlägen für Teile Afrikas und des 
nord- und südamerikanischen 
Kontinents. 

Das Beste, was sich in sehr kurzer 
Zeit überall auf der Welt ereignen 
kann, wird sein, daß die meisten 
Zentralbanken und Finanzhäuser 
entweder geschlossen sind oder 
sich in staatlich überwachter Re- 
organisation befinden. Unter sol- 
chen Bedingungen von einem 
Wirtschaftsaufschwung auf der 
Grundlage privater Kreditinvesti- 
tionen zu sprechen, wäre für die 
Menschen in jedem Land ein 
überaus grausamer Scherz. Nur 
souveräne Regierungen können 
das enorme Kreditvolumen er- 
zeugen, das zur Verhinderung ei- 
ner Katastrophe nötig ist. 


Die dominierende 
Rolle der 
Londoner City 


Wenn diese neuen staatlichen 
Kredite in der richtigen Weise 
eingesetzt werden, entsteht ein 
nichtinflationärer Wachstums- 
schub auch im privaten Sektor 
von Landwirtschaft, Industrie 
und Handel. Grundlage dieses 
Aufschwungs müssen Großpro- 
gramme zum Aufbau der Infra- 
struktur und die Vergabe der er- 
forderlichen Kredite an Privatun- 
ternehmer sein, welche Verträge 
zur Beteiligung an der neuen In- 
frastruktur-Entwicklung erhal- 
ten. 


Für Logistikfachleute, die Land- 
karten zu lesen verstehen, ist es 
nicht schwer festzulegen, wie die 
Infrastrukturkorridore im Interes- 
se der einzelnen Nationen verlau- 
fen müssen. Die beste Wahl wird 
die praktische Wahl sein, denn 
wir müssen schnell anfangen, um 
einen wirtschaftlichen Auf- 
schwung herbeizuführen und das 
Vertrauen der Bevölkerung zu 
gewinnen. 


Mein Vorschlag ist, sofort be- 
stimmte Infrastrukturprojekte zu 
planen und Teile davon in Angriff 
zu nehmen. Wie die meisten von 
uns schmerzlich erfahren haben, 
werden bei der gegenwärtig do- 
minierenden Rolle der Londoner 
City und des IWF bei der Ent- 
scheidung, was in Osteuropa 
wirtschaftlich erlaubt wird oder 
nicht,  Infrastrukturprogramme 
großen Umfangs von diesen fi- 
nanziellen Autoritäten entweder 
sabotiert oder einfach verboten... 


Sobald das Finanzsystem kolla- 
biert, was bald der Fall sein wird, 
werden diese Autoritäten nicht 
mehr existieren oder politisch 
stark geschwächt sein. Es ist 
wichtig, schon heute die Samen 
der zukünftigen Infrastruktur- 
großprojekte zu legen, indem mit 
nützlichen, kleineren Teilen die- 
ser Projekte begonnen wird. 


Ich habe einmal gesagt, man kön- 
ne sich diesen Prozeß als den Bau 
einer Brücke von der Hölle zum 
Fegefeuer vorstellen. Bauen wir 
heute diesseits des Abgrunds die 
ersten Fundamente jener Brücke 
und sammeln die nötigen Fach- 
kräfte, die wir brauchen, um das 
Projekt im größeren Maßstab zu 
vollenden, sobald sich die politi- 
sche Opposition gegen den Auf- 
schwung durch ihren eigenen 
Bankrott neutralisiert hat. 
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Pharma-Industrie 


Entwicklung 
in Deutsch- 
land eher 
zögerlich 


Insgesamt allenfalls leicht steigende Umsätze für 1995 erwarten 
die Mitglieder des Verbandes Forschender Arzneimittelherstel- 
ler (VFA) für das Geschäft mit verschreibungspflichtigen Arz- 
neimitteln in Deutschland. Etliche Mitgliedsunternehmen rech- 
nen für 1995 sogar mit leicht rückgängigem oder stagnierendem 
Inlandsgeschäft. Positive Impulse für das Geschäft erwarten die 
weltweit aktiven VFA-Mitglieder nahezu ausschließlich durch 
das Geschäft auf den internationalen Märkten. Das geht aus ei- 
ner Trendumfrage hervor, die der VFA zum Jahresbeginn bei sei- 
nen 40 Mitgliedsunternehmen durchgeführt hat. 


Die Mitarbeiterzahlen werden 
über alle Unternehmen gesehen 
auch in diesem Jahr leicht rück- 
gängig sein. In einigen Unterneh- 
men werden in 1995 bereits lau- 
fende Umstrukturierungsmaß- 
nahmen mit dem Ziel der Effi- 
zienzsteigerung und der Kosten- 
senkung abgeschlossen werden. 
In vielen Mitgliedsunternehmen 
wird die Mitarbeiterzahl in die- 
sem Jahr stabil bleiben. Lediglich 
drei von vierzig Mitgliedsunter- 
nehmen planen laut Umfrage in 
diesem Jahr einen leichten Per- 
sonalausbau. Zur Zeit beschäfti- 
gen die VFA-Mitgliedsunterneh- 
men in Deutschland etwa 80000 
Mitarbeiter. 


Höhere Umsätze 
im Ausland 


Uneinheitlich sind die Gewinner- 
wartungen der Unternehmen für 
das laufende Jahr. Vor allem hö- 
here Umsätze auf den internatio- 
nalen Märkten veranlassen einige 
Mitgliedsunternehmen dazu, für 
dieses Jahr einen höheren Gewinn 
anzunehmen. Dagegen werden 
bei anderen VFA-Mitgliedern 
trotz steigender Umsätze die per- 
sonalwirtschaftlichen Maßnah- 
men und die mit geplanten Markt- 
einführungen neuer Arzneimittel 
verbundenen Kosten dazu führen, 
daß die Gewinne nicht steigen. 


wicklung auf dem deutschen 
Markt. Vor allem das weiterhin 
geltende Arzneimittelbudget, das 
die Ausgaben der Gesetzlichen 
Krankenversicherung für Arznei- 
mittel limitiert, läßt für optimisti- 
sche Umsatzerwartungen wenig 
Raum. Dies gilt aus Sicht der Un- 
ternehmen auch für den Fall, daß 
sich die im letzten Jahr abzeich- 
nende Rückkehr der Ärzte zu in- 
novativen Präparaten in 1995 
stabilisiert. zudem ist für die Mit- 
gliedsunternehmen schwer ein- 
zuschätzen, ob und inwieweit et- 
waige Vorveröffentlichungen von 
Entwürfen der sogenannten »Po- 
sitivliste« das Verordnungsver- 
halten der Arzte beeinflussen 
wird. 


Für den Vorsitzenden des VFA, 
Dr. Walter Wenninger, ist diese 
Skepsis in den deutschen Markt 
nicht verwunderlich, da »positive 
Signale wie beispielsweise eine 
Dynamisierung des Arzneimit- 
telbudgets, die rasche Einführung 
einer echten Innovationskompo- 
nente oder die Herausnahme pa- 
tentgeschützter Arzneimittel aus 


Forschung ist für die Sicherung des High-Tech-Standortes 
Deutschland auch in der Pharmaindustrie eine lebensnot- 


wendige Voraussetzung. 


Hier wird allenfalls mit einer 
Wiederholung der 94er Gewinne 
gerechnet. 


Eher skeptisch äußern sich die 
VFA-Mitglieder über die Ent- 


der Festbeitragsbildung« bisher 
ausgeblieben sind. 


Gleichwohl haben die Unter- 
nehmen, wie bei der VFA-Mit- 
gliederversammlung am 18. Ja- 


nuar 1995 in Bonn bekannt wur- 
de, zum Jahresbeginn die Arznei- 
mittelpreise — mit weniger als 
zwei Prozent über das Gesamtsor- 
timent — nur sehr moderat ange- 
hoben. Sie folgten damit dem Ap- 
pell Wenningers, das Auslaufen 
der zweijährigen gesetzlich ver- 
ordneten Preisfestschreibungen 
zum Jahresende 1994 nicht zum 
Anlaß für nachhaltige Preisstei- 
gerungen zu nehmen. 


Für Wenninger ist dies ein deutli- 
ches Zeichen dafür, daß die hier- 
zulande tätigen forschenden Arz- 
neimittelhersteller sich ihrer Mit- 
verantwortung für die Stabilität 
der Gesetzlichen Krankenversi- 
cherung in Deutschland bewußt 
sind. »Dies verstehen wir als ein 
deutliches Signal an die Politik. 
Wir erwarten unsererseits, daß die 
Politik auch die Probleme der for- 
schenden Arzneimittelhersteller 
am Standort Deutschland ernst 
nimmt. 


Druck auf den 
Standort Deutschland 
nimmt zu 


Denn unser Geld verdienen wir 
zunehmend auf den internationa- 
len Märkten. Das unterstreicht 
auch die Trendumfrage bei den 
VFA-Mitgliedern. Damit nimmt 
der Druck auf den Pharmastand- 
ort Deutschland weiter zu. Ei- 
gentlich müssen die Unterneh- 
men dort investieren, wo das Geld 
verdient wird«, kommentierte der 
VFA-Vorsitzende das Ergebnis. 


Mit Blick auf die anstehenden 
Gespräche zur Fortentwicklung 
des Gesundheitswesens erklärte 
Wenninger: »Wir gehen von ei- 
nem wirklichen Dialog aus. In 
diesem Dialog wollen wir kon- 
struktiv an der Gestaltung eines 
dauerhaft leistungsfähigen, finan- 
zierbaren und sozialen Gesund- 
heitswesens mitwirken. Wir er- 
warten aber auch, daß die Sozial- 
politiker sich ihrer Mitverantwor- 
tung für die Sicherung des High- 
Tech-Standortes Deutschland be- 
wußt sind und akzeptieren, daß 
die Wirtschaftlichkeitsreserven 
im Arzneimittelsektor erschöpft 
sind.« 


Die forschenden Arzneimittelher- 
steller werden, so Wenninger, alle 
politisch Verantwortlichen an ihre 
zuletzt in den Koalitionsvereinba- 
rungen dokumentierten Ziele er- 
innern und erwarten entsprechen- 
de Taten. DO 
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Venezuela 


Probleme mit 


einem ge- 
schwächten 
Finanzsystem 


Mit der Übernahme von zwei Banken der Finanzgruppe 
Latinoamericano-Progreso am 15. Dezember 1994 ging die »drit- 
te Welt« der Insolvenzkrise zu Ende, in die das venezuelanische 
Finanzsystem aufgrund der Diktate des Internationalen 
Währungsfonds gestürzt ist. Zu der Gruppe Latinoamericano- 
Progreso gehörten die wichtigsten Netzwerke von Versiche- 
rungsgesellschaften im Land, die sich jetzt zusammen mit den 
Banken in den Händen des venezuelanischen Staates befinden. 


Der Chef der Gruppe, ein 
Venezuelaner kubanischer Ab- 
stammung namens Orlando 
Castro Llänez, hat auch Be- 
teiligungen in Panama, Kolum- 
bien, Puerto Rico und in der 
Dominikanischen Republik und 
war der auffallendste der »auf- 
strebenden« Finanziers hinter 
dem ehemaligen Präsidenten 
Carlos Andres P£rez, der derzeit 
wegen Korruption angeklagt ist. 
Castro Llänez wurde der 
Verbindungen zum kolumbiani- 
schen Medellin-Kartell beschul- 
digt, obwohl ihm bisher nichts 
bewiesen werden konnte. 


Ergebnis wirtschaftlicher 
Stagnation 


Mit der Übernahme dieser beiden 
letzten Banken gibt es jetzt 13 
Banken, gegen die vom venezue- 
lanischen Staat interveniert 
wurde, seit der Zusammenbruch 
der Banco Latino am 16. Januar 
1994 die Finanzkrise ausgelöst 
hat. Abgesehen von den korrup- 
ten Praktiken der Finanzspeku- 
lation haben diese Banken die 
Tatsache gemeinsam, daß ihre 
Eigentümer auf die eine oder 
andere Art und Weise alle Teil 
der »Finanzmafia« des ehemali- 
gen Präsidenten P£rez sind. 

Von den Banken, gegen die inter- 
veniert wurde, operieren jetzt 
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fünf unter staatlicher Verwaltung 
— Latino, de Venezolano, Conso- 
lidad und jetzt Progreso und 
Repüblica -; zusammen mit dem 
Netzwerk von sechs Banken - die 
anderen fünf plus Banco Indu- 
strial de Venezuela — repräsentie- 
ren sie mehr als die Hälfte 
der Handelsbanken Venezuelas. 
Doch wie Oscar Garcia Men- 
doza, Präsident der Banco 
Venezolano de Credito meinte, 
liegt das Problem darin, daß es 
eine Insolvenzkrise im Zu- 
sammenhang mit einem schlech- 
ten und reduzierten Kredit- 
plafonds gibt — das Ergebnis 
wirtschaftlicher Stagnation, die 
durch die neoliberale Freimarkt- 
Wirtschaftspolitik der vergange- 
nen fünf Jahre hervorgerufen 
wurde. 

Von den Banken, die sich noch in 
privater Hand befinden, werden 
Vierfünftel von zwei Wirt- 
schaftsgruppen kontrolliert, näm- 
lich der Polar-Gruppe und der 
Vollmar-Gruppe, zusammen mit 
drei Banken, der Provincial, der 
Mercantil und de Lara. Der Rest 
sind kleine Familienbanken oder 
regionale Banken. Doch die 
Tatsache, daß mehr als 60 
Prozent aller Einlagen jetzt in der 
Zentralbank landen, hat die Rolle 
der Privatbank in Venezuela 
praktisch eliminiert. 

Um die Banco Progreso zu sanie- 
ren, wird der Staat Verluste in 


Höhe von 635 Millionen Dollar 
übernehmen müssen. Bis jetzt hat 
der Staat 5,8 Milliarden Dollar in 
die Rettung anderer Banken 
gesteckt: das heißt, entschlossen 
das Finanzsystem über Wasser zu 
halten, hat Venezuela fast 70 
Prozent des öffentlichen Haus- 
halts des Jahres 1994 dafür aus- 
gegeben. All diese Liquidität 
kam direkt aus der Druckerpresse 
der Zentralbank, die das Geld der 
Regierung zur Rettung der 
Banken »geliehen« hat — oder 
anders ausgedrückt zur Rettung 
der wütenden Kontoinhaber der 
Banken. 


Ein Teil dieses Betrages wurde 
von den Banken und deren 
Einlegern dazu benutzt, um 
Dollar zu kaufen und sie außer 
Landes zu bringen. Bis zum 27. 
Juni — als die Devisenkontrollen 
auferlegt wurden — sanken die 
internationalen Reserven der 
Zentralbank um fünf Milliarden 
Dollar. Das Ergebnis war eine 
starke Abwertung, die die 
Inflationsrate in die Höhe trieb. 


Hindernis für die 
Lösung der Krise 


Diese Situation führte Präsident 
Rafael Caldera dazu, eine Reihe 
dringender Maßnahmen zu 
ergreifen, die am 27. Juni bei- 
spielsweise mit den Devisen- und 
Preiskontrollen begannen. Er gab 
auch Erlaß 283 heraus, durch den 
der Not-Finanzrat (JEF) ins 
Leben gerufen wurde. Der JEF 
unter Führung von Finanz- 
minister Julio Sosa Rodriguez 
hat die Zentralbank und andere 
Finanzkontrollbehörden wie 
Fogade — den Einlagengarantie- 
Fonds — und die Bankenüber- 
wachung seiner Kontrolle unter- 
worfen. Es war genau die »Auto- 
nomie« dieser Organisation, die 
zur Beschleunigung der finanzi- 
ellen Entkräftung des Staates bei- 
getragen hat. Diese »Autonomie« 
ist weiterhin das Haupthindernis 
für die Lösung der Krise. 


Der Teil der vom Staat beige- 
steuerten Liquidität, der nicht in 
Dollar umgewandelt wurde, 
wurde auf anderen Privat- 
banken eingezahlt, den soge- 
nannten gesunden, die man damit 
dann ebenfalls in die Krise trieb. 
Im Dezember 1993 hatten diese 
Banken zusammengenommen 
Einlagen von 721,8 Milliarden 
Bolivar; im August hatte sich der 
Betrag fast verdoppelt und 


erreichte 1,35 Billionen Bolivar. 
Derzeit hält das gesamte Banken- 
system Einlagen in Höhe von 
2,19 Billionen Bolivar, ein 
Betrag, der dem ganzen öffentli- 
chen Haushalt entspricht. 


In diesem ganzen Zeitraum war 
die Regierung Caldera sowohl im 
Inland als auch aus dem Ausland 
starkem Druck unterworfen. 


Sowohl Castros Linke — vertreten 
durch Mitglieder des Sao Paulo 
Forum wie die Radical Cause 
Partei und Oberstleutnant i. R. 
Hugo Chävez - als auch die 
»konservativen« Wirtschafts- 
gruppen haben einen Prozeß der 
politischen Destabilisierung ge- 
nährt, mit dem die Regierung 
daran gehindert werden sollte, 
ihren Notstands-Erlaß 283 wirk- 
sam durchzusetzen, so daß der 
Kongreß — beherrscht von den 
konservativen Copei und der 
Radical Cause — die Genehmi- 
gung von Gesetzen abgelehnt 
hat, die der Exekutive die 
Autorität geben würden, die 
Präsident Calders braucht, um 
mit der Krise fertigzuwerden. 
Insbesondere hat die Opposition 
im Kongreß die Linie der Banker 
vertreten, daß die Unabhängig- 
keit« der Zentralbank von der 
Exekutive um jeden Preis erhal- 
ten bleiben muß. 


Banken sollen Liquidität 
absorbieren 


Indem sie sich auf ihre »Auto- 
nomie« bezog, hat die Zentral- 
bank die Krise nur noch ver- 
schärft, da sie Null-Coupon- 
Bonds ausgab, um nutzlose 
Liquidität zu »sterilisieren«. Der 
Effekt bestand eher darin, die 
Insolvenz des venezuelanischen 
Bankensystems zu verbergen — 
eine Unterstützung, die das 
Inflationspotential erhöht hat. 


Die Bonds erzeugen in 
Wirklichkeit mehr Liquidität als 
sie angeblich aus dem Verkehr 
ziehen, da durchschnittlich 12 
Prozent im Quartal für diese 
Einlagen gezahlt werden, die von 
den Banken »geliehen« werden, 
um in Nichts investiert zu wer- 
den. Das heißt, zusätzlich zu der 
einen Billion Bolivar, die zur 
finanziellen Unterstützung aus- 
gegeben wurden, hat die 
Zentralbank einen ähnlich hohen 
Betrag in Null-Coupon-Bonds 
ausgegeben, um die erste Billion 
zu »sterilisieren«! 


Keine Privatbank ist derzeit in 
der Lage, mit diesem ungeheuren 
Liquiditätsüberschuß fertigzu- 
werden. Von den insgesamt 219 
Billionen Bolivar an Einlagen 
sind 44 Prozent in Bonds inve- 
stiert, vor allem in die Null- 
Coupon-Bonds der Zentralbank. 
Nur 39 Prozent sind wegen der 
Wirtschaftsdepression und den 
anhaltend übertrieben hohen 
Zinssätzen tatsächlich in Kredite 
investiert. Im Vergleich dazu 
wurden im Dezember 1993 bei- 
spielsweise 55 Prozent verliehen, 
was aus historischer Sicht immer 
noch eine niedrige Zahl war. 
Angesichts der Tatsache, daß der 
Rest der Einlagen Teil der gesetz- 
lichen Bankreserve ist, enden 60 
Prozent der Einlagen in den 
Schatzkammern der Zentralbank, 
was das Hyperinflationspotential 
vervielfacht. 

Die Tatsache, daß die Banken 
nicht mehr als traditionelle 
Kreditvermittler fungieren, son- 
dern stattdessen nur dazu dienen, 
die Liquidität zu absorbieren, die 
nicht in wertbeschaffenden An- 
lagen zum Ausdruck kommt, 
macht die Notwendigkeit nach 
einer gründlichen Umorgani- 
sation des Finanzsystem des 
Landes, vielleicht sogar einer 
allgemeinen staatlichen Über- 
nahme, noch deutlicher. Dies 
umso mehr im Hinblick auf die 
Tatsache, daß das Hyperinfla- 
tionspotential durch die Kosten 
der Aufrechterhaltung der künst- 
lichen Solvenz nur noch ver- 
schlimmert wird, Doch da gibt 
es diejenigen, die gegen diese 
Alternative sind und stattdessen 
die Regierung dahingehend 
unter Druck setzen, alle aufer- 
legten Schutzmaßnahmen zu 
stoppen und die »Lösung« der 
Krise der Inflation und der 
»unsichtbaren Hand« der Fi- 
nanzspekulanten zu überlassen, 
die sie selbst geschaffen haben. 


Nach dem Wahlsieg der republi- 
kanischen »Neo-Konservativen« 
in den Vereinigten Staaten, fühl- 
ten sich Venezuelas »Konser- 
vative« ermutigt, ihren Druck 
gegen die Regierung Caldera zu 
verstärken. Der Bankier Garcia 
Menoza hat beispielsweise 
gefordert, daß die Regierung die 
Banken ihrem Schicksal über- 
lassen, Devisen- und Preiskon- 
trollen eliminieren und ein 
Programm des Internationa- 
len Währungsfonds auferlegen 
solle. Unterstützt hat ihn dabei 
der Präsident der Abgeordneten- 
kammer, der sozialdemokrati- 


sche Bankier Carmelo Lauria. 
Doch der wahre Vertreter dieser 
Linie ist der Liberale Schrift- 
steller Arturo Uslar Pietri, ein 
Partner der Versicherungs- 
gesellschaft La Seguridad, die 
von ihren Gläubigern soeben vor 
dem Bankrott gerettet worden 
ist. 

Einige Konservative haben den 
Punkt erreicht, wo sie sich über- 
legen, ob sie nicht einen 
Militärcoup unterstützen sollen, 
wobei sie davon ausgehen, daß 
die öffentliche Meinung in den 
USA zu ihren Gunsten ausfallen 
würde. Paradoxerweise ist das 
die Option, auf die der Castro- 
Anhänger Hugo Chävez hofft, 
weil er damit rechnet, daß sich 
die weitverbreitete Ablehnung 
eines solchen Coups unter den 
Venezuelanern in eine Revo- 
lution auf den Straßen verwan- 
deln und Caldera zu Fall bringen 
würde. 


Die Bedeutung von 
Friedrich List 


In starkem Gegensatz dazu 
schrieb der Bankier Luis Vallen- 
illa, Präsident der Cavendes- 
Gruppe, in der Tageszeitung »El 
Globo« am 5. Dezember einen 
Artikel unter der Überschrift: 
»Die Bedeutung von Friedrich 
List«. In dem Artikel wird über 
die historische Wahrheit der 
wirtschaftlichen Entwicklung 
der Vereinigten Staaten und 
Deutschlands im letzten Jahr- 
hundert in allen Einzelheiten 
berichtet. Doch Vallenilla geht 
noch weiter und erläutert, wie 
die Schulden der venezuelani- 
schen Regierung bei der 
Zentralbank — das durch Null- 
Coupon-Bonds »sterilisierte« 
Geld - in Kredite verwandelt 
werden können, um die großen 
Infrastrukturprojekte durchzu- 
führen, die die Regierung Cal- 
dera vorgeschlagen hat: das 
heißt, wie man zwei Fliegen mit 
einer Klappe schlägt, indem man 
die Insolvenz des Banken- 
systems »durch« ein Entwick- 
lungsprogramm angreift. 

Vallenilla nennt als Beispiel die 
Art und Weise, wie der erste 
US-Finanzminister Alexander 
Hamilton die finanziellen Ver- 
pflichtungen der US-Regierung 
in interne Kreditinstrumente 
verwandelt hat, um Infra- 
struktur- und Transportprojekte 
zu finanzieren, die rasch Jobs, 
Waren und Dienstleistungen 
geschaffen haben. Oo 


China 


Warnung 

vor einem 
weltweiten 
Finanz-Crash 


Premierminister Li Peng von China ist der erste Regierungschef, 
der die Gefahr eines neuen Finanzcrashs (»Schwarzer Freitag«) 
zu einer Angelegenheit offener Diplomatie gemacht hat. Li Peng 
traf mit dem Vorstandschef Peter Kann und dem Aufsichtsrat 
der amerikanischen Firma Dow Jones und Co., Herausgeber des 
»Wall Street Journal«, am 21. November 1994 in der Zhongnan- 
hai, der offiziellen Empfangshalle der chinesischen Regierung in 
Peking, zusammen. Auf die Frage, ob China seine Währung dem- 
nächst konvertibel machen werde, antwortete Li Peng: »Wenn 
unsere Währung konvertibel ist, würde ein weiterer Schwarzer 
Freitag-Crash in den USA China schaden. Ich denke also nicht, 
daß eine konvertible Währung bald eingeführt wird«, berichtete 


das »Wall Street Journal«. 


Li Pengs Aussage ist bis jetzt der 
stärkste Hinweis dafür, daß die 
Führer Chinas entschlossen sind, 
sich ihr Land nicht vom Todfeind 
Großbritannien kaputtmachen zu 
lassen. Jene Wirtschafts- und 
Geisteswissenschaftler, die das 
Ausmaß der Wirtschaftskrise in 
China erkennen, sind sich auch 
der industriellen und finanziellen 
Katastrophe in den Industrielän- 
dern bewußt. Der Zusammen- 
bruch von Rußland und der 
Ukraine unter dem Gewicht der 
vom Internationalen Währungs- 
fonds diktierten Schocktherapie 
war für eine Gruppe chinesischer 
Führer nur der letztendliche Be- 
weis dafür, daß das Land Maß- 
nahmen ergreifen muß, um Chi- 
nas Vermögenswerte zu schützen 
und gleichzeitig Mittel und Wege 
finden muß, um die dringend not- 
wendige Infrastruktur aufzubau- 
en. 


Widerspenstigkeit 
gegen den Freihandel 


Seit dem Jahre 1993 hat China 
versucht, aus dem Kurs, der dem 
Land von London und dessen 
Handlangern vorgegeben worden 
ist, auszubrechen. Am 26. Sep- 
tember 1994 hieß es in der amtli- 


chen »China Daily«, daß die 
Maßnahmen zur Zügelung der 
Grundstücksspekulationen und 
Steuererhöhungen im letzten Jahr 
effektiv waren. Die »Investitio- 
nen« aus Hongkong, Taiwan und 
Macao waren zurückgegangen, 
aber amerikanische, europäische 
und japanische Firmen hatten 
»ein größeres Interesse an Chinas 
Maschinen, Elektronik und am 
Chemiesektor ... gezeigt. Die star- 
ke Reduzierung bei spekulativen 
Immobilienprojekten gegenüber 
stetigem Wachstum bei den 
Grundindustrien und der Infra- 
struktur paßt zur neuen industriel- 
len Strategie der chinesischen Re- 
gierung zur Aufrechterhaltung ei- 
ner langfristigen Wirtschafts- 
entwicklung.« 


Li Pengs Aussage ist nur ein Bei- 
spiel. Peking zeigt auch Wider- 
stand dagegen, sich dem »Frei- 
handels«-Regime des Allgemei- 
nen Zoll- und Handelsabkom- 
mens (GATT) zu unterwerfen und 
hat alle möglichen Sorten westli- 
cher Spekulanten, die am Rande 
des Bankrotts schwebten, in 
wahnsinnige Angst versetzt und 
deren chinesische Mitarbeiter ins 
Gefängnis geworfen. 

Bei vielen von Pekings Aktionen 
handelt es sich um opportunisti- 
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China 
Warnung 

vor einem 
weltweiten 
Finanz-Crash 


sches Feilschen, was völlig 
schiefgehen könnte. Doch die 
Weltsituation ist so trüb, daß es in 
einem Kommentar vor kurzem 
sogar hieß, daß Chinas Wider- 
spenstigkeit gegen den Freihan- 
del das ganze Welthandelssystem 
zum Zusammenbruch bringen 
könnte. Es liegt Wahrheit in die- 
ser Warnung - trotz der schreckli- 
chen Schwäche der chinesischen 
Wirtschaft. Eine entschlossene 
nationale Führung könnte das in- 
ternationale Finanzkartenhaus 
zum Einsturz bringen. 


Ziel skrupelloser 
Spekulanten 


In seinem Treffen mit Dow Jones 
brachte Li Peng andere Probleme 
zur Sprache, denen sich China, 
ebenso wie andere Schwellenlän- 
der in ihrer Volkswirtschaft ge- 
genübersehen. Er sagte, die um- 
fangreiche Kreditaufnahme Chi- 
nas bei Japan, die vor allem An- 
fang der achtziger Jahre stattge- 
funden hat, passierte, als der Yen 
gegenüber dem Dollar 360:1 
stand. Aufgrund des Yen-An- 
stiegs auf fast 100 zu einem Dol- 
lar müßte jetzt fast das Dreifache 
des ursprünglichen Werts in Dol- 
lar zurückgezahlt werden. 


Im vergangenen Monat berichtete 
die japanische »Nihon Keizai 
Shimbun«, daß eine Gruppe von 
31 Banken, von denen 24 japani- 
sche Banken sind, Premiermini- 
ster Zhu Rongji bei der Eintrei- 
bung von 600 Millionen Dollar 
um Mithilfe gebeten hatten, die 
für Kredite an die chinesische 
Staatsindustrie Anfang der acht- 
ziger Jahre vergeben worden 
waren. Die japanischen Banken 
haben insgesamt 1,8 Milliarden 
Dollar an Krediten für China of- 
fenstehen. Die Kreditvergabe der 
Japaner an China beläuft sich ins- 
gesamt auf eine Größenordnung 
von 25 Milliarden Dollar. 


Li Peng betonte auch, daß sich 
Chinas Aktienmärkte »immer 
noch in einem Versuchsstadium« 
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befinden würden und daß die Re- 
gierung gegenüber der Entwick- 
lung dieser Märkte eine »vorsich- 
tige Haltung« einnimmt. Er nann- 
te die Skandale in China selbst auf 
diesen Märkten in den Jahren 
1992-1993 und das jüngste Deba- 
kel der MMM Joint Stock Co. in 
Rußland, um die Zerbrechlichkeit 
der »aufstrebenden« Finanzmärk- 
te aufzuzeigen - jener Märkte, die 
in den letzten beiden Jahren das 
Ziel der skrupellosesten interna- 
tionalen Spekulanten wie eines 
George Soros waren. Der Hong- 
konger Markt selbst ist seit An- 
fang 1994 immer weiter gefallen. 


Die Geier 
der Weltfinanz 


Chinesische Vertreter haben Chi- 
nas Differenzen mit der vorherr- 
schenden internationalen Politik 
über GATT und Freihandel ge- 
nannt. China war ein Mitbegrün- 
der von GATT, doch die kommu- 
nistische Regierung ist im Jahre 
1949 ausgetreten. Jetzt möchte 
China als Gründungsmitglied der 
Welthandelsorganisation wieder 
beitreten, doch der amerikanische 
Handelsrepräsentant Mickey Kan- 
ter sagt, die USA bestehen darauf, 
daß China GATT als »Industrie- 
land« beitritt, womit der Schutz 
seiner Landwirtschaft und Indu- 
strie eliminiert würde. China, ein 
Land, in dem 75 Prozent der 
1,2 Milliarden Menschen umfas- 
senden Bevölkreung immer noch 
Bauern sind, würde dabei zer- 
stört. 


Die Geier der Weltfinanz möch- 
ten die Strategie des Opiumkrie- 
ges des 19. Jahrhunderts wieder- 
holen, als das britische Empire, 
das der Welt nichts anderes zu 
bieten hatte, als Opium, das im er- 
oberten Indien angebaut wurde, 
Krieg führte, um in China gewalt- 
sam einen »Markt« zu schaffen. 


Frontalangriff 
gegen China 


Eine Reihe von Gaunern wie Wil- 
liam Overholt vom Banker's Trust 
kamen nach China und propagier- 
ten das Wunder von einer wirt- 
schaftlichen »Supermacht«; an- 
dere wie Richard Hornick vom 
»Time Magazine«, der jetzt für 
das Ost-West Institut, den Denk- 
tank der Trilateralen Kommission 
in Hawai arbeitet, propagieren ei- 
nen »Crash in China«, ein anderer 
Aspekt der Politik des »Teilens 


und Eroberns« des britischen In- 
ternationalen Instituts für Strate- 
gische Studien. 


Seit Mitte November führen die 
Lehman Brothers, J. P. Morgan, 
Merrill Lynch, Credit Lyonnais in 
dem »Wall Street Journal« und 
der Londoner »Financial Times« 
einen Frontalangriff gegen China 
durch. Der Grund? Seit Mitte des 
Jahres 1993 versucht Peking die 
ausländischen Investitionen aus 
der gefährlichen Spekulationszo- 
ne herauszubringen, was die City 
of London und die Wall Street 
nicht tolerieren können. Gleich- 
zeitig hat China die internationa- 
len Banken bei frischer Tat er- 
tappt, als sie Chinesen zu großen 
Spekulationstransaktionen auf 
den Märkten mit Multimillio- 
nen-Dollarkrediten überredeten. 
Die zwangsläufigen Verluste kön- 
nen China seine dringend benö- 
tigten Devisen kosten. Peking hat 
bereits Schritte dagegen unter- 
nommen. 


Im Juni verkündete die amtliche 
»People's Daily«, daß die chinesi- 
sche Regierung »den Handel mit 
Termingeschäften außerhalb sei- 
ner Grenzen strikt kontrollieren 
werde ... Blinde Spekulation an 
internationalen Börsen hat zu ei- 
nem hohen Abfluß an Devisen 
aus China geführt« — ein großer 
Teil davon öffentliche Gelder. 
Ausländer, die bereits in ihren 
Heimatländern USA, Singapur, 
Hongkong und Taiwan Bestim- 
mungen verletzt hatten, machten 
sich Pekings immer noch primiti- 
ves Rechtssystem »zunutze«, um 
in China ein Geschäft zu eröff- 
nen. 


Die Regierung beschuldigte auch 
öffentlich Chinas Spitzenvertre- 
ter auf dem Aktienmarkt, Liu 
Hongru, daß er mit internationa- 
len Investmentbanken unter einer 
Decke stecke, besonders der ame- 
rikanischen Goldman Sachs and 
Co., Merrill Lynch and Co., und 
der Morgan Stanley Group Inc. — 
um die profitabelsten chinesi- 
schen Firmen an ausländischen 
Aktienmärkte zu bringen, sprich 
Hongkong und New York, und 
nicht die chinesischen Aktien- 
märkte zu bedienen. Durch seine 
Machenschaften mit der Wall 
Street blieben schuldenbeladene 
staatliche Industrien auf den in- 
ländischen Aktienmärkten zu- 
rück, die gezwungen waren, mit 
der Zentralregierung um dringend 
benötigtes einheimisches Kapital 
zu konkurrieren. 


Dies lief bis zum 7. November so, 
als ein von vier Regierungsbehör- 
den — darunter der chinesischen 
Wertpapierkontrollkommission 
und dem Ministerium für öffentli- 
che Sicherheit — erstelltes Rund- 
schreiben herausgegeben wurde, 
in dem es hieß, daß man gegen il- 
legalen Terminhandel mit Devi- 
sen scharf vorgehen werde. Eini- 
ge chinesische Firmen hatten 
nicht nur im Ausland nicht geneh- 
migte  Terminhandelsgeschäfte 
durchgeführt, sondern sie »mach- 
ten sogar Geschäfte mit — nicht 
spezifizieren — ungesetzlichen 
Gruppen in Übersee und betrogen 
Kunden um ihr Kapital«. Die 
Operationen verursachten ein »fi- 
nanzielles Chaos und führten zu 
einem Abfluß von Devisen«. Bei- 
de Seiten, die in nicht genehmigte 
Geschäfte verwickelt waren, wer- 
den vom Gesetz nicht geschützt 
werden, heißt es in dem Rund- 
schreiben. 


Finanzielles Chaos und 
Abfluß von Devisen 


Die Lehman Brothers reagierten 
als erste und wollen Chinas drei 
größte Trading Companies um 
100 Millionen Dollar verklagen, 
weil diese Firmen — so behauptet 
Lehman Brothers — Schulden 
nicht bezahlt haben, die entstan- 
den, als sie vom Mai bis August 
1994 unter der Leitung der Leh- 
man Brothers Devisen- und 
Swapgeschäfte durchgeführt ha- 
ben, so berichtete die »Financial 
Times«. China United Petroleum 
Chemicals (Unipec), Internatio- 
nal Non-Ferrous Metals Trading 
und China National Metals and 
Minerals Export and Import er- 
hielten eine Frist von 30 Tagen, 
um in New York vor Gericht zu 
erscheinen und sich wegen der 
Anklagen der Lehman Brothers 
zu verantworten. 


Verluste an westlichen 
Börsen werden nicht 
bezahlt 


Außerdem soll die Shanghaier 
Tochtergesellschaft der staatlich 
kontrollierten China International 
Trust and Investment Corporation 
Anfang 1994 30 - 50 Millionen 
Dollar aus Termingeschäften an 
der Londoner Metallbörse schul- 
dig geblieben sein. Die Hauptver- 
waltung der CITIC hat es bisher 
abgelehnt, für diesen Zahlungs- 
verzug die Verantwortung zu 
übernehmen, weil die Geschäfte 


des Hauses in Shanghai nicht ge- 
nehmigt und illegal gewesen sei- 
en. 


Das hat eine große Bestürzung 
hervorgerufen. Wenn die von der 
chinesischen Regierung kontrol- 
lierten Banken es ablehnen, für 
ihre Verluste an den westlichen 
Börsen zu bezahlen, »sind die po- 
tentiellen internationalen Auswir- 
kungen sehr ernster Natur«, sagte 
der Vorsitzende der Londoner 
Metallbörse, Raj Bagri, gegen- 
über dem »Wall Street Journal 
Europe« in einem Interview. 


»Es wäre ein gefährlicher Präze- 
denzfall, wenn von ausländischen 
Regierungen kontrollierte Orga- 
nisationen der Meinung sind, auf 
internationalen Märkten mitmi- 
schen und sich dann ohne Beglei- 
chung ihrer Schulden aus der Af- 
faire ziehen zu können.« 


CITIC-Vertreter sagen, die Tra- 
ders hätten chinesische Gesetze 
verletzt, als sie an der Börse riesi- 
ge Spekulationen unternahmen. 
Der Chef der Shanghaier Zweig- 
niederlassung, Gao Kongliang, 
wurde ins Gefängnis gesteckt, 
weil er bei Kupfertermingeschäf- 
ten in London China »auf krimi- 
nelle Weise« in umfangreiche 
Spekulationsgeschäfte verwickelt 
hätte und zwei Händler sind eben- 
falls verhaftet worden. Es sind 
Schulden in Höhe von 40 Millio- 
nen Dollar aufgelaufen. 


Gao, ein ehemaliger Schweißer 
auf einer Schiffswerft, begann mit 
seinen Geschäften, nachdem er 
im Jahre 1992 an einem vom Chi- 
cago Board of Trade durchgeführ- 
ten Seminar über Terminhandel 
teilgenommen hatte. Bis zum En- 
de des Jahres 1993 war die CITIC 
Shanghai zum weltweit größten 
Händler in Kupfertermingeschäf- 
ten geworden und man schätzt, 
daß sie bis zu ihrem Niedergang 
an der Londoner Metallbörse fast 
700 Millionen Dollar angehäuft 
hat. 


Während sie behaupten, daß das 
Thema der CITIC-Verantwortung 
für die Schulden eine Sache von 
chinesischen Gesetzen sei, sollen 
Vertreter die Aushandlung einer 
Beilegung mit London angeboten 
haben, doch das Angebot ist von 
dem Vorsitzenden der Metallbör- 
se als »gefährlich« abgelehnt 
worden. »Wenn sie die Sache 
nicht beilegen, werden Metallfir- 
men bei der Prüfung von Kunden- 
krediten noch vorsichtiger wer- 


den. Die Folge wird ein Ge- 
schäftsverlust für die Börsen und 
für China sein«, sagte er. 


Kein Geld für Schulden 
aus Spekulationen 


Zhu Rongji ist »sehr böse« über 
die Geschäfte der internationalen 
Investmentbanken, sagte ein Ver- 
treter Chinas dem »Wall Street 
Journal Europe«. Zhu Rongji be- 
schuldigt die Investmentbanken, 
daß sie chinesischen Firmen hohe 
Kreditlinien einräumen und dabei 
davon ausgehen, daß diese Fir- 
men auf Geheiß Pekings handeln. 
Zhu möchte kostbare Hartwäh- 
rungsreserven nicht für Schulden 
ausgeben, die aus Spekulationen 
stammen, welche von Peking nie- 
mals genehmigt worden sind. 


Neben Lehman Brothers haben 
auch Merril Lynch, Goldman 
Sachs, Credit Lyonnais Rouse, 
Prudential Bache und andere Chi- 
na angegriffen, weil das Land sich 
angeblich Zahlungsverpflichtun- 
gen für ihrer Schätzung nach 
Hunderte von Millionen Dollar 
Schulden chinesischer Firmen 
entzieht, die aus Swapgeschäften 
oder anderen Spekulationsge- 
schäften entstanden sind. Wie das 
»Wall Street Journal« eine »Füh- 
rungskraft von Lehman« in einem 
Leitartikel zitierte, wenn China 
sich auf den Weltmärkten Kredite 
holen will, »kann es nicht herum- 
gehen und die Leute derart übers 
Ohr hauen«. 


Infrastruktur- 
Investitionen stoppen 


Neben den Gerichtsklagen benut- 
zen die internationalen Finanziers 
Chinas Zahlungsverweigerung 
als Grund dafür, Infrastruktur-In- 
vestitionen zu beschränken. 
Selbst Hongkongs reichster Fi- 
nanzier, Li Ka-shing, der be- 
hauptet, mit China sehr befreun- 
det zu sein, kündigte auf einem 
Handelsseminar in Hongkong an, 
daß häufige Änderungen in der 
Politik, eine verwirrende Steuer- 
struktur und begrenzte Gewinne 
bei Infrastrukturprojekten ein 
»Grund zur Sorge« seien. 


Li, Pekings Bindeglied zur Regie- 
rung in Hongkong, sagte, daß die 
Beschränkungen bei Gewinnen, 
die ausländische Investoren bei 
Infrastrukturinvestitionen zu er- 
warten haben, gelockert werden 
sollten, und Li forderte Reformen 
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China 


Warnung 

vor einem 
weltweiten 
Finanz-Crash 


für Chinas Rechts- und Steuersy- 
stem. 


Kürzlich hatte Weltbankpräsident 
Lewis Preston Vertreter Chinas 
»gewarnt«, daß sie ausländisches 
Kapital vertreiben würden, wenn 
sie auf begrenzte Kapitalverzin- 
sungen beständen. Seit dem Jahre 
1992 hatte Premierminister Li 
Peng versucht, den Profit der aus- 
ländischen Investoren auf 12-15 
Prozent zu begrenzen, im Gegen- 
satz zu 18-22 Prozent in anderen 
Ländern Asiens. Die Konsequenz 
war, daß das Kapital woanders 
hinwanderte. China begrenzt den 
ausländischen Anteil an strategi- 
schen Kraftwerken auf 30 Prozent 
und behält das Versorgungsnetz 
und andere Infrastruktur unter 
»vereinigter staatlicher Leitung«. 


Die »Financial Times«, das 
Sprachrohr der City of London, 
warnte: »Chinas Probleme mit 
westlichen Gläubigern wegen un- 
bezahlter Schulden erschweren 
die Pläne umfangreicher auslän- 
discher Investitionen in die chine- 
sische Infrastruktur, insbesondere 
auf dem Energiesektor. Westliche 
Banken berichten ebenfalls über 
Anzeichen von Nervosität auf den 
internationalen Schuldenmärkten 
wegen Chinas Bloßstellung.« 


Chinas Außenschuld nähert sich 
der 100 Milliarden Dollar Gren- 
ze. Die Banker belustigen sich be- 
sonders über den Versuch Pe- 
kings, die Kapitalverzinsung zu 
begrenzen, etwas, was Peking 
trotz des ausgeübten Drucks noch 
nicht zurückgenommen hat. 


Der Westen muß 
Chinas Ehrgeiz nutzen 


Chinas Verwundbarkeit ist seine 
Entschlossenheit, ein Gründungs- 
mitglied der Welthandelsorgani- 
sation zu werden — ein Wunsch, 
den westliche Anhänger des Frei- 
handels bis zum letzten ausnutzen 
wollen, wie ein Kommentar in der 
»International Herald Tribune« 
zeigt. »Der Westen muß mit Chi- 
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na hart bleiben«, hieß es darin, 
und darf seine »einzige Chance, 
China entlang der Straße zu Wirt- 
schaftsreformen voranzutreiben 
und es dazu zu bringen, ein kon- 
struktiver Mitspieler in der Welt- 
wirtschaft zu werden, nicht ver- 
passen. Es ist wichtig, daß sich 
der Westen - und vor allem die 
Vereinigten Staaten — diese große 
Chance nicht nehmen lassen.« 


Der Westen muß Chinas »feuri- 
gen Ehrgeiz«, ein Gründungsmit- 
glied der WTO zu werden, nut- 
zen, um China »eiserne Ver- 
pflichtungen aufzuerlegen, die 
immer noch weitgehend zentrali- 
stische Planwirtschaft des Lan- 
des, die protektionistische aller 
größeren Ländern, zu öffnen«, 
hieß es in dem Kommentar. Wenn 
man China auf seinem derzeit 
merkantilistischen Weg weiter- 
machen läßt, wird es das Welthan- 
delssystem zerstören und die Plä- 
ne für eine asiatisch-pazifische 
Freihandelszone bis zum Jahr 
2020 unterminieren«, was die 
Schlußfolgerung des asiatisch- 
pazifischen Gipfels über wirt- 
schaftliche Kooperation (APEC), 
der Mitte November 1993 in Dja- 
karta/Indonesien stattgefunden 
hat, gewesen ist. »Glücklicher- 
weise gibt der dringende Wunsch 
Pekings, der WTO beizutreten, 
dem Westen ein ungeheures 
Druckmittel in die Hand«, hieß 
es. 


IWF-Behauptungen 
sind irreführend 


»Das wahre Problem ist, daß Chi- 
na immer noch versucht zu ver- 
meiden, den vollen Eintrittspreis 
zu bezahlen, das heißt, die kapita- 
listischen Freimarkt-Prinzipien 
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zu akzeptieren, die das vom We- 
sten beherrschte Welthandelssy- 
stem seit dem Zweiten Weltkrieg 
beherrscht haben.« Doch es darf 
China »nicht erlaubt werden, daß 
es sich hinter falschen Ansprü- 
chen eines Schwellenland-Status 
versteckt«, heißt es in dem 
Kommentar. 


Die »International Herald Tribu- 
ne« zitierte einen Bericht vom 
Washington Economic Strategy 
Institute, in dem es hieß, »wenn 
China die Vorteile der Mitglied- 
schaft genießen darf, während es 
mit merkantilistischen Praktiken 
fortfährt, macht es die Freihan- 
delsprinzipien der WTO zum Ge- 
spött und gefährdet das ganze 
Welthandelssystem. Westliche 
Volkswirtschaften könnten durch 
Exporte aus einer protektionisti- 
schen, staatlich gelenkten 
Volkswirtschaft, die über einen 
riesigen Pool von Billigarbeits- 
kräften verfügt, zerstört wer- 
den.« 


China kann auch 
ohne GATT leben 


Doch in Peking wird auch Base- 
ball gespielt. Vertreter Chinas 
weisen die Behauptungen des In- 
ternationalen Währungsfonds 
und der Weltbank, China sei die 
»drittgrößte« Volkswirtschaft auf 
der Welt — damit diese Institutio- 
nen dem Land noch härtere Be- 
dingungen aufzwingen Können -, 
zurück. Im Jahre 1993 wies Fi- 
nanzminister Liu Zhongli die Be- 
hauptung des IWF als irreführen- 
de Manipulation von Statistiken 
zurück und der Sprecher des 
Staatlichen Statistischen Amts, 
Zhang Zhongi, sagte, Chinas sta- 
tistisches Rechensystem sei zu 


veraltet, als daß seine Wirtschaft 
überhaupt nach IWF-Methoden 
gemessen werden könne. 


Das Pro-Kopf-Einkommen in 
China beträgt nur 400 Dollar »pro 
Jahr«, sagte er, obwohl das Brut- 
toinlandsprodukt 458,6 Milliar- 
den Dollar erreicht hat — das 
zehntgrößte der Welt. Doch die 
industrielle Produktion betrug le- 
diglich 27,2 Prozent des Brut- 
toinlandsprodukts, das sind 14 
Prozent unter dem weltweiten 
Durchschnitt. Angesichts der 
Nahrungsmittelproduktion, Aus- 
bildung, Erziehung und dem 
Pro-Kopf-Wohnraum rangiert 
China als Land mit niedrigem 
Einkommen. 


Im Juli 1994 sagte Außenhandels- 
minister Wu Yi dem Handelsbe- 
auftragten der USA, Jeffrey Gar- 
ten, der das Land besuchte, daß 
»China seinen GATT-Status nicht 
um jeden Preis wiederherstellen 
werde. China wird einen Aus- 
gleich zwischen Rechten und 
Pflichten anstreben und die fun- 
damentalen Interessen des Lan- 
des nicht um eines Wiedereintritts 
willen verkaufen.« 


Am 28. November verkündete 
Chinas Chef-Handelsunterhänd- 
ler Long Yongtu bei den GATT- 
Verhandlungen in Genf, daß Chi- 
na »wirklich ohne GATT aus- 
kommen kann«. Chinas Führer 
»auf der höchsten Ebene«, sagte 
er, haben für den Abschluß der 
wesentlichen Verhandlungen zum 
Thema Ende 1994 als Termin 
angesetzt, auch wenn die techni- 
schen Verhandlungen weiterge- 
hen können. Long sagte, die USA 
benutzen Chinas Wunsch, GATT 
beizutreten, als »ein Druckmittel, 
um uns auszupressen«. | 


» 


Die DDT-Story ANZEIGE 


Katastrophen nichts als Katastrophen, Klimakatastrophe, Giftin der Nahrung, 
Ozonloch, Energiesteuer, Wasser-, Wegegeld, Umweltauflagen, -abgaben, -steuer, 
-gebühren, -spenden und immer wieder neue Umweltauflagen: Das alles begann mit 
dem Buch einer US-Beamtin »Der Stumme Frühling« und der Kampagne gegen DD!. 


Fast jeder glaubt inzwischen die Propaganda gegen DDT. Trotzdem ist sie falsch. 

Sie war nur ein erfolgreicher Versuch der britischen Elite, die »Herde« Menschen auf 
ein gewünschtes Maß zu beschneiden und den verblödeten Rest beherrschbarer zu 
machen. Wer den Anfang (im Prinzip), »Die DDT-Story« kennt, versteht, was uns mit 
»Umweltschutz« angetan wird, und wie es dazu kommen konnte. 


Die DDT-Story, Sonderausgabe der Zeitschrift FUSION DM 9,50 
zu beziehen über 


Europa- 
Journal 


Wie sieht 
Europa an der 
Schwelle zum 
dritten Jahr- 
tausend aus? 


Zum 1. Januar 1994 zählte die 
Europäische Union 348.500.000 
Einwohner, zu denen nun noch 
20 Millionen Österreicher, 
Schweden und Finnen zu zählen 
sind. Damit liegt sie in bezug auf 
die Bevölkerungszahl nach 
China (1188 Milliarden) und 
Indien (870 Millionen) weltweit 
an dritter Stelle, gefolgt von der 
Gemeinschaft Unabhängiger 
Staaten (290 Millionen) und den 
USA (255 Millionen). Das 
Hauptproblem in der demogra- 
phischen Entwicklung der Union 
ist die Überalterung der Bevöl- 
kerung mit all ihren Konsequen- 
zen für die Struktur unserer 
Gesellschaft. Ein Bericht, den 
die Europäische Kommission auf 
Initiative des für Soziales zustän- 
digen Kommissars Pädraig 
Flynn kürzlich gebilligt hat, 
beschäftigt sich speziell mit die- 
ser Frage. 

Für die Überalterung gibt es 
zwei Gründe. Zum einen ist die 
Geburtenhäufigkeit in der Union 
gesunken, wodurch die Basis der 
Alterspyramide geschrumpft ist: 
Während eine Frau 1960 noch 
durchnittlich 2,61 Kinder gebar, 
waren es 1992 nur noch 1,48. 
Gleichzeitig nahm die Lebens- 
erwartung zu, wodurch der 
Anteil der älteren Menschen 
größer wurde. Die beiden Phä- 
nomene führten dazu, daß die 
Europäische Union heute die 
»älteste« Gesellschaft der Welt 
ist. Der Anteil der über 65jähri- 
gen beträgt 15 Prozent, in den 
USA und Japan sind es 13 
Prozent, in China 6 Prozent und 
in den Entwicklungsländern vier 
Prozent. Die Lebenserwartung 
bei den Männern beträgt 72,9 
Jahre, bei den Frauen 79,5 Jahre 
- rund zehn Jahre mehr als in 
den Entwicklungsländern. Seit 
mehreren Jahren steigt sie alle 
vier bis fünf Jahre um ein Jahr. 
Dies ist zwar ein Fortschritt für 
den einzelnen, der jedoch mit 
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einem wirtschaftlichen und so- 
zialen Umbruch insbesondere in 
den Bereichen Beschäftigung, 
Arbeit und Freizeit verbunden 
ist. In etwas mehr als einem 
Jahrhundert ist die Arbeitszeit ei- 
nes Arbeiters von rund 4000 
Stunden jährlich ohne freie 
Abende, Wochenenden, Urlaub 
und Ruhestand auf rund 1600 
Stunden gesunken, wobei die 
Freizeit nun deutlich die Ar- 
beitszeit überwiegt. Auch hier 
zeigt sich also eine klare Ver- 
besserung der Lebensqualität, 
die jedoch weitere Probleme mit 
sich bringt. 


Die soziale Sicherheit kann nur 
durch immer höhere Ausgaben 
finanziert werden. Das Renten- 
alter muß heraufgesetzt werden, 
was eine steigende Arbeitslosig- 
keit, insbesondere der Jugend- 
lichen, nach sich zieht. Diese 
verlieren dadurch nicht nur an 
Selbständigkeit, sondern auch an 
gesellschaftlicher Einbindung. 
Die Familie als Stütze des sozia- 
len Gleichgewichts ist ebenfalls 
betroffen und erfährt einen tief- 
greifenden Wandel. Ehen ohne 
Trauschein, uneheliche Geburten 
(1960: 0,5 Prozent; 1992; 20 
Prozent), Scheidungen und er- 
neute Eheschließungen, alleiner- 
ziehende Eltern, all dies sind 
keine Ausnahmen mehr. Heute 
beträgt der Anteil der Single- 
haushalte bereits 26 Prozent. 


Die Entwicklung ist in der 
Europäischen Union ganz anders 
verlaufen als beispielsweise in 
Nordamerika oder Australien. 
Die Union konnte ihren Bürgern 
eine höhere Lebenserwartung 
und eine geringere Kindersterb- 
lichkeit sichern. Im Vergleich zu 
Japan verfügen ihre Bürger über 
mehr Gleichberechtigung. Diese 
Vorteile gilt es nun trotz der 
wenig erfreulichen demographi- 
schen Entwicklung zu wahren. 

DO 


Europaweite 
Sicherheit 
bei Blut- 
produkten 


Europäer sind über Blut gut 
informiert. Wie eine Eurobaro- 
meter-Umfrage ergab, wissen 98 
Prozent, daß es verschiedene 
Blutgruppen gibt, 90 Prozent, 
daß eine Blutspende die Blut- 


menge im Körper nicht auf 
Dauer reduziert, und 89 Prozent, 
daß Blutspenden getestet wer- 
den. Jeder Zweite hält Blutspen- 
den für seine Bürgerpflicht. 33 
Prozent würden ihr Blut für 
Verwandte oder Freunde spen- 
den, 30 Prozent im Katastro- 
phenfall, 26 Prozent vor einer 
Operation und 25 Prozent, falls 
eine besonders seltene Blut- 
gruppe gesucht wird. 78 Prozent 
der Europäer vertreten die An- 
sicht, daß gespendetes Blut 
kostenlos an die Empfänger 
abgegeben werden sollte. Nur 13 
Prozent halten einen Betrag zur 
Deckung der Sammel-, Kontroll- 
und Verteilungskosten für ge- 
rechtfertigt. Sechs Prozent sind 
für Zuschläge, um Forschung, 
Information und Werbekam- 
pagnen zu finanzieren. 


Wenn auch die meisten Europäer 
gut informiert sind und Blut- 
spenden sowie kostenlose Trans- 
fusionen befürworten, so haben 
doch die Skandale um AIDS- 
verseuchte Blutkonserven, die 
europaweit Schlagzeilen ge- 
macht haben, das Vertrauen in 
die Sicherheit der Präparate 
erschüttert: 70 Prozent der 
Europäer sind heute hinsichtlich 
der Qualität von Blutkonserven 
mißtrauischer als noch vor zehn 
Jahren; 27 Prozent haben vor 
einer Blutspende und 73 Prozent 
vor einer Bluttransfusion Angst. 
Die Portugiesen (51 Prozent) 
und die Spanier (41 Prozent) 
sind am besorgtesten bei Blut- 
spenden, während die Italiener 
mit 87 Prozent die meiste Angst 
bei Transfusionen haben. 


Diese Angst vor einer Infizie- 
rung hat zur Folge, daß immer 
weniger Blut gespendet wird und 
dieser lebenswichtige Saft in 
Europa knapp geworden ist. Nun 
hat sich die Europäische Union 
zum Ziel gesetzt, von anderen 
Ländern unabhängig zu sein. 
Dahinter stecken Sicherheits- 
gründe: Das aus Drittländern 
importierte Blut ist zwar nicht 
unbedingt weniger sicher als das 
in den Mitgliedstaaten gesam- 
melte, doch die Tests und 
Kontrollen in diesen Ländern 
sind nicht immer dieselben wie 
in der Union und zudem manch- 
mal weniger bekannt. Um bei 
der Blutversorgung autark wer- 
den zu können, muß das 
Vertrauen der Europäer in die 
Qualität und die Sicherheit der 
gesamten Produktionskette wie- 
dererstarken. Nur so wird die 


Spendenbereitschaft angeregt. 
Dazu hat die europäische Kom- 
mission eine Strategie erarbeitet, 
die in Zusammenarbeit mit den 
Mitgliedstaaten angewandt wer- 
den soll. 


Zunächst sollen die Bedingun- 
gen bei der Blutspende durch 
seriösere Wissenschaftspolitik 
und gleichartige Kontrollver- 
fahren in allen Mitgliedstaaten 
verbessert werden. Wirksame 
und anerkannte Infektionsnach- 
weise müssen überall eingeführt 
werden. Des weiteren müssen 
die Bürger besser informiert 
werden. Die Eurobarometer- 
Umfrage hat beispielsweise ge- 
zeigt, daß sie im allgemeinen 
nicht wissen, wie oft sie Blut 
spenden können. Die Kommis- 
sion will daher Informations- 
kampagnen in den Mitgliedstaa- 
ten unterstützen, in denen die 
Öffentlichkeit mehr über Blut- 
transfusionen und die lebensret- 
tende Funktion von Blutspenden 
erfährt. Schließlich soll ein Sy- 
stem zur Erhebung epidemiolo- 
gischer Daten eingerichtet wer- 
den, damit das Auftreten oder 
die Entwicklung von transfusi- 
onsbedingten Epidemien ver- 
folgt werden kann. Gleichzeitig 
kann über ein entsprechendes 
Netz in Notfällen schnell ge- 
warnt, die Krankheitsursache 
untersucht und die weitere 
Verbreitung bekämpft werden. 


Multimedia 
dank Ver- 
kabelung 
demnächst zu 
Hause 


Einkaufen, ohne das Haus zu 
verlassen, Kataloge oder Immo- 
bilienanzeigen studieren, Zug- 
und Flugtickets oder Theater- 
karten reservieren, Waren bestel- 
len - vom heimischen Computer 
oder Fernseher aus. Das wird für 
Millionen von Europäern zu 
erschwinglichen Preisen mög- 
lich, wenn die Kabelfernseh- 
netze für die neuen Multimedia- 
Dienste genutzt werden dürfen. 
Dies ist Ziel einer Richtlinie 
(»europäisches Gesetz«), die die 
Europäische Kommission kürz- 
lich vorgeschlagen hat. 

Die neuen datengeschützten 
Informationsdienste benötigen 


eine große Übermittlungskapa- 
zität, um alle Wohnungen und 
Privathäuser erreichen zu kön- 
nen. Dies kann jedoch durch die 
herkömmlichen Telekommuni- 
kationsdienste, über die bei- 
spielsweise Telefongespräche 
abgewickelt werden, im allge- 
meinen nicht bereitgestellt wer- 
den. Eine besonders große Ka- 
pazität benötigen vor allem 
Dienste, die bewegte Bilder über- 
mitteln. 


Die Kabelnetze sind für diese 
Dienste besonders geeignet, da 
die bestehenden Leitungen nicht 
verändert werden müssen. Zum 
einen führen sie direkt zu den 
Haushalten, was bei den Netzen 
der Eisenbahngesellschaften oder 
Elektrizitätswerke nicht der Fall 
ist. Zum anderen verfügen Sie 
über die notwendige Kapazität 
für die Übermittlung bewegter 
Bilder. Zudem hat jeder Unions- 
bürger theoretisch das Recht, die 
neuen EDV-gestützten Dienste 
anzubieten. 


Als problematisch erweist sich, 
daß die einzelstaatlichen Gesetze 
und Vorschriften häufig die 
Nutzung der Kabelfernsehnetze 
für die neuen Dienste verbieten. 
Dies ist in Belgien, Dänemark, 
Deutschland, Spanien und 
Portugal der Fall. In Frankreich 
sind Dienste zugelassen, die ohne 
menschliche Stimme arbeiten. In 
den Niederlanden ist eine be- 
grenzte Nutzung der Kabelnetze 
für die neuen Dienste erlaubt. 
Irland und Luxemburg schreiben 
keine entsprechenden Regelun- 
gen vor. Griechenland und Italien 
haben kein Kabelnetz. Lediglich 
Großbritannien und das neue 
Unionsmitglied Schweden erlau- 
ben ausdrücklich die Nutzung 
der Kabelnetze. 

In Luxemburg sind fast alle 
Haushalte (99,5 Prozent) über 
das Kabelnetz erreichbar, doch in 
Belgien ist der Anteil der Netz- 
abonnenten mit 95,5 Prozent der 
Haushalte am höchsten, während 
97,4 Prozent erreichbar sind. In 
den Niederlanden sind 90,3 
Prozent der Haushalte ange- 
schlossen, in Dänemark 73,6 
Prozent, in Deutschland 64,6 
Prozent, in Irland über 50 Pro- 
zent und in Frankreich 25,8 Pro- 
zent. In Großbritannien sind es 
lediglich 12,6 Prozent, in Spa- 
nien 8,1 Prozent und in Portugal 
1,6 Prozent. 


Die Zahl der Betreibergesell- 
schaften ist je nach Mitgliedstaat 


sehr unterschiedlich. Sie reicht 
von 6500 in Dänemark und 358 
in den Niederlanden bis zu einer 
einzigen in Deutschland und in 
Portugal. 


Die Europäische Kommission 
kann die Richtlinie über die Nut- 
zung der Kabelnetze für die 
neuen Telekommunikations- 
dienste alleine erlassen. Doch sie 
wollte zunächst alle Betroffenen 
anhören, um auf diese Weise 
möglichst eine insgesamt positi- 
ve Stellungnahme der Mitglied- 
staaten und des Europäischen 
Parlaments einzuholen. Letzteres 
hat bereits eine Entschließung 
zugunsten der Liberalisierung 
der Kabelnetze angenommen. 
Die meisten der einzelstaatlichen 
Regierungen - insbesondere die 
deutsche, die französische und 
die britische - begrüßen die Off- 
nung der Kabelnetze. Belgien 
und Dänemark dagegen sträuben 
sich. Die Kommission möchte, 
daß ein entsprechendes »Gesetz« 
am 1. Januar 1996 in Kraft tritt. 


Durch die Nutzung der Kabel- 
netze dürften die bereits existie- 
renden Telekommunikations- 
dienste preiswerter und die noch 
einzurichtenden Dienste kosten- 
günstig werden. Bisher hatten die 
staatlichen Telekomgesellschaf- 
ten nämlich für die Nutzung ihrer 
Leitungen im Durchschnitt zehn- 
mal mehr verlangt als Gesell- 
schaften beispielsweise in 
Schweden oder den Vereinigten 
Staaten, wo der Telekommunika- 
tionsmarkt bereits liberalisiert ist. 


Neue Phase 
im Balkan- 
krieg 


Die neuerlich aufgeflammten 
Kämpfe in Bosnien, die in der 
Region um Bihac praktisch nie 
eingestellt worden waren, sowie 
das Scheitern des vom früheren 
US-Präsidenten Carter vereinbar- 
ten Waffenstillstands zeigen, daß 
der Balkankrieg in eine neue 
Phase eingetreten ist. Die Abrei- 
se des Unprofor-Kommandeurs 
Sir Michael Rose ergänzt diese 
Einschätzung. Damit rückt auch 
die Evakuierung vor allem der 
britischen und französischen 
Unprofor-Truppen in greifbare 
Nähe. Auch die propagandistisch 
hochgespielte Erklärung des 
kroatischen Präsidenten Tudj- 


man, das Mandat der auf serbisch 
besetztem kroatischem Gebiet 
stationierten Unprofor-Truppen 
nicht zu verlängern, muß in die- 
sem Zusammenhang gesehen 
werden. 


Die jüngsten Entwicklungen auf 
dem Balkan werden durch die 
sich verschärfende Krise in 
Rußland stark beeinflußt. Die 
britische und serbische Balkan- 
politik Kann nicht länger auf die 
»russische Karte« setzen, da für 
Rußland immer die innenpoliti- 
schen Probleme in Militär, 
Politik und Wirtschaft in den 
Vordergrund geraten. Der bri- 
tisch-serbische Versuch, im Zu- 
sarnmenhang mit dem serbischen 
Angriff gegen Bihac praktisch 
eine diplomatisch verbrämte 
Kapitulation der bosnischen Re- 
gierung zu erreichen, ist geschei- 
tert. Im kommenden Frühjahr 
wird das bosnische Militär wie- 
der an Boden gewinnen, ohne 
daß britische Machenschaften 
auf diplomatischer oder UNO- 
Ebene dies werden verhindern 
können. Ungeachtet des Waffen- 
embargos erhält Bosnien erhebli- 
che internationale Finanz- und 
Militärhilfe. Dem britischen Au- 
Benministerium käme es vermut- 
lich sehr gelegen, wenn es beim 
Abzug der Unprofor-Truppen, 
der von der NATO geschützt 
werden soll, zu bewaffneten Aus- 
einandersetzungen käme, in die 
auch deutsche Truppen ver- 
wickelt würden. 


Die Regierung Tudjman in 
Zagreb setzt darauf, daß die 
Serben aufgrund des Unprofor- 
Abzugs und der Krise in Rußland 
bereit sind, einer diplomatischen 
Lösung hinsichtlich der serbisch- 
besetzten Gebiete in Kroatien 
zuzustimmen. Tudjman will die 
besetzten Gebiete ganz sicher 
nicht mit militärischen Mitteln 
zurückerobern, was während der 
serbischen Angriffe auf Bihac 
ein Leichtes gewesen wäre. Er ist 
offensichtlich bereit, einige kroa- 
tische Gebiete im Austausch für 
die Rückgabe anderer besetzter 
Regionen abzuschreiben. Wäh- 
rend Tudjman in der Öffentlich- 
keit über die serbisch besetzten 
Gebiete tönt, verhandelt er insge- 
heim auf höchster Ebene emsig 
mit dem serbischen Diktator 
Milosevic. Der bosnischen Re- 
gierung ist dieses vorgehen Tudj- 
mans nicht verborgen geblieben. 
Sie weiß, daß Tudjman nicht 
zögern würde, die »Washing- 
toner Verträge« einer kroatisch- 


bosnischen Allianz als Teil einer 
Absprache mit Milosevic zu 
opfern. Die wachsenden Span- 
nungen zwischen Kroaten und 
Moslems in Bosnien sind ein wei- 
teres Beispiel für Tudjmans 
Doppelspiel. Es kann nicht aus- 
geschlossen werden, daß be- 
stimmte moslemische Kreise auf- 
grund dieser Entwicklung eben- 
falls mit einer Einigung mit 
Belgrad liebäugeln. 


Hinter Tudjmans nationalisti- 
scher Attitüde steht vor allem 
seine Furcht vor politischer Op- 
position in Kroatien. Die Geduld 
der kroatischen Streitkräfte ist 
nicht unbegrenzt, wie auch Au- 
Berungen hochrangiger ehemali- 
ger Offiziere bestätigen. Tudj- 
mans Politik wurde u.a. vom 
früheren Verteidigungsminister 
Martin Spegelj und den Ge- 
nerälen Gorinsek und Jelic scharf 
kritisiert. Ihre Auffassung muß 
auch im Zusammenhang mit der 
Kampagne der Oppositionsbe- 
wegung Libertas gesehen wer- 
den, die vom früheren Außen- 
minister Separovic angeführt 
wird und sich für die Bildung 
einer »Regierung der nationalen 
Rettung« einsetzt. Um einer 
Offensive der kroatischen Oppo- 
sition zuvorzukommen, erwägt 
Tudjman sogar vorgezogene 
Neuwahlen. Aufgrund der IWF- 
Auflagen hat sich die sozio-Öko- 
nomische Situation in Kroatien 
weiter verschärft. So ist es bereits 
zu größeren Streiks gekommen. 
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Slowakien 


Proteste 


gegen 


britische 
Interessen 


Im Jahre 1977 einigten sich Ungarn und die Tschechoslowakei 
auf den Bau eines 40 Kilometer langen Kanals und den Bau von 
zwei Kraftwerken an der Donau bei Gabcikovo/Slowakien und 
Nagymaros/Ungarn. Neun Jahre später startete der World 
Wildlife Fund (WWF, jetzt World Wide Fund for Nature) eine 
Kampagne gegen »die Zerstörung des letzten Feuchtgebiets in 
Mitteleuropa«, und schürte den Widerstand gegen das Projekt, 


besonders in Ungarn. 


Nach dem altehrwürdigen impe- 
rialen Prinzip von »Teilen und 
Herrschen« versuchte der WWF, 
an dessen Spitze Großbritanniens 
Prinz Philip steht, diese Kon- 
troverse zwischen Slowakien und 
Ungarn zu entflammen anstatt 
eine Lösung zu ermöglichen, die 
im Interesse der wirtschaftlichen 
Entwicklung beider Länder ste- 
hen würde. 


Im Jahre 1989 -— bevor der Eiser- 
ne Vorhang fiel — beschloß das 
ungarische Parlament, den Ver- 
trag mit der Tschechoslowakei 
aufzuheben, indem es behaupte- 
te, daß der Umweltschaden, den 
das Projekt verursachen würde, 
Ungarn dazu berechtige, ihn zu 
beenden, obwohl der Vertrag 
eine Klausel aufwies, derzufolge 
er nur durch Abstimmung der 
beiden beteiligten Regierungen 
beendet werden könne. Zu die- 
sem Zeitpunkt waren die Bau- 
projekte für den Gabcikovo- 
Nagymaros Plan auf slowaki- 
schem Territorium bereits zu 95 
Prozent abgeschlossen. 


Nachdem die Verhandlungen 
zusammengebrochen waren, be- 
schloß die Tschechoslowakei, die 
Projekte auf ihrem Territorium 
einseitig provisorisch fertigzu- 
stellen, was eine Konstruktions- 
änderung mit sich brachte, damit 
die Nutzung ungarischen Territo- 
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riums wegfallen konnte. Am 24. 
Oktober 1992 blockierte Prag 
den Schiffsverkehr auf der Do- 
nau bei Bratislawa. In der Nähe 
von Cunovo wurde rasch ein 
Stauwehr im Fluß errichtet. Eini- 
ge Tage später wurde der Schiffs- 
verkehr in den Kanal geleitet und 
das riesige Wasserkraftwerk bei 
Gabeikovo ging in Betrieb und 
produzierte zehn Prozent der 
Elektrizität für Slowakien. 


Proteste von internationalen 
»Umweltorganisationen«, an 
vorderster Stelle der WWF, 
strömten nur so herein und es 
wurde die »Zerstörung der un- 
schätzbaren Feuchtgebiete an der 
Donau« beklagt. Die ungarische 
Regierung beschuldigte Slowa- 
kien, es würde »Ungarns Wasser 
stehlen«. 


Ständiges Absinken des 
Grundwasserspiegels 


Die tschechoslowakische Regie- 
rung — und nach dem Jahre 1992 
deren Nachfolger in der slowaki- 
schen Republik — behauptete, daß 
es genau die anhaltende Zer- 
störung dieser Feuchtgebiete, 
verursacht durch ein ständiges 
Absinken des Boden- und Grund- 
wasserspiegels, ist, das den Bau 
von »Gabcikovo«, wie das Pro- 
jekt genannt wurde, erforderlich 


macht. Seit den fünfziger Jahren 
ist der durchschnittliche Wasser- 
pegel der Donau um rund 1,5 
Meter gesunken. 


Einer der Gründe dafür war, daß 
die Sedimente, die von dem Fluß 
geführt werden, von 300-400.000 
Tonnen jährlich auf 100.000 
Tonnen jährlich gesunken sind, 
nachdem Wehre und Dämme an 
der Donau und ihren Neben- 
flüssen in Deutschland und 
Österreich gebaut wurden. 


Ein weiterer Grund für den sin- 
kenden Wasserpegel war die 
Regulierung des Hauptarms des 
Flusses, der begradigt wurde und 
dessen Eintritt in die Seitenarme 
blockiert wurde, um den Wasser- 
pegel im Hinblick auf den 
Schiffsverkehr im Hauptarm zu 
erhöhen. Dies führte zu einer 
höheren Geschwindigkeit im 
Wasserfluß, wodurch sich der 
Fluß immer tiefer in den Boden 
eingegraben hat. Ein dritter 
Grund war, daß eine Menge Kies 
und Geröll vom Flußgrund her- 
aufgeholt worden ist, um den 
Schiffsverkehr zu gewährleisten 
und um Baumaterial zu bekom- 
men. 


Auf jeden Fall mußte das weitere 
Absinken des Wasserpegels 
gestoppt werden. In der Gegend 
von Bratislava, wo am tiefsten im 
Flußbett gegraben worden war, 
waren die Fundamente von 
Brücken und Gebäuden in der 
Nähe des Hafengebietes gefähr- 
det. Die Donau-Feuchtgebiete 
flußabwärts litten am stärksten 
unter dem gesunkenen Wasser- 


pegel. 


Der Grundwasserspiegel war 
gesunken, was sich auch auf die 
Trinkwasserversorgung auswirk- 
te. Die zwei größten Seitenarme 
der Donau — Moson-Donau und 
kleine Donau — führten den 
größten Teil des Jahres mehr 
Abwasser als Frischwasser und 
der Wasserpegel des Hauptarms 
war zu niedrig, um über die 
Barrieren zu treten, die die 
Schiffahrtsroute schützen. 


Der Bericht der 
Gabcikovo-Kommission 


Die Regierungen Ungarns und 
Slowakiens einigten sich darauf, 
die Entscheidung darüber, was zu 
tun ist, dem Internationalen Ge- 
richtshof in Den Haag zu überlas- 
sen. Es wurde eine Kommission 


unter Führung von Experten der 
Europäischen Union ins Leben 
gerufen, die die Entwicklungen 
in den Feuchtgebieten überwa- 
chen und Maßnahmen empfehlen 
sollte. 


Im Dezember 1993 veröffent- 
lichte die Kommission einen 
Bericht, in dem die folgenden 
Tatsachen dokumentiert wurden: 
Derzeit fließen 400 Kubikmeter 
pro Sekunde oder 20 Prozent der 
früheren Wassermenge in den 
alten Fluß, während die Wasser- 
menge in der Moson-Donau und 
der kleinen Donau jetzt das ganze 
Jahr über garantiert ist und das 
auch noch in einer größeren 
Menge als vor dem Bau des 
Wehrs. In Bratislawa ist der 
Wasserpegel auf den Stand der 
fünfziger Jahre zurückgekehrt, 
das heißt, er liegt ein bis zwei 
Meter höher als vorher, während 
er unmittelbar flußabwärts vom 
Wehr jetzt zwei bis vier Meter 
niedriger ist. 


Als im Mai 1993 besondere 
Anlagen in Betrieb gingen, mit 
denen das Wasser in die 
Seitenarme der Donau am linken 
(slowakischen) Ufer des alten 
Flusses gelenkt wurde, wurde der 
Schlamm am Boden dieser 
Seitenarme weggeschwemmt, so 
daß das Wasser viel leichter in 
das Grundwasser eindringen 
konnte. Das ist am rechten (unga- 
rischen) Ufer des alten Flusses 
nicht der Fall, weil die in die 
Seitenarme fließende Wasser- 
menge unzureichend ist. 


Nachdem das Wehr gebaut wor- 
den war, sank der Grundwasser- 
spiegel in den ersten sechs 
Monaten vorübergehend. Er ist 
jetzt auf den alten Stand zurück- 
gekehrt und ist in einigen Fällen 
sogar mehr als zwei Meter über 
den Stand von vor dem Bau 
gestiegen. Die Qualität des 
Grundwassers ist nicht meßbar 
beeinträchtigt. Da der Grund- 
wasserspiegel über einen weiten 
Bereich gestiegen ist, könnte das 
für die Bewässerung in diesen 
Gebieten benötigte Wasser um 
25 Prozent gesenkt werden. Die 
Wälder in den Feuchtgebieten 
auf slowakischem Territorium 
haben sich deutlich sichtbar 
erholt. 


Die Kommission empfahl die 
Verdopplung der in den Haupt- 
arm und die Moson-Donau und 
kleine Donau gelenkten Wasser- 
menge und den Bau von 


Unterwasser-Wehren im Haupt- 
arm des Flusses, um die Wasser- 
menge zu erhöhen, die in die 
Seitenarme des Innendeltas auf 
der ungarischen Seite gelangt. 
Technische Maßnahmen wurden 
vorgeschlagen, um zu ermögli- 
chen, daß sich die Fische zwi- 
schen dem Hauptarm und den 
Seitenarmen frei bewegen kön- 
nen. 


Im allgemeinen wurden also die 
Vorschläge der slowakischen 
Ingenieure von der Kommission 
befürwortet und sie widerlegte 
die Behauptung der ungarischen 
Regierung, daß das Gabcikovo- 
Projekt den Feuchtgebieten 
zwangsläufig irreparablen Scha- 
den zufügen würde. Die Kom- 
mission belegte eigentlich sogar 
das, was die slowakische Re- 
gierung die ganze Zeit über 
behauptet hatte: daß das ganze 
Projekt für die Umwelt und die 
Wirtschaft ein Segen sei. 


Vodohospodarska Vystavba, die 
von der slowakischen Regierung 
geführte Firma, die die Anlage 
Gabcikovo gebaut hat und 
betreibt, kann jetzt in der Tat mit 
Recht behaupten, daß sie »die 
Donau-Feuchtgebiete gerettet 
hat«, nachdem sie zwei Jahre 
lang damit beschäftigt gewesen 
ist, sich gegen Anschuldi- 
gungen, sie hätten die Natur zer- 
stört, zu verteidigen. 


Der WWF 
reagiert 


Natürlich mußte der WWF dar- 
auf reagieren. Seit dem Jahre 
1986 hat er aktiv gegen das 
Projekt gearbeitet. Jetzt erwies 
sich seine ganze Propaganda als 
unbegründet. 


Der WWF wurde im Jahre 1961 
von Großbritanniens Prinz Phi- 
lip und seinem Freund Prinz 
Bernhard der Niederlande als 
World Wildlife Fund gegründet, 
um die sogenannten Wildreser- 
vate in den Ländern der Dritten 
Welt zu gründen. In unseren 
Berichten zum Thema »Der 
bevorstehende Fall des Hauses 
Windsor« wurde gezeigt, daß 
der WWF oft Gebiete als künfti- 
ge Wildreservate aussucht, nicht 
so sehr, um die Pflanzen- und 
Tierarten, die in der Region 
leben, zu schützen, sondern um 
kolonialistische Kontrolle über 
die in diesen Gebieten gefunde- 
nen natürlichen Ressourcen aus- 


zuüben oder weil sich die 
Gebiete über Landesgrenzen 
hinaus erstrecken, wodurch sie 
sich besonders zum Training 
separatistischer, terroristischer 
Miliz anbieten. Die Folge dieser 
Naturschutzgebiete ist es, daß 
die wirtschaftliche und politi- 
sche Entwicklung der betreffen- 
den Länder als ein Instrument 
britischer Weltpolitik blockiert 
wird. 


Die Kampagne gegen Gabci- 
kovo paßt in dieses Bild: ohne 
das Gabcikovo-Projekt war die 
Schiffahrt auf der Donau, dem 
wichtigen Infrastrukturkorridor 
zwischen Mittel- und Südost- 
europa zunehmend gefährdet. 
Slowakien, das derzeit zehn 
Prozent seiner Elektrizität aus 
dem Gabcikovo-Kraftwerk ge- 
winnt, wäre von der weitaus teu- 
reren und umweltschädlicheren 
Kohle und dem Ol abhängig, das 
von anglo-amerikanischen Olfir- 
men kontrolliert wird, die teil- 
weise der britischen Krone 
gehören. Es gab sogar einen 
potentiellen Grenzkonflikt zwi- 
schen Slowakien und Ungarn, da 
knapp 500.000 ethnische Un- 
garn in der Nähe des Kraftwerks 
leben. Andererseits war es un- 
möglich, die Feuchtgebiete der 
Donau zu retten, solange der 
Schiffsverkehr auf dem Haupt- 
arm der Donau gesichert werden 
mußte. 


WWF-Fakten werden 
ungeprüft verbreitet 


Jetzt stand der WWF dumm da. 
Slowakien hatte bewiesen, daß 
das Projekt dem Feuchtgebiet 
Nutzen gebracht hatte. Der 
WWF äußerte sein Bedauern 
darüber, daß in Ungarn Stimmen 
zugunsten »kurzfristiger techni- 
scher Lösungen, um die Si- 
tuation zu ändern«, das heißt, ein 
Kompromiß mit Slowakien, laut 
geworden waren. 


Am 31. Januar 1994 reagierte 
der WWF auf den Bericht der 
europäischen Kommission mit 
seiner eigenen 20 Seiten langen 
Erklärung »Eine neue Lösung 
für die Donau«, in der es hieß, 
daß die positiven Schlußfolge- 
rungen der Europäischen Union 
unbegründet seien. Die slowaki- 
sche und ungarische Regierung 
hätten nicht die vollständigen 
Daten geliefert, meinte der 
WWF, und fuhr fort, daß sich 
die Qualität des Grundwassers in 


Wirklichkeit verschlechtert hätte 
und daß »die Umleitung der 
Donau und der Kraftwerks- 
betrieb von Gabcikovo zwangs- 
läufig zu nachteiligen Verände- 
rungen in den Feuchtgebieten 
und benachbarten Regionen 
führen werden«. 


Der WWF zählt auf westliche 
Journalisten, die die Behaup- 
tungen des WWF akzeptieren, 
ohne die Fakten zu überprüfen. 
In einer Presseerklärung des 
WWF-Österreich heißt es: »Da 
auch schon ein Kubikmeter 
Wasser den Kraftwerksbe- 
treibern Profit bringt, werden 
diese 4000 Hektar Feuchtgebiet 
für minimale Wassermengen zu 
einem Experimentierfeld degra- 
diert.« 


Doch wenn jemand sagt, der 
WWF würde die Fakten falsch 
oder ungenau darstellen, wird 
dies als »unangemessene Pole- 
mik« abgetan. In seiner Presse- 
erklärung behauptet der WWF, 
daß in heißen Sommern nur 20 
Kubikmeter Wasser pro Se- 
kunde in die Nebenflüsse der 
Donau abgeleitet worden seien. 
In Wirklichkeit wurde vor dem 
Jahre 1992 in 10 von 12 Mo- 
naten im Jahr kein einziger 
Kubikmeter Wasser in diese 
Nebenflüsse geleitet! 


In einer weiteren Behauptung in 
dieser Presseerklärung heißt es: 
»Der WWF sieht den Grund für 
die niedrige Wassermenge im 
Fluß und in den Feuchtgebieten 
in den anhaltenden technischen 
Zusammenbrüchen des komple- 
xen Systems in Gabcikovo. Seit 
dem Sommer ist der Wasser- 
stand im Kanal um zwei Meter 
gesunken, um langwierige Repa- 
raturen auszuführen. Das allein 
verhindert, daß eine größere 
Wassermenge in die Feucht- 
gebiete geleitet werden kann.« 
Es ist nicht schwer, sich vorzu- 
stellen, daß der einfachste Weg, 
den Wasserstand im Kanal zu 
senken, darin besteht, stattdes- 
sen mehr Wasser in die Donau 
zu leiten. 


Der WWF hat scheinbar viel 
mehr als eine Abwehrreaktion 
erwartet. Doch Professor Igor 
Mucha, der Slowakien in der 
Expertenkommission veftrat, 
gab einen 130 Seiten langen 
Bericht heraus, in dem er den 
WWF aufforderte, Farbe zu 
bekennen und seine Anschul- 
digungen Punkt für Punkt wider- 


legte. Mucha sagte, es sei lächer- 
lich, daß sich der WWF zu- 
nächst rühmte, er habe jahrelang 
»gegen die Lobby des Bau- 
projekts« gekämpft und dann 
behaupte, er repräsentiere eine 
»unabhängige« Sicht der Dinge. 


Mucha zitierte die Aussage des 
WWF, daß »der Grundwasser- 
spiegel besonders entlang der 
Donau flußaufwärts und fluß- 
abwärts von Dobrohost nicht 
gestiegen, sondern infolge der 
Flußumleitung um bis zu zwei 
Meter gesunken sei«. Sein 
Kommentar: »Wir sind sprach- 
los. Das ist eine vollständige 
Negierung sämtlicher Messun- 
gen.« Sodann gab er eine Reihe 
von Orten an, wo die höheren 
Wasserpegel von jedermann 
beobachtet werden können. Soll 
man glauben, daß dem WWF ein 
solch krasser »Fehler« »unbeab- 
sichtigt« unterlaufen ist? 


Der WWF beschloß, sich zu- 
rückzuziehen, bis sich der Sturm 
gelegt hat. Dr. Magnus Sylven, 
Direktor des WWF-Programms 
für Europa und Nahost, schrieb 
an Mucha: »Ich möchte Ihnen 
sagen, wie beeindruckt ich von 
Ihrer Arbeit bin und wie peinlich 


„mir die Einmischung des WWF 


in der Vergangenheit ist ... Der 
Generaldirektor von WWF- 
International, Dr. Claude Mar- 
tin, und ich haben uns beide dar- 
auf geeinigt, jegliche weitere 
Einmischung des WWF-Öster- 
reich sofort zu stoppen. Dr. 
Martin wird Ingenieur Dominik 
Kocinger ein persönliches 
Schreiben senden und ihm versi- 
chern, daß es künftig keine 
Einmischung seitens des WWF 
mehr geben wird, es sei denn, 
die slowakische Seite bittet for- 
mell darum, was wir natürlich 
nicht erwarten.« 


Kurz darauf distanzierte sich der 
WWF von Dr. Sylvens Erklä- 
rung. Alexander Zinke, ein Geo- 
loge, der im Hauptquartier von 
WWF-Österreich arbeitet, stellte 
Sylvens Erklärung als eine Art 
Mißgeschick dar. Sylven, so 
sagte er dem Verfasser dieses 
Artikels, hat »intern dafür 
Prügel bezogen«. Am 4. Oktober 
1994 reagierte der WWF- 
International öffentlich auf 
Muchas Bericht: »Wir haben uns 
Professor Muchas Bericht sorg- 
fältig angeschaut, können aber 
nichts darin finden, was die 
Anderung unserer Position 


rechtfertigen würde.« E 
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Der brutale Angriff der Serben auf Bihac signalisiert den Beginn 
einer neuen Phase des Krieges im ehemaligen Jugoslawien. Die 
entscheidende Frage wird nicht sein, ob Bihac, wie die kroatische 
Stadt Wukowar im November 1991, von den Serben völlig er- 
obert werden wird. Es ist wahrscheinlich, daß Bihac zu einem 
zweiten Gorazde wird. Doch selbst wenn Bihac »nur« eingekes- 
selt wird, würde die bosnische Regierung die gesamte Kontrolle 
über diese strategisch wichtige Stadt verlieren. 


Der serbische Angriff auf Bihac 
hat zwei direkte militärisch-logi- 
stische Ziele. Erstens soll der ser- 
bische Landkorridor entlang der 
Linie Belgrad-Breko-Gradacac- 
Banja Luka-Bihac-Knin, der Ser- 
bien mit seinen eroberten Territo- 
rien in Bosnien und Kroatien 
verbindet, konsolidiert werden, in 
dem die Eisenbahn von Knin nach 
Banja Luka eine besondere Be- 
deutung hat. 


Zweitens schafft der Angriff auf 
die »UNO-Schutzzone« Bihac 
ohne ernsthaftes Eingreifen sei- 
tens der Vereinten Nationen oder 
der NATO einen Präzedenzfall 
für die anderen moslemischen 
Enklaven (Gorazde, Zepa, Sre- 
brenica) in Ostbosnien, die wie 
Bihac »UNO-Schutzzonen« sind. 
Diese moslemischen Enklaven 
stehen einer benachbarten, ser- 
bisch besetzten Zone in Bosnien- 
Herzegowina immer noch im 
Weg. Die serbische Führung hat 
die Beseitigung dieser Enklaven — 
durch militärische und/oder »po- 
litisch-diplomatische« Mittel — 
beschlossen. Im Verlaufe ihrer 
Militäroperationen gegen Bihac 
sieht die serbische Führung es so, 
als habe sie einen entscheidenden 
Teil dieses Ziels erreicht. 


Serbien und die 
»Dreier-Allianz« 


Zwischen der serbischen Führung 
in Belgrad um Präsident Slobo- 
dan Milosevic, der serbischen 
Führung in Pale um Radovna Ka- 
radzic (»bosnische Serben«), und 
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der serbischen Führung in Knin 
(»Serben von Krajina«) gibt es in 
der Tat bestimmte taktische Un- 
terschiede. Doch die serbischen 
Militäroperationen gegen Bihac 
zeigen das wahre Ausmaß der po- 
litisch-militärischen »Integration« 
des serbischen Lagers. Das Haupt- 
ziel dieser Großserbien-Führung 
in Bosnien-Herzegowina bleibt 
die Eliminierung dieses interna- 
tional anerkannten, souveränen 
Staates, der in drei Teile geteilt 
werden soll. 


Der größte Teil bosnischen Terri- 
toriums würde serbisch werden 
und dem »serbischen Mutter- 
land« angehängt. Kroatien müßte 
sich mit einem Großteil von Her- 
zegowina »zufriedengeben«, wäh- 
rend für die moslemischen Bosnier 
ein wirtschaftlich und politisch 
nicht lebensfähiges »Reservat« aus 
Überbleibseln bleibt. An diesem 
großserbischen Ziel, das Lord Da- 
vid Owen der Weltöffentlichkeit 
ganz deutlich zum Ausdruck ge- 
bracht hat, hat sich seit Kriegsbe- 
ginn im April 1992 nichts geän- 
dert. 


Die Politik der 
Zerstückelung 


Dieser großserbische Aktions- 
plan ist gleichzeitig die Opera- 
tionsbasis der britischen, franzö- 
sischen und russischen Politik ge- 
genüber dem ehemaligen Jugo- 
slawien. Dies zeigte sich konkret 
in dem Angriff der Serben auf 
Bihac. Vor der großen serbischen 
Offensive wurden die französi- 


schen Unprofor-Truppen von der 
»UNO-Schutzzone« in Bihac zu- 
rückgezogen und durch ein 
schlecht ausgerüstetes und spär- 
lich bewaffnetes Kontingent aus 
Bangladesh ersetzt. Als die serbi- 
schen Truppen die moslemische 
»Schutzzone« überrollten, lehnte 
der Unprofor-Kommandeur Ge- 
neral Sir Michael Rose es ab, 
NATO-Luftangriffe zu fordern, 
um »die Zivilbevölkerung nicht 
zu gefährden«. 


Der bosnische Vizepräsident Ejub 
Ganic meinte dazu: »Leute, die in 
Panzern sitzen und auf die Zivil- 
bevölkerung in Bihac schießen, 
können kaum als »gefährdete Zi- 
vilisten< bezeichnet werden. Sol- 
che Leute sollten das Ziel von 
NATO-Luftangriffen sei. Wir 
sollten daran denken, daß General 
Rose erst abgewartet hat, bis ser- 
bische Panzer die Randgebiete 
der Stadt Gorazde erreicht hatten. 


Dann lehnte er NATO-Luftangrif- 
fe ab, weil sie die Zivilbevölke- 
rung gefährden würden. Der glei- 
che Trick wird in Bihac wieder- 
holt.« 


Wir sollten hinzufügen, daß kei- 
ner der wenigen Luftangriffe, die 
bisher gegen die Serben geführt 
worden sind, im militärischen 
Sinne »echt« war. Die Serben 
sind von Unprofor ständig im vor- 
aus informiert worden und forder- 
ten den Rückzug von Soldaten 
und moderner Militärausrüstung 
aus der Kampfzone. Bombardiert 
wurde lediglich altes, unbemann- 
tes militärisches Material der 
Serben, das als geeignetes Ziel 
plaziert worden war. 


Die Haltung der Regierungen in 
London und Paris, die Haltung 
der »Vermittler« Lord Carrington 
oder Lord Owen, von General 
Rose und UNO-Generalsekretär 
Boutros Boutros-Ghali wird von 
dieser Politik der Zerstückelung 
Bosnien-Herzegowinas bis ins 
Kleinste bestimmt. Die endlosen 
diplomatischen Taktiken und Ma- 
növer über angeblich »ausgehan- 
delte Lösungen« können die tat- 
sächliche Richtung der britischen 
Balkanpolitik immer weniger 
verschleiern. Die »Dreier-En- 
tente« von Briten, Russen und 
Franzosen auf dem Balkan zielt 
auf maximale Schwächung Bos- 
niens ab. Dieses Land muß mit al- 
len politisch-militärischen Mit- 
teln so niedergemacht werden, 
daß die bosnische Führung zu Ka- 
pitulation und Aufgabe bereit ist. 


Mit der Politik des Waffenembar- 
gos gegen die bosnische Regie- 
rung soll Bosnien militärisch nie- 
dergehalten werden, während al- 
les andere eine offenkundige, di- 
plomatische Täuschungstaktik ist. 
Die Gegenwart von britischen 
und französischen Unprofor- 
Truppen in Bosnien hatte in den 
letzten beiden Jahren keinen an- 
deren Zweck als den militäri- 
schen und politischen Manövrier- 
raum der bosnischen Regierung 
am Boden zu begrenzen und zwi- 
schen serbischen Aggressoren 
und bosnischen Opfern der Ag- 
gression eine »Gleichwertigkeit« 
zu schaffen. 


Bihac: ein Kampf, 
nicht ein Krieg verloren 


Die Zerstückelungsstrategie der 
von den Briten gelenkten Dreier- 
Entente gegen Bosnien hat jetzt 
mit dem Angriff auf Bihac einen 
entscheidenden Punkt erreicht. 
Die britische Diplomatie möchte 
mit dieser Militäroperation der 
Serben in der Weltöffentlichkeit 
den Eindruck erwecken, daß der 
bosnische Krieg in militärischer 
Hinsicht »endgültig entschieden« 
ist, daß es keinen Weg aus dem 
von den Serben geschaffenen 
»fait accompli« in Bosnien gibt, 
daß die bosnische Armee »defini- 
tiv zu schwach ist, um eine Ver- 
schiebung gegen die Serben im 
Kampf zu erzwingen und daß es 
»nicht wert ist«, einen Bruch in 
der NATO zu riskieren und die 
Beziehungen mit Moskau wegen 
einer »verlorenen Sache« aufs 
Spiel zu setzen. Aussagen des 
amerikanischen Verteidigungs- 
ministers William Perry am 28. 
November 1994, die in dieser 
Richtung interpretiert werden 
könnten, wurden in den interna- 
tionalen Medien stark hochge- 
spielt. 


Jetzt sollte nach der Stoßrichtung 
der von den Briten geführten 
Dreier-Entente durch kombinier- 
ten Druck der »Kontaktgruppe« — 
Großbritannien, Frankreich, Ruß- 
land, Deutschland und Vereinigte 
Staaten — eine »ausgehandelte 
Lösung« auferlegt werden, die 
diese vorgeblichen »militärischen 
Realitäten« in Bosnien berück- 
sichtigen würde. Ebenso wird das 
Waffenembargo gegen Bosnien 
jetzt streng aufrechterhalten, weil 
seine Aufhebung nur dazu beitra- 
gen würde, einen »bereits verlo- 
renen Krieg« zu verlängern. Aus 
dem gleichen Grund sind weitere 


Drohungen von NATO-Luftan- 
griffen völlig »sinnlos«, weil sie 
gegen die »siegreichen« Serben 
»ineffektiv« sind und den Bos- 
niern nur »falsche Hoffnungen« 
machen. 


Was die Dreier-Allianz will, ist 
im Grunde, daß die bosnische Re- 
gierung ihren unwiderruflichen 
Niedergang schließlich einge- 
steht und sich endlich in ihr 
Schicksal fügt. In der Praxis be- 
deutet dies, daß Bosnien-Herze- 
gowina in drei Teile zerstückelt 
wird. Bosnien müßte sein Schick- 
sal als nicht lebensfähiger 
Rumpf-»Staat« unter serbischer 
Oberherrschaft akzeptieren. Ser- 
bien wären dann die unangefoch- 
tene Macht in Südosteuropa. 


Die amerikanische 
Position 
ist entscheidend 


Die zweite Spitze der von den 
Briten geführten Dreier-Entente 
zielt auf die Vereinigten Staaten 
ab. Im Februar 1993 versetzte die 
US-Regierung mit ihrem »Was- 
hingtoner Abkommen«, bei dem 
die Regierung Clinton dem absur- 
den Bruderkrieg zwischen Mos- 
lems und Kroaten in Bosnien- 
Herzegowina ein Ende bereitete, 
der Balkanstrategie der Briten ei- 
nen heftigen Schlag. In Bosnien 
wurde unter Beteiligung der Ser- 
ben, die dem Land gegenüber 
loyal waren, eine moslemisch- 
kroatische Föderation geschaffen. 
Die Vereinigten Staaten stellten 
sich damit nach dem Maßstab von 
»Nationalität« gegen die Teilung 
des bosnischen Staates. Gleich- 
zeitig gelang es den Vereinigten 
Staaten, Kroatien und Bosnien- 
Herzegowina dazu zu bringen, in 
politischen, wirtschaftlichen und 
militärischen Angelegenheiten 
eng zusammenzuarbeiten. 


Die Unterminierung dieses kroa- 
tisch-bosnischen »Washingtoner 
Abkommens« wurde zur höch- 
sten Priorität für die britische 
Diplomatie. London wußte und 
weiß sehr gut, daß ein effektives 
Militärbündnis zwischen Kroaten 
und Moslems bereits mittelfristig 
für Serbien ernsthafte militäri- 
sche Schwierigkeiten bedeutet. 
Mit einem effektiven bosnisch- 
kroatischen Militärbündnis mit 
ausreichenden Waffenvorräten — 
mit oder ohne formelle Aufhe- 
bung des Waffenembargos - 
könnten die serbischen Angreifer 
zurückgedrängt und das nationale 


Nach Lord Owen hat sich an den großserbischen Zielen seit 
Kriegsbeginn im April 1992 nichts geändert. 


Territorium militärisch befreit 
werden. 


Die britische Diplomatie hat des- 
halb die gründliche Schwächung 
der Kräfte in der Regierung Clin- 
ton und in der politischen Klasse 
Amerikas zum Ziel, die fest hinter 
dem »Washingtoner Abkommen« 
stehen. Sie verläßt sich dabei bei- 
spielsweise auf den künftigen 
Sprecher des Repräsentanten- 
hauses, Newt Gingrich, der wie 
George Bush vor ihm, behauptet 
hat, daß der Konflikt in Bosnien 
eine »rein europäische Angele- 
genheit« ist, die für die Vereinig- 
ten Staaten keinerlei Bedeutung 
hat. 


Außerdem betrachten Elemente 
innerhalb der Clinton-Regierung 
den Krieg in Bosnien als einen 
»Bürgerkrieg«, der es nicht 
»wert« ist, die Einheit der NATO 
aufs Spiel zu setzen. Gegenüber 
diesen Stimmen hat der republi- 
kanische Mehrheitsführer im 
Senat, Robert Dole, eindeutig 
erklärt, was in Bosnien wirklich 
auf dem Spiel steht Dole sagte bei 


seinem letzten Besuch in London 


und Brüssel: 


Erstens, Großbritannien und 
Frankreich haben die Ziele der 
Serben von Anfang an unter- 
stützt. 


Zweitens, Großbritannien und 
Frankreich haben alles getan, um 
die NATO daran zu hindern, Ser- 
bien mit effektiven Luftangriffen 
in die Schranken zu weisen. 


Drittens, Großbritannien und 
Frankreich haben die Vereinten 
Nationen dazu benutzt, das Waf- 
fenembargo gegen Bosnien auf- 
rechtzuerhalten, obwohl 90 Län- 
der bereit sind, Bosnien zu helfen. 
Deshalb forderte Dole, daß das 
Waffenembargo aufgehoben wer- 
den und der Rückzug der Unpro- 
for-Truppen beginnen muß. Dole 
unterstützte das »Washingtoner 
Abkommen« und sagte: »Das 
letzte, was wir jetzt brauchen, ist 
eine weitere Änderung der US- 
Position hinsichtlich Bosnien.« 


Mit der Absicht, das »Washingto- 
ner Abkommen« zu torpedieren, 
hat die britische Diplomatie einen 
enormen Druck auf die Regierung 
des kroatischen Präsidenten Fran- 
jo Tudjman ausgeübt. Der Einfluß 


der Briten, der durch wirtschaftli- 
chen und finanziellen Druck sei- 
tens des Internationalen Wäh- 
rungsfonds abgerundet wurde, 
veranlaßte Tudjman dazu, jede ef- 
fektive militärische Kooperation 
mit der bosnischen Regierung zu 
torpedieren. Obwohl Tudjman 
das »Washingtoner Abkommen« 
unterzeichnet hat, verhinderte er 
es, daß die Vereinbarungen in 
Kraft gesetzt wurden. Das zeigte 
sich besonders dramatisch wäh- 
rend der serbischen Offensive ge- 
gen Bihac, die von der kroati- 
schen Region in Krajina in Gang 
gesetzt wurde. Militäreinheiten 
»krajinischer Serben« machen ei- 
nen großen Anteil der serbischen 
Kräfte aus, die Bihac angreifen. 


Die Intrigen des 
Franjo Tudjman 


Tudjmans Passivität ist umso 
seltsamer, da die besten serbi- 
schen Einheiten Anfang Novem- 
ber aus Krajina in Richtung Nord- 
westbosnien verlagert worden 
sind und die besetzte Zone somit 
militärisch ungeschützt ist. In Za- 
greb hatte man erwartet, daß 
Tudjman zumindest begrenzte 
militärische Vorstöße nach Kraji- 
na unternommen hätte, um Teile 
dieser Region wiederzuerobern 
und dem 5. Korps der bosnischen 
Armee in Bihac zumindest ein 
Minimum an Unterstützung zu 
bieten. Doch selbst eine solche 


Aktion scheint unwahrschein- 
lich. 
Tudjmans zweiseitige Politik 


scheint sich auf eine Vereinba- 
rung mit Slobodan Milosevic in 
Belgrad zu richten. Geheime Ver- 
handlungen zwischen Zagreb und 
Belgrad sind von Tudjman prak- 
tisch seit der kroatischen Unab- 
hängigkeit im Sommer 1991 ge- 
führt worden. Tudjman scheint 
auf eine diplomatische Vereinba- 
rung mit Milosevic zu hoffen, bei 
der er die Gegenleistung für eini- 
ge der serbisch besetzten Regio- 
nen in Kroatien bekommen wür- 
de, zum Beispiel Westslowenien. 
Was die anderen besetzten Regio- 
nen Kroatiens betrifft, so scheint 
er sie de facto abschreiben zu 
wollen, so lange die abstrakten 
Rechtsansprüche darauf auf kroa- 
tischer Seite durch diplomatische 
Formeln scheinbar erhalten wer- 
den können. Es versteht sich von 
selbst, daß die von den Briten ge- 
lenkte »Dreier-Entente« Tudjman 
dabei heftig unterstützt — umso 
mehr, weil die beabsichtigte drei- 
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fache Teilung von Bosnien-Her- 
zegowina Tudjman als territoriale 
»Entschädigung« für den Verlust 
von Teilen des kroatischen Staa- 
tes präsentiert wird. 


Die kroatische 
Oppositionsbewegung 


Doch die Mehrheit der kroati- 
schen Bevölkerung und die ex- 
trem wichtige katholische Kirche 
Kroatiens ist gegen ein solches 
Geschäft mit Serbien auf Kosten 
Bosnien-Herzegowinas und auf 
Kosten ihrer eigenen nationalen 
Interessen. Im Verlaufe des Jahres 
1994 hat die kroatische Opposi- 
tionsbewegung Libertas ständig 
an Bedeutung zugenommen. 


Libertas weist ständig darauf hin, 
daß eine solche Vereinbarung mit 
Milosevic Kroatien zu einem 
Statthalter Serbiens machen wird, 
das nur scheinbar unabhängig ist. 


Die Absicht der von den Briten 
gelenkten Dreier-Entente, Ser- 
bien als die Vormacht auf dem 
Balkan zu etablieren, wäre damit 
gesichert. Mit einer solchen 
»neo-jugoslawischen« Lösung 
würde das Wirtschaftspotential 
Kroatiens in den Dienst Serbiens 
gestellt. 


Die kroatische Opposition, die für 
die uneingeschränkte Erfüllung 
des Washingtoner Abkommens 
und besonders für ein effektives 
kroatisch-bosnisches Militärbünd- 
nis steht, weist ständig auf die ob- 
jektive strategische Schwäche 
Serbiens hin, die mittelfristig of- 
fensichtlich werden wird. Die bri- 
tische Führung kennt diese Fakto- 
ren der Schwäche Serbiens. Ge- 
nau deshalb drängt die Dreier-En- 
tente jetzt mit all ihrer Macht, um 
die Zerstückelung von Bosnien- 
Herzegowina »auf den Verhand- 
lungstisch« zu legen. 


Ein führender Vertreter der kroa- 
tischen Opposition ist der ehema- 
lige kroatische Verteidigungsmi- 
nister Martin Spegelj, der im 
Herbst und Winter 1991 bei der 
Vereitelung des serbischen Ver- 
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suchs, das unabhängige Kroatien 
militärisch zu überwältigen, die 
Schlüsselrolle gespielt hat. In ei- 
nem Artikel für die kroatische 
Zeitung »Posavski Glasnik« 
schrieb General Spege]j: 


»Wir standen an der Schwelle 
zum dritten Kriegsjahr in Bos- 
nien-Herzegowina. Serbien hat 
feststehende, große Kriegsziele 
für sich selbst. Es wollte diese 
Ziele zuerst mit Hilfe der ehema- 
ligen jugoslawischen Volksarmee 
und mit der direkten Unterstüt- 
zung durch Großbritannien, 
Frankreich und der ultragehei- 
men, aber bedeutsamen Unter- 
stützung Rußlands verwirklichen. 
Doch die Kriegsziele, die es sich 
selbst gesetzt hat, waren unreali- 
stisch. Serbien hat sich mehr ab- 
gebissen als es kauen kann und 
läuft nun Gefahr, daran zu erstik- 
ken. Mit seiner Aggressionspoli- 
tik hat sich Serbien alle seine 
Nachbarn zu Feinden gemacht. 
Es muß umfangreiche militäri- 
sche Streitkräfte nach Südserbien 
in Richtung Kosovo, Mazedonien 
und Bulgarien entsenden; und 
Vojvodina ist auch nicht sicher. In 
seiner Aggression Richtung We- 
sten ist Serbien bis zu 300 Kilo- 
meter weit über seine eigenen 
Grenzen hinausgegangen. Die be- 
setzten Zonen sind völlig zerstük- 
kelt und haben über eine Strecke 
von über 2000 Kilometer Länge 
eine äußerst zerbrechliche Front. 
Es ist langfristig unmöglich, die 
ganze Region zu verteidigen, ge- 
schweige denn, sie tatsächlich zu 
kontrollieren. 


General Spegeljs’ 
militärisch-strategische 
Analyse 


Wenn wir die Zonen in Bosnien- 
Herzegowina und Kroatien, die 
seit langem besetzt sind, analy- 
sieren, sehen wir, daß diese Zone 
in ihrem jetzigen Zustand nicht 
lebensfähig ist. Sie ist vom militä- 
risch-strategischen Standpunkt 
nicht haltbar und in wirtschaftli- 
cher Hinsicht äußerst unautark. 


Außerdem ist Serbiens demogra- 
phisches Potential erschöpft; die 
negative Geburtenrate der serbi- 
schen Bevölkerung ist wohlbe- 
kannt. In Bosnien-Herzegowina 
kann der serbische Aggressor 
höchstens 70000 Soldaten ins 
Feld führen, zusammen mit 250 
Panzern und etwa 600 schwerka- 
libriger Artillerie. Die vereinten, 
bewaffneten Streitkräfte von Bos- 


nien-Herzegowina und die kroati- 
schen Einheiten bringen es auf 
insgesamt 230000 Männer. Das 
Opfer der Aggression — die inter- 
national anerkannte Nation Bos- 
nien-Herzegowina — hat keine an- 
dere Wahl als sich selbst mit allen 
Mitteln zu verteidigen und das 
Land von dem Aggressor zu be- 
freien. Wie in Kroatien war der 
Aggressor außergewöhnlich bru- 
tal (und ist es weiterhin). Er hat 
den ganzen Krieg mit kriegsver- 
brecherischen Methoden geführt: 
Völkermord, ethnische Säube- 
rung, Vergewaltigungen, Ver- 
nichtung offener Städte und 
Siedlungen. All dies hat in den 
Opfern eine anhaltende Ent- 
schlossenheit geschaffen, daß der 
Aggressor gestoppt und bestraft 
werden muß. 

Man muß zugeben, daß die Ar- 
mee von Bosnien-Herzegowina 
trotz unvorstellbarer Schwierig- 
keiten die Basis für die Lösung 
der wichtigsten Fragen des militä- 
rischen Kampfes geschaffen hat. 
Mit dem Washingtoner Abkom- 
men endete der sinnlose Krieg 
zwischen Bosnien und Kroatien. 
Ein wirkliches Militärbündnis 
muß geschaffen werden, das den 
Aggressor vor unlösbare Proble- 
me stellt und ihn mit der Zeit be- 
zwingt. Die Armee von Bosnien- 
Herzegowina hat unterdessen 
große Fortschritte gemacht. Ich 
möchte zunächst die Disziplin 
betonen, die die erste, unabänder- 
liche Bedingung für militärische 
Effektivität darstellt. Die Taktik, 
die Einsatzführung und die Mili- 
tärstrategie haben sich geändert. 
Meistens gingen sie in den Kampf 
mit der Taktik, ihre Stellungen 
statisch zu halten. Doch jetzt wird 
die Kriegsführung immer mobi- 
ler. Sie spüren die Serben in 
schlecht geschützten Stellungen 
und schlecht kontrollierten Zonen 
auf. Ein Teil der Streitkräfte ver- 
teidigt weiterhin die wichtigen 
Stellungen, doch der größere Teil 
der Streitkräfte rückt mit Gueril- 
lamethoden vor. Es handelt sich 
dabei um größere Militäropera- 
tionen und nicht einfach nur ver- 
einzelte Ablenkungsmanöver. Wir 
können sehen, daß der Kampf 
dort geführt wird, wo der Feind es 
am wenigsten erwartet. 
Bosnien-Herzegowinas Rüstungs- 
industrie wurde in geschützte und 
geheime Zonen verlegt und ver- 
sorgt die Armee mit zunehmen- 
den Mengen moderner Leicht- 
waffen und Munition. Das war ei- 
ne gigantische Anstrengung, 
doch sie wurde erreicht. Wir müs- 
sen vorsichtig sein, denn dies sind 


die ersten Schritte und die Anfän- 
ge eines Wechsels. Der Aggressor 
kann zwar immer noch hier und 
da einen Kampf gewinnen und es 
kann auch noch zu Rückschlägen 
und Krisen kommen, doch der 
Prozeß der Veränderung der mili- 
tärischen Kräfteverhältnisse ist 
objektiv nicht mehr zu stoppen 
und wird am Ende zur Niederlage 
des Aggressors und der Befreiung 
des Landes als Ganzes führen. In- 
sofern als das Washingtoner Ab- 
kommen rasch und effektiv erfüllt 
wird, wird dies rascher eintreten. 
In diesem Zusammenhang müs- 
sen wir bezüglich der Tatsache 
wachsam sein, daß bestimmte 
Kräfte weiterhin eine Teilung von 
Bosnien-Herzegowina aushan- 
deln wollen, auch wenn es für je- 
dermann offensichtlich ist, daß 
dies nicht nur die Vernichtung der 
Kroaten in Herzegowina bedeu- 
ten würde, sondern auch die Ver- 
nichtung von Kroatien als Staat. 


Großbritannien, 
Frankreich 
und Rußland entlarvt 


Was die jetzige Situation noch 
kennzeichnet, ist die Tatsache, 
daß die proserbische Politik von 
Großbritannien, Frankreich und 
Rußland der Öffentlichkeit nun 
endlich völlig offengelegt ist. Sie 
mußten sich selbst als die Be- 
schützer der Aggressoren demas- 
kieren — von Aggresoren, die ei- 
nen der brutalsten Kriege in der 
Militärgeschichte begannen und 
noch führen. Diese Großmächte, 
die keine mehr sind, blieben 
stumm oder haben den Aufstieg 
von Großserbien indirekt unter- 
stützt, weil sie irrtümlich glaub- 
ten, daß ein solches Serbien als 
ihr eigener Gendarm auf dem Bal- 
kan dienen könnte, mit dessen 
Hilfe sie — wie schon zu anderen 
Zeiten — in Südosteuropa Instabi- 
lität heraufbeschwören und diese 
dann in ganz Europa verbreiten 
können. Das ist zweifellos ihre 
anti-deutsche Politik, um Deutsch- 
lands bedeutende wirtschaftliche 
Stärke zu begrenzen. Deshalb hat 
die britische Lobby bei der UNO 
und sogar bei amerikanischen In- 
stitutionen ständig und heftig in- 
terveniert. Was diese Mächte mit 
ihrer Politik wirklich verfolgen, 
ist, über die Opfer der Aggression 
hinweg für die Schaffung eines 
Großserbien zu sorgen und es ge- 
gen Mitteleuropa, besonders ge- 
gen Deutschland, aber auch ge- 
gen die Vereinigten Staaten zu 
führen. 


Bosnien 


Die Haltung 


der USA auf 
dem Balkan 


Die Katze ist aus dem Sack. Als die Vereinigten Staaten am 
12. November 1994 um Mitternacht die Entscheidung des Präsi- 
denten, die Verletzungen des Waffenembargos, das Bosnien und 
Kroatien im Jahre 1992 auferlegt worden ist, nicht mehr zu 
überwachen, in Kraft setzten, kamen aus Paris und London die 


allergrößten Proteste. 


Drei angebliche Partner eines ein- 
zelnen Militarbündnisses, der 
NATO, kämpfen auf entgegenge- 
setzten Seiten in einem großen 
Krieg auf dem europäischen 
Kontinent: England und Frank- 
reich neben Serbien, die Vereinig- 
ten Staaten neben Bosnien. 


Anfang vom 
Ende der NATO 


Die Ereignisse der letzten Wo- 
chen, die von zunehmend offener 
Unterstützung der bosnischen 
Kriegsbemühungen durch die 
USA gekennzeichnet waren, wer- 
den von Militäranalysten wie 
Jacques Amalric in Paris offen als 
der »Anfang vom Ende der NA- 
TO« diskutiert. England, schrieb 
Amalric, ist »das europäische 
Land, das sich dem Ende der NA- 
TO am meisten bewußt ist und 
das Land, wo die interessanteste 
und die unaufrichtigste Befür- 
wortung einer gemeinsamen eu- 
ropäischen Verteidigung zu höh- 
ren ist«. Sowohl der französische 
Außenminister Alain Juppe als 
auch sein britischer Kollege 
Douglas Hurd machten ähnliche 
Äußerungen. 

Obwohl man sich bemüht, den 
Schritt Clintons als Beschwichti- 
gung für Senator Bob Dole und 
die neue republikanische Mehr- 
heit im Kongreß abzutun, ist die 
Realität jedoch, daß weder die 
Franzosen noch die Briten über 
das, was am 12. November 1994 
in der Adria geschah, vorgewarnt 
wurden und sie schäumen vor 
Wut. 

Am darauffolgenden Wochenen- 
de brachten die »angesehenen 


Zeitungen« Schlagzeilen wie 
»Die USA schieben Europa ab« 
und »Ein übler Trick der USA«. 


Ameisen schwärmten von offi- 
ziellen Ameisenhügeln wie dem 
Inter-Army Operational Center 
(COIA) im französischen Vertei- 
digungsministerium aus und bra- 
chen die Regeln, indem sie, wenn 
auch unter dem Deckmantel der 
Anonymität, der Presse sagten: 
»Wir wurden keineswegs vorher 
von der Entscheidung der USA 
informiert die Vereinigten 
Staaten zeigen absolut keinerlei 
Solidarität mit den Alliierten. Die 
Entscheidung wurde ohne die ge- 
ringste Analysediskussion über 
die Auswirkungen, die dies auf ... 
das Gelände, aber auch insbeson- 
dere auf die Befehlskette haben 
wird, getroffen.« 


Das Stottern des 
britischen 
Außenministers 


Der amerikanische »Beitrag« 
zum Waffenembargo umfaßte 
zwei Fregatten im Adriatischen 
Meer, acht der 11 AWACS-Flug- 
zeuge — die anderen waren von 
den Briten und Franzosen — sowie 
Satelliten- und Geheimdienstin- 
formationen aus Spezialopera- 
tionen. Kritisch ist hier, daß Clin- 
ton beschlossen hat, »keine« Ge- 
heimdienstinformationen mit Eng- 
land zu teilen. Die sogenannte an- 
glo-amerikanische Befehlskette, 
die bemerkenswerterweise keine 
Geheimdienstinformationen um- 
faßt und von der die Franzosen als 
Juniorpartner profitierten, wurde 
durchbrochen. 


Ist Clinton in Geheimdienstange- 
legenheiten naiv? »Wurstelt er 
sich einfach nur so durch«, wie 
die Briten behaupten? Bei einem 
Hintergrund - »Briefing« der 
amerikanischen Presse zur An- 
kündigung der Entscheidung, gab 
ein »hochrangiger Vertreter aus 
dem Verteidigungsministerium« 
seine Kommentare zur relevanten 
Bestimmung des Nunn-Mitchell 
Amendment, nämlich, daß die 
Vereinigten Staaten keine Ge- 
heimdienstinformationen über 
Waffenlieferungen für Bosnien 
mehr an andere NATO-Länder 
weitergeben werden, wie folgt ab: 
»Wenn wir die Ladung untersu- 
chen und feststellen, daß das 
Schiff nur ... Waffen für Bosnien 
befördert, dürfen wir nicht dar- 
über berichten, welcher Art die 
Ladung war. Wir müssen darüber 
Stillschweigen bewahren. Das ist 
das Schlüsselwort — wir müssen 
in diesem Punkt Stillschweigen 
bewahren.« 


Dieses »Briefing«, das seinen 
Weg in die »New York Times« 
fand, ist der Weg, über den Eng- 
land und Frankreich über die Ent- 
scheidung der USA erfuhren - 
»nachdem« die »Times« darüber 
berichtet hat. Wir können also 
»Naivität« und »Durchwursteln« 
bei dem amerikanischen Schritt 
wahrscheinlich ausschließen, des- 
sen Implikationen weit über den 
Krieg in Bosnien hinausgehen. 
Und auf diese Implikationen hat 
Douglas Hurd zweifellos die Auf- 
merksamkeit des US-Botschaf- 
ters in London, Admiral William 
Crowe, gelenkt, als er sich am 
ll. November rasch in die US- 
Botschaft begab. Hurd erschien 
und stotterte etwas darüber, daß 
sich der Admiral »über die In- 
struktionen, die dem amerikani- 
schen NATO-Kontigent in der 
Adria gegeben worden waren, 
höchst unklar ausgedrückt hat- 
te«. 


Am 18. November begann der 
französisch-britische Gipfel in 
Chartres, Frankreich. Obwohl die 
britische Seite seither versucht 
hat, die Sache herunterzuspielen, 
seit einiges darüber in »Le Mon- 
de« durchgesickert ist und erheb- 
liche Verlegenheit verursacht 
hatte, stand weitreichende Mili- 
tärkooperation in »Bereichen ge- 
meinsamen Interesses« wie 
Afrika, ganz zu schweigen vom 
Balkan, ganz oben auf der Ta- 
gesordnung. Eine Vereinbarung 
war bereits unterzeichnet worden 
für die Entsendung gemeinsamer 


Sonderstreitkräfte und es war die 
Rede von einer gemeinsamen 
Luftwaffe, von gemeinsamen Nu- 
klearpatrouillen und sogar von 
dem »Ansatz eines gemeinsamen 
Generalstabs«. 


Doch Clinton gab ihnen noch viel 
mehr zu diskutieren. Der franzö- 
sische ‚ständige Vertreter bei der 
Westeuropäischen Union, Jean- 
Marie Gu&henno, sagte der Pres- 
se, daß die Westeuropäische Uni- 
on »nicht mehr langer ein der NA- 
TO untergeordnetes Organ sein 
kann. Verteidigung ist ein politi- 
sches Projekt. Logischerweise 
sollte die WEU der bewaffnete 
Zweig der Europäischen Union 
werden.« 


Die Serben sind auf 
der richtigen Seite 


Briten und Franzosen ließen rasch 
den Anschein einer Spaltung zwi- 
schen Serbien und dem sogenann- 
ten Regime der bosnischen Ser- 
ben in Pale fallen und reagierten 
und ordneten ihre Streitkräfte — 
das heißt, die Serben - neu. Bis 
zum 13. November wurden sie- 
ben Tausend zusätzliche JNA- 
Soldaten (Soldaten der jugoslawi- 
schen Armee) zum nördlichen 
Korridor an die Bihac-Front ge- 
bracht, um sich einer dreiseitigen 
Offensive auf die Stadt vom Nor- 
den und Osten anzuschließen. Zu 
den Streitkräften gehörte die bos- 
nische abtrünnige Miliz von Fi- 
kret Abdic. 


Bihac ist eine »Sicherheitszone« 
der Unprofor, auf die ab Mitte 
November aus Krajina im ser- 
bisch besetzten Kroatien eine 
Woche lang Haubitzen, Panzer 
und Granatfeuer eingestürmt 
sind. Kampfbomber starteten von 
Krajina aus und bombadierten 
Bihac. Das Unprofor-Kommando 
behauptete, sie seien »nicht in der 
Lage«, die serbischen Streitkräfte 
in Kroatien zu entwaffnen und 
das Flugverbot gegen Serbien 
durchzusetzen, weil ihre Flugzeu- 
ge vom besetzten Kroatien aus 
starten würden, das dem Flugver- 
bot nicht unterworfen ist. Indem 
sie es ablehnten, das Passieren 
von Nahrungsmittelkonvois zu 
erzwingen, sorgte Unprofor seit 
Juni dafür, daß insgesamt nur 630 
Tonnen Lebensmittel an die 
300000 Menschen in der Region 
von Bihac durchgekommen sind. 
Das entspricht einem Kilogramm 
Lebensmittel pro Person in fünf 
Monaten. 
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Bosnien 


Die Haltung 
der USA auf 
dem Balkan 


Dank dieser und anderer Hilfe ge- 
heimster und verschiedenster Art 
von den Briten und Franzosen ha- 
ben die Serben, die dem bosni- 
schen 5. Armeekorps in der Re- 
gion Bihac jetzt fast mit drei zu 
eins überlegen sind, vielleicht 
200 oder 250 Quadratkilometer 
wieder eingenommen, die das 
5. Armeekorps im Oktober unter 
großen Opfern zurückgewonnen 
hatte. Daß diese Offensive durch 
Serbien auch das Ziel hat, »den 
Amerikanern zu zeigen, was los 
ist«, sagte ein französischer Offi- 
zier vom Unprofor-Generalstab 
unverblümt der »Liberation«. In- 
dem er sich hämisch freute über 
die Niederlage einer Nation von 
3,5 Millionen Menschen, sagte 
der Offizier: »Die bosnische Ar- 
mee ist betäubt von ihren jüngsten 
Erfolgen und dem Schritt der 
USA und wird sogar arrogant! 


Doch Unprofor wird nicht so 
schnell gehen! Die Bedeutung der 
amerikanischen Geste wird durch 
die Reaktion der Serben mit glei- 
cher Münze heimgezahlt ... Die 
Serben wurden durch die bosni- 
sche Offensive überrascht, aber 
als sie am Donnerstag begannen, 
Bihac zu bombardieren, konnte 
man sehen, daß sie wieder im An- 
griff waren.« 


Rußlands 
Waffenhilfe 


Präsident Clintons Entscheidung 
kam nicht zu früh. Berichten zu- 
folge, die schließlich Mitte No- 
vember vom Deutschen Institut 


32 [ODE 3/1995 


für Russische Studien (ISO) ver- 
öffentlicht wurden, hat Rußland 
in den letzten Monaten sein Arse- 
nal aus Ostdeutschland in den ser- 
bischen Kriegsbemühungen fast 
aufgebraucht. Es hat unter ande- 
rem schätzungsweise 4000 Ei- 
senbahnwagen, eine unbekannte 
Anzahl von ultramodernen Rake- 
tenwerfern (Reichweite 15 km), 
300 BMP, zwei Panzerfahrzeuge 
und 50 selbstgelenkte Raketen 
hineingeschickt. Offiziell verlau- 
tete jedoch in Rußland wenig über 
Clintons Schritt, außer daß er 
»beunruhigend« ist. 


Während sie versuchte Bihac und 
die Hochebene von Gremec im 
Westen zu verteidigen, bewegte 
sich die bosnische Armee in der 
Woche vom 14. November auf 
das besetzte Donji Vakuf zu; Ziel 
war es, in Richtung Jajce und der 
Straße Bihac-Kljuc-Jajce durch- 
zubrechen, was es dem 5. und 7. 
bonischen Korps ermöglichen 
würde, die Versorgungswege in 
das serbisch besetzte Kroatien 
abzuschneiden. In Mostar -— ei- 
nem weiteren Gebiet, das angeb- 
lich unter der Verwaltung der Eu- 
ropäischen Union steht — wurde 
wegen schwerer serbischer An- 
griffe der Notstand verhängt. Alle 
Schulen in Mostar wurden ge- 
schlossen und Menschenan- 
sammlungen in den Straßen ver- 
boten. 


Leider hat die Regierung von 
Franjo Tudjman in der kroati- 
schen Hauptstadt Zagreb ange- 
sichts der serbischen Offensive 
auf Bihac, die von serbisch be- 
setztem, kroatischem Territorium 
aus erfolgte, wenig getan außer zu 
murren. Ohne ein umfassendes 
militärisches Engagement durch 
Zagreb zur Rückeroberung seiner 
eigenen besetzten Gebiete und ei- 
ne Unterstützung der bosnischen 
Armee an der Grenze werden 
Bosnien und Kroatien den Krieg 
verlieren. 


Bosnien 


Der Wider- 
stand ist un- 
erwartet und 


unerklärlich 


»Wir haben Widerstand gezeigt, der für viele von Euch unerwar- 
tet und unerklärlich war. Aus nur ungefähr hundert kleinen 
Gruppen aus 20 bis 150 Leuten, die nur mit leichten Feuerwaffen 
bewaffnet waren ... haben wir eine Armee aus 150000 Soldaten 
gemacht, die Zehntausende von Aggressoren ausgeschaltet und 
Tausend ihrer Panzerfahrzeugen zerstört hat.« Das sind die 


Worte von Alija Izetbegovic. 


»Befreiungskriege besitzen eine 
nicht definierbare Dimension, die 
sich jeglicher Analyse widersetzt. 
Aufgrund dieses Faktors geben 
Militärexperten und politische 
Experten falsche Prognosen her- 
aus. Unser Volk kämpft um seine 
Freiheit und sein Überleben. Der 
Kampf ist schwer zu führen, aber 
auch schwer zu verlieren. In den 
letzten 50 Jahren wurde kein Be- 
freiungskrieg verloren. Ich weiß 
nicht, warum der unsrige verloren 
werden sollte. Niemand kann un- 
sere 150000 Soldaten dazu 
zwingen, ihre Waffen auszuhän- 
digen. Ich würde empfehlen, daß 
jeder diese Tatsache berücksich- 
tigt, für uns wie für sich selbst.« 


Das. waren die Worte von Alija 
Izetbegovic, dem Präsidenten von 
Bosnien-Herzegowina, bei dem 
Gipfeltreffen der Konferenz über 
Sicherheit und Kooperation in 
Europa (CSCE) am 5. Dezember 
1994 in Budapest. Sie brauchen 
nicht weiter nach einem geeigne- 
ten Geschenk für die Person zu 
suchen, die Sie am meisten lie- 
ben: besorgen Sie sich für diese 
Person die komplette Rede, aus 
der wir oben zitiert haben. 


Weder schmerzlich noch verbit- 
tert, sind die Worte des bosni- 
schen Präsidenten sowohl eine 
eindeutige Erklärung der strategi- 
schen Wahrheit, als auch ein Zu- 
sammentrommeln der Kräfte auf 
der ganzen Welt, die er selbst viel- 
leicht nicht sieht oder mit denen 


er nicht rechnet. Indem das Land 
allen Widrigkeiten zum Trotz fast 
drei Jahre lang Widerstand gelei- 
stet hat, hat Bosnien für die Fein- 
de seiner Feinde viel Zeit ge- 
wonnen, sich selbst wieder in 
Kampfordnung aufzustellen. 


Seit die massive Offensive der 
Serben auf Bihac in Westbosnien 
Mitte November begann, haben 
die Briten und Franzosen jeden 
Anschein von »fair play« bezüg- 
lich Bosnien - und bezüglich der 
Clinton-Regierung - fallenge- 
lassen. Die Hauptstoßrichtung 
der Offensive wurde von der Un- 
proforzone im serbisch besetzten 
Kroatien - von Krajina aus - 
durchgeführt. 


Das französische Unprofor-Ba- 
taillon in Bihac wurde kurz vor 
der serbischen Offensive zurück- 
gezogen und durch 1200 Bangla- 
deshis ohne Munition, ein Ge- 
wehr für fünf Leute, keine Le- 
bensmittel und kein Sprit ersetzt. 


Unprofor hat allen ausländischen 
Journalisten verboten, das Gebiet 
um Bihac zu betreten und zu dem 
Zeitpunkt, wo dieser Artikel ge- 
schrieben wird, gibt es »keine« 
Informationsquelle über die Be- 
dingungen in der Enklave, abge- 
sehen von Kurzwellenradiobe- 
treibern in der belagerten Stadt. 
Es gibt praktisch keine Nah- 
rungsmittel, weil Unprofor be- 
hauptet, daß die Serben nur 
»provoziert« werden, wenn die 


Durchfahrt von Hilfskonvois er- 
zwungen wird. 


In den letzten Tagen herrschte in- 
tensives diplomatisches Treiben — 
in einer allgemeinen Konfigura- 
tion, die nur als degenerierend be- 
zeichnet werden kann. NATO- 
Sprecher in Brüssel sagten bei- 
spielsweise am 5. Dezember, daß 
es allein in der vorhergehenden 
Woche neun einzelne Zwischen- 
fälle gegeben habe, bei denen ser- 
bische Boden-Luft-Raketen auf 
NATO-Flugzeuge über Bosnien 
abgefeuert worden seien und 15 
Zwischenfälle, in denen sich Ra- 
dar serbischer Raketennetze an 
Flugzeuge angehängt hat. 


Waffen aus 
Rußland 


Unproforquellen meinen, daß 
jetzt ungefähr 100 SAM-2 und 
SAM-6 Raketenbatterien in dem 
ganzen Gebiet des serbisch be- 
setzten Bosnien stationiert sind. 
Unprofors Direktor für Luftope- 
rationen, Commander Timothy 
Hewlett, sagte gegenüber der 
Presse: »Wir wissen seit langem 
von ihrer Existenz.« Wie lange? 
Dem bosnischen Vizepräsidenten 
Ejup Ganic zufolge standen diese 
Systeme mit dem ehemaligen Ju- 
goslawien nicht in Einklang. Sie 
wurden, sagte er, »vor kurzem« 
aus Rußland hereingebracht. 


In der ersten Dezemberwoche, 
sagt Unprofor, hätten sie die NA- 
TO »gebeten«, die Luftpatrouil- 
len über Bosnien zu stoppen, weil 
der ganze Radarapparat der 
SAMSs eingeschaltet sei; Unpro- 
for meinte, die NATO solle nach 
den Raketenabwehr-Angriffen 
vom 23. November »abkühlen«. 
Am Wochenende darauf brach im 
NATO-Hauptquartier in Brüssel 
Chaos aus, als Hewlett behaupte- 
te, die »NATO sei auf Verlangen 
von Unprofor unten geblieben«. 


Nur Minuten später sagte ein 
Sprecher für das Südliche Ober- 
kommando der NATO: »Wir ha- 
ben nicht aufgehört, die Flugver- 
botszone durchzusetzen.« Was 
tatsächlich passiert ist, war 
scheinbar, daß in Wirklichkeit nur 
AWACS in Bosnien patrouillier- 
ten — auf irgendeine Art und Wei- 
se war es den Franzosen und Bri- 
ten im NATO-Hauptquartier ge- 
lungen, Befehle durchzusetzen, 
daß alle anderen Flugzeuge abge- 
zogen werden sollten. Bis zum 
5. Dezember war Washington 


endlich aufgewacht und die Flug- 
zeuge wurden wieder dorthin ge- 
schickt. 


Doch die Verflechtungen sind 
schwindelerregend. England und 
Frankreich geben vor, Mitglieder 
des gleichen NATO-Militärbünd- 
nisses zu sein wie die Vereinigten 
Staaten, eilen ins NATO-Haupt- 
quartier, drängen den US-Präsi- 
denten zur Seite und drücken ihre 
Finger auf jeden Knopf und Hebel 
gleichzeitig, um zu beweisen — 
wie Al Haig an dem Tag, als man 
Reagan töten wollte, sagte: »Ich 
habe hier das Sagen.« 


Zu den Knöpfen, die diese Leute 
drücken, gehört auch der russi- 
sche Knopf - ein unordentlicher, 
heikler Knopf. Auf der NATO- 
Außenministerkonferenz am 2. De- 
zember erhob Jupp€ Einspruch 
dagegen, Ungarn und Polen den 
Wölfen vorzuwerfen und genaue 
Einzelheiten darüber, warum die 
NATO auf die früheren Ostblock- 
staaten erweitert wird, sollten auf 
unbestimmte Zeit in der Zukunft 
verschoben werden. Dann zog er 
das russische Kaninchen aus sei- 
nem Hut: Aleksei Kozyrev, der 
Erklärungen abgab, die aus den in 
der Vorwoche vom britischen Au- 
Benministerium herausgegebenen 
politischen Richtlinien zu stam- 
men schienen. Die NATO, so sag- 
te er, sei zu »transatlantisch«. Es 
ginge jetzt um militärische Ko- 
operation zwischen Rußland und 
der westeuropäischen Union. 


Man kann sich das, was Kozyrev 
als Einzelheiten einer solchen 
Kooperation vortrug, schenken, 
denn Rußland wird das meiste da- 
von niemals liefern, denn es ginge 
dabei um den Transfer von Mili- 
tärgeheimnissen; bei dem groben 
Umriß des Vorschlags handelt es 
sich um eine Erneuerung der 
Dreier-Entente aus dem Ersten 
Weltkrieg. England beschwört 
das Schreckgespenst russischer 
»Unnachgiebigkeit« über Serbien 
herauf und versucht damit die 
Vereinigten Staaten einzu- 
schüchtern, so daß sie sich den 
britischen Plänen hinsichtlich 
Mitteleuropa unterwerfen. 


Am 4. Dezember flogen der fran- 
zösische und der britische Außen- 
minister nach Belgrad, um sich 
mit dem serbischen Präsidenten 
Slobodan Milosevic zu treffen. 
Diese ganzen Reisen schaden 
vielleicht ihrer Gesundheit, doch 
die Herren Juppe und Hurd haben 
es eilig. Ein französischer Diplo- 


mat sagte gegenüber »Le Figaro«: 
»Wir befinden uns im Wettlauf 
mit der Zeit. Wir haben am An- 
fang nur ein oder zwei Monate. 
Clinton hat ein bißchen Spiel- 
raum, bevor der Kongreß im Ja- 
nuar wieder zusammenkommt. 


Doch dann fällt der Vorhang! Wir 
müssen also jetzt etwas tun... 
sonst könnten die USA bis zum 
Märze das Waffenembargo tat- 
sächlich aufheben.« 


Ein Lichtblick 
am Horizont 


»Le Figaro« zufolge diskutieren 
die gleichen diplomatischen 
Quellen über die Reduzierung 
Bosniens zu einem »Großherzog- 
tum Sarajewo« und die Übergabe 
von Tuzla und Ostbosnien an das 
Pale-Regime (»bosnische Ser- 
ben«). Sicher ist, daß Hurd und 
Juppe Milosevic eine Konfödera- 
tion zwischen Serbien-Montene- 
gro und den serbisch besetzten 
Gebieten von Bosnien angeboten 
haben — eine Konföderation, die 
jedoch weder England noch 
Frankreich anbieten können, 
denn ihnen »gehört weder« Bos- 
nien noch die Vereinigten Staa- 
ten. 

Obwohl Hurd und Jupp£ bei ih- 
rem Aufbruch Richtung schönes 
Belgrad Instruktionen hinterlas- 
sen hatten, die US-Regierung 
anzuschwärzen, indem die Erklä- 
rung des amerikanischen Außen- 
ministers William Perry über den 
serbischen »Sieg« als das endgül- 
tige Wort über die US-Politik 
hochgespielt wurde, tauchte mit 
der Europareise von Senator Ro- 
bert Dole vor dem formellen NA- 
TO-Treffen ein Lichtblick am 
Horizont auf. 

Die Londoner »Times« kom- 
mentierte, daß der Senator die bri- 
tische Regierung in »polarisierten 
und zänkischen« Gesprächen 
»verärgert und wütend gemacht« 
habe. Er ließ keine einzige Gele- 
genheit dabei aus und noch als er 
Downing Street verließ, sagte er: 
»Die britische Politik hinsichtlich 
Bosnien ist falsch.« Er beschrieb 
das Verhalten der UNO in Bos- 
nien als »unergründlich« und ver- 
unglimpfte den »doppelten« An- 
satz in Bosnien, der es erforder- 
lich mache, daß die NATO für je- 
de Aktion die Zustimmung der 
UNO braucht. Der Sprecher 
des Repräsentantenhauses, Newt 
Gingrich, der am 4. Dezember 
eintraf, betete Doles Kommentare 
nach. 


Während der Bihac-Offensive 
durch Serbien war Dole die ganze 
Zeit über Satellitentelefon mit 
dem bosnischen Präsidenten und 
mit Premierminister Haris Silajd- 
zic in direktem Kontakt. Perrys 
Außerungen gaben Anlaß zu ei- 
ner massiven Kampagne der 
Nachrichtenmedien, die von einer 
großen »politischen Wende« in 
den Vereinigten Staaten sprachen. 
Doch Präsident Clinton und das 
Weiße Haus dementierten wie- 
derholt, daß eine solche Wende 
eingetreten sei. 

Der bosnische Vizepräsident Ga- 
nic sagte gegenüber »Le Figaro«, 
das US-Verteidigungsministerium 
habe der bosnischen Regierung 
sofort ein Schreiben geschickt 
und eine Wende dementiert und 
Ganic fügte hinzu, »die Bosnier 
hätten keinerlei Beweise dafür, 
daß die Amerikaner dem multi- 
ethnischen Bosnien ihre Unter- 
stützung entzogen hätten«. Si- 
lajdzic las ein Schreiben vor, daß 
Clinton am 4. Dezember an Izet- 
begovic geschickt hatte und in 
dem es hieß, daß die Vereinigten 
Staaten »die Erhaltung Bosnien- 
Herzegowinas als einzelnen Staat 
innerhalb seiner existierenden 
Grenzen weiterhin unterstützen« 
und daß »wir eine Konföderation 
der bosnischen Serben mit Ser- 
bien nicht befürworten«. 
Tatsache ist, daß die »französi- 
sche und die britische Regierung 
kooperiert haben, um das Ab- 
schlachten der Kroaten, der Bos- 
nier und so weiter auf dem Balkan 
durch die Serben zu organisieren 
— einzig und allein als Teil einer 
Operation gegen die Vereinigten 
Staaten und Deutschland«. 
Zweitens, »versuchen die Briten 
einen strategischen Konflikt zwi- 
schen zwei Atommächten — Ruß- 
land und Vereinigte Staaten — zu 
organisieren«, betonte er. Das ist 
der Hintergrund für die Konflikte 
zwischen dem amerikanischen 
Kongreß und der Regierung über 
die Bosnienpolitik. 

Den USA kann geholfen werden, 
ihre politischen Interessen von 
denen der Briten zu unterschei- 
den. Tausend Leute haben in Ko- 
penhagen demonstriert, weitere 
Tausend in Stuttgart vor dem bri- 
tischen Konsulat und sie trugen 
Spruchbänder gegen die Entente 
Cordiale und die Dreier-Entente, 
während die Londoner »Times« 
lakonisch auf ihrer Titelseite be- 
richtete, daß auch vor der briti- 
schen Botschaft in Washington 
eine Demonstration gegen die bri- 
tische Politik in Bosnien stattge- 
funden habe. Oo 
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England 


Prinz Philip 
der Doge 


des Vierten 
Reiches 


Seit dem Fall der Berliner Mauer im Jahre 1989 haben führende 
Sprecher in Großbritannien hysterisch vor der Gefahr eines 
»Vierten Reiches« gewarnt, das aus einem wieder vereinten und 
wirtschaftlich starken Deutschland zum Vorschein kommen 
könnte. Die damalige Premierministerin Margaret Thatcher, ihr 
Transportminister Nicholas Ridley und der alte Propagandist 
der Fabier, Conor Cruise O'Brien, waren jahrelang die offen- 
kundigsten Hysteriker in Sachen Viertes Reich. 


Ernsthafte Kenner der Geschichte 
des 19. und 20. Jahrhunderts hät- 
ten jedoch schon lange herausfin- 
den müssen, daß diese britische 
Anrufung hitlerischer Metapho- 
rik eine Ente ist, mit der die jah- 
relange, geopolitische Furcht der 
Briten vor einer kontinentalen 
Wirtschaftsallianz Eurasiens, in 
der Deutschland als Ost-West- 
Brücke dient, verborgen werden 
soll. 


Die Tatsache, daß ein gesundes 
Deutschland nicht synonym ist 
mit einem »Vierten Reich« heißt 
allerdings nicht, daß heute keine 
Gefahr für ein Wiederemporkom- 
men hitlerischen Völkermords 
besteht. Im Gegenteil: Der bevor- 
stehende Niedergang des Hauses 
Windsor dokumentiert, daß eine 
zwielichtige Vereinigung mit Na- 
men »Club of the Isles« heute da- 
bei ist, bei dem »Menschenrudel 
eine Auslese zu treffen«, das 
heißt, die menschliche Bevölke- 
rung im Laufe der nächsten zwei 
bis drei Generationen auf unter ei- 
ner Milliarde Menschen zu redu- 
zieren. Gruppierungen wie der 
World Wide Fund for Nature 
(WWF, früher World Wildlife 
Fund) und der »1001 Nature 
Trust« stehen im Zentrum dieser 
Bemühungen. 


Das Hauptquartier des »Club of 
the Isles« — das heutige Vierte 
Reich - ist nicht Berlin oder 
Bonn. Es ist auf Schloß Windsor 
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in England. Der heutige »Führer« 
ist Seine Majestät, Prinz Philip 
Mountbatten, Herzog von Eding- 
burgh, Königlicher Prinzgemahl, 
internationaler Präsident des 
WWF, der de facto Vorstandschef 
des »Club of Isles« und ein Mann, 
von dem schon bei mehr als einer 
Gelegenheit gesagt worden ist, 
daß er den Wunsch zum Ausdruck 
gebracht haben soll, als »tödli- 
cher virus« reinkarniert zu wer- 
den, um so viele Menschen wie 
möglich zu töten. 


Trotz seiner Bedeutung als einer 
der herausragendsten Befürwor- 
ter des weltweiten Völkermords 
heute, wissen die meisten Men- 
schen so gut wie nichts über Prinz 
Philip und den weltweiten Trust, 
den er kommandiert. Nur wenige 
wissen beispielsweise, daß Prinz 
Philip ein Mitglied der griechi- 
schen Königsfamilie ist und 
selbst König hätte werden kön- 
nen, wenn nicht alle seine Schwe- 
stern in den dreißiger Jahren füh- 
rende Nazi-Vertreter oder Nazi- 
Kollaborateure geheiratet hätten. 
Ein solcher Skandal hätte das 
Griechenland der Nachkriegszeit 
in die Hände der Kommunisten 
fallen lassen können Auch ist 
kaum bekannt, daß Philips Vater, 
der siebte Sohn einer der Könige 
von Griechenland, des Verrats 
und der Fahnenflucht im Kampf 
verurteilt worden war und daß 
sein Leben in allerletzter Minute 
nur deshalb gerettet wurde, weil 


Großbritanniens berüchtigster 
Waffenhändler dafür bezahlte. 


Der Herzog von Edinburgh ist ei- 
ne derart aktive und wichtige Fi- 
gur in den aktuellen Weltangele- 
genheiten, daß die dokumentari- 
sche Darstellung seines Profil von 
großem Interesse ist, um den Le- 
sern einen Einblick in die größten 
und mächtigsten Familien auf der 
Welt zu vermitteln. Ein großer 
Teil des Materials stammt aus 
zwei kritischen Biographien über 
Prinz Philip, einer von Charles 
Higham und einer von John 
Parker, und aus Interviews mit ei- 
ner Reihe britischer Geisteswis- 
senschaftler und politischer Per- 
sönlichkeiten. Für diejenigen, die 
daran interessiert sind, einen tie- 
feren Blick in die Welt der Wind- 
sors und den »Club of the Isles« 
zu werfen — was Bertrand Russell 
als »die wirklich hochgesinnten 
Leute« bezeichnete und was Eng- 
lands Königin Victoria den »Mob 
des Königshauses« nannte -, ha- 
ben wir die nachfolgenden Fakten 
zusammengestellt. 


Die Welt der europäischen Kö- 
nigshäuser ist in der Tat sehr ge- 
wunden. Im Jahre 1833 erhielt 
das Bayerische Königshaus, die 
Wittelsbacher, als Teil der Heili- 
gen Allianz, die in Europa seit 
dem Sieg über Napoleon und dem 
Wiener Kongreß regierte, auf 
Drängen der Briten die Oberherr- 
schaft über Griechenland, das 
vom Ottomanischen Reich abge- 
trennt worden war. Der Sohn von 
König Ludwig von Bayern wurde 
König Otto I. der Hellenen. Schon 
allein wegen der willkürlichen 
Natur der Vereinbarung war die 
Übergabe des griechischen 
Throns an einen Bayern eine phä- 
nomenale Tatsache. 


Doch was die Briten geben, neh- 
men sie auch wieder. Im Jahre 
1862 wurde Otto I. trotz seiner 
Beliebtheit beim griechischen 
Volk nach Auseinandersetzungen 
mit der zunehmend mächtiger 
werdenden britischen Krone vom 
griechischen Thron gestürzt. 


London begann eine intensive 
Suche, um einen Ersatz für die 
Bayern zu finden und schließlich 
wurde eine Delegation nach Ko- 
penhagen entsandt, um mit dem 
dänischen König Frederick II. zu 
verhandeln. Der ehrgeizige Fre- 
derick II. verhandelte zu der Zeit 
über die arrangierten Eheschlie- 
Bungen zwei seiner Nichten, 
Alexandra und Dagmar, und die 


Aussicht auf den griechischen 
Thron durfte nicht abgelehnt 
werden. Frederick H. drohte sei- 
nem Neffen und designierten Er- 
ben, Kronprinz Christian, mit 
Exekution, wenn er es ablehnte, 
seinen Sohn, Prinz William, nach 
Athen zu entsenden. William 
wurde im Jahre 1862 König 
Georg I. von Griechenland. Bald 
darauf heiratete Williams Schwe- 
ster Alexandra den Edward, Prinz 
von Wales, der später Englands 
König Edward VII. wurde. Die 
jüngere Schwester Dagmar heira- 
tete Zar Alexander III. und wurde 
Zarin von Rußland. 


Die Folgen arrangierter 
Eheschließungen 


Als König Georg I. im Jahre 1866 
die Großherzogin Olga, Enkelin 
von Zar Nikolaus I., heiratete, ka- 
men zu dem umfangreichen 
Stammbaum des dänischen Kö- 
nigshauses 16 Generationen des 
Königshauses Oldenburg, drei 
Generationen des Hauses Schles- 
wig-Holstein-Sonderburg-Glucks- 
berg-Beck, sieben Zare von Ruß- 
land und sechs Könige von 
Schweden hinzu. 


Angesichts all dieser arrangierten 
Eheschließungen überrascht es 
nicht, daß das derzeitige Herr- 
scherpaar Englands, Königin Eli- 
zabeth II. und Prinzgemahl Prinz 
Philip, Cousins zweiten Grades 
sind. 


König Georg I. und Königin Olga 
hatten acht Kinder, darunter Prinz 
Andrew, der Vater von Prinz Phi- 


lip. 


Andrews ältester Bruder, Prinz 


Konstantin, heiratete Sophie, die‘ 


Schwester von Kaiser Wilhelm 
von Deutschland, ein Schritt, der 
die Mächte hinter dem englischen 
Thron nervös machte, insbeson- 
dere weil es am Vorabend des von 
den Briten inszenierten Ersten 
Weltkriegs passierte. 


Als Konstantin im Jahre 1912 
nach der Ermordung seines Vaters 
durch einen »Anarchisten« in Sa- 
loniki König von Griechenland 
wurde, versuchte er, im Ersten 
Weltkrieg neutral zu bleiben. Das 
war für die Briten und die Franzo- 
sen inakzeptabel und eine anglo- 
französische Streitmacht fiel in 
Griechenland ein. Als mehrere 
britische Truppen im Verlaufe der 
Invasion getötet wurden, wurde 
Konstantin als König gestürzt. 


Seine Majestät, Prinz Philip 
Mountbatten, Herzog von 
Edinburgh, Königlicher Prinz- 
gemahl und Präsident des 
WWF. 


Die Invasion hatte die Unterstüt- 
zung des griechischen Premier- 
ministers Eleutherios Venizelos, 
einem britischen Lakai, der 
prompt dafür sorgte, daß Kon- 
stantins zweiter Sohn, Alexander, 
als König eingesetzt wurde. 
Prompt trat Griechenland gegen 
Deutschland in den Krieg ein. 


Rückzug auf der 
Baghdad-Eisenbahn 


Alexander starb im Jahre 1920 an 
einem Affenbiß. Das Tier gehörte 
seinem Gärtner und hatte Tollwut 
gehabt. Konstantin und Sophie 
kehrten wieder auf den griechi- 
schen Thron zurück, doch dies- 
mal unter der Kontrolle von Sir 
Basil Zaharoff, Großbritanniens 
erstem Waffenhändler. Indem er 
sich den übergroßen Vorrat an bri- 
tischen Waffen zunutze machte, 
erklärte König Konstantin der 
Türkei den Krieg, doch er wurde 
von Kemal Atatürk geschlagen. 
Im Verlaufe dieses Krieges zeigte 


Prinz Andrew sein wahres Ge- 
sicht. 


Während sein älterer Bruder Kon- 
stantin jetzt auf dem griechischen 
Thron saß, wurde Prinz Andrew 
nun Generalleutnant in der grie- 
chischen Armee und bekam die 
Befehlsgewalt über das zweite 
Armeekorps. Während des 
Kriegs mit den Türken dachte er 
sich einen verwegenen und un- 
tauglichen Plan aus, bei dem sei- 
ne Truppen 15 Tage lang durch ei- 
ne Wüste marschierten. Als sie 
dann endlich auf die Türken tra- 
fen, waren Andrews Truppen er- 
schöpft. Ungefähr 40.000 Grie- 
chen wurden bei dem Kampf ge- 
tötet, der erst zuende war, als An- 
drew mit dem, was von seinem 
Corps übriggeblieben war, auf der 
Baghdad Eisenbahn floh, obwohl 
er vom Kommandierenden Gene- 
ral den Befehl erhalten hatte, sei- 
ne Flanke zu halten. 


Andrews militärische Leistungen 
und die Niederlage der Griechen 
markierten einen weiteren Tief- 
punkt in der Geschichte der grie- 
chischen Ersatz-Königsfamilie. 
Die Monarchie wurde im Jahre 
1922 durch einen von London 
unterstützten »Revolutionsaus- 
schuß« unter Venizelos gestürzt, 


der Prinz Andrew und die anderen 
Generäle prompt des Verrats an- 
klagte. Andrew wurde auch der 
Fahnenflucht beschuldigt, Alle 
Generäle wurden für schuldig er- 
kärt und zum Tode verurteilt; alle 
außer Andrew starben. Doch Kö- 
nig Konstantin stellte keine Hilfe 
dar. Er war nach Italien geflohen 
und nahm unter dem Schutz von 
Benito Mussolini Zuflucht. Es 
war die britische Monarchie - al- 
les Cousins ersten und zweiten 
Grades der dänischen Königs- 
familie, die Griechen geworden 
waren — die intervenierte, um das 
Leben von Prinz Andrew zu ret- 
ten. 


Lord Curzon von der »Roundta- 
ble Group« entsandte ein briti- 
sches Kriegsschiff, die »HMS 
Calypso«, nach Athen, wo Cap- 
tain Talbot, Vertreter der Vickers 
Arms Company, Venizelos und 
die anderen »Revolutionäre« be- 
zahlte, damit Andrew mit Frau 
und Kindern, darunter auch Prinz 
Philip gehen konnten. Der mittel- 
lose Prinz und dessen Familie leb- 
ten während der Flucht von Grie- 
chenland nach Rom und Paris von 
Zuwendungen der britischen 
Krone. 

Prinz Philip der Hellenen wurde 
am 10. Juni 1921 geboren, unge- 


fähr zu der Zeit, als sein Vater sei- 
ne landesverräterische Tat be- 
ging. Prinz Andrew hatte Prinzes- 
sin Alice von Battenberg, ein Mit- 
glied des Königshauses von Hes- 
sen, geheiratet. Alices Eltern, 
Prinz Louis und Prinzessin Vic- 
toria, waren vor ihrer Geburt nach 
England gezogen. Prinz Louis 
wurde sogar britischer Marine- 
minister, mußte kurz vor Aus- 
bruch des Ersten Weltkriegs je- 
doch von diesem Posten wegen 
seiner »skandalösen« germani- 
schen familiären Wurzeln zu- 
rücktreten. Um dieses Stigma zu 
überwinden, änderte Prinz Louis 
den Familiennamen eigenmäch- 
tig in Mountbatten und wurde 
auch zum Marquis of Milford Ha- 
ven gesalbt. Prinzessin Alices 
jüngerer Bruder Louis wurde ein- 
fach Lord Louis Mountbatten 
oder »Dickie« Mountbatten. 

Daß man sich von allen germani- 
schen Bindungen lossagte, war 
nichts ungewöhnliches zu jener 
Zeit. Die britische Königsfamilie 
war also immer noch genau ge- 
nommen das Haus Hannover von 
Sachsen-Gotha-Coburg. Sie än- 
derten ihren Namen in Windsor — 
nach dem Schloß. Alle diese An- 
derungen wurden von dem Colle- 
ge of the Heralds sorgfältig ge- 
prüft und genehmigt. 
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der Doge 
des Vierten 
Reiches 


Keiner der beiden Elternteile war 
an Prinz Philips Erziehung maß- 
geblich beteiligt. Prinz Andrew 
trennte sich, kurz nachdem er 
dem Tode durch ein Exekutions- 
kommando entronnen war, von 
seiner Frau und seinen Kindern 
und verbrachte den Rest seines 
Lebens damit, zwischen den 
Spielcasinos und Bordells von 
Paris und Monte Carlo hin- und 
herzupendeln — ein permanentes 
»Mündel der Königshöfe«. Prin- 
zessin Alice ihrerseits, die von 
Geburt an taub war, verbrachte 
den größten Teil ihres Lebens in- 
nerhalb oder außerhalb von Ner- 
venheilanstalten. Wenn sie sich 
nicht gerade in einer Gummizelle 
befand, kam sie ihren Pflichten 
als Gründerin einer kleinen, reli- 
giösen Sekte, der Sisterhood of 
Martha and Mary, nach, die ge- 
meinnützige Arbeit leistete. 


Viel Geheimnisvolles umgibt die- 
sen kleinen, religiösen Orden, der 
von der griechisch-orthodoxen 
Kirche scheinbar geduldet wur- 
de. 


Prinzessin Alice blieb während 
der Nazi-Besatzung im Zweiten 
Weltkrieg in Athen und leistete 
»gemeinnützige Arbeit«; doch 
bei ihrem Tod wollten weder die 
griechisch-orthodoxe Kirche, 
noch die römisch-katholische 
Kirche oder die anglikanische 
Kirche ihre Beerdigung durch- 
führen. Sie war jahrelang in einer 
Familiengruft zur Ruhe gebettet, 
bis Philip, der inzwischen engli- 
scher Prinzgemahl geworden war, 
ihre Beerdigung auf dem Oliven- 
berg in Israel arrangieren konnte. 


Von früher Kindheit an lag die Er- 
ziehung Prinz Philips bei einer 
Reihe von Onkeln und Tanten. 


Die größte Einlage der 
Bank von England 


Bei der Ankunft in Paris im Jahre 
1922 wurde Prinz Philip bei zwei 
von Andrews Brüdern, Prinz 
Christopher und Prinz George, 
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Me EEE 
As 


Die ehemalige britische Premierministerin Margaret That- 
cher sah im wieder vereinigten Deutschland die Gefahr ei- 


nes »Vierten Reiches«. 


gelassen. Georges Frau, Marie 
Bonaparte, hatte besonderes In- 
teresse an Philip und hat viele 
Jahre lang einen großen Einfluß 
auf ihn ausgeübt. Das einzige 
Problem bestand darin, daß Ma- 
rie, eine Tochter von Napoleon 
Bonapartes Bruder, eine der be- 
rüchtigsten Nymphomaninnen 
Europas war, die wegen ihrer ehe- 
brecherischen Affaire mit dem 
französischen Premierminister 
Aristide Briand häufig die 
Schlagzeilen der Pariser Klatsch- 
und Tratschzeitungen füllte. Sie 
war auch der Hauptproteg& und 
finanzielle Gönner Siegmund 
Freuds in Frankreich. Schließlich 
wurde Philip nach England zu 
Alices Bruder George geschickt, 
der der zweite Marquis von Mil- 
ford Haven geworden war. Geor- 
ges Frau Nadejda de Torby wurde 
der inoffizielle Vormund des jun- 
gen Prinz Philip. 


»Nada«, wie sie genannt wurde, 
war die Tochter von Großfürst 
Michael von Rußland und Gräfin 
Torby. Michaels Vater, Zar Nikol- 
aus II., billigte die Eheschließung 
seines Sohnes nicht und das junge 
Paar brannte mit einem beachtli- 
chen Teil des Romanowschen 


Vermögens — nach England 
durch. Die gestohlene Beute ist 
bis heute die größte einzelne Ein- 
lage, die je bei der Bank von Eng- 
land gemacht wurde. 


Nada war lesbisch. Ihre Affaire 
mit ihrer Schwägerin Edwina — 
Frau von Dickie Mountbatten und 
Tochter des Bankers der Krone, 
Ernest Cassels — wurde nur noch 
übertroffen durch ihr jahrzehnte- 
langes Stelldichein mit Gloria 
Vanderbilt. Im Jahre 1933 kam 
Nadas Affaire mit Gloria durch 
eine schmutzige Vanderbild- 
Scheidungsgeschichte in New 
York ans Tageslicht. Eine Menge 
Zeugen berichteten über bizarre 
homosexuelle und lesbische Or- 
gien auf dem Mildford-Haven- 
Anwesen. 


Nadas Ehemann George, einer 
von Philips frühen Mentoren, floh 
vor den taktlosen lesbischen Af- 
fairen seiner Frau, indem er die 
weltweit größte Sammlung an 
pornographischer Literatur, Pho- 
tographien und sämtlichem Drum 
und Dran zusammenbrachte, die 
er in seinem privaten Arbeitszim- 
mer auf Milford Haven unter Ver- 
schluß hielt. Einem von Prinz 


Philips bestinformierten Biogra- 
phen zufolge verbrachte Philip ei- 
ne Menge Zeit in Onkel Georges 
Arbeitszimmer und er hatte mit 
ziemlicher Sicherheit häufigen 
Zugang zu dieser erstklassigen 
Sammlung. 


Der Biograph behauptet, daß 
»Onkel Dickie« Mountbatten 
schließlich Prinz Philips wichtig- 
ster Förderer, Teil einer homo- 
sexuellen Clique war, zu der auch 
sein Bruder George, der Prinz von 
Wales, der Herzog von Kent und 
andere Mitglieder des »fröhli- 
chen« Hauses Windsor gehörten. 


»Stärke durch 
Freude« 


In den Jahren 1931-32 heirateten 
Prinz Philips vier ältere Schwe- 
stern: Margarita einen tsche- 
chisch-österreichischen Prinzen 
namens Gottfried von Hohenlo- 
he-Landenburg, einen Urenkel 
von Englands Königin Victoria; 
Theodora heiratete Berthold, den 
Markgrafen von Baden; Cecilia 
Georg Donatus, den Großherzog 
von Rheinhessen, ebenfalls ein 
Urenkel von Victoria; und Sophie 
den Prinzen Christoph von Hes- 
sen. 


Durch den Einfluß von Theodora 
wurde der junge Philip auf eine 
deutsche Schule geschickt, die 
von Bertholds Vater, Max von 
Baden, und seinem langjährigen 
persönlichen Sekretär, Kurt 
Hahn, gegründet worden war. Ob- 
wohl selbst Halbjude, war Hahn 
schon früh ein Anhänger der Na- 
zi-Partei und die Schule war eine 
Brutstätte der Hitlerjugend, des 
nordischen und arischen Mythos 
und der Eugenik. Im Jahre 1933 
wurde Hahn jedoch darüber be- 
unruhigt, daß Hitlers Antisemitis- 
mus schließlich zu seiner Verhaf- 
tung führen könnte und er ging 
nach Schottland, wo er Leiter der 
Gordonstoun Academy wurde. 
Dort führt er die gleiche Art von 
militaristischen Askeseprogram- 
men »Stärke durch Freude« 
durch. Philip besuchte Gordon- 
stoun und alle seine Söhne muß- 
ten das sadistische Programm an 
der schottischen Akademie 
durchlaufen. 


Sophies Ehemann Prinz Chri- 
stoph war auch in die Nazipolitik 
verwickelt. Er trat im Jahre 1933 
in die Partei ein und machte rasch 
Karriere. Im Jahre 1935 wurde er 
Leiter des Forschungsamts, einer 


Spezialgeheimdiensteinheit von 
Herman Goering, die katholische, 
jüdische und andere Arbeiter- 
gruppen infiltrieren sollte, um 
Subversive »auszumerzen«. Chri- 
stoph war an der berüchtigten 
»Nacht der langen Messer« in der 
die SS die rivalisierende SA eli- 
minierte, entscheidend beteiligt. 
Christoph wurde schließlich ein 
persönlicher Berater von Hein- 
rich Himmler im SS-Hauptquar- 
tier. 


Geheime Verbindungen 
zu den Nazis 


Prinz Christophs Bruder, Philip 
von Hessen, heiratete eine Toch- 
ter des Königs von Italien und 
wurde das offizielle Bindeglied 
zwischen den Nazis und dem fa- 
schistischen Regime. Prinz Philip 
stellte auch geheime Verbindun- 
gen zum Herzog von Windsor her, 
der kurze Zeit als Edward VII. 
regiert, und zum Herzog von 
Kent. 


Eine der Zentralfiguren in den 
Hintergrundkanälen zwischen Na- 
zis und Briten in den dreißiger 
Jahren war Philips Onkel und 
Sponsor, Dickie Mountbatten. Bis 
zu seiner Abdankung genoß Kö- 
nig Edward VIII. die volle Unter- 
stützung von Mountbatten. Selbst 
im Zweiten Weltkrieg wurden ge- 
heime Verbindungen zwischen 
den Briten und den Nazis durch 
Lord Mountbatten über seine 
Schwester (Philips Tante) Louise 
aufrechterhalten, die Kronprin- 
zessin in dem mit den Nazis ver- 
bündeten Schweden war. Es han- 
delte sich dabei scheinbar um 
»Familienbande« — das heißt, die 
halbverrückte Prinzessin Alice im 
von den Nazis besetzten Athen 
unterhielt die Verbindung zu ih- 
ren Töchtern in Deutschland. 
Doch am Ende des Krieges war 
König Georg VI., der Vater von 
Elizabeth, so besorgt über die un- 
gebrochenen Verbindungen sei- 
nes Bruders, des abgesetzten Kö- 
nigs Edward VIII, zu den Nazis, 
daß er einen »vertrauten« Berater, 
Anthony Blunt, nach Schloß 
Kronberg in Hessen entsandte, 
um jegliche belastende Unterla- 
gen einzusammeln. Schloß Kron- 
berg war der Wohnsitz des damals 
kürzlich verstorbenen Prinz 
Christoph, Prinz Philips Schwa- 
ger. Die Papiere wurden heimlich 
aus Deutschland herausgebracht 
und entweder vernichtet oder in 
Schloß Windsor unter Verschluß 
gebracht. 


Im Jahre 1934 wurde Prinz Philip 
im Alter von 13 Jahren von seinen 
Schwestern in Deutschland wie- 
der in die Obhut von Milford Ha- 
vens zurückgebracht. Gleichzei- 
tig trat er in die Gordonstoun Aca- 
demy ein. Ab diesem Zeitpunkt 
sollte Philips Leben von »Onkel 
Dickie« geformt werden. Im Jah- 
re 1939 hatte Dickie bereits Pläne 
ausgeheckt, um seinen Neffen mit 
der künftigen Königin von Eng- 
land, Prinzessin Elizabeth, zu 
verheiraten. 


Philip wird 
Brite 


Nach Gordonstoun ging Philip 
auf die Marineakademie in Dart- 
mouth, Am 24. Februar 1940 
durfte Philip auf besondere Ver- 
einbarung mit König Georg VI. 
als ausländischer Staatsangehöri- 
ger der Königlichen Marine bei- 
treten. Mountbatten mußte den 
König sehr beschwatzen, um die- 
se Genehmigung zu erhalten, weil 
Georg VI. darüber besorgt war, 
daß die britische Gönnerschaft 
gegenüber der griechischen Kö- 
nigsfamilie angesichts der engen 
Verbindungen zwischen Philips 
Familie und den Nazis zu einem 
Skandal werden könnte. 


König Georg VI. hatte den grie- 
chischen König Georg 1. in der 
Tat von einem weit entfernten Ex- 
il ins andere geschleust. Nachdem 
er zwischen Alexandria in Ägyp- 
ten und Johannesburg in Südafri- 
ka- wo erim Haus von Jan Smuts 
lebte - hin- und hergependelt war, 
durfte König Georg I. schließlich 
ab dem Jahre 1941 in England 
leben. 


Ein Mächtiger 
der Geheimdienste 


Philips Lebenswandel in der 
Kriegszeit war alles andere als 
herausragend. Obwohl er bei eini- 
gen Kämpfen im Mittelmeer zur 
Zeit der Invasion in Italien dabei 
gewesen ist, hatte er meistens 
Landurlaub, den er in England 
verbrachte, wo er als stürmischer 
Junggeselle bekannt wurde, der 
sich oft mit seiner Cousine 
Alexandra, Herzogin von Kent, 
amüsierte. Die enge Beziehung 
zwischen Philip und Alexandra 
hält bis zum heutigen Tage an. 
Vor kurzem trat sie an Philips 
Stelle als Leiterin der britischen 
Sektion des WWF. 

König Georg V]. war entschieden 


gegen jede arrangierte Heirat zwi- 
schen Elizabeth und Philip. 
Mountbatten ließ sich etwas an- 
deres einfallen. 


Im Sommer 1944 — während der 
Krieg immer noch wütete - traf 
sich Mountbatten mit König 
Georg U. von Griechenland und 
Prinz Philip heimlich in der briti- 
schen Botschaft in Kairo. Bei 
dem Treffen unterzeichnete Kö- 
nig Georg II. Dokumente, die es 
Philip genehmigten, seine grie- 
chische Staatsbürgerschaft, sei- 
nen Anspruch auf den griechi- 
schen Thron - er stand in der 
Thronfolge an dritter Stelle - und 
seine Mitgliedschaft in der grie- 
chisch-orthodoxen Kirche auf- 
zugeben. Philip sollte die briti- 
sche Staatsbürgerschaft und die 
Mitgliedschaft in der anglikani- 
schen Kirche beantragen, was 
beides von König Georg VI. ge- 
nehmigt werden mußte. 


Lord Mountbatten, der inzwi- 
schen zu einer mächtigen Figur in 
der Geheimdienstmaschinerie der 
britischen Krone geworden war, 
übte zweieinhalb Jahre Druck 
aus, um König Georg VI. zu er- 
weichen und Philip die britische 
Staatsangehörigkeit zu verleihen. 
Das College of Heralds wies Phi- 
lip den Namen Mr. Philip Mount- 
battan zu. 


Am 7. Juli 1947 machte König 
Georg VI. sein endgültiges Zu- 
geständnis: er genehmigte die 
Eheschließung von Kronprinzes- 
sin Elizabeth mit Philip. Doch der 
König lehnte ab, Philip die Titel 
Seine Königliche Hoheit und Kö- 
niglicher Prinzgemahl zuzugeste- 
hen und verlieh ihm stattdessen 
die Titel Baron Greenwich, Earl 
of Merioneth, Herzog von Edin- 
burgh. 


Erst Jahre später verlieh Königin 
Elizabeth II. ihrem Ehemann die 
Titel Seine Königliche Hoheit 
und Prinz des Königreichs und 
auch erst dann, als ihre Schwester 
Margaret Peter Townsend heira- 
ten wollte und die Frage der 
Thronfolge geklärt werden muß- 
te. 


Eskapaden im 
Thursday-Club 


Nach dieser Eheschließung und 
Elizabeths Thronbesteigung nach 
dem Tod ihres Vaters am 5. Fe- 
bruar 1952 setzte Philip seinen 
schurkischen Lebensstil fort. Das 


Hauptvehikel für Philips Eskapa- 
den war der Thursday Club, spä- 
ter in Monday Club umbenannt. 
Ein führendes Mitglied der Grup- 
pe war Dr. Stephen Ward, der Zu- 
hälter eines Callgirl-Rings, der 
nur die »vornehmsten« engli- 
schen Gentlemen bediente. Der 
Ring operierte von Wards Land- 
haus auf dem Clivedon-Anwesen 
von Lord Astor aus. 


Im Jahre 1963 brachten Ward und 
eines seiner »Mädchen« — Chri- 
stine Keeler — die Regierung von 
Harold Macmillan zu Fall, als 
herauskam, daß Kriegsminister 
John Profumo durch seine Affäre 
mit Christine Keeler kompromit- 
tiert worden war. Sie hatte schein- 
bar auch mit einem sowjetischen 
Spitzenagenten des KGB in 
London, Captain Yevgeny Iva- 
nov, geschlafen. Yevgeny Ivanov 
hatte Berge von erpresserischen 
Daten über die Gefälligkeiten 
Wards gegenüber der britischen 
Königsfamilie bekommen. In sei- 
nem Buch »The Naked Spy« aus 
dem Jahre 1992 behauptete Iva- 
nov, er habe seinen KGB-Bossen 
Photographien und andere Be- 
weise für Prinz Philips außerehe- 
lichen Übungen übergeben. »Ich 
hatte kompromittierendes Mate- 
rial von allen der Königsfamilie, 
auch über Königin Elizabeth.« 
Zu der Zeit, als die britische Re- 
gierung durch den Profumo- 
Skandal zu Fall kam und auch die 
Herrschaft der Windsors dadurch 
kompromittiert zu werden drohte, 
war Prinz Bernhard der Nieder- 
lande, ein enger Freund Philips, 
bereits an diesen herangetreten 
und hatte ihn gebeten, die briti- 
sche Sektion des neu gegründeten 
World Wildlife Fund zu über- 
nehmen. Prinz Philips Erziehung 
im Sinne von »Stärke durch 
Freude« und seine familiären 
Bindungen zu den Nazis paßten 
zu Bernhard, der als junger Colle- 
gestudent in Berlin im Jahre 1934 
in die Partei der Nazis rekrutiert 
worden und später als junger Na- 
zi-Geheimdienstoffizier dem IG- 
Farben Chemiekartell zugeordnet 
worden war. Bernhards Ehe- 
schließung mit Königin Juliane 
der Niederlande hatte einen noch 
größeren Skandal hervorgerufen 
als Philips Eheschließung mit 
Elizabeth. 


Bis zum heutigen Tage arbeiten 
die beiden eng zusammen und 
führen den WWF und seinen ge- 
heimen Finanzierungskanal, den 
1001 Nature Trust, im Namen des 
Club ofthe Isles. 
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Britannien 


Major wegen 
Niederlage im 
Parlament in 
Schwierig- 


keiten 


»Was wir hier sehen ist nicht der Niedergang eines Mannes. Es ist 
die Implosion einer Regierung.« Das war der Kommentar des 
führenden politischen Korrespondenten des Londoner »Guar- 
dian«, Hug Young, angesichts der niederschmetternden Nieder- 
lage der Regierung von Premierminister John Major im briti- 


schen Unterhaus. 


Mit 319 zu 311 Stimmen verlor 
die Regierung die Abstimmung 
über eine Gesetzesvorlage zur 
Mehrwertsteuer auf Brennstoff 
und Strom in Privathaushalten. 
Der Gesetzentwurf war unter gro- 
ßen Teilen der Wählerschaft äu- 
ßerst unpopulär. Die Abstim- 
mung wurde verloren, als sich 
mehrere Tory-Rebellen und Mit- 
glieder der normalerweise pro- 
konservativen Ulster Unionist 
Party von Major abtrünnig erklär- 
ten und sich der oppositionellen 
Labour-Partei anschlossen. 


Das kann nicht 
so weitergehen 


Kommentator Young meinte, 
Großbritannien sähe sich nun »ei- 
ner Sackgasse chronischer Nicht- 
Regierung gegenüber ... Das Spek- 
takel, auf das wir nun gefaßt sein 
müssen — eine Regierungspartei, 
die ihre Wut in den nächsten bei- 
den Jahren an der Politik ausläßt, 
ist schrecklich. Ob Major bleibt 
oder geht ist dabei fast neben- 
sächlich. Die Wut wird ihn zwei- 
fellos überdauern.« 


George Jones, politischer Korres- 
pondent für den pro-konservati- 
ven »Daily Telegraph«, schrieb, 
der Konsensus in Tory-Kreisen 
läßt sich in fünf Worten zusam- 
menfassen: »Das kann nicht so 
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weitergehen.« Die Tories sind 
nach dieser Sichtweise »in Ge- 
fahr, nach 15 Jahren an der Macht 
auseinanderzufallen«. Das »Da- 
hinschwinden« der Regierungs- 
autorität wird qualvoll sein, wenn 
nicht etwas Drastisches unter- 
nommen wird, um die Tendenz 
umzukehren: »Es wird sein wie 
ein Tod durch Tausend Schnitt- 
wunden und nicht durch einen 
einzigen Schlag.« 


Das Ergebnis war umso verhee- 
render, weil die Regierung noch 
eine Woche zuvor alles mögliche 
unternommen hatte, um eine Ab- 
stimmungsniederlage für einen 
Gesetzentwurf über die Finanzie- 
rung der Europäischen Union zu 
vermeiden. 


Major hatte dies durch einen 
»selbstmörderischen Pakt« getan, 
indem er damit drohte, daß er sei- 
ne eigene Regierung zum Schei- 
tern bringen werde, wenn er die 
Abstimmung verlieren würde. 
Dennoch waren acht Tories — so- 
genannte Euroskeptiker — gegen 
engere Bindungen zum Kontinent 
und stimmten gegen die Regie- 
rung. Sie wurden dann diszipli- 
niert, indem man sie ihrer Partei- 
privilegien beraubte. Doch wie 
George Jones vom »Telegraph« 
betont, die Taktik ging auf »spek- 
takuläre Weise nach hinten los«, 
als fast alle diese acht dann bei 


dem Thema Mehrwertsteuer ge- 
gen Major stimmten und die Nie- 
derlage der Regierung verur- 
sachten, während sie gleichzeitig 
sehr viel Unterstützung im Volk 
gewannen. 


Kenneth Baker, der ehemalige 
britische Innenminister und frü- 
here Major-Loyale, beschuldigte 
den Premierminister »krasser 
Dummheit« bei der Art und Wei- 
se, wie er die Herausforderung 
der Rebellen gehandhabt hat. 


»Wie ein Rudel 
verrückter Corgis« 


Der Kummer der Tories ist tief 
verwickelt mit und auf vielerlei 
Weise verursacht durch die im- 
mer mehr zunehmenden Schwie- 
rigkeiten des Hauses Windsor. 
Die Tories zeigen sich nur als die 
harten Verfechter eines Königs- 
hauses, das in den Augen einer 
großen Anzahl von Briten immer 
mehr in Verruf gerät. 


Dies wurde von dem Korrespon- 
denten der »Financial Times«, 
Joe Rogaly, angesprochen, der 
sich über Major lustig machte, 
weil dieser sich auf die »anachro- 
nistische Phantasievorstellung« 
einläßt, »ein altes Trugbild natio- 
nalen Ruhms« heraufzube- 
schwören, indem er den Schutz 
der Monarchie als »die höchste 
Sache« definiert, für die sich die 
Konservativen engagieren könn- 
ten. 


Die neueste Phase im Fall des 
Hauses Windsor war der Vor- 
schlag, der zuerst von dem 
»Schatten«-Innenminister der 
Labour-Partei, Jack Straw, und 
dann bei anderen führenden La- 
bour-Sprechern vorgebracht wur- 
de, daß die Privilegien der Mo- 
narchie scharf gekürzt werden 
sollten und daß die Anzahl der 
»arbeitenden« Mitglieder der Kö- 
nigsfamilie auf maximal sechs 
beschränkt werden solle. Dies rief 
lautes Protestgeschrei bei den 


Sprechern der Konservativen 
hervor. 
Eher Talente als 


Beziehungen fördern 


Doch der Versuch einer Vereinten 
Pro-Monarchie-Front brach zu- 
sammen, als sich der konservati- 
ve Parlamentsabgeordnete Geor- 
ge Walden, ein ehemaliger Mini- 
ster in einer konservativen Re- 


gierung, im Unterhaus erhob und 
meinte, die Minister im Kabinett 
Major, die Straw anfielen, würden 
»ihn wie ein Rudel verrückter 
Corgis jagen«. Wie jedermann in 
Großbritannien weiß, handelt es 
sich bei den Hunden der Königin 
um Welsh Corgis. 


Außerdem meinte er, »die feixen- 
den Reaktionen der Tories auf Mr. 
Straws jüngste Vorschläge er- 
scheinen mir beschränkt und 
überholt. Ich habe keinen Zweifel 
daran, daß sie auf die Tories zu- 
rückschlagen werden. Wenn die 
Labour-Partei ihre Karten richtig 
ausspielt, wird sie bei den näch- 
sten Wahlen gewinnen. Wir alle 
lieben die Königin und ich lasse 
sie auch gerne in ihrem Palast mit 
einer oder zwei Kutschen, aber 
der Rest muß schrumpfen und es 
wäre vernünftig, auch das vererb-' 
te Stimmrecht von Peers abzu- 
schaffen, wenn wir eine Partei 
sein wollen, die eher Talente als 
Beziehungen fördert.« 


Straw erhielt noch weiteren Auf- 
trieb, als der Londoner »Guar- 
dian« als wichtigste Nachricht ein 
Expose darüber veröffentlichte, 
daß fast zwei von drei Höflingen 
und Mitarbeitern im königlichen 
Haushalt mietfrei in den fünf Pa- 
lästen wohnen, die vom Steuer- 
zahler für die Königin unterhalten 
werden. Einige von ihnen bekom- 
men Riesengehäilter. 


George Walden merkt, woher der 
Wind weht. Führende Figuren im 
britischen Establishment kom- 
men scheinbar auf den Gedanken, 
daß eine »Labour-Option« kurz- 
fristig die einzige Möglichkeit 
sein könnte, um einen Zusam- 
menbruch aufzuhalten. Eine sol- 
che ist der moderne Abkömmling 
des Schöpfers des britischen Ge- 
heimdienstes des 18. Jahrhun- 
derts, der zweite Earl of Shelbur- 
ne (William Petty). Seine Lord- 
schaft hat öffentlich die Ansicht 
vertreten, daß eine »Regenerie- 
rung« der Monarchie nur durch 
eine Kombination erfolgen kann: 
Prinz Charles tritt sein Erbe an 
und eine Labour-Regierung 


kommt an die Macht. Shelburne 
weist auf die kuriose Tatsache 
hin, daß zwischen »der Aristokra- 
tie und der Labour-Partei« schon 
immer eine »Affinität« existiert 


Vereinigte Staaten 


Großbritan- 
niens Rolle 


bei der 


Ermordung 
von US- 
Präsidenten 


Es gibt nicht nur reichhaltige Motive und Vorteile für die Briten 


im Zusammenhang mit allen vier Ermordungen amerikanischer 


Präsidenten, sondern ein geschulter Historiker kann auch das 
Netzwerk, das die angeblichen Einzeltäter ausgeschickt hat, zu 
dem britischen Kopf zurückverfolgen. In einer Reihe, die in der 
Zeitung »New Federalist« erscheint, skizziert der Historiker An- 
ton Chaitkin die politischen Konflikte, die dazu führten, daß die 
britische Monarchie diese Präsidenten zur Zielscheibe machte 
und nennt die eindeutig britische Herkunft dieser Killerkom- 


mandos. 


Das grundlegende politische The- 
ma war in allen Fällen, daß das 
amerikanische Staatsoberhaupt 
auf Einhaltung des Prinzips natio- 
naler Souveränität innerhalb der 
Wirtschafts-- und Außenpolitik 
bestand. Die britischen Imperia- 
listen, die selbst der veneziani- 
schen, oligarchischen Tradition 
entstammen, haben sich immer 
der Tatsache widersetzt, daß sich 
die Republikaner gemäß der US- 
Verfassung wirtschaftlichem Fort- 
schritt verschrieben haben und sie 
haben immer versucht, die USA 
daran zu hindern, diese Bemü- 
hungen zu fördern und auszuwei- 
ten. Die Briten forderten ständig 
eine Freihandelspolitik, die diese 
US-Präsidenten ablehnten; eine 
nicht zentrale Regierungspolitik, 
die diese US-Präsidenten ablehn- 
ten; und ein Ende der Allianzen 
zwischen den Vereinigten Staaten 
und gleichartigen souveränen 
Republiken, die ihre Vorherr- 
schaft in der internationalen und 
geopolitischen Arena hätte bedro- 
hen können. 

Die amerikanischen Präsidenten, 
die ermordet wurden, förderten 


Richtung des ermordeten Präsi- 
denten aufgehalten oder umge- 
kehrt. Sobald die politischen The- 
men verstanden wurden, werden 
die britischen Sponsoren der 
Morde zum Vorschein kommen. 


Der transparenteste aller Fälle 
und der, mit dem Chaitkin seine 
Reihe begann, ist der des ersten 
amerikanischen Präsidenten, der 
ermordet wurde: Abraham Lin- 
coln. 


Lincoln wurde am 14. April 1865 
getötet — fünf Tage, nachdem die 
Südstaatenarmee im Bürgerkrieg 
kapituliert hatte. Lincolns Politik 
für die Nachkriegszeit war in sei- 
ner zweiten Antrittsrede und in 
anderen legislativen Maßnahmen 
bereits dargelegt: Er wollte eine 
Politik des nationalen Bankwe- 
sens fortführen, die die Industrie- 
macht der Vereinigten Staaten 
aufbauen würde, eine Politik von 
Schutzzöllen zur Förderung der 
amerikanischen Industrie und ei- 
ne Politik der Industrialisierung 
des Südens. Die britische Krone, 
die die separatistische Abspal- 
tung der Konföderation geschürt 
hatte, war gezwungen, dem Sieg 
der Union zuzustimmen. Doch sie 
wollten nicht, daß Lincoln unge- 
hindert sein Programm zum Auf- 
bau einer Nation durchführen 
konnte. 


US-Präsident John F. Kennedy mit seiner Frau auf der Fahrt 
durch Dallas kurz vor dem Mordanschlag. 


die US-Interessen in heftigem 
Konflikt mit den geopolitischen 
Zielen der Briten. In jedem Fall 
wurde durch die Ermordung und 
die Berufung des Vizepräsidenten 
ins Präsidentenamt die politische 


Der Mann, der abdrückte, um den 
großen Emanzipator zu töten, war 
ein Südamerikaner, John Walkes 
Booth, der zu einer Bande konfö- 
derierter Spione und Sympathi- 
santen gehörte. Doch die Bande 


wurde über Britisch-Kanada, den 
in Großbritannien geborenen Au- 
ßenminister der Konföderation, 
Judah P. Benjamin, und dann 
durch Benjamins Agenten und di- 
rekten Mitverschwörer Booths, 
John Surratt, von den Briten ein- 
gesetzt. 


Die Ermordung 
Lincolns 


Auf Lincoln folgte Andrew 
Johnson, der die Industrialisie- 
rungs- und Schutzpolitik, die Lin- 
coln im Krieg durchgesetzt hatte, 
über Bord warf und so die Grund- 
lage dafür schuf, daß die Briten 
ihre partikularistischen Spiele bis 
zum heutigen Tage fortsetzen 
können. 


Die Ermordung 
Garfields 


Der nächste Präsident, der getötet 
wurde, war James Garfield, der 
im März 1881 in sein Amt einge- 
führt worden war, im Juli ange- 
schossen wurde und vier Monate 
später starb. Garfield wurde zu 
seiner Zeit als ein gemäßigter 
Protektionist beschrieben und 
war deshalb eine potentielle Be- 
drohung für die britische Politik. 
Sein ungeheuerlichster Fehler 
war jedoch scheinbar die Tatsa- 
che, daß er James Blaine zu sei- 
nem Außenminister machte. Blai- 
ne stieß in Lateinamerika mit dem 
britischen Außenministerium zu- 
sammen und Garfield bezahlte 
dafür mit seinem Leben. 


Als Garfield gewählt wurde, wa- 
ren die Briten gerade dabei, den 
Krieg im Pazifik zu schüren, bei 
dem Chile — voll ausgerüstet mit 
britischen Waffen — gegen die Na- 
tion Peru kämpfte. Blaine be- 
schloß jedoch, daß die USA die 
britische Politik herausfordern 
sollten und anerkannte die Souve- 
ränität des geschlagenen Perus 
und seines Widerstandsführers. 
Blaine fuhr mit dieser Politik so- 
gar noch fort, als Präsident Gar- 
field schon gestorben war. Doch 
der neue Präsident Chester Arthur 
feuerte Blaine mit dem Rechtfer- 
tigungsgrund, daß seine Politik 
der Anerkennung lateinamerika- 
nischer Unabhängigkeit und der 
Befürwortung eines Gipfels in der 
Hemisphäre »in Europa Neid und 
Groll« hervorrufen würde. Wenn 
sich jemand fragt, wo die Briten 
bei all dem standen, muß man nur 
den Rothschild-Banker August 
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Vereinigte Staaten 


Großbritan- 
niens Rolle 
bei der 
Ermordung 
von US- 
Präsidenten 


Belmont zitieren, der erleichtert 
meinte, »das Land hätte in einen 
Krieg mit Peru verwickelt werden 
können, wenn Garfield nicht er- 
mordet worden wäre. Blaine ist so 
ungefähr der skrupelloseste Poli- 
tiker, den wir jemals hatten.« 


Gar nicht so zufällig hatte Gar- 
fields Mörder, Charles Guiteau, 
Präsident Garfield gedroht, daß er 
»zu Schaden kommen« würde, 
wenn er sich Blaines nicht entle- 
digen würde. Guiteau war ein der 
Gehirnwäsche unterzogenes Op- 
fer der Oneida-Kommune, New 
York, die von dem Tory John 
Humphrey Noyes gegründet wor- 
den war. 


Die Ermordung 
McKinleys 


US-Präsident William McKinley 
wurde im Jahre 1901 erschossen, 
weniger als sechs Monate nach 
seiner Amtseinführung. McKin- 
ley hat sich der britischen Frei- 
handelspolitik lange Zeit wider- 
setzt und war der Verfasser des 
»McKinley Gesetzes« aus dem 
Jahre 1890, mit dem die US-Wirt- 
schaft geschützt wurde. In seiner 
ersten Amtszeit als Präsident, die 
1896 begann, erließ er Gesetze, 
mit denen britische Importe sehr 
hoch besteuert wurden. 

Im Verlaufe seines Kampfes für 
die amerikanische Wirtschaft hat- 
te McKinley voll verstanden, daß 
die Briten und deren Agenten der 
Feind war. In einer Rede in Bo- 
ston im Jahre 1892, als er noch 
Gouverneur von Ohio war, sagte 
McKinley: »Wir hatten die ganze 
konföderierte — das heißt, konfö- 
derierte Südstaaten im Bürger- 
krieg — Währung, die wir wollten 
... Und wir sind nicht nur gegen 
eine konföderierte Währung, son- 
dern auch gegen die britische 
Wirtschaftspolitik ... Mit dem 
Freihandel wird zunächst die Ar- 
beit des Arbeiters gekürzt und 
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dann auch sein Lohn, indem er in 
einer wertlosen und abgewerteten 
Staatswährung bezahlt wird.« 

»... Es heißt Schutz sei nicht ver- 
fassungsmäßig ... Ich weiß nur 
von einer Verfassung, die dabei 
verletzt wird und das ist die Ver- 
fassung der konföderierten Staa- 
ten. Nur dieses Dokument wird 
damit direkt verletzt. Aber wir 
operieren nicht danach. Dieses 
Dokument kam unter den wider- 
standslosen Armeen von Grant 
und Sherman und Sheridan zu 
Fall und die Verfassung von Was- 
hington und Lincoln hielt stand.« 


England und 
seine Position der 
Vorherrschaft 


Im Jahre 1882, als er noch Kon- 
greßabgeordneter war, hatte 
McKinley auch erkannt, daß die 
Briten den Freihandel propagie- 
ren: »Wer hat Zoll nur für Einnah- 
men verlangt ...? Welcher Teil un- 
serer Bürger? Welcher Teil unse- 
rer Bevölkerung? Nicht die 
Landwirte, nicht die Arbeiter, 
nicht die Mechaniker, nicht die 
Hersteller; meines Wissens gibt 
es kein Gesuch bei uns, die Zoll- 
tarife auf einer Einkommensbasis 
anzupassen.« 

»England will das, England for- 
dert das — nicht zu unserem Be- 


sten, sondern zu seinem Besten. 
Denn England ist mehr darauf 
bedacht, seine alte Position der 
Vorherrschaft zu behalten als 
darauf, die Interessen und das 
Wohlergehen des Volkes dieser 
Republik zu fördern ...England 
würde für uns produzieren und 
uns erlauben Weizen und Mais für 
England anzubauen. Das letztere 
machen wir gerne, aber wir wer- 
den England nicht das Monopol 
für das erstere geben.« 


»... Der Freihandel mag für Groß- 
britannien und seine besondere 
soziale und politische Struktur 
geeignet sein, aber er hat in dieser 
Republik keinen Platz, wo es kei- 
ne Klassen gibt und wo Kasten 
schon lange verbannt wurden. Wo 
Gleichheit ein Grundsatz ist, wo 
Arbeit würdevoll und ehrenhaft 
ist, wo Ausbildung und Vervoll- 
kommnung zum Streben eines je- 
den Einzelnen gehören, egal wie 
sein Stand von Geburt ist oder in 
welcher armen Umgebung er 
aufwuchs. Der Mechaniker von 
heute ist der Produzent von mor- 
gen. Unter solchen Umständen 
hat der Freihandel hier keinen be- 
ständigen Platz.« 


McKinleys Ermordung brachte 
den Präsidenten an die Macht, der 
das Konzept des »Anglo-Ameri- 
kanismus« und Imperialismus ge- 


gen Lateinamerika einführte und 
den Umschwung gegen interne 
Verbesserungen einleitete — Ted- 
dy Roosevelt. 


Der Mörder McKinleys war der 
Anarchist Leon Czolgosz, ein 
Mitglied einer Gruppe von den 
Briten geschützter Anarchisten, 
die im Henry Street Settlement 
House in New York City unterge- 
bracht waren. Czolgosz war ein 
selbsternannter Anhänger der An- 
archistin Emma Goldman und das 
Henry Street Settlement House 
wurde traditionell vom Großen 
Geld finanziert, darunter Sir Er- 
nest Cassell, dem persönlichen 
Banker der britischen Königs- 
familie. Emma Goldman wurde 
wegen Verdachts der Komplizen- 
schaft mit Czolgosz verhaftet, 
doch schließlich wieder freige- 
lassen. Nachdem sie einige Zeit 
später aus den Vereinigten Staa- 
ten deportiert worden war, nahm 
sie in England Zuflucht, das sie in 
ihrer Autobiographie als »Zu- 
fluchtsstätte« anarchistischer Ak- 
tivitäten bezeichnete. 

Nach Lincolns Ermordung gab es 
keinen größeren Wendepunkt in 


Präsident Abraham Lincoln 
in Gettysburg. Er wollte eine 
nationale Banken- und Wirt- 
schaftspolitik für die USA. 


der amerikanischen Geschichte 
als der Mord an Präsident John F. 
Kennedy und die Vertuschung 
darüber, wer ihn ermordete. Nach 
Kennedys Tod durchliefen die 
USA einen Phasen-Wechsel dra- 
matischer Ausmaße, der am be- 
sten als Wandel von einer kultu- 
rell und technologisch optimisti- 
schen Industriegesellschaft zu ei- 


kurbeln und das Federal Reserve 
System herauszufordern. Er för- 
derte auch teilweise durch direkte 
Unterstützung die Länder der 
Dritten Welt, die eine wirtschaft- 
liche Entwicklung anstrebten. 


Es war der Fall eines jungen 
Mannes, der in Großbritannien 
ausgebildet worden war und von 


der Verbindung dreier Institutio- 
nen — dem FBI, der Permanent In- 
dustrial Exposition (Permindex) 
und dem königlich-britischen 
Geheimdienst. In diesen Netz- 
werken finden sich enge Freunde 
Oswalds in New Orleans, näm- 
lich David Ferrie, Guy Bannister 
und Clay Shaw. Shaw wurde vom 
Staatsanwalt von New Orleans, 


Präsident James Garfield (links) wurde 1881 ermordet. Er war eine potentielle Bedrohung 
der britischen Politik. Präsident William McKinley wurde 1901 ermordet. Er hat sich lange 
Zeit der britischen Freihandelspolitik widersetzt. 


nem degenerierten Post-Indu- 
strialismus bezeichnet werden 
kann. 


Die Ermordung 
Kennedys 


Kennedys Außen- und Innenpoli- 
tik für die Vereinigten Staaten war 
offensiv gegenüber der britischen 
Geopolitik und gegenüber den 
postindustriellen Ideologen. Er 
war dabei, sich von dem Spiel des 
Machtausgleichs zwischen der 
USA und den Sowjets, das von 
den Briten kontrolliert wurde, zu 
einer Politik »überwältigender 
technologischer Überlegenheit« 
zu bewegen. Er bewegte sich aus 
der Vietnamfalle heraus und man 
fürchtete, daß er in Richtung einer 
Allianz mit den Nationalisten 
Charles de Gaulle und Konrad 
Adenauer gehen würde. Im In- 
land hatte er sich dafür entschie- 
den, die Macht der Zentralregie- 
rung neu zu bekräftigen, um die 
Wirtschaft durch Investitionen in 
das Raumfahrtprogramm anzu- 


dem man fürchtete, daß es sich 
bei ihm um einen Anglophilen 
handelt, der droht, außer Kontrol- 
le zu geraten und der britischen 
Regierung und deren Vertreter im 
Establishment der östlichen USA, 
besonders McGeorge Bundy vom 
Nationalen Sicherheitsrat und der 
Ford Stiftung gefiel dies gar 
nicht. 


Deshalb wurde Kennedy am 22. 
November 1963 erschossen, an- 
geblich von einem Mann, der 
selbst sofort danach erschossen 
worden ist. 

Die Geschichte von Lee Harvey 
Oswald und die Phantasien dar- 
über, wie er den Präsidenten an- 
geblich erschossen hat, sind 
schlicht und einfach Vertu- 
schungen. Die Vertuschungen 
wurden von der Warren Kommis- 
sion bestätigt und sie stehen zwar 
ständig zur Debatte, doch nie- 
mand, der sich bei dem Thema 
auskennt, glaubt daran. 


Der Schlüssel zu dem Komplott 
der Ermordung Kennedys liegt in 


Jim Garrison, wegen seiner Rolle 
bei dem Mord strafrechtlich ver- 
folgt und wurde nur deshalb frei- 
gesprochen, weil er im Zusam- 
menhang mit seiner Verbindung 
zu Ferrie »gelogen« hat. Ferrie 
und Bannister hatten für den FBI 
gearbeitet; Shaw hatte mit dem 
britischen Geheimdienst zu- 
sammengearbeitet. 


Shaw war auch der Direktor eines 
Trade Mart, bei dem es sich um 


eine Tochtergesellschaft der 
Permindex handelte. Die Permin- 
dex wurde im Jahre 1962 sowohl 
aus Italien als auch aus der 
Schweiz verwiesen und ihr wurde 
auch die Verantwortung dafür 
zugeschrieben, versucht zu ha- 
ben, die Ermordung des französi- 
schen Präsidenten De Gaulle zu 
organisieren. Die Permindex wur- 
de von Louis Mortimer Bloom- 
field gegründet, einem Kanadier, 
der Agent der British Special 
Operation Executive war. Doch 
die explosiven neuen Informa- 
tionen, die Chaitkin präsentiert, 
sind, daß Bloomfield auch mit der 
britischen Krone eng verbunden 
war. Er war Gründungsmitglied 
von Prinz Philips »1001 Club« 
und Vizepräsident des kanadi- 
schen Zweigs von Philips World 
Wildlife Fund. FBI-Direktor ]J. 
Edgar Hoover, der Bloomfield 
jahrzehntelang als »Personalbe- 
rater« beschäftigte, war ebenfalls 
bis zum Hals in das Mordkom- 
plott verwickelt. Hoover reagierte 
auf ein Telegramm, das ihm per- 
sönlich von Oswald geschickt 
worden war, nicht, in dem es hieß, 
daß das FBI in Dallas eine Mord- 
drohung gegenüber dem Präsi- 
denten vertusche. 


Die Gefahr 
besteht weiter 


Es ist kein Geheimnis, daß Lyn- 
don Johnson, der das Amt nach 
der Ermordung Kennedys über- 
nahm, fürchtete, daß ihm das 
Gleiche passieren könnte und er 
ging rasch dazu über, die Politik 
durchzusetzen, die Großbritan- 
nien billigte. Doch die Briten sind 
immer noch nicht entspannt. So- 
lange ihre Mordmachenschaften 
nicht aufgedeckt und demontiert 
wurden, besteht die Gefahr, daß 
sie wieder gegen einen nationali- 
stischen Präsidenten aktiviert 
werden könnten. 
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England 


Ein weiterer 
Präsident im 
Visier der 
Monarchie 


Es ist kein Geheimnis, daß die Beziehungen zwischen US-Präsi- 
dent Bill Clinton und der britischen Krone so angespannt sind, 
wie das zwischen einem amerikanischen Präsidenten und seinen 
britischen »Cousins« schon jahrzehntelang der Fall ist. Es ist 
auch kein Geheimnis, daß die Anzahl der Drohungen gegenüber 
dem Präsidenten am größten ist seit John Fitzgerald Kennedy. 
Doch keine Sicherheitsexperten oder nationale Sicherheitsfach- 
leute im Weißen Haus scheinen ernsthaft die Fragen zu stellen: 
Sind diese beiden Themen miteinander verbunden? Hat die briti- 
sche Krone es auf Präsident Clinton abgesehen? 


Wenn man die amerikanische Ge- 
schichte durchgeht, so zeigt sich, 
daß diese Frage eine tödlich ern- 
ste Frage ist. In den letzten 129 
Jahren wurden vier US-Präsiden- 
ten — Abraham Lincoln, James 
Garfield, William McKinley und 
John F. Kennedy — ermordet. Öf- 
fentlich zur Verfügung stehende 
Beweise zeigen, daß der Mord in 
jedem einzelnen Fall von London 
in Auftrag gegeben und von pro- 
fessionellen Killern ausgeführt 
wurde, die unter der Kontrolle des 
Geheimdienstes Ihrer Majestät 
standen. In jedem einzelnen Fall 
befand sich der jeweilige Präsi- 
dent zum Zeitpunkt seiner Ermor- 
dung in einem politischen Krieg 
mit der britischen Krone. 


Schockwellen beim 
Londoner 
Establishment 


Ein paar Tage nach den Wahlen 
im November kündigte Präsident 
Clinton an, daß die Vereinigten 
Staaten ab dem 12. November 
1994 das Militärembargo der NA- 
TO gegen die bosnische Regie- 
rung nicht mehr durchsetzen 
werden. Diese Ankündigung 
schickte Schockwellen durch die 
politischen Establishments in 
London und Paris. Es war der 
letzte einer Reihe außenpoliti- 
scher Schritte des Präsidenten, 
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die einen axiomatischen Bruch 
mit der britischen Geopolitik si- 
gnalisierten. 


Anfang Juli 1994 brach Clinton in 
Berlin offiziell mit dem besonde- 
ren anglo-amerikanischen Ver- 
hältnis des 20. Jahrhunderts, be- 
zeichnete den deutschen Bundes- 
kanzler Helmut Kohl als seinen 
»besonderen Partner« und unter- 
stützte den Plan der EU zur Inte- 
gration von Ost- und Westeuropa 
durch den Aufbau eines Netzes 
moderner Hochgeschwindigkeits- 
Eisenbahnlinien. 


Das Ziel heißt 
Chaos und Mord 


Ende des 19. Jahrhunderts hatten 
amerikanische Politiker schon 
einmal durch Unterstützung der 
deutschen, französischen, russi- 
schen und japanischen Bemühun- 
gen zum Bau einer transkontinen- 
talen Eisenbahnverbindung eine 
eurasische Allianz schaffen wol- 
len. Diese Politik, die von dem in 
Amerika ausgebildeten, deut- 
schen Volkswirtschaftler Fried- 
rich List entwickelt worden war, 
war Teil einer weltweiten Wieder- 
belebung der Hamiltonschen 
Volkswirtschaft, dem »Amerika- 
nischen System«, die die Wirt- 
schaftsentwicklung und Integra- 
tion Eurasiens durch den Bau von 


Eisenbahnlinien von Brest in 
Frankreich bis Wladiwostock und 
von Berlin nach Baghdad und 
durch China bis zum Pazifik in 
Aussicht stellte. 


Großbritannien reagierte darauf 
mit der Ermordung von McKin- 
ley - und brachte damit rasch den 
fanatischen Teddy Roosevelt ins 
Weiße Haus -—, um Rußland zu de- 
stabilisieren und eine Balkankrise 
auszulösen, um die europäische 
Einheit zu zerbrechen. Für Groß- 
britannien war das Blutbad des 
Ersten Weltkriegs einer amerika- 
nisch-eurasischen Allianz zur 
weltweiten Entwicklung bei wei- 
tem vorzuziehen. 


Heute wie damals bevorzugt die 
britische Krone, der »primus inter 
pares« (erster unter gleichen) im 
europäischen oligarchischen Club 
of Isles, Chaos und Mord anstatt 
Wirtschaftsentwicklung und In- 
tegration. 


Während in den letzten zwei Jah- 
ren mindestens 17 Personen - die 
alle scheinbar gestört waren — 
verhaftet wurden, weil sie das Le- 
ben des amerikanischen Präsiden- 
ten bedroht haben — ein weiterer 
Mann starb, als das gestohlene 
Flugzeug, das er flog, in den 
Westflügel des Weißen Hauses 
stürzte —, befindet sich einer der 
gefährlicheren Pirschjäger immer 
noch auf der Straße. Larry Ni- 
chols, ein Mann aus Arkansas, 
mit langjährigem Groll gegen die 
Präsidentenfamilie, reiste — unter 
dem Schutz des britischen Ge- 
heimdienstes —- ein Gewehr 
schwingend durchs Land und sta- 
chelte Leute dazu an, den Präsi- 
denten »abzuknallen«. 


Der Fall Nichols ist zentral, denn 
sein Name erschien Anfang 1994 
als einer von Clintons Beschuldi- 
gern in der sogenannten »Whi- 
tewater«-Affaire. Der Propagan- 
daangriff gegen den Präsidenten, 
der seit über einem Jahr von Lon- 
don aus gelenkt wird, ist eine 
schlimme Wiederholung der Art 
und Weise, wie die Medien US- 
Präsident Kennedy vor 31 Jahren 
angeprangert haben. 


Als Präsident Clinton im Oktober 
1993 auf den blutigen Angriff auf 
das russische Parlament in Mos- 
kau reagierte, indem er darauf 
hinwies, daß die drakonischen 
»Bedingungen« des Internationa- 
len Währungsfonds ein mit 
Atomwaffen bewaffnetes Ruß- 
land an den Rand des Chaos brin- 


gen könnte, hieß es, daß London 
über die vernünftige Reaktion des 
Präsidenten vielleicht nicht sehr 
erfreut ist. In den folgenden Mo- 
naten schüttete die britische 
Presse, angeführt vom »Sunday 
Telegraph« einen ständigen Gift- 
strom über dem Präsidenten aus. 
Die Warnungen, daß die Angriffe 
auf Clinton an die Vorbereitung 
der Ermordung von John F. Ken- 
nedy erinnerten, erwiesen sich als 
richtig. 


Die Architekten 
der Treibjagd 


Es hat sich bestätigt, daß die glei- 
chen Netzwerke, die für die Er- 
mordung Präsident Kennedys di- 
rekt verantwortlich waren — die 
Permindex unter Führung des 
Major des britischen Geheim- 
dienstes, Louis Mortimer Bloom- 
field — auch heute noch aktiv sind. 
Bloomfield war der Direktor der 
Montrealer Permindex, ein Grün- 
dungsmitglied des kanadischen 
Zweigs des World Wildlife Fund 
und später Gründungsmitglied 
des 1001 Club, einer Elitegruppe 
eigens von Prinz Philip, dem Her- 
zog von Edinburgh, und von Prinz 
Bernhard der Niederlande ausge- 
wählter Partner. 


Zu den anderen Gründungsmit- 
gliedern des 1001 Clubs gehört 
der Herausgeber der Hollinger 
Corporation. (Telegraph PLC), 
Conrad Black. Im April 1994 gab 
es einen Bericht mit dem Titel 
»Angriff auf den Präsidenten!«, 
in dem die Hollinger Corporation 
und Black als die Architekten der 
Treibjagd zur Vernichtung von 
Präsident Clinton genannt wur- 
den. In diesem Bericht wird zwi- 
schen der Hollinger Corporation 
und den terroristischen Netz- 
werken, die im Nahen Osten Ge- 
walt ausgeübt haben, um den 
Friedensprozeß zum Kippen zu 
bringen, eine Verbindung herge- 
stellt. oO 


Irland 


Regierung 
unterstützt 
Friedens- 


prozel) 


Nach einem Monat Verhandlungen wurde Mitte Dezember 1994 
in Irland eine »Regenbogen«-Koalition gebildet, die erhebliche 
Bemühungen unternommen hat, um den Friedensprozeß in 
Nordirland wieder in Gang zu bringen. Im November hat das Va- 
kuum in der Führung in Dublin nach dem Zusammenbruch der 
Regierung unter Albert Reynolds den raschen Fortschritt bei 
dem historischen Friedensprozeß, den er in Gang gesetzt hatte, 


verlangsamt. 


Doch in einer Abstimmung im 
Parlament am 15. Dezember wur- 
de Jahn Bruton, Chef der Fine 
Gael Partei, der zweitstärksten 
Partei im Parlament, zu Irlands 
neuem Premierminister gewählt. 
Der Fine Gael, einer »rechtskon- 
servativen« Partei, schließen sich 
die Koalitionspartner Labour und 
demokratische Linke an — was so- 
mit eine »Regenbogen«-Koali- 
tion von Rechts, Links und Mitte 
ergibt. Schon nach wenigen Ta- 
gen im Amt unternahm Bruton 
drei Schritte, um den Friedens- 
prozeß neu zu beleben. 


Briten haben keine 
Entschuldigung mehr 


Brutons Wahl wurde für die John 
Major Regierung in Großbritan- 
nien als »gute Nachrichten« be- 
jubelt. Das Sprachrohr der ehe- 
maligen britischen Premiermini- 
sterin Margaret Thatcher, der Ko- 
lumnist Conor Cruise O'Brien, 
schrieb: »Was die anglo-irischen 
Beziehungen betrifft, wird John 
Major sicher nicht feststellen, daß 
der Umgang mit der neuen Regie- 
rung schwieriger sein wird als mit 
ihren Vorgängern. Vielleicht wird 
es sogar ein bißchen leichter 
sein.« 


Bis Mitte November, als die Re- 
gierung Reynolds fiel, war der 
Friedensprozeß - trotz Behinde- 
rungen durch die Major-Regie- 


rung tatsächlich so weit fortge- 
schritten, daß die Briten keine 
Entschuldigungen für »Verlang- 
samungen« mehr hatten. Im Sep- 
tember und Oktober verkündeten 
sowohl die Irisch-Republikani- 
sche Armee (IRA) als auch die pa- 
ramilitärischen Loyalisten Waf- 
fenstillstände; am 1. November 
kündigte Präsident Clinton ein 
großes Handels- und Investitions- 
paket für Nordirland an und am 
4. November wurde das erste 
Treffen des Irischen Forums für 
Frieden und Aussöhnung abge- 
halten. 


Nach dem Zusammenbruch der 
irischen Regierung ist es wahr- 
scheinlich, daß der Friedenspro- 
zeß entgleist wäre, wenn die Clin- 
ton-Regierung auf die Regierung 
Major nicht erneut Druck ausge- 
übt hätte, damit diese sich mit 
Vertretern der Sinn Fein und den 
Unionisten trifft. 


Waffen sollen außer 
Dienst gestellt werden 


Am Tag nach seiner Vereidigung 
reichte Bruton dem Präsidenten 
der Sinn Fein, Gerry Adams, die 
Hand. Die Sinn Fein ist die Partei, 
die mit der IRA am engsten in 
Verbindung steht. Vier Tage spä- 
ter- am 20. Dezember - flog Bru- 
ton zu einem Treffen mit Major 
nach London, um einen Plan für 
die Fertigstellung des sogenann- 


ten Rahmendokuments auszuar- 
beiten, das die Richtlinien für die 
nächste Verhandlungsphase lie- 
fern soll. Premierminister Major 
nutzte die Gelegenheit, um erneut 
zu fordern, daß die IRA alle ihre 
Waffen »außer Dienst stellen« 
müsse, bevor Gespräche geführt 
werden können. 


Am nächsten Tag traf sich Bruton 
mit Adams 30 Minuten lang und 
versicherte ihm, daß an den Ver- 
handlungen »alle demokratischen 
Parteien« teilnehmen müßten. 
Am 23. Dezember verkündete 
Brutons Justizminister Nora 
Owen die vorzeitige endgültige 
Entlassung von neun IRA-Ge- 
fangenen, die Sinn Fein wieder- 
holt von beiden Regierungen ge- 
fordert hat. 


Die Tatsache, daß Bruton so rasch 
damit fortfuhr, diese Gespräche 
erneut in Gang zu bringen und vor 
allem, daß er sich mit Adams ge- 
troffen hat, hat Weise wie 
O’Brien verärgert. Sie glaubten, 
daß er sich an die britische Agen- 
da hält, weil er als Führer der Op- 
positionsparteien Reynolds we- 
gen seiner »raschen Umarmung« 
der Sinn Fein nach dem IRA- 
Waffenstillstand kritisiert hatte. 


Noch beunruhigender für die Bri- 
ten muß jedoch sein, daß der neue 
irische Premierminister die For- 
derung Majors nach Außerdienst- 
stellung der Waffen abgelehnt 
hat. Bruton warnte vor einem An- 
satz von nur »einem Tagesord- 
nungspunkt« bei den Friedensge- 
sprächen und erklärte nach sei- 
nem Treffen mit Major: »Es wäre 
nicht vernünftig zu sagen, daß es 
nur einen Punkt auf der Tagesord- 
nung gibt und daß wir noch nicht 
einmal über Punkt zwei, drei und 
vier sprechen oder diskutieren 
können, wenn wir Punkt eins 
nicht erledigt haben. Alle diese 
Punkte müssen besprochen wer- 
den, um eine Vertrauenssituation 
aufzubauen.« 


Indem er diese Position bekräf- 
tigte, sagte Adams als Antwort 
auf die Fragen der Reporter zu 
dem Waffenthema: »Natürlich ist 
der ganze Zweck hinter dem 
Friedensprozeß, die Gewehre für 
immer wegzubekommen ... Na- 
türlich muß das Teil des Ziels 
sein.« 


In ähnlicher Weise stimmte auch 
Tony Blair, der Schatten-Premier- 
minister der britischen Labour- 
Partei Bruton darin zu, daß der 


Friedensprozeß nicht von dem 
Waffenthema beherrscht werden 
kann. 


Die Wirtschaft 
ist der Test 


Das Ausmaß des Engagements 
der neuen Regierung hinsichtlich 
Frieden wird sich allerdings zei- 
gen, wenn Finanzminister Ruairi 
Quinn am 8. Februar den Haus- 
halt für das Jahr 1995 veröffent- 
licht. Die Schwäche der neuen 
Koalitionsregierung ist ihr Fest- 
halten am »Freihandel«. Sie hat 
sich eine Politik der Kürzung der 
»öffentlichen Ausgaben« zu ei- 
gen gemacht, die der »Irish Ti- 
mes« zufolge im nächsten Jahr 
bei sechs Prozent und danach bei 
zwei Prozent liegen soll. 


In einem Vorschlag der Fine Gael 
heißt es, man solle den »traditio- 
nellen Ansatz« der »Unterstüt- 
zung der industriellen Entwick- 
lung« dahingehend verschieben, 
daß »einheimische Firmen« und 
»Dienstleistungen« in der Wirt- 
schaft eine größere Rolle spielen 
sollen. Doch die Sicherung des 
Friedens erfolgt durch Entwick- 
lung. 


Irland muß »in großem Rahmen« 
denken und darf nicht in die Falle 
der Londoner Geldmanager ge- 
hen und eine Dienstleistungswirt- 
schaft sein. Vor einhundert Jahren 
gehörte der Schiffsbau in Belfast 
zu dem fortgeschrittensten auf der 
ganzen Welt. 


Wenn ganz Irland — der Norden 
und der Süden — wieder Frieden 
haben soll, muß die neue Regie- 
rung das nötige Geld ausgeben, 
um ihre Leute wieder in produkti- 
ve Jobs zu stecken. Sowohl die 
Regierung Clinton als auch die 
Europäische Union haben Inve- 
stitionspakete in Höhe von meh- 
reren Millionen Dollar für geziel- 
te Entwicklungsprojekte in Nord- 
irland beschlossen. Irland muß 
den Delors-Plan der EU über 
große Infrastrukturprojekte er- 
füllen, indem es seine Häfen, Ei- 
senbahnlinien und Kanäle wieder 
aufbaut. u 
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Irland 


Der Friedens- 
prozeß ist in 


efahr 


Die Koalitionsregierung, die Irland seit dem Jahre 1992 regiert, 
stürzte am 17. November 1994, als der Vorsitzende der Labour- 
Partei und Außenminister Dick Spring zusammen mit fünf ande- 
ren Labour-Ministern zurücktrat. Der Sturz der Regierung 
könnte den nordirischen Friedensprozeß gefährden, der sich in 
einem kritischen Diskussionsstadium zwischen der britischen 


und irischen Regierung befindet. 


Die Krise begann damit, daß die 
Koalitionspartner der irischen La- 
bour-Partei am 11. November die 
Kabinettssitzung verließen. Pre- 
mierminister Albert Reynolds 
forderte seine Partner in der La- 
bour-Partei sofort auf, die natio- 
nalen Interessen an die erste Stel- 
le zu setzen und meinte, daß der 
drohende Sturz der Koalitionsre- 
gierung zwischen Fianna Fail und 
Labour Partei die Friedensinitiati- 
ve in Nordirland gefährden könn- 
te. 


Eine große 
Sabotage 


»In diesem kritischen Stadium 
des Friedensprozesses ist es mei- 
ne persönliche Überzeugung, daß 
den Interessen der Nation am be- 
sten gedient ist, wenn die Regie- 
rung im Amt bleibt«, sagte Rey- 
nolds. 


Der Grund dafür, daß der Koali- 
tionspartner die Kabinettssitzung 
verließ, war scheinbar die Oppo- 
sition der Labour-Partei gegen die 
Ernennung von Generalstaatsan- 
walt Harry Whelehan zum Präsi- 
denten des Obersten Gerichts- 
hofs. Whelehan wird angegriffen, 
weil er die Auslieferung eines 
Priesters, der des Kindesmiß- 
brauchs beschuldigt wird, hin- 
auszögert. Am 15. November 
brachte Reynolds sein »tiefes und 
echtes Bedauern« über die Hand- 
habung des Falles vor dem iri- 
schen Volk zum Ausdruck und 
drängte das Parlament, die Kon- 
troverse über eine einzelne rich- 
terliche Ernennung nicht »den 
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Der britische Premiermini- 
ster John Major betreibt in 
Nordirland eine Politik der 
Verschleppung. 


größten Durchbruch in Nordir- 
land in 25 Jahren« gefährden zu 
lassen. 


Trotz Reynolds’ Aufruhr zur Ein- 
heit kündigte er nach dem formel- 
len Rücktritt der Labour-Minister 
an, daß auch er aus der Regierung 
ausscheiden werde und auch die 
Führung in seiner Partei, Fianna 
Fail, aufgibt. Er bat Präsidentin 
Mary Robinson, eine neue Regie- 
rung zu bilden, wie es die irische 
Verfassung vorschreibt. 


Die wichtigste Frage bei der gan- 
zen Sache ist, wer von dieser Zer- 
schlagung des Friedensprozesses 
profitiert? 


Bis zum 10. November kamen 
trotz der Verschleppungstaktik 
des britischen Premierministers 
John Major alle Spieler zusam- 
men, um eine Friedensregelung 
für das kriegsgeschüttelte Nordir- 
land zustandezubringen. Im Sep- 
tember und Anfang Oktober hat- 
ten sowohl die Irisch-Republika- 
nische Armee (IRA) als auch die 
militanten Loyalisten einen Waf- 
fenstillstand angekündigt. 


Major hatte keine 
Entschuldigungen mehr 


Am 1. November kündigte Präsi- 
dent Clinton zur Unterstützung 
des Friedensprozesses ein wichti- 
ges Handels- und Investitionspa- 
ket für Nordirland an und am 
4. November fand das erste Tref- 
fen des Irischen Forums für Frie- 
den und Aussöhnung statt. 


Es war der Boden für die nächste 
Verhandlungsphase bereitet und 
Major blieben keine Entschuldi- 
gungen mehr für weitere »Ver- 
langsamungen«. Doch die Ereig- 
nisse vom 10. und 11. November, 
darunter ein Mord in Newry, 
Nordirland, und das Verlassen der 
Kabinettsitzung durch die Mini- 
ster der Labour-Partei, bringen 
den Friedensprozeß in Gefahr. 


Die Ereignisse, die zudem Bruch 
führten, entwickelten sich wie 
folgt: Am 10. November wurde 
der Postbedienstete Frank Kerr in 
Newry, 40 Meilen südlich von 
Belfast, erschossen, als er ver- 
suchte, bei einem Raubüberfall 
einzugreifen. Innerhalb von Stun- 
den behauptete die Polizei in Ul- 
ster, von den drei Bewaffneten sei 
bekannt geworden, daß sie »Ver- 
bindungen zur IRA« hätten und 
aufs Stichwort erörterten die Me- 
dien weltweit, daß der IRA-Waf- 
fenstillstand verletzt worden sei. 
Die angeblichen Verbindungen 
zur IRA veranlaßten Justizmini- 
ster Maire Goeghegan-Quinn 
dazu, die vorzeitige Entlassung 
von neuen politischen IRA-Ge- 
fangenen zu stoppen, dem die iri- 
sche Regierung nach einer Unter- 
suchung der speziellen Fälle zu- 
gestimmt hatte. 


Britische Reaktionen 
sind vielsagend 


Am nächsten Tag sollten in Cork, 
Irland, dem Sitz des halbstaatli- 
chen irischen Stahlwerks, Parla- 
mentswahlen stattfinden. Die Op- 


positionsparteien der Koalitions- 
regierung zwischen Fianna Fail 
und Labour konnten wegen der 
hohen Arbeitslosigkeit dort, die 
wahrscheinlich noch weiter stei- 
gen wird, wenn ein Regierungs- 
plan zur Rationalisierung des 
Stahlwerks in Kraft tritt, Gewinne 
verzeichnen. In den frühen 
Abendstunden zeichnete sich ab, 
daß die Oppositionsparteien Fine 
Gael und die demokratische Lin- 
ke führten und wahrscheinlich ge- 
winnen werden. Am gleichen Tag 
kam die Regierungskrise zum 
Ausbruch. 


Die britischen Reaktionen auf die 
Ereignisse sind vielsagend. Der 
britische Nordirland-Minister, 
Patrick Mayhew, betonte bei einer 
Stellungnahme über den Mord in 
Newry einen britischen Streit- 
punkt, das heißt, daß IRA-Waffen 
preisgegeben werden müßten, be- 
vor die Friedensgespräche weiter- 
gehen könnten. »Es zeigt die gro- 
Ben Gefahren, wenn illegale Waf- 
fen verwendet werden«, sagte er. 


David Trimble von der Ulster 
Unionist Party (UUP) verurteilte 
die IRA wegen des Mordes und 
sagte: »Ich denke, der Mord in 
Newry unterstreicht, daß die briti- 
sche Regierung klug genug war, 
an diese Sache vorsichtig heran- 
zugehen ... und Entwaffnung der 
IRA muß jetzt die Priorität sein.« 


Die UUP bestand darauf, daß 
Nordirland unter britischer Kon- 
trolle bleibt und hat somit Majors 
»Verlangsamungstaktik« bei der 
Friedensinitiative unterstützt. Und 
plötzlich, als die irische Regie- 
rungskrise ausgebrochen ist, hatte 
Major einen Sinneswandel und 
kündigte Pläne an, sich mit Nord- 
irlands Loyalisten und Führern 
der Sinn Fein zu treffen — etwas, 
was er bis jetzt immer abgelehnt 
hat. 


Die besten Nachrichten 
der Woche 


Conor Cruise O’Brien, ein 
Sprachrohr für die Linie der ehe- 
maligen britischen Premiermini- 
sterin Margaret Thatcher, daß ein 
unabhängiges Deutschland zu ei- 
nem »Vierten Reich« würde, 
spendete in seiner Kolumne im 
Londoner »Sunday Independent« 
vom 13. November für den poten- 
tiellen Sturz der Regierung Rey- 
nolds Beifall. Er bezeichnete den 
Friedensprozeß als »Betrug« und 
das »Streben nach Versöhnung« 


zwischen Katholiken und Prote- 
stanten in Nordirland als »Revol- 
te«, ; 


O’Brien pries die Wahlergebnisse 
von Cork und meinte, es seien die 
»besten Nachrichten der Woche«, 
weil sie »die Opposition stärken«, 
besonders die Fine Gael. Fine 
Gael Präsident John Bruton, der 
Majors Zweifel darüber, daß der 
Waffenstillstand der IRA »dau- 
erhaft« sei, teilte und Reynolds 
und Spring beschuldigte, die 
»Probleme im Land« zu ignorie- 
ren, während sie in der ganzen 
Welt »herumjetten«, um Frieden 
zu erreichen, wird von O’Brian 
als der bevorzugte Nachfolger 
von Premierminister Reynolds 
angesehen. 


Es ist ein offenes Geheimnis, daß 
die Oppositionsparteien, insbe- 
sondere die Fine Gael, seit lan- 
gem danach trachten, die Diffe- 
renzen zwischen der Fianna Fail 
und der Labour-Partei hinsicht- 
lich der Ernennung Whelehans 
auszunutzen. 


Wirtschaftshilfe 
muß kommen 


Die positive Seite dieses anson- 
sten düsteren Bildes sind die Be- 
mühungen sowohl von US-Präsi- 
dent Bill Clinton als auch von der 
Europäischen Kommission, den 
Friedensvorstoß mit Angeboten 
zur Wirtschaftshilfe zu unter- 
stützen. Neben der Ankündigung 
einer großen Handelskonferenz 
zwischen den Vereinigten Staaten 
und Nordirland für April 1995, 
wurden in der Ankündigung von 
Clintons Handelspaket am 1. No- 
vember 1994 als Ziele der USA 
genannt: »Die Verbesserung un- 
serer Kooperation mit Nordirland 
in Wissenschaft und Technologie, 
insbesondere verstärkte Zusam- 


menarbeit mit unseren Partner- 
schaften zur Produktionserweite- 
rung und anderen Programmen, 
um die technologische Innovation 
zu fördern.« 


Außerdem wird die US-Behörde 
für Handel und Entwicklung »ei- 
ne Delegation nach Nordirland 
führen, um Infrastruktur- und in- 
dustrielle Projekte ausfindig zu 
machen, die Handels- und Inve- 
stitionschancen zum beiderseiti- 
gen Nutzen repräsentieren«, — SO 
heißt es in der Erklärung des Prä- 
sidenten. 


Gleichzeitig kündigte die Europä- 
ische Kommission am 15. No- 
vember an, daß sie Irland eine 
Subvention in Höhe von 1,27 
Milliarden Dollar gewährt habe, 
um die industrielle Entwicklung 
zu fördern. 


Knapp eine Woche, bevor die Re- 
gierung zusammenbrach, sagte 
der irische Premierminister ame- 
rikanischen Geschäftsleuten im 
Waldorf-Astoria in New York, 
daß die wirtschaftliche Vereini- 
gung von Nord und Süd »unbe- 
schadet der verfassungsmäßigen 
Unterschiedex zwischen Irland 
und Großbritannien erreicht wer- 
den kann. Doch der Premiermini- 
ster ist sich der Spannungen, die 
die 25 Jahre »Schwierigkeiten« 
mit sich gebracht haben, durchaus 
bewußt und meinte, »auf dem 
ganzen Gebiet der vollständigen 
Demilitarisierung liegen sensitive 
Themen vor uns«. 


Und als Prophezeiung der unheil- 
vollen Ereignisse, die folgten, 
schloß Reynolds: »Die Probleme 
in Nordirland waren weitgehend 
das Produkt der alten Politik des 
Teilen und Herrschens, die in den 
letzten Jahrhunderten von den 
britischen Regierungen verfolgt 
worden ist.« D 


Schweiz 


Wagnis 
Schweiz 


»Wir wollen sein ein einzig Volk von Brüdern. In keiner Not uns 
trennen und Gefahr. Wir wollen frei sein, wie die Väter waren. 
Eher den Tod, als in der Knechtschaft leben. Wir wollen trauen 
auf den höchsten Gott und uns nicht fürchten vor der Macht der 
Menschen.« So lautet der Rüttlischwur. Und was gilt heute? Emil 
Rahm hat einige Kernsätze zu diesem Thema aus dem im Nova- 
lis-Verlag erschienenen Buch »Wagnis Schweiz« von Wolfgang 


von Wartburg zusammengestellt. 


Wohl selten hat sich die Geistes- 
verfassung des Schweizer Volkes 
so rasch gewandelt wie im ver- 
gangenen Jahrhundert. Vor fünf- 
zig Jahren waren Begriffe wie 
Vaterland, Demokratie, Freiheit, 
nationale Unabhängigkeit trotz 
der selbstverständlichen Kritik an 
den Mängeln des politischen All- 
tags lebendig und allgemeingül- 
tig. Seit den sechziger Jahren be- 
gann eine Kritik, die ans Mark der 
Eidgenossenschaft greift und de- 
ren Wesen und Daseinsberechti- 
gung selbst in Frage stellt. 


Der moderne 
Materialismus 


Was hat sich geändert? Die 
Schweiz selbst oder der Geist des 
Betrachters? Offenbar beides. Die 
Forschung der letzten Zeit hat 
viele Erscheinungen der Schwei- 
zer Vergangenheit, die bisher als 
natürlich hingenommen worden 
waren, in ihrer Fragwürdigkeit 
offengelegt. Und die Schweiz der 
Nachkriegszeit weist Schwächen 
auf, die wachsende Kritik her- 
ausfordern. Die Anderung der 
Betrachtungsweise hat aber auch 
einen inneren Grund, der im Zu- 
sammenhang mit der ganzen gei- 
stigen Entwicklung zu sehen ist. 


In den letzten Jahrzehnten ist der 
abendländischen Menschheit eine 
Fähigkeit weitgehend abhanden 
gekommen, über die sie früher 
noch instinktiv verfügte, die Fä- 
higkeit, zwischen Idee und Wirk- 
lichkeit zu unterscheiden, oder, 
besser gesagt: auch das Ideelle als 
Wirklichkeit zu erleben. Dieser 
Entwicklung liegt die Ausbildung 
des modernen Materialismus zu- 
grunde, der die Wirklichkeit auf 
ein abstraktes System von mate- 


riellen Fakten reduziert. Mit die- 
sem Weltbild verliert der Mensch 
die Fähigkeit, eine Form als sinn- 


“volle Gestalt zu erleben. Die 


Menschen werden unerreichbar 
für Fragen der Form, der Schön- 
heit, schließlich des Anstandes 
und der Moral. Man hat diesen 
Zustand den realen Nihilismus 
genannt. 


Die Idee der 
Eidgenossenschaft 


Die Eidgenossenschaft ist ihrer 
Idee nach eine zutiefst christliche 
Form der Gemeinschaft, denn das 
Christentum wendet sich seinem 
eigentlichen Wesen nach an den 
geistigen Kern der menschlichen 
Persönlichkeit. Der ernsthafte 
Christ gerät deshalb in der 
Schweiz auch leicht in Konflikt 
mit dem offiziell kirchlichen 
Christentum. Schon im 11. Jahr- 
hundert beklagt sich ein nord- 
deutscher Chronist, daß die Alpen 
von Ketzern übersät seien. Es ist 
kein Zufall, daß der Erzketzer und 
-revolutionär Arnold von Brescia 
im 12. Jahrhundert nirgends grö- 
ßeren Anklang fand als in Zürich, 
daß Zwingli und Calvin in der 
Schweiz ihre Wirkungsstätte 
fanden. 


Andererseits stellte sich die Ge- 
meinschaft, bis in die Anfangs- 
worte der heutigen Verfassung, 
ohne Dazwischentreten irgendei- 
nes geistlichen oder weltlichen 
Vermittlers, immer wieder unter 
die Obhut der höchsten Gewalt. 
Den Teilnehmern der Appenzel- 
ler Landsgemeinde wurde bis ins 
19. Jahrhundert die Bedeutung 
der Schwurgebärde eingeprägt. 
Die drei erhobenen Finger bedeu- 
ten die Dreieinigkeit, die zwei zu- 
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Schweiz 
Wagnis 
Schweiz 


rückgebogenen Finger »die Un- 
terwerfung der Seele und des Lei- 
bes unter die richterliche Gewalt 
Gottes«. 


Der Eid, den die Behörden der 
Gemeinde Avers nach dem Land- 
buch von 1622 jedes Jahr vor der 
Gemeinde zu schwören hatten, 
enthielt die Worte: 


»Wir haben von Gottes Gnaden 
eine schöne Freiheit ... wir sind 
gottlob keinem fremden Fürsten 
und Herrn nichts schuldig noch 
unterworfen denn allein dem all- 
mächtigen Gott.« 


Daß diese Haltung in der Umwelt 
nicht nur Freundschaft weckte, ist 
begreiflich. Man hatte wenig Ver- 
ständnis dafür, daß die Eidgenos- 
sen sich von den übrigen Völkern 
absonderten und ohne adlige 
Herrschaft, ja ohne Kaiser leben 
wollten. 


So stand die Eidgenossenschaft 
von ihrer Geburt an in einem 
Doppelverhältnis zu Europa. Ei- 
nerseits lebte in ihr die älteste 
Tradition, die Tradition der urger- 
manischen Gemeindefreiheit, wei- 
ter. Andererseits machte sie alle 
Entwicklung der Nachbarvölker 
mit, aber immer in einer ihr selbst 
angemessenen Form. 


Vom Geist 
der Genossenschaft 


Aus dem Ursprung und der Idee 
der Eidgenossenschaft ergeben 
sich alle Besonderheiten auch der 
gegenwärtigen Schweiz. 


Die Eidgenossenschaft geht auf 
eine Zeit vor der Begründung des 
heutigen Staates zurück. Sie ist, 
wie schon der Name sagt, geprägt 
vom Geist der Genossenschaft. 
Freiheit war in der Zeit der Grün- 
dung etwas anderes als heute. Sie 
war eingebunden in die Genos- 
senschaft. Die Eidgenossen ver- 
teidigten nicht das Menschen- 
recht Freiheit, sondern die Selb- 
ständigkeit ihrer kleinen Ge- 
meinschaften, in denen allerdings 
die einzelne Persönlichkeit so, 
wie es angedeutet wurde, zur Gel- 
tung kommen konnte. Die Grün- 
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dungssage sowie die historische 
Tradition enthält beides: den 
Geist des genossenschaftlichen 
Zusammenhaltes wie die ent- 
scheidende Bedeutung der indivi- 
duellen Tat oder der persönlichen 
Idee. 


dem Wesen eines schweizeri- 
schen Nationalgeistes gefragt 
wird, kann man es am ehesten in 
dieser Tatsache finden, daß das 
ganze Leben von dem kleinen 
Kreis getragen wird, von Familie, 
Gemeinde, Region. Für Ramuz 


Wilhelm Tell von Ferdinand Hodler spielte in den Jahren 1993 
bis 1945 eine bedeutende Rolle als Symbol des schweizeri- 


schen Unabhängigkeitswillen. 


Es liegt in dieser genossenschaft- 
lichen Tradition beschlossen, daß 
sich in der Schweiz weniger als 
sonstwo privilegierte Stände ge- 
bildet haben, welchen die Besor- 
gung der öffentlichen Aufgaben 
überlassen worden wäre, wie der 
Klasse der »Politiker« oder der 
Militärkaste oder dem Stand der 
»Gebildeten«. In der Genossen- 
schaft tragen alle die Verantwor- 
tung für alles. Kein Gebiet soll 
aus der Verantwortung der Ge- 
meinschaft entlassen werden. 


Die ursprüngliche genossen- 
schaftliche Gesinnung setzt sich 
in den bekannten Formen der mo- 
dernen Schweiz fort: in der direk- 
ten Demokratie, in dem Konkor- 
danzsystem, der Kollegialität der 
Behörden, in dem fortbestehen- 
den Föderalismus. Wenn nach 


war die eigentliche Heimat die 
von der Rhone, ihren Tälern und 
ihrem See geprägte Landschaft, 
die Schweiz nur eine notwendige 
politische Stütze. 


Das Grundmotiv allen »Schwei- 
zer Geistes« ist enthalten in dem 
Satz von Gotthelf: »Im Hause 
muß beginnen, was leuchten soll 
im Vaterland.« Pestalozzis Erzie- 
hungsidee geht von der Heiligkeit 
der Wohnstube aus. 


Die Entwicklung 
der Idee 


Eine echte, geschichtsbildende 
Idee ist nicht eine feststehende 
Größe, sondern eine lebendige 
Kraft. Sie ist ein Lebenskeim, ei- 
ne geistige Veranlagung, ein mo- 


ralischer Impuls, der die Mög- 
lichkeit der Entfaltung in sich 
trägt. Die Lebendigkeit der Idee 
der Eidgenossenschaft erweist 
sich in ihrer Wandlungsfähigkeit. 


Die ersten, im Dunkel der Früh- 
geschichte verborgenen Bundes- 
gründer hatten gewiß keine Ah- 
nung von dem, was aus ihrem Zu- 
sammenschluß einst werden 
würde, noch viel weniger die 
Absicht, den Keim zu einem spä- 
teren Bundesstaat zu legen. Die 
Idee der Eidgenossenschaft wur- 
de in den ersten Jahrhunderten gar 
nicht ausgesprochen, in ihr leb- 
ten, nach ihr handelten die Genos- 
sen des Eides. Die erste Gestalt, in 
der die Idee sich äußerte, war eine 
elementare Kraft der Selbstge- 
staltung und Selbstbehauptung. 


Aus diesem Geiste entstand eines 
der dauerhaftesten Gebilde im eu- 
ropäischen Staatsleben. Nicht ein 
Staat, sondern eben eine Eidge- 
nossenschaft — das Wort ist in kei- 
ne andere Sprache übersetzbar. In 
der Idee der Eidgenossenschaft 
vereinigt sich das Urälteste — die 
freiwillige Verbindung freier 
Bauern zu gemeinsamem Zusam- 
menleben — mit dem Allermo- 
dernsten, der Veranlagung zum 
freien sozialen Experiment mün- 
diger Menschen. Diese Idee ist 
entwicklungsfähig geblieben, 
weil sie grundsätzlich nie mit ei- 
ner Verpflichtung auf eine ge- 
meinsame Theorie oder wie man 
es heute nennt, eine »Ideologie« 
verbunden wurde. Ihr konkreter 
Gehalt ist offen, wird durch die 
moralische Phantasie der Betei- 
ligten erfüllt. 


Die Schweiz ist zustande gekom- 
men durch Überwindung von 
Konflikten, die andere Länder 
ruiniert haben. Daß Städte und 
Landrepubliken zusammenfan- 
den, ist in Europa einzigartig. 


Daß die Idee der Eidgenossen- 
schaft immer wieder schwersten 
Belastungen ausgesetzt war, daß 
sie verkannt, verfälscht, ja verra- 
ten, daß sie durch Konflikte ver- 
dunkelt wurde, ist Gegenstand je- 
der Schweizer Geschichte. 


Die Frage des 
20. Jahrhunderts an 
die Eidgenossenschaft 


Auch im 20. Jahrhundert zeigt die 
Schweiz ihre beiden Gesichter, 
Versagen und Bewährung. Der 
Generalstreik von 1918 war die 


Quittung für die vollständige Ver- 
nachlässigung aller sozialen Pro- 
bleme der Weltkriegssituation. Im 
Zweiten Weltkrieg wurde daraus 
die Lehre gezogen. Rationierung 
und Lohnausgleich sorgten für ei- 
nen gewissen Ausgleich der ge- 
meinsam zu tragenden Lasten. In 
den Jahren des Nationalsozialis- 
mus unterschied sich die Schweiz 
immer noch grundsätzlich von ih- 
ren Nachbarn. Sie war zwar nicht 
mehr von Monarchien, aber von 
aggressiven Diktaturen umgeben. 
Die Idee der Eidgenossenschaft 
trat wie von selbst ins Bewußt- 
sein, als Antithese zur Umwelt. 


Trotz mancher Bewährung muß 
man die Frage stellen, ob die 
Schweiz im 20. Jahrhundert nicht 
Wesentliches versäumt habe, ob 
im Zusammenhang mit der Er- 
schütterung durch die Weltkriege 
nicht wieder eine gesamthafte Er- 
neuerung notwendig gewesen 
wäre. 


In der Zeit seit dem Zweiten Welt- 
krieg hat sich die Schweiz so 
entwickelt, daß sie sich immer 
weniger von den anderen Staaten 
Europas unterscheidet. Sie weist 
dieselben Skandale auf, sie pro- 
duziert dieselben Umweltkata- 
strophen wie die anderen; Seveso 
und Schweizerhalle sind haus- 
gemacht. Äußerlich gesehen hat 
die Schweiz durch kontinuierli- 
che Fortsetzung einer soliden Ar- 
beit den höchsten Wohlstand der 
Welt erreicht. Innerlich hat sie 
sich gleichzeitig verwandelt. 


Durch das ungesteuerte Laufen- 
lassen der Entwicklung haben wir 
uns in sogenannte Sachzwänge 
hineinbegeben, aus denen wir den 
Ausgang nicht mehr finden. In 
Wirklichkeit sind jedoch die 
Sachzwänge Gesinnungszwänge, 
Denkzwänge. Wenn wir jemals 
die Lage entwirren wollen, müs- 
sen wir auf die ersten Grundsätze 
des sozialen Zusammenlebens 
zurückgehen. Jeder Blick auf das 
soziale Leben zeigt, daß dieses 
sich auf drei verschiedenen Ebe- 
nen abspielt, von denen jede ihre 
eigene Gesetzmäßigkeit aufweist. 
In früheren Zeiten bestand zwi- 
schen ihnen eine klare Rangord- 
nung. Den ersten Rang hatte das 
geistige Leben, die alle alten 
Städte überragenden Kathedralen 
geben davon Kunde. Im Verlauf 
der Neuzeit trat unter dem Vorbild 
Ludwigs XIV. der Staat an die er- 
ste Stelle. Daß es heute die Wirt- 
schaft ist, tritt für jeden unbefan- 
genen Blick klar zutage. 


Wenn an eine zeitgemäße Erneue- 
rung gedacht werden soll, so kann 
es sich nicht um eine spektakuläre 
Aktion handeln wie etwa 1798 
oder 1847/48, sondern nur um ei- 


ne beharrliche Arbeit an einer tä- 
tigen Selbstbesinnung. Die 


Schweiz ist heute mehr gefährdet 
als 1939 bis 1945, aber nicht von 
außen, sondern durch sich selbst. 


Nationaler Wallfahrtsort ist der Rütli am Vierwalstätter See, 
den viele Schweizer am 1. August, dem Unabhängigkeits- 


tag, aufsuchen. 


Niemand bedroht uns als die eige- 
ne Begehrlichkeit und Trägheit. 
Der Feind sitzt heute im Bewußt- 
sein, er greift das Bewußtsein an, 
bewirkt eine stille Erosion der 
geistigen Souveränität, ohne wel- 
che die politische Souveränität 
nicht möglich ist. 


Wenn das Experiment 
Schweiz auch künftig 
gelingt 


Die Schweiz bedarf keines zu- 
sätzlichen Weges nach Europa. 
Wenn sie sich selbst treu bleibt, 
steht sie nach wie vor in der Mitte, 
auch in der geistigen Mitte Euro- 
pas. Wir tun mehr für Europa, 
wenn wir den eigenen Auftrag, 
wie er in unserer Geschichte ent- 
halten ist, fortbilden, als wenn wir 
das, was wir erworben haben, 
wenn es auch noch so unvollkom- 
men ist, um eines Linsengerichtes 
Willen preisgeben. Damit ist 
nicht gemeint, auf dem soge- 
nannten »Bewährten« sitzen- 
bleiben, sondern es zeitgemäß 
weiterentwickeln, wie es in den 
guten Zeiten der Eidgenossen- 
schaft immer geschehen ist. 


Es ergibt sich ein anderes Le- 
bensgefühl, wenn man als Bürger 
eines Landes lebt, an dessen 
Schicksal man sich aktiv beteili- 
gen kann, auch wenn die Abstim- 
mungsresultate regelmäßig den 
eigenen Wünschen entgegenlau- 
fen, als wenn man als Untertan ei- 
nes Staates lebt, in dem einem 
von Zeit zu Zeit mitgeteilt wird, 
welche Beschränkungen der Be- 
völkerung wieder von einer nie- 
manden verantwortlichen Ver- 
waltung auferlegt worden sind. 


Mit Recht sagt der deutsche Hi- 
storiker Christoph Lindenberg in 
einem Vortrag über »Die Bestän- 
digkeit der Schweiz im Wandel 
Europas«: 


»Wo andere Staaten durch über- 
nationale Bindungen an der Ent- 
faltung ihrer Vernunft gehindert 
werden, steht die Schweiz in der 
Mitte des westlichen Europa frei 
und unabhängig da. Die Chance 
ist gegeben, im Wandel Europas, 
in einer orientierungslosen Zeit 
zu einer neuen Mitte, zu einem ru- 
higen Pol und zu einem deutli- 
chen Zeichen für Europa zu wer- 
den, wenn die Schweiz aus Alt- 
Bewährtem die Zukunft meistert, 
wenn das Experiment Schweiz 
auch im 21. Jahrhundert ge- 
lingt.« oO 
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Gingrich und 
Alvin Tofflers 
New Age 


Newt Gingrich, der amtierende 
Sprecher des amerikanischen 
Repräsentantenhauses, präsen- 
tiert sich demagogisch als 
Verteidiger der »traditionellen 
Werte Amerikas«. In Wirklich- 
keit hat er sich von seiner krebs- 
kranken Frau scheiden lassen 
und betreibt eine »sadosexuelle« 
Politik des systematischen 
»Dreckschleuderns«. Bisher we- 
nig Beachtung schenkten die 
Medien seiner großen Verehrung 
für den »Futuristen« Alvin 
Toffler, einen Ideologen der 
nachindustriellen Gesellschaft, 
der die politischen und sozialen 
Institutionen der »Industrie- 
gesellschaft« ablehnt. Toffler 
wurde 1970 durch sein Buch 
»Der Zukunftsschock« bekannt. 
In dessen Fortsetzung »Die dritte 
Welle« schrieb er, die gegenwär- 
tigen Institutionen krankten 
daran, daß sie im Grunde immer 
noch der Erhaltung einer »ster- 
benden industriellen Ordnung« 
und »zentralen Institutionen der 
industriellen Massengesell- 
schaft« verpflichtet seien. Dazu 
zählt er die »traditionelle« 
Familie, das öffentliche Bil- 
dungswesen, Großunternehmen, 
Gewerkschaften und den 
Nationalstaat. 


Gingrich sprach sich seit dem 
8. November für die Abschaf- 
fung der Sozialhilfe, die Einwei- 
sung von Kindern armer Fami- 
lien in Waisenhäuser und die 
Beendigung jeder amerikani- 
schen Unterstützung für Bosnien 
aus. Außerdem verkündete 
Gingrich, streng Tofflers Postu- 
laten folgend, die USA befänden 
sich im Prozeß des »Übergangs 
von der bürokratischen, mecha- 
nischen Gesellschaft der zweiten 
Welle zum Zeitalter der Infor- 
mation, zur Gesellschaft der 
Dritten Welle«. Gingrich schrieb 
auch das Vorwort zum jüngsten 
Buch von Alvin und Heidi 
Toffler »Schaffung einer neuen 
Zivilisation: Die Politik der drit- 
ten Welle«, das von der Stiftung 
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Fortschritt und Freiheit in At- 
lanta herausgegeben wurde, die 
auch Gingrichs Fernsehshows 
finanziert. In diesem Vorwort 
äußert Gingrich, er arbeite seit 
20 Jahren mit den Tofflers 
zusammen, die eine »Zzu- 
kunftsbewußte Politik« anstreb- 
ten und den Amerikanern den 
Übergang von der sterbenden 
Industriegesellschaft zur dritten 
Welle der nachindustriellen 
»Informationsgesellschaft« er- 
leichtern wollten. Gingrich preist 
Tofflers Ideen unmißverständ- 
lich und ohne irgendwelche 
Vorbehalte gegenüber dessen 
offenen »New-Age«-Positionen 
anzudeuten. 


Ein kurioses Element von mögli- 
cherweise strategischer Bedeu- 
tung ist, daß Gingrich Tofflers 
Postulate im Hinblick auf das 
amerikanische Militär ausdrück- 
lich gutheißt. So sei der Golf- 
krieg der »erste Krieg«, der auf 
»Dritte Welle«-Systemen basiert 
habe. m 


Milton 
Friedman: 
»Clinton ist 
ein Sozialist« 


Der neokonservative Ideologe 
und Nobelpreisträger Milton 
Friedman wettert öffentlich über 
die »Gefahr des Sozialismus« in 
den USA. Am 20. November 
1994 trat Friedman anläßlich des 
Erscheinens einer Jubiläums- 
ausgabe von Friedrich von Ha- 
yeks »Straße zur Knechtschaft«, 
für die Friedman ein neues 
Vorwort geschrieben hat, in der 
Sendung »Buchnotizen« des 
Fernsehsenders C-Span auf. 
Friedman erging sich in nostalgi- 
schen Erinnerungen daran, wie 
er »Fritz Hayek« 1947 bei der 
Gründung der Mont-Pel£rin- 
Gesellschaft kennenlernte. Doch 
plötzlich brach es aus dem 
zunehmend senilen Friedman 
heraus: »Alle sind sich einig, daß 
der Sozialismus versagt hat, aber 
Wir fahren immer noch auf der 
Straße des Sozialismus.« Die 
Vereinigten Staaten, behauptete 
er, seien heute »über die Hälfte 
sozialistisch«, weil die Aus- 
gaben der Regierung mehr als 
die Hälfte des Sozialproduktes 
betrügen. Die Regierung nehme 
den »hart arbeitenden Men- 


schen« das Geld ab und verabrei- 
che es den Sozialhilfeempfän- 
gern und Rentnern. Zudem 
beklagt er die Tatsache, daß 
Rauschgifte noch nicht legali- 
siert sind. Das Rauschgiftverbot 
sei eine Verletzung der Rechte 
der Drogenhändler und nehme 
den Konsumenten die Freiheit 
»zu wählen«. Das Bildungswe- 
sen, sagte er, sei heute »die am 
meisten sozialisierte Industrie« 
der USA. Auf die Frage, was er 
von Präsident Clinton halte, ant- 
wortete er ohne Zögern: »Er ist 
ein Sozialist.« DO 


Ted Kennedy 
interveniert 
in die Strate- 
giedebatte 
der demokra- 
tischen Partei 


Der Bruder des ermordeten 
Präsidenten John F. Kennedy 
und führende Demokrat Senator 
Edward Kennedy hat zur inner- 
parteilichen Debatte der Demo- 
kraten einen pointierten Beitrag 
gemacht. Die von seinem Bruder 
und Präsident Franklin D. 
Roosevelt verfolgte Politik müs- 
se Leitlinie der Demokraten blei- 
ben. Er verteidigte ausdrücklich 
die Klausel für das Allgemein- 
wohl in der Präambel zur ameri- 


kanischen Verfassung und 
betonte die unersetzliche Rolle 
staatlicher Infrastrukturent- 


wicklung. In einer Rede vor dem 
Nationalen Presseklub sagte 
Kennedy, er sei bei den Kon- 
greßwahlen im November 1994 
wiedergewählt worden, weil er 
an dieser Politik festgehalten 
habe. Andere Demokraten hätten 
überall dort verloren, wo sie ver- 
suchten, Newt Gingrich und 
seine Politik der Konservativen 
Revolution zu imitieren. 


Kennedy bestand darauf, Kern 
der Philosophie der Demokrati- 
schen Partei seien »Arbeitsplät- 
ze, die Vermehrung der 
Arbeitsplätze, und zwar guter, 
gut bezahlter Arbeitsplätze«. Er 
betonte: »Franklin Roosevelt 
und John Kennedy verstanden 
ein sehr wichtiges Prinzip, näm- 
lich, daß die Wirtschaft die trei- 
bende Kraft dieses Landes ist, 
und das ist zugleich das wichtig- 


ste Sozialprogramm... Ich glaube 
an die freie Marktwirtschaft, 
aber ich glaube auch an eine 
aktive Regierung... Staatliche 
Maßnahmen sind kein Allheil- 
mittel. Aber die Regierung spielt 
weiterhin eine wichtige Rolle bei 
der Lösung der Probleme unserer 
Gesellschaft, indem sie in die 
Bevölkerung und die nötige 
Infrastruktur investiert, damit 
unser Land Erfolg hat und es 
unserer Bevökerung gut geht. 
Etwas anderes zu glauben bedeu- 
tet, sich gegen die Grundwerte 
unseres Landes und gegen das 
historische Konzept unserer 
Verfassung, wir, das Volk, zu 
stellen. Wir dürfen unserem 
Volk die Regierung nicht weg- 
nehmen. Es ist seine Regierung, 
und wir müssen dafür sorgen, 
daß sie für das Volk arbeitet...« 


»Wie Präsident Clinton im ver- 
gangenen Monat sagte, will das 
Volk eine schlanke Regierung, 
aber keine armselige. Es ist ein 
großer Unterschied, ob man die 
Regierung reformiert, oder ob 
man sie ablehnt, und noch ein 
größerer Unterschied, ob man 
die Regierung dazu einsetzt, das 
Allgemeinwohl zu fördern, oder 
sie dazu mißbraucht, den 
Mächtigen zu willfahren und die 
Ohnmächtigen zu bestrafen... 


Wir müssen auch dem geistlosen 
Rachefeldzug unserer Gegner 
gegen Regierung und Gesetze 
Widerstand entgegensetzen... 
Die Republikaner wollten in den 
achtziger Jahren die Regierung 
auf die schlimmste nur denkbare 
Weise aus dem Sparkassensektor 
heraustreiben, und das haben sie 
auch getan. Die Deregulierung 
lief amok. Die Sparkassenmisere 
wurde einer der schlimmsten 
Skandale unserer Geschichte und 
kostete den Steuerzahler mehr 
als 150 Milliarden.« 


Kennedy griff dann jene 
Demokraten an, die diese 
Prinzipien bei den Kongreß- 
wahlen im November opportuni- 
stisch aufgaben und dem 
Präsidenten ihre Unterstützung 
entzogen: »Wenn die Demokra- 
ten in Deckung gehen, wenn wir 
blasse Kopien der Opposition 
werden und uns wie Republika- 
ner verhalten, dann werden wir 
verlieren und verdienen es 
auch... Die Wahl im letzten 
November war kein Mandat für 
die Lösungen der Republikaner. 
Sie gewannen die Kontrolle über 
den Kongreß nur mit denkbar 


kleinem Vorsprung. Die Wahl- 
beteiligung lag unter 40 Prozent, 
und nur wenig mehr als die 
Hälfte davon - etwa 20 Prozent - 
gaben ihre Stimmen den Re- 
publikanern.« 


In bezug auf die Kampagne 
gegen Clinton sagte er: »Es gibt 
eine republikanische Strategie 
der Obstruktion, der Verdrehung 
der massiven persönlichen 
Angriffe auf den Präsidenten und 
die First Lady. Nach diesen 
Wahlen müssen die Demokraten 
wieder für ihre Überzeugungen 
kämpfen, und sich nicht von der 
Regierung abwenden.« 


Vor diesem Hintergrund ist inter- 
essant,‘daß das Ehepaar Clinton 
Doris Kearns Goodwin, die Ver- 
fasserin der ausführlichsten 
Biographie Präsident F. D. Roo- 
sevelts, kürzlich zu einer intensi- 
ven, seminarartigen Diskussion 
ins Weiße Haus einlud. 


FBI und ADL 
im angeblichen 
»Mordkom- 
plott« der 
Tochter von 
Malcolm X 


Die Staatsanwaltschaft in Min- 
neapolis gab Verhaftung und 
Anklageerhebung gegen die 
Tochter des ermordeten Bürger- 
rechtlers Malcolm X. Qubilah 
Shabazz bekannt. Sie soll ver- 
sucht haben, einen Mann zum 


ERNEE 


Mord am Führer der Nation of 
Islam (NOT) Louis Farrakhan 
anzuheuern, weil dieser angeb- 
lich in den Mord an ihrem Vater 
verwickelt war. Daraufhin gab 
die NOI eine Erklärung heraus, 
in der die Beteiligung von Frau 
Shabazz an einem Mordkomplott 
bezweifelt wird. Statt dessen ver- 
mutet die NOI, daß möglicher- 
weise das FBI selbst an »schmut- 
zigen Tricks« oder sogar an 
einem tatsächlichen Mordkom- 
plott gegen Farrakhan beteiligt 
ist. 

Farrakhan sagte: »Da steckt viel 
mehr dahinter, als man jetzt 
sieht. Mein Mitgefühl, das 
Mitgefühl meiner Familie und 
der NOI gehört Frau Shabazz 
und ihrer Familie.« Farrakhan 
verwies auf die »schmutzigen 
Tricks« des FBI gegen die 
Schwarzenbewegung und ihre 
Führer wie Dr. Martin Luther 
King bis hin zum Mord. 
Farrakhan forderte dann alle 
Organisationen der Schwarzen 
auf, sich zu vereinigen, um die 
Regierung zur »Offenlegung 
aller Akten über die Vorwürfe 
gegen Qubilah Shabazz, über 
Malcolm X und seine Ermor- 
dung« zu zwingen. 

Am 16. Januar enthüllte die 
»New York Times« die Identität 
des angeblich angeworbenen 
Mörders, eines ehemaligen 
Klassenkameraden von Frau 
Shabazz namens Michael Fitz- 
patrick. Dieser war 1978 an 
Bombenanschlägen der terroristi- 
schen Jewish Defense League 
(JDL) gegen ägyptische und 
sowjetische Einrichtungen in 
New York beteiligt. Er entging 
einer langjährigen Haftstraße, 
indem er Informant des FBI 
wurde. Die JDL unterhielt in den 
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siebziger Jahren enge Beziehun- 
gen zur Anti-Defamation League 
(ADL), die seit Ende der achtzi- 
ger Jahre eine massive Verleum- 
dungskampagne gegen Farra- 
khan führt. Trotz seiner 17jähri- 
gen Informantentätigkeit für das 
FBI beging Fitzpatrick Rausch- 
giftdelikte und wurde im 
November 1994 in Minneapolis 
verhaftet. Da er nun Kronzeuge 
gegen Frau Shabazz ist, wurde 
sein Rauschgiftverfahren vorläu- 
fig eingestellt. 

Am 18. Januar zitierte die 
»Minneapolis Star Tribune« 
namentlich nicht genannte Poli- 
zeibeamte, die den Inhalt einiger 
Audio- und Videoaufnahme von 
Frau Shabazz beschrieben. Dem- 
nach zeigten die Aufnahmen, daß 
Fitzpatrick ihr den Plan eines 
Mordanschlages in provokativer 
Weise aufdrängte. »Er Fitz- 
patrick redet lange, und sie 
Shabazz hört zu. Es gefällt ihr 
nicht. Sie bringt Einwände vor, 
Gründe, warum man es nicht tun 
solle... Er redet über die >gerech- 
te< Tat, Farrakhan zu ermorden... 
Er dominiert die Diskussion über 
den Mord.« Am 18. Januar 
erklärt sich Frau Shabazz vor 
dem Bundesgericht in Minnea- 
polis in der Mordanklage für 
nicht schuldig. iii) 


Schwere 
Finanzkrise 
auch in 
Kanada 


Nicht nur in Mexiko befinden 
sich Währung und Finanzmärkte 
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in einer großen und andauernden 
Krise, auch der zweite Partner in 
der Nordamerikanischen Frei- 
handelszone (NAFTA), Kanada, 
befindet sich in großen Finanz- 
schwierigkeiten. Der kanadische 
Dollar fiel innerhalb von drei 
Wochen um 6 Prozent auf 1,42 
gegenüber dem US-Dollar. Die 
kanadische Zentralbank war seit 
Jahresbeginn bei ihren Ver- 
suchen, den Dollar zu stabilisie- 
ren, dreimal gezwungen, die 
kurzfristigen Zinsen zu erhöhen. 


Die Nervosität in Kanada beruht 
vor allem auf den gewaltigen 
Auslandsschulden und dem 
Haushaltsdefizit. Ähnlich wie in 
Italien haben die öffentlichen 
Schulden in Kanada einen Anteil 
am Bruttoinlandsprodukt von 70 
Prozent (370 Milliarden Dollar) 
erreicht. Die Schuldendienste 
verschlingen nicht weniger als 36 
Prozent des nationalen Haus- 
halts. Die höheren Zinsraten stei- 
gern noch den Schuldendienst. 
Kanada ist bei der Finanzierung 
seiner chronischen Defizite eben- 
so wie Mexiko stark von auslän- 
dischen Investoren abhängig. 
Gegenwärtig beläuft sich die 
Nettoverschuldung im Ausland 
auf 210 Milliarden Dollar. 

Den größten Teil davon halten 
amerikanische und japanische 
Inve-storen, da sie höhere 
Renditen abwerfen als vergleich- 
bare US-Staatsanleihen. Der 
Hauptgrund der Schwäche des 
kanadischen Dollars in den ver- 
gangenen drei Wochen waren 
Liquidationen amerikanischer 
Investoren. Als neues Element 
droht nun eine beträchtliche 
Auflösung kanadischer Wertanla- 
gen seitens japanischer Versiche- 
rungen. 
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Das Atom galt lange als unteilbar. Es bedurfte großer geistiger und experimenteller Anstren- 
gungen, um die Spaltbarkeit dieser kleinsten Materieteilchen einzusehen und zu verwirkli- 
chen. Vor allem Frauen haben diese Erkenntnis oftmals gegen den Widerstand ihrer 
männlichen Kollegen durchgesetzt und der Menschheit die Tür zu dieser gewaltigen 
Energiequelle aufgeschlossen. Das Buch beschreibt die Geschichte der Kernenergie von der 
Entdeckung der Radioaktivität bis zum Hochtemperaturreaktor aus dieser Perspektive. 
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Algier 


Hintergründe 
er Flugzeug- 
entführung 


Die Flugzeugentführung einer Air France-Maschine in Algier 
Weihnachten 1994 muß als ein Versuch der anglo-französischen 
»Entente Cordiale« Gruppierung gesehen werden, die Politik 
der Clinton-Regierung zu sabotieren, die versucht, in Nahost und 
Afrika zu beschwichtigen, indem sie zu Verhandlungen zwischen 
den in Konflikt stehenden Gruppen ermuntert. Dadurch, daß sie 
den algerischen Bürgerkrieg direkt nach Europa hineinbringt, 
zielt die Entente Cordiale-Bande - genannt nach den heimeligen 
Beziehungen zwischen Frankreich und England, die im Jahre 
1904 begannen und zum Ersten Weltkrieg führten auch darauf 
ab, die Algerienkrise dazu zu benutzen, Europa im Hinblick auf 
potentielle amerikanische und deutsche Friedensinitiativen 
durch Wirtschaftswachstum zu teilen — wie es die anglo-französi- 
schen Partner im serbischen Krieg gegen Bosnien getan haben. 


Vier bewaffnete Männer, die als 
Arbeiter verkleidet waren, dran- 
gen am 24. Dezember auf dem in- 
ternationalen Flughafen in Algier 
in eine Air France-Maschine ein 
und brachten sie in ihre Gewalt. 
Der Airbus A300 sollte nach Paris 
fliegen und hatte über 200 Passa- 
giere an Bord. Die Entführung en- 
dete am 26. Dezember, als das 
Flugzeug in Marseille landete und 
anschließend von französischen 
Anti-Terror-Kommandos gestürmt 
wurde. Vier Terroristen wurden 
bei dem Angriff getötet und meh- 
rere Passagiere und andere ver- 
wundet, doch alle Passagiere 
konnten befreit werden. Innenmi- 
nister Charles Pasqua behauptete 
später, die Terroristen hätten 
Sprengstoff mit an Bord gebracht 
und wollten das Flugzeug über 
Paris in die Luft jagen. Die fran- 
zösische Regierung hat daraufhin 
alle Verbindungswege mit Alge- 
rien zu Wasser und in der Luft auf 
unbestimmte Zeit unterbrochen. 


Ablenkung von den 
wirklichen Problemen 


In Frankreich hat der relative Er- 
folg der Operation auf dem Flug- 
hafen von Marseille den harten 
Kern der Entente Cordiale-Grup- 
pe gestärkt, die zusammen mit 
den Briten gegen Präsident Clin- 
tons gute Beziehungen zu 
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Deutschland als führender Wirt- 
schafts- und politischer Macht in 
Europa zu Felde ziehen wollten. 
Durch ihr Auftreten inmitten der 
französischen Wahlkampagne für 
die Präsidentschaftswahlen hat 
die ganze Affaire die »Gefahr des 
islamischen Fundamentalismus« 
und die »Sicherheit« zu einem der 
Hauptthemen in der Kampagne 
aufgebauscht - eine große Ablen- 
kung von den wirklichen Pro- 
blemen, denen sich Frankreich 
gegenübersieht. 


Die Beteiligung der Briten zeigte 
sich in einem kaum zur Kenntnis 
genommenen Artikel, der in der 
arabischen Tageszeitung »Al- 
Arab« in London erschienen ist. 
»Al-Arab« berichtete unter Be- 
zugnahme auf ungenannte Re- 
gierungsvertreter, daß Großbri- 
tannien dem algerischen, vom 
Militär unterstützten Regime vor 
kurzem von einem Dialog mit is- 
lamischen Gruppen, die gegen die 
Regierung sind, abgeraten haben. 
Dabei sollen die britischen Ver- 
treter ihre Kontakte mit ihren al- 
gerischen Kollegen verstärkt und 
ihnen Hilfe in wirtschaftlichen 
und Sicherheitsfragen angeboten 
haben. Dies war der erste veröf- 
fentlichte Bericht, in dem der po- 
litische Kurs der Briten darge- 
stellt wird, der mit dem der Verei- 
nigten Staaten in dieser Region 
direkt kollidiert. 


Die Briten wollen keinen Frieden 
in Algerien. Sie haben die Verei- 
nigten Staaten zu diesem Thema 
bekämpft. Die Vereinigten Staa- 
ten wollen Frieden oder zumin- 
dest einen Prozeß, der zu Stabili- 
tät führt. Die Briten nähren und 
führen zusammen mit ihren fran- 
zösischen Partnern diesen volks- 
mörderischen Krieg gegen die 
Bosnier und andere auf dem Bal- 
kan auch als Teil ihrer geopoliti- 
schen anti-islamistischen Opera- 
tionen. Die gleiche anti-islamisti- 
sche Kombination, wie man es 
bezeichnen könnte, die die Briten 
und Franzosen in Bosnien mit 


(FIS) sowohl in Deutschland als 
auch in den Vereinigten Staaten 
Gespräche geführt. Im März 1994 
beispielsweise sagte Mark Parris, 
der amtierende Unterstaatssekre- 
tär für Nahost und Europa vor 
dem Afrika-Unterausschuß des 
amerikanischen Repräsentan- 
tenhauses, auf die Frage nach 
möglichen FIS-Verbindungen 
zum Terrorismus in Algerien: 
»Wir haben sehr genau hinge- 
schaut und keinerlei Beweise da- 
für gefunden, daß die FIS-Füh- 
rung im Ausland derzeit inirgend- 
einer Form die Aktivitäten jener 
Gruppen kontrolliert, die für die 


US-Präsident Bill Clinton unterstützt in der Algerien-Frage 
eine Politik des Dialogs. 


Hilfe des UNO-Generalsekretärs 
Boutros Boutros-Ghali führt, 
steht auch hinter dem algerischen 
»terroristischen« Angriff auf das 
Flugzeug der Air France. 


Keine Beweise für 
Verbindungen zu 
FIS-Terroristen 


Seit Anfang des Jahres 1994 hat 
die Regierung Clinton mit Vertre- 
tern der Islamischen Heilsfront 


Handlungen verantwortlich sind, 
auf die Sie Bezug nehmen.« 


Die USA waren bemüht, die FIS, . 
die die großen Gewinner der 

Wahlen des Jahres 1992 in Alge- 
rien gewesen sind, doch die nach 
ihrem Sieg dann verboten wur- 
den, in die Regierung zu bringen. 
Die Algerienkrise hat sich in ei- 
nen Bürgerkrieg verwandelt, in 
dem bisher schon mehr als 20000 
Tote zu beklagen sind. Unterdes- 
sen leidet Algerien weiterhin un- 


ter der Last einer Außenschuld in 
Höhe von 26 Milliarden Dollar 
und einem Stabilisierungspro- 
gramm des Internationalen Wäh- 
rungsfonds, das zu massiven Kür- 
zungen bei Regierungszuschüs- 
sen, insbesondere für Nah- 
rungsmittel, geführt hat. 


USA für eine 
Politik des Dialogs 


Auf seiner Europareise im Som- 
mer letzten Jahres diskutierte Prä- 
sident Clinton die Situation in Al- 
gerien mit dem französischen 
Präsidenten Frangois Mitterrand 
und anderen europäischen Füh- 
rern auf dem Treffen der Indu- 
strieländer der Gruppe der Sieben 
in Neapel. Dieses Thema kam 
auch während des persönlichen 
Treffens des Präsidenten mit 
Papst Johannes Paul I. auf. Der 
Papst hat parallel zu den Vereinig- 
ten Staaten eine eigene Algerien- 
politik verfolgt. Vor kurzem sagte 
der stellvertretende amerikani- 
sche Außenminister Robert Pelle- 
treau Jr. auf einer Versammlung 
des Nordatlantik-Rats, daß die 
Vereinigten Staaten eine Politik 
des Dialogs unterstützen würden. 
Eine ähnliche Erklärung gab er im 
französischen Radio am 2. De- 
zember ab. 


Kurz vor der Entführung hatte der 
arabische Top-Experte des US- 
Außenministeriums Gespräche 
mit Vertretern des französischen 
Außenministeriums geführt. Die- 
se Gespräche führten zu einer 
Wende in der französischen Poli- 
tik. Außenminister Alain Juppe 
gab Erklärungen ab, in denen zum 
Dialog mit der Islamischen Heils- 
front aufgerufen wurde und fran- 
zösische Vertreter ermächtigt 
wurden, sich mit FIS-Vertretern 
zu treffen. 


Tage vor der Flugzeugentführung 
sagte Rabah Kebir, der in 
Deutschland ansässige Sprecher 
der FIS, daß er vor kurzem mit 
dem Sprecher des französischen 
Außenministeriums, Jean Charles 
Marciani, zusammengetroffen sei. 
Er bezeichnete das Treffen als er- 
folgreich, aber »laut« und fügte 
hinzu, daß Marciani sagte, die 
französische Regierung sei bereit, 
nationale Verhandlungen zwi- 
schen der FIS und der algerischen 
Regierung zu vermitteln. Die 
USA ihrerseits stimmten zu, an- 
dere demokratische Parteien in 
Algerien zu unterstützen und die 
Oppositionsführer davon abzu- 


bringen, starke anti-französische 
Erklärungen abzugeben. Durch 
die Entführung sind all diese 
Bemühungen, den entfachten An- 
tagonismus zu mildern, effektiv 
über den Haufen geworfen wor- 
den. 


Trotz der Provokation wiederhol- 
te das amerikanische Außenmini- 
sterium seine Ansicht, daß Frank- 
reich eine moslemisch geführte, 
gemäßigte Front unterstützen und 
Algerien darauf drängen sollte, 
einen Termin für Wahlen festzu- 
legen. 


Die Briten wollen 
mehr Einfluß 


Der britische Druck auf Fran- 
kreich, das jetzige algerische Re- 
gime bis zum bitteren Ende zu 
unterstützen, steht mit anderen 
Schritten der Briten zur Verstär- 
kung ihrer Interessen in Nordafri- 
ka - traditionell eine Sphäre fran- 
zösischer Vorherrschaft - in Ein- 
klang. Im Sommer vergangenen 
Jahres hielt der britische Außen- 
minister Douglas Hurd eine wich- 
tige Rede, in der er die Ernennung 
eines neuen britischen Botschaf- 
ters in Algerien ankündigte. Hurd 
erklärte: »Wir wollen die Briten 
informiert halten, sie sollen betei- 
ligt und vor Ort sein. Deshalb ha- 
ben wir in diesem Sommer einen 
neuen Botschafter für Algerien 
ernannt.« 

Einer hochrangigen algerischen 
Oppositionsquelle zufolge wurde 
der neue britische Botschafter, 
Christopher Donald Crabbie, vor 
allem wegen seiner vorherigen 
Position als Wirtschaftsberater in 
Paris ernannt, wo er gute Bezie- 
hungen zur französischen Regie- 
rung entwickelt hat. Der Infor- 
mant fügte hinzu, daß ihn eine 
derartige Meldung nicht überra- 
sche, da die Briten zusammen mit 
den Franzosen in der Europäi- 
schen Union sowohl gegen die 
deutsche als auch die amerikani- 
sche Politik vorgehen wollen. 


Gemeinsam mit den Briten be- 
stand die französische Politik un- 
ter Premierminister Edouard Bal- 
ladur und Innenminister Charles 
Pasqua darin, die Dickschädel im 
algerischen Militär zu unterstüt- 
zen, während massive Sicher- 
heitsmaßnahmen unter der gro- 
ßen algerischen Gemeinde in 
Frankreich durchgeführt wurden. 
Diese Operationen haben zu der 
Verhaftung von Hunderten von 
Algeriern sowohl mit algerischer 


als auch mit französischer Staats- 
bürgerschaft geführt, von denen 
viele mit den islamischen militan- 
ten Gruppen nichts zu tun haben. 
Obwohl Frankreich Algerien 
nach einem harten Befreiungs- 
krieg die Unabhängigkeit ge- 
währt hat, hält es das Land wirt- 
schaftlich und politisch noch im- 
mer stark im Griff. Viele der 
Hardliner innerhalb des vom Mi- 
litär gestützten Regimes, deren 
Politik in der » Ausrottung« der is- 
lamischen Bewegung besteht, 
waren frühere französische Mili- 
täroffiziere, die sich der algeri- 
schen Revolution erst in den letz- 
ten Kriegsmonaten angeschlos- 
sen haben. Sie sind als die »Partei 
Frankreichs« bekannt. Einige von 
ihnen haben sogar Verwandte, die 
immer noch französische Militär- 
offiziere sind. 

Von der Bewaffneten Islamischen 
Gruppe (GIA), die die Verantwor- 
tung für die Flugzeugentführung 
übernommen hat, ist bekannt, daß 
sie von Elementen der algeri- 
schen Sicherheitsdienste, die mit 
dem französischen und britischen 
Geheimdienst, der die GIA viel- 
leicht sogar geschaffen hat, stark 
infiltriert und manipuliert wer- 
den. Sie dient als »Gegenbande« 
zum Regime im Einsatz von Ter- 
ror und Gegenterror, um die Mo- 
ral und den Widerstand der politi- 
schen Opposition zu brechen und 
die FIS zu unterminieren. 
Unterdessen gab es in den deut- 
schen Nachrichtenmedien eine 
Kampagne, in der von Waffen- 


handel der FIS in Deutschland die 
Rede ist. Diesen Vorwürfen 
schlossen sich auch die deutschen 
Sicherheitsdienste mit ähnlichen 
Behauptungen an. Folglich er- 
hielt Rabah Kebir, einer der hoch- 
rangigen FIS-Führer, der außer- 
halb Algeriens lebt, von den deut- 
schen Behörden keine Genehmi- 
gung zur Teilnahme an der algeri- 
schen Friedenskonferenz in Rom, 
die von einer führenden katholi- 
schen Organisation in Rom ge- 
sponsert wurde, welche oft die 
Politik des Vatikans widerspie- 
gelt. Großbritannien hinderte 
ebenfalls einen algerischen Ex- 
Premierminister, der in London 
um politisches Asyl ersucht hat, 
daran, an der gleichen Konferenz 
teilzunehmen. 

Doch die deutsche Regierung hat 
die Forderung des französischen 
Innenministers Pasqua, die Be- 
hörden sollten Kebir und andere 
in Deutschland lebende FIS-Füh- 
rer verhaften, zurückgewiesen. 
Dieter Vogel, der Sprecher von 
Bundeskanzler Helmut Kohl, 
sagte auf einer Pressekonferenz, 
daß die Bonner Regierung, die of- 
fiziell die Überwachung ihrer Ak- 
tivitäten durchführt, keine Bewei- 
se für eine Verbindung der im Exil 
lebenden Algerier zu der Flug- 
zeugentführung habe. Vogel er- 
klärte auch, daß man nicht sagen 
könne, die in Deutschland le- 
benden, islamischen Ausländer 
seien Extremisten und daß die 
große Mehrheit in Wirklichkeit 
gemäfßigt sei. 


KONIGIN DER NACHT 
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Nigeria 


Konferenz 


entwirft die 
Zukunft des 


Landes 


Alles, was man in den westlichen Medien über Nigeria liest, ist, 
daß es ein von einer tyrannischen Militärjunta geführtes Land 
ist, das ständig der Verletzung von Menschenrechten beschuldigt 
wird. Als wir im Oktober 1994 nach Nigeria kamen, fanden wir 
ein völlig anderes Bild vor und waren überrascht über Nigerias 
Potential, neue und überlebensfähige politische Institutionen 
und politische Richtlinien zu schaffen, die echtes Wirtschafts- 
wachstum propagieren. Regierungsführer, Politiker und auf- 
merksame Bürger werden täglich mit Lügen über die Absichten 
der derzeitigen nigerianischen Militärregierung unter Führung 
von General Sani Abacha abgespeist. In dieser Ausgabe ist zum 
ersten Mal schwarz auf weiß die Wahrheit über die Bemühungen 
der nigerianischen verfassungsgebenden Konferenz (NCC), eine 
neue Zukunft für Nigeria festzulegen, zu lesen. 


Alle anderen Medien weltweit, 
angeführt von den wichtigsten 
Medien in Großbritannien und 
den Vereinigten Staaten, haben es 
bewußt abgelehnt, darüber zu be- 
richten und haben wie eine Propa- 
gandamaschine agiert. Mit der 
Veröffentlichung dieses Sonder- 
artikels gibt es für die naiven 
westlichen Führer, insbesondere 
jene in der schwarzen Parteicli- 
que des US-Kongresses, keine 
Entschuldigung mehr dafür, sich 
den anhaltenden Destabilisierun- 
gen und den von den Briten und 
Holländern organisierten Coups- 
versuchen, die größtenteils von 
der Gruppierung um Royal 
Dutsch Shell ausgeführt werden, 
anzuschließen. 


Der Entwurf 
einer Verfassung 


Die Tatsache, daß keines der 
westlichen Medien über die tägli- 
chen Beratungen des NCC be- 
richtet hat, sollte vernünftig den- 
kende Bürger veranlassen, sich zu 
fragen, warum sie vorsätzlich an- 
gelogen werden und wer dahin- 
tersteht. 

Während die meisten Menschen, 
die nur die großen Medien lesen, 
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bekommen, ist nicht allgemein 
bekannt, daß eine der ersten 
Handlungen der Regierung Aba- 
cha bei der Regierungsübernah- 
me am 17. November 1993 die 
Schaffung einer Kommission ge- 
wesen ist, die eine Konferenz 
zum Entwurf einer neuen Verfas- 
sung für Nigeria etablieren soll. 
In der Folge treffen sich nun täg- 
lich 360 Delegierte in einer gro- 
ßen Empfangshalle in der neuen 
Hauptstadt Abuja unter der Füh- 
rung des Obersten Bundesrichters 
Karibe White. 


In dieser einzigartigen demokrati- 
schen Atmosphäre debattieren 
diese Delegierten von denen 270 
kürzlich gewählt wurden — neun 
aus jedem der 30 Staaten -, plus 
90 ernannte Delegierte — drei aus 
jedem Staat -, über die Konzepte 
und Details einer neuen nigeriani- 
schen Verfassung. Die Delegier- 
ten kommen aus jedem geogra- 
phischen Bereich und repräsen- 
tieren alle ethnischen Gruppie- 
rungen, Religionen und Parteien 
und zu ihnen gehören auch ehe- 
malige Gegner der nigerianischen 
Regierung. Doch jeder, mit dem 
wir sprechen konnten — Kom- 
munalchefs, Regierungsvertreter, 
gewählte Vertreter und Ge- 
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Die Lage Nigerias auf dem afrikanischen Kontinent. 


lediglich gehässige Angriffe auf 
das »tyrannische Militärregime« 
von General Abacha zu hören 


schäftsleute —, brachten großen 
Optimismus und Hoffnung dar- 
über zum Ausdruck, daß dieser 


verfassungsgebende Prozeß die 
Basis für ein »neues Nigeria« 
schaffen werde. 


Genau deshalb, weil dieser ver- 
fassungsgebende Prozeß als ein 
Weg angesehen wird, um die Dif- 
ferenzen zu überwinden, die Ni- 
geria seit der Unabhängigkeit im 
Jahre 1960 unterminiert haben - 
Differenzen, die von Lord Lugard 
und den Briten vom Ende des 19. 
Jahrhunderts bis ins 20. Jahrhun- 
dert genährt worden sind — haben 
die britisch-holländischen Oligar- 
chien heute die Absicht, den Er- 
folg dieses Prozesses zu verhin- 
dern. Was aus Nigeria werden 
könnte, wird von Chief Ojukwu 
eindrucksvoll präsentiert. Auch 
wenn er den Biafra-Krieg gegen 
Nigeria vor fast 30 Jahren geführt 
hat, unterstützt er heute die Be- 
mühungen des NCC_ enthusia- 
stisch. 


Die sogenannte 
Demokratie-Bewegung 


Die nigerianische Wirtschaft wur- 
de unter dem strukturellen Anpas- 
sungsprogramm des Internationa- 
len Währungsfonds in den acht 
Jahren Regierungszeit von Gene- 
ral Ibrahim Banbangida so ge- 
schwächt, daß das Land daran fast 
zerbrochen ist. General Abacha 
brachte die britischen und nieder- 
ländischen Oligarchen gegen sich 
auf, als er die zerstörerischen 
IWF-Bedingungen unmittelbar 
nach seiner Amtsübernahme 
umkehrte. In seinem ersten Jahr 
als Regierungschef Nigerias hat 
er versucht, die Wirtschaft mit ei- 
ner vernünftigen Perspektive für 
die Entwicklung des Produktions- 
und Agrarsektors wiederaufzu- 
bauen, obwohl der Fortschritt ge- 
ringer war als es sich die Regie- 
rung für das nigerianische Volk 
erhofft hat. 


Hauptinteresse für den wirt- 
schaftlichen Fortschritt waren die 
Streiks, Zerrüttungen und direkte 
Sabotage der Wirtschaft durch die 
National Union of Petroleum and 
Natural Gas Workers und die Na- 
tural Gas Senior Staff Association 
of Nigeria. 


Die Wahrheit, die von den Me- 
dien nie berichtet wurde, ist, daß 
die streikenden Arbeiter und ver- 
schiedene, sogenannte pro-demo- 
kratische Gruppen, die im letzten 
Sommer ausströmten, um den 
Sturz der Regierung Abacha zu 
erzwingen, von der britischen 


Regierung, der Royal Dutch Shell 
Oil Company und von Chief M. 
K. Abiola inszeniert worden 
waren. 


Die Politik 
der Briten 


Die Propagandalinie für die 
leichtgläubige, uniformierte Öf- 
fentlichkeit lautete, daß Abiola 
die Präsidentschaftswahlen im 
Juni 1993 gewonnen habe und 
daß General Abacha ein Jahr und 
zwei Regierungen später sein 
Amt einfach an Abiola hätte ab- 
geben sollen. Die Wahrheit ist, 
daß die von General Banbangida 
im Jahre 1993 durchgeführten 
Wahlen annuliert worden sind, 
bevor irgendwelche amtlichen 
Ergebnisse gezählt wurden, so 
daß Abiola nie offiziell zum Prä- 
sidenten erklärt wurde und er kei- 
nerlei rechtliche Ansprüche auf 
das Regierungsamt im Land hat. 
M. A. Rimi, Kommunikationsmi- 
nister und Mitglied von Abiolas 
sozialdemokratischer Partei, legt 
die Wahrheit hinter Abiolas Ver- 
such, die Regierung durch die Be- 
wegung vom 12. Juni zu über- 
nehmen, in allen Einzelheiten dar. 


Abiola, ein enger Freund von Ge- 
neral Banbangida, war sich des 
faulen Zaubers durchaus bewußt, 
den Banbangida beabsichtigte, 
als er die Wahlen des Jahres 1993 
forderte und dann annulierte und 
anschließend verlangte, daß Ge- 
neral Abacha im Herbst 1993 die 
Regierung übernehmen sollte. 
Erst nach mehreren Reisen, die er 
in Koordination mit dem briti- 
schen Geheimdienst unternahm, 
machte Abiola den Versuch, die 
Regierung Anfang letzten Jahres 
zu unterstützen, weshalb er we- 
gen Verrats im Gefängnis lande- 
te, 


Chief Abiola war ein Geldgeber 
für Ugandas Regierungschef Yo- 
weri Museveni. Es wurde schlüs- 
sig bewiesen, daß Museveni unter 
Anleitung von Lynda Chalker, 
Ministerin für _überseeische 
Entwicklung, den schrecklichen 
Völkermord gegen Ruanda ge- 
steuert hat und daß seine Militär- 
streitmacht sodann die Kontrolle 
über ein verwüstetes und entvöl- 
kertes Ruanda übernahm. Ange- 
sichts von Chief Abiolas briti- 
scher Herkunft haben wir weitere 
Beweise dafür, daß es sich bei der 
sogenannten Demokratiebewe- 
gung Abiolas in Wirklichkeit um 


eine von den Briten geführte De- 
stabilisierung Nigerias - eines der 
strategisch wichtigsten Länder 
Afrikas - handelt. 


Welche Art 
von Verfassung? 


Die Zukunft Nigerias ist mit zwei 
wichtigen Themen verbunden, 
die in engem Zusammenhang 
stehen. Es besteht kaum eine 
Chance, daß in Nigeria bedeuten- 
der wirtschaftlicher Fortschritt 
möglich ist, wenn das Land nicht 
Teil internationaler Bemühungen 
wird, der IWF-Diktatur die Kon- 
trolle über die Weltwirtschaft zu 
entziehen und die Wirtschaft nach 
den spezifischen Axiomen wirt- 
schaftlicher Entwicklung wie- 
deraufzunehmen. 


Zweitens müssen sich die Nige- 
rianer bei der Formulierung der 
Prinzipien für die neue nigeriani- 
sche Verfassung davor schützen, 
von den britischen Vorstellungen 
über Recht und Regierung beein- 
flußt zu werden. Viele Nigerianer 
wurden in Großbritannien ge- 
schult und ausgebildet und es be- 
steht die Gefahr, daß ihr Denken 
vom britischen Empirizismus 
vergiftet ist, wie er durch die 
Schriften eines Francis Bacon, 
Thomas Hobbes, John Locke, Da- 
vid Hume und Adam Smith ver- 
körpert wird. Der von den Briten 
ausgeheckte Angriff des Frei- 
handels, der mit Adam Smiths 
»unsichtbarer Hand« gleichge- 
setzt wird, ist nicht nur der Eck- 
pfeiler der IWF-Ideologie, son- 
dern auch die Grundlage für die 
Bemühungen der Oligarchie, die 
souveränen Nationalstaaten zu- 
gunsten einer Weltherrschaft zu 
zerstören. 


Die eindeutigste Demonstration 
des Unterschieds zwischen dem 
britischen Konzept des oligarchi- 
schen Rechts, das mit dem Frei- 
handel in Einklang steht und dem 
Konzept des Naturgesetzes, das 
dem Nationalstaat eigen ist, zeigt 
sich im Vergleich der Präambel 
der amerikanischen Verfassung 
und Lockes Verfassung für die 
Kolonie von Carolina. Die ameri- 
kanische Verfassung beginnt mit 
den Worten: 


»Um eine perfektere Union zu 
bilden, etablieren wir, das Volk 
der Vereinigten Staaten, Ge- 
rechtigkeit, sorgen für den inne- 
ren Frieden und den Schutz des 
Gemeinwohls, fördern das Allge- 


meinwohl und stellen die Freiheit 
für uns und unsere Nachkommen 
sicher und verfügen und begrün- 
den hiermit diese Verfassung für 
die Vereinigten Staaten von 
Amerika.« 


Jeder Mensch ist 
im Grunde ein Tier 


Im ersten Abschnitt der grundle- 
genden Verfassung von Carolina, 
die von Locke im Namen von 
Lord Ashley, dem ersten Earl of 
Shaftesbury, geschrieben wurde, 
heißt es: 


»Unser Herr, der König, hat uns 
aus seiner königlichen Gnade und 
Freigebigkeit heraus die Provinz 
Carolina gegeben ... zur Nieder- 
lassung der Regierung ... und um 
die Interessen der Lord Proprie- 
tors zu etablieren ... daß die Re- 
gierung dieser Provinz mit der 
Monarchie, unter der wir leben, 
übereinstimmt ... und daß wir kei- 
ne vielseitige Demokratie schaf- 
fen: Wir, der Herr und die Eigen- 
tümer der obigen Provinz, haben 
dieser Regierungsform zuge- 
stimmt, die dauerhaft geschaffen 
werden soll und der wir uns, unse- 
re Erben und Rechtsnachfolger, in 
der verbindlichsten Form, die 
man sich vorstellen kann, ver- 
pflichten.« 


Es folgen 20 Seiten Bestimmun- 
gen darüber, wie die Lord Pro- 
prietors auf der Grundlage von 
Grundstückseigentum herrschen 
sollen. In anderen Aufsätzen 
schreibt Locke, daß »Leben, Frei- 
heit und Gesundheit und der Be- 
sitz von Dingen wie Geld, Land, 
Häusern, Möbeln und derglei- 
chen« Grundrechte des Menschen 
sind. In der Unabhängigkeitser- 
klärung heißt es in direktem Ge- 
gensatz zu Lockes Ideen, daß 


»Leben, Freiheit und das Streben 
nach Glück« zu den unveräußerli- 
chen Rechten des Menschen ge- 
hören. 

Der Unterschied zwischen dem 
britischen Konzept von Naturge- 
setz und dem der Gründungsväter 
Amerikas ist groß und miteinan- 
der unvereinbar. In der amerika- 
nischen: Verfassung wird das all- 
gemeine Wohl unserer Nachkom- 
men als Rechtsgrundlage festge- 
legt, wobei das gegenwärtige Ver- 
halten der Gesellschaft an dem 
Erfolg gemessen wird, für künfti- 
ge Generationen autonomer Bür- 
ger zu sorgen. Locke dagegen 
handelt im Namen der britischen 
Monarchie und behandelt jeden 
Menschen wie ein Tier, dem nur 
die unmittelbare Freude im Zu- 
sammenhang mit Geld, Besitz, 
Besitzgegenständen und Habgier 
wichtig sind, ohne daß das Allge- 
meinwohl der Gesellschaft in Ge- 
genwart und Zukunft Bedeutung 
haben. 


Ein Zeichen 
der Hoffnung 


Damit Nigeria ein wirklich unab- 
hängiges und souveränes Land 
sein kann, muß es mit dem Haus 
Windsor vollständig brechen und 
zwar sowohl in wirtschaftlicher 
als auch in philosophischer Hin- 
sicht. Ein neues Nigeria mit einer 
Verfassung, die auf den Grund- 
prinzipien des Naturgesetzes be- 
ruht, wie es in der amerikanischen 
Verfassung verankert ist, die 
selbst in direktem und ausdrückli- 
chem Gegensatz zur britischen 
Oligarchie geschrieben wurde, 
wird nicht nur den Nigerianern 
für viele kommende Generatio- 
nen zugute kommen, sondern es 
wird auch ein leuchtendes Zei- 
chen der Hoffnung für ganz Afri- 
kasein. 
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Vertrauliches 


Hurd zur 
Entente 
Cordiale 


Am 12. Januar hielt der britische 
Außenminister Douglas Hurd 
vor dem Französischen Institut 
für Internationale Beziehungen 
(IFRI) eine Rede, in der er sich 
vehement für eine Politik im 
Geiste der »Entente cordiale« 
zwischen Großbritannien und 
Frankreich einsetzte. Besonders 
lobte er die Übereinstimmung in 
der Verteidigungspolitik und der 
Auffassung hinsichtlich der 
Europäischen Union. Hurd 
drückte das britische »Verständ- 
nis« für das französische Vor- 
gehen im algerischen Bürger- 
krieg aus und erklärte indirekt, 
US-Präsident Clinton und Bun- 
deskanzler Kohl mangele es an 
Verständnis für die dortigen 
»französischen Interessen«. 


In scharfen Worten wandte sich 
Hurd auch gegen das vom CDU- 
Fraktionsvorsitzenden Wolfgang 
Schäuble vorgebrachte Konzept 
eines »europäischen Kerns«. 
Schäuble gilt als möglicher 
Nachfolger Kohls. Er hatte vor- 
geschlagen, innerhalb der exi- 
stierenden EU-Strukturen unter 
Ausschluß Englands ein Kern- 
europa aus Frankreich, Deut- 
schland und den Benelux-Staaten 
zu bilden, das in allen Bereichen 
engstens zusammenarbeiten soll- 
te, auch wenn die anderen EU- 
Mitglieder nicht mitzögen. 


Damit trat Schäuble der fortge- 


setzten britischen Obstruktions- 
politik innerhalb der EU sowie 
der offenkundigen, gegen Deut- 
schland gerichteten Geopolitik 
des britischen Außenmini- 
steriums entgegen. 

In seiner Rede vor dem IFRI 
meinte Hurd, die Regierungen 
Frankreichs und Englands lehn- 
ten eine derartige Auffassung ab. 
Wörtlich sagte er: »Wir lehnen 
mehr noch als Frankreich das 
Konzept eines Kerns aus Natio- 
nen ab, die sich in einseitigen 
Entscheidungen von ihren Part- 
nern abgrenzen.« Auch der fran- 
zösische Ministerpräsident Bal- 
ladur hatte sich wiederholt gegen 
den Vorstoß Schäubles ausge- 
sprochen. 
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Seit der deutschen Wiederverei- 
nigung nährt London unter fran- 
zösischen Politikern systema- 
tisch Befürchtungen über ein 
»zu starkes« Deutschland. Dabei 
bieten die Briten Paris praktisch 
eine Wiederbelebung der »En- 
tente cordiale« wie vor dem 
Ersten Weltkrieg an, um Deut- 
schlands Einfluß zu begrenzen. 
Seit Beendigung der »britisch- 
amerikanischen Sonderbezie- 
hungen« durch US-Präsident 
Clinton und die Aufwertung des 
deutsch-amerikanischen Verhält- 
nisses arbeitet England über sei- 
nen Einfluß in Frankreich einer 
Festigung der deutsch-amerika- 
nischen Beziehungen entgegen. 
Dabei versuchen sie Frankreich 
einzureden, die aufgewertete 
deutsch-amerikanische Allianz 
belastete die traditionell engen 
deutsch-französischen Bezieh- 
ungen. Tatsächlich laufen aber 
die strategischen Interessen 
Frankreichs, Deutschlands und 
der Vereinigten Staaten zusam- 
men. 


Russischer 
Machtkampf 
verschärft sich 


Der anhaltende Machtkampf in 
Moskau äußert sich kurzfristig in 
Form einer Umgruppierung des 
engsten Kreises um Jelzin. Der- 
zeit profitiert Jelzin noch von der 
Tatsache, daß keine glaubwürdi- 
ge Person in Sicht ist, die ihn 
ersetzen könnte. Die Tatsache, 
daß Jelzin sich zu diesen Per- 
sonalveränderungen gedrängt 
sah, zeigt, daß seine Machtposi- 
tion mittelfristig irreparabel ge- 
schwächt ist. Zunächst wurden 
Duma-Präsident Iwan Rybkin 
und der Vorsitzende des Föde- 
rationsrates Wladimir Schu- 
meiko zu ständigen Mitgliedern 
des Russischen Sicherheitsrates 
ernannt. Darüber hinaus wurde 
die Position Ministerpräsident 
Tschernomyrdins gestärkt. Die 
Neuberufungen erfolgten nach 
dem Versuch der Regierung, ver- 
schiedene oppositionelle Grup- 
pen durch Integration in die 
Regierung zu beschwichtigen. 


So wurde im November 1994 P. 
M. Nasartschuk von der Agra- 
rier-Partei zum Landwirtschafts- 
minister ernannt. Im Januar folg- 
te dann Walentin Kowaljow, 
stellvertretender Fraktionsvorsit- 


zender der Kommunisten, auf 
den Stuhl des Justizministers. 


Diese personellen Veränderun- 
gen weisen darauf hin, daß es 
offenbar zu einem Konsens über 
eine Abkehr von der sogenann- 
ten »Reformpolitik« gekommen 
ist. Die Abstimmung in der 
Duma, in der weder Jelzin noch 
der Tschetschenien-Krieg verur- 
teilt wurden, ist als Bestätigung 
eines gegen die Reform gerichte- 
ten Konsenses zu werten. Die 
Bedeutung liegt dabei auf dem 
Abstimmungsverhalten der zen- 
tristischen, nationalistischen, 
kommunistischen und agrari- 
schen Fraktionen, die sich ein- 
hellig gegen den isolierten »Re- 
formerblock« um Gajdar stell- 
ten. DI 


Algerien: 
Plattform 
für Dialog 


Nach wochenlangen Gesprächen 
unter dem Dach der Communita 
di Sant'Egidio in Rom haben 
acht algerische Oppositions- 
gruppen, darunter die FIS, FLN 
und FFS, ein Dokument vorge- 
legt, das als Grundlage für 
Verhandlungen mit der Regie- 
rung dienen soll, um den Bürger- 
krieg zu beenden und zum demo- 
kratischen Prozeß zurückzukeh- 
ren. 


Das als »nationaler Kontrakt« 
bezeichnete Dokument fordert 
erstens die »Ablehnung von Ge- 
walt als Mittel zur Erlangung 
oder Erhaltung der Macht«; 
zweitens, »Achtung des Mehr- 
parteiensystems und den politi- 
schen (Macht)wechsel durch all- 
gemeines Wahlrecht«; drittens 
die Garantie grundlegender Frei- 
heiten unabhängig von Rasse, 
Geschlecht, Religion oder Spra- 
che; viertens, die Freilassung der 
FIS-Führer und anderer politi- 
scher Gefangener; fünftens die 
Einrichtung einer »nationalen 
Konferenz« aus Vertretern der 
Regierung und der Oppositions- 
parteien, um politische »Über- 
gangsstrukturen« zu errichten; 
sechstens, freie Wahlen und 
siebtens, den »Ausschluß der 
Armee aus politischen Angele- 
genheiten«. 


Das Dokument bietet eine kon- 
krete Basis für eine rationale 


Lösung des algerischen Bürger- 
krieges, der bereits über 30.000 
Menschen das Leben gekostet 
hat. Die Unterzeichner repräsen- 
tieren politische Kräfte, hinter 
denen über 80 Prozent der 
Wähler stehen. Das politische 
Gwicht dieser Koalition kommt 
in der Tatsache zum Ausdruck, 
daß sich die terroristische Is- 
lamische Bewaffnete Gruppe 
(GIA) bereits zur Abgabe einer 
Erklärung genötigt sah, wonach 
sie bereit sei, »den Krieg einzu- 
stellen, wenn die Regierung die 
in dem Dokument enthaltenen 
Forderungen akzeptiert«. 


Vatikan-Sprecher Navarro-Valls 
unterstrich zwar letzte Woche, 
die Sant'Egidio-Initiative sei 
»unabhängig«, Papst Johannes 
Paul II. betonte jedoch wieder- 
holt, er »bete für Algerien« und 
befürworte eine Verhandlungs- 
lösung. Bemerkenswerterweise 
hat die amerikanische Regierung 
die Gespräche in Rom ausdrück- 
lich begrüßt. Der FIS-Vertreter 
Anwar Haddam hätte bei den 
Gesprächen in Rom kaum teil- 
nehmen können, falls Washing- 
ton seine Ausreise aus den USA 
blockiert hätte, wo er im politi- 
schen Asyl lebt. 


Darüber hinaus hat Präsident 
Clinton wiederholt klarge- 
stellt, daß er das Szenario vom 
»Zusammenprall der Zivilisa- 
tionen«, wonach der Islam gegen 
das Christentum angetreten sei, 
ablehne. Auch hat US-Außen- 
amtssprecher David Johnson das 
Treffen in Rom ein »bedeutendes 
Ereignis« genannt, dessen Er- 
gebnisse ein »ernsthafter Ver- 
such sind, einen Prozeß voranzu- 
bringen, der zu einer gewaltfrei- 
en Lösung der Algerienkrise 
führen könnte.« 


Die Frage ist jetzt, was die alge- 
rische Regierung und auch die 
französische Regierung, die bis- 
her eine »militärische Lösung« 
des Bürgerkrieges unterstützt 
hat, tun werden. Die britische 
Regierung befürwortet weiterhin 
die »militärische Lösung« für 
den algerischen Bürgerkrieg. 
»Le Monde« berichtete, daß der 
britische Innenminister Michael 
Howard nach einem Treffen mit 
Charles Pasqua in Paris »Frank- 
reich seine Unterstützung im 
Kampf gegen den integristischen 
Terrorismus zugesichert habe. 
Ein großer Teil des Treffens war 
den Nachwirkungen der Alge- 
rienkrise gewidmet.« 0 


Bangladesch 
»zweitbester 
aufstrebender 
Markt« 


In den letzen Jahren haben Fi- 
nanzhäuser, insbesondere in 
New York und London, auf der 
Suche nach spekulativen Profi- 
ten als Ausgleich für kollabie- 
rende Einkommen massive 
Ströme »heißen Geldes« in die 
entlegensten Volkswirtschaften 
der Erde gelenkt. Das Spekula- 
tionsglücksspiel, von Morgan 
Stanley »Investieren in aufstre- 
bende Märkte« getauft, schuf ein 
Bild von Märkten, die wie ein 
Phönix aus der Asche vergange- 
ner Schuldenkrisen und physi- 
schen Wirtschaftskollapses auf- 
erstünden. 


Nach Angaben der Weltbank lag 
dieser Kapitalfluß in früher soge- 
nannte »Dritte-Welt-Länder« 
1993 bei über 159 Milliarden 
Dollar. 1994 wurde die Zahl auf 
über 170 Milliarden Dollar 
geschätzt, bevor am 20. Dezem- 
ber die Mexiko-Krise einsetzte. 
Die Absurdität dieser Spekula- 
tion wird illustriert durch die 
Angaben im »New Yorker 
Journal of Commerce«, daß 
Bangladesch 1994 der zweitbe- 
ste »aufstrebende Markt« war, 
wo Börsengewinne in der Lan- 
deswährung über 90 Prozent 
lagen. Auf dem dritten bis fünf- 
ten Platz stehen Ghana, Kenia 
und Simbabwe mit 80 Prozent, 
76 Prozent und 49 Prozent 
Gewinn. 


Technokra- 
tische Regie- 
rung in Italien 


Die Ernennung von Lamberto 
“ Dini zum italienischen Mini- 
sterpräsidenten bedeutet für Ita- 
lien keineswegs politische und 
sozialökonomische Stabilität, 
sondern eher die Hinwendung zu 
einer technokratischen, Korpora- 
tivistischen Politik. Dini war 
vom italienischen Präsidenten 
auf Druck der internationalen 
Finanzmärkte - sprich: der City 
of London - an die Spitze einer 
»Expertenregierung« berufen 
worden. London hatte durchge- 


setzt, daß kein Abgeordneter 
oder anderer offzieller Vertreter 
einer politischen Partei der 
Regierung angehören dürfe. Alle 
neuen Minister sind sogenannte 
»Fachleute«: der Verteidi- 
gungsminister ist der frühere 
Generalstabschef der Armee, 
zum Justizminister wurde ein 
Richter ernannt, und der Haus- 
haltsminister ist Banker. Be- 
deutsam ist vor allem die Ernen- 
nung von Susanne Agnelli vom 
größten Industrie- und Finanz- 
konzern des Landes zum Außen- 
minister. Frau Agnelli ist Mit- 
glied des oligarchischen 1001 
Club. 


Dini selbst begann seine Karriere 
als Privatbankier, bevor er 1975 
zum Direktor des Internationalen 
Währungsfonds (TWF) in dessen 
New Yorker Hauptquartier avan- 
cierte. 1975-1983 war Dini 
innerhalb des IWF für die 
Afrika-Politik verantwortlich. In 
diesem Zeitraum erlebte der 
Kontinent einen katastrophalen 
realwirtschaftlichen Niedergang. 
Heute gehört Afrika zu den 
Nettokapitalexporteuren. 1983 
wechselte Dini, der als »eiskalt« 
beschrieben wird, in eine führen- 
de Position bei der Banca d'Italia 
unter deren langjährigem Chef 
Carlo Ciampi. Dinis Ehefrau 
Donatella gehört die Gruppo 
Zeta, eine im Finanz- und 
Textiliengeschäft tätige Firmen- 
gruppe mit Sitz in Costa Rica. 


Als Schatzmeister der Regierung 
Berlusconi blockierte Dini syste- 
matisch alle größeren Infra- 
strukturprojekte und verfügte 
Rentenkürzungen. Dinis wich- 
tigste, ihm von den anglo-ameri- 
kanischen Finanzkreisen aufge- 
tragene Aufgabe wird es sein, 
eine drastische Sparpolitik 
durchzuziehen, wobei eine »Re- 
form« des staatlichen Renten- 
wesens im Vordergrund stehen 
soll. Das System soll privatisiert 
und gleichzeitig im Rahmen 
einer allgemeinen Kürzung der 
Sozialausgaben erheblich be- 
schnitten werden. Nach dem 
Willen des IWF soll Dini dieses 
Austeritätspaket bis zum Mai 
durchgesetzt haben. 


Im Parlament in Rom wird die 
Regierung Dini vor allem von 
der Lega Nord und der ehemals 
kommunistischen PDS getragen. 
Die PPI, die früheren Christ- 
demokraten, haben sich aus 
opportunistischen Gründen 
ebenfalls für Dini ausgeprochen. 


Die PPI hofft, nach dem Rück- 
tritt Berlusconis werden dessen 
Partei Forza Itaie auseinanderfal- 
len und ein Teil ihres Wähler- 
potentials zur PPI abwandern. 
Allerdings wird Italien unter 
dem technokratischen Regime 
Dinis politisch kaum zur Ruhe 
kommen. Die Tatsache, daß auch 
nach der Ernennung Dinis die 
Lira und die italienischen Fi- 
nanzmärkte weiter unter Druck 
gerieten, ist dafür bezeichnend. 
Unter der geplanten Sparpolitik 
werden die Realwirtschaft weiter 
schrumpfen, der Lebensstandard 
weiter sinken und die bereits 
jetzt hohe Arbeitslosigkeit noch 
ansteigen. 


Bald große 
Koalition in 
Deutschland? 


In Deutschland zeichnet sich in 
der politischen Landschaft ein 
»insgeheimes Einverständnis« 
zwischen den regierenden 
Christdemokraten und den oppo- 
sitionellen Sozialdemokraten ab. 
Bereits im Vorfeld der Bundes- 
tagswahlen im vergangenen Jahr 
gab es im Bonner Parlament 
Anzeichen für eine solche still- 
schweigende Annäherung. Das 
Wahlergebnis - eine dünne 
Mehrheit der Regierung Kohl im 
Bundestag und eine Zweidrittel- 
mehrheit der SPD im Bundesrat 
- erzwang aufgrund der parla- 
mentarischen Sachzwänge prak- 
tisch eine »Kooperation«. 


Der tiefere Grund liegt allerdings 
in der Erkenntnis führender 
Kreise, daß sich Deutschland 
bald mit größeren internationa- 
len Krisen im Wirtschafts- und 
Finanzbereich sowie in der 
Außen- und Sicherheitspolitik 
konfrontiert sehen wird. So wird 
die unvermeidliche Krise in 
Rußland internationale Schock- 
wellen nach sich ziehen. Die 
Konfliktpunkte auf dem Balkan 
und in der Mittelmeerregion 
werden sich weiter zuspitzen. 


Der Zusammenbruchsprozeß des 
internationalen Finanzsystems 
stellt Deutschland vor immense 
Herausforderungen. Unter die- 
sen Bedingungen gilt die 
Bildung einer Großen Koalition 
aus CDU/CSU und SPD als 
sicher. Die zügig arbeitende 
Koalition im dicht bevölkerten 


und hochindustrialisierten Bun- 
desland Baden-Württemberg gilt 
als Modell für die Bundesebene. 
Anfang Januar gab die Landes- 
regierung grünes Licht für den 
Bau eines neuen unterirdischen 
Hauptbahnhofes in der Landes- 
hauptstadt Stuttgart, die dem 
Hochgeschwindigkeitszug Paris- 
München-Wien die Durchfahrt 
durch Stuttgart erlauben wird. 


Auf Bundesebene stehen die 
Gespräche über einen Energie- 
konsens bzw. die Zukunft des 
deutschen Kohlebergbaus sowie 
der Kernenergie offenbar vor 
dem Abschluß. SPD und Ge- 
werkschaften haben ihre Bereit- 
schaft signalisiert, einschneiden- 
den Sparmaßnahmen zuzustim- 
men, die als »Reform des Sozial- 
systems« verkauft werden sol- 
len. 


Katastrophale 
Getreideernte 
in Rußland 


Nach letzten Angaben des russi- 
schen Landwirtschaftsministeri- 
ums sind die Ernteergebnisse der 
letztjährigen Getreideernte ge- 
genüber 1990 um 50 Prozent 
gefallen. Die diesjährigen Ernte- 
aussichten gehen von einem wei- 
teren Rückgang aus. Die 
Milchproduktion ist um 23 
Prozent gesunken. Für diese 
Krise ist u.a. die Weigerung der 
Banken verantwotlich, Kredite 
zu vernünftigen Zinsen an die 
Bauern zu vergeben, wodurch 
viele »private« Bauern in den 
Bankrott getrieben wurden. 
Hinzu kommen immense Lager- 
und Transportprobleme, die nach 
russischen Berichten in den 
kommenden Monaten zu Hun- 
gerkatastrophen führen könnten. 


% 
Am verheerendsten für die der- 
zeitige Versorgungssituation 


wirkt sich aber der dramatische 
Rückgang des russichen Vieh- 
bestandes seit 1990 aus. Nach 
Schätzungen des Internationalen 
Weizenrates in London haben 
die vergangenen vier Jahre des 
wirtschaftlichen Chaos’ die 
Grundlage einer stabilen Fleisch- 
versorgung praktisch zerstört. 
Der nationale Viehbestand, der 
die Basis für die Versorgung der 
Bevölkerung mit tierischem Ei- 
weiß bildet, wird notgeschlach- 
tet. 
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Naher Osten 


Gewalt in 


(Gaza weist 
auf Konflikt 


zwischen 


London und 
USA hin 


Die blutige Schießerei zwischen der palästinensischen Polizei 
und palästinensischen Demonstranten am 18. November 1994 in 
Gaza, bei der 15 Menschen starben und 200 verwundet wurden, 
könnte ein unheilvolles Signal dafür sein, daß mit noch Schlim- 
meren zu rechnen ist. Die Konfrontation, bei der die Kräfte der 
Palestinian National Authority (PNA) von Yasser Arafat zum er- 
sten Mal jenen der Hamas und der Islamic Jihad gegenüber- 
standen, droht der erste Schuß in einem Bürgerkrieg zu werden. 
Oder es könnte die Alarmglocke sein, die die politischen Kräfte 
außerhalb der Region dahingehend alarmiert, zu erkennen, was 
die Krise wirklich ist und sie zur Aktion antreibt, bevor es zu spät 


ist. 


Man kann die Gewaltexplosion in 
Gaza nur dann verstehen, wenn 
man den politischen Kampf in 
Nahost im Kontext der funda- 
mentalen strategischen Konfron- 
tation lokalisiert, die auch die Er- 
eignisse auf dem Balkan, in Ir- 
land, Rußland und so weiter be- 
stimmen. Es geht um den Kon- 
flikt der britischen Krone mit dem 
amerikanischen Präsidenten - ein 
in der Geschichte tief verwurzel- 
ter Konflikt — der die weltweiten 
Entwicklungen prägt. 


Seit Januar 1994 und zunehmend 
seit Clintons Europareise im Juni 
1994 haben die britische Krone, 
das britische Establishment, die 
britische Regierung und die briti- 
sche Presse eine unaufhörliche 
Verleumdungskampagne gegen 
Clinton geführt, die wohl auch 
vor einem Mordanschlag nicht 
zurückschreckt. Zusätzlich zur 
Kampagne wurde auch jede wich- 
tige außenpolitische Initiative im 
Zusammenhang mit dem Weißen 
Haus, darunter auch nachdrück- 


56 [ODE 3/1995 


lich der Frieden in Nahost, un- 
terminiert. 


Die Einsätze in dem Prozeß, der 
mit dem Gaza-Jericho Abkom- 
men begann, sind sehr hoch: Ent- 
weder werden die politischen 
Vereinbarungen, sind sehr hoch: 
Entweder werden die politischen 
Vereinbarungen eine massive 
wirtschaftliche Entwicklung auf 
der Basis von Infrastrukturpro- 
jekten mit fortsgeschrittener 
Technologie ermöglichen oder 
die »Freimarkt«-Ideologie, die 
traditionell von den Briten befür- 
wortet wird, wird obsiegen. Da 
das Gaza-Jericho Abkommen die 
erste derartige Vereinbarung war, 
die die wirtschaftliche Entwick- 
lung zur Grundlage für Frieden 
macht, hätte sein Erfolg oder 
Scheitern direkten Einfluß auf die 
Lage in Südafrika, Irland und 
Rußland. 


Von Anfang an haben die Briten 
versucht, echte wirtschaftliche 
Entwicklung in Gaza und Jericho 


zu sabotieren. Dies funktionierte 
in erster Linie durch politische 
Kontrolle über die Weltbank, der 
es gelang, das Monopol über die 
Zuteilung der Gelder zu bekom- 
men, die von internationalen Ge- 
berländern für die Entwicklung in 
Palästina und das gesamte Fi- 
nanzmanagement zugesagt war- 
n. 


o 


Die »Experten« der Weltbank 
halfen bei der Erstellung des 
Haushalts der PNA, der sich auf 
240-260 Millionen Dollar be- 
läuft, mit einem Defizit von 
100-120 Millionen Dollar. Die 
Weltbank hat der PNA gesagt, sie 
solle sich Geld »leihen«, um das 
Defizit zu finanzieren, doch hat 
selbst solche Kredite nicht zur 
Verfügung gestellt. Der derzeitige 
Haushalt für Gaza läuft vom Sep- 
tember bis 31. Dezember und für 
die West Bank (Jericho) vom Ok- 
tober bis 31. Dezember, um Ge- 
hälter und laufende Ausgaben 
abzudecken. Kein Geld im Haus- 
halt ist für Kapitalinvestionspro- 
jekte vorgesehen. 


Die Weltbank 
überwacht 
den Geldhahn 


Mit einem besonderen Fonds, 
dem Holst Fonds — nach dem Na- 
men des verstorbenen norwegi- 
schen Außenministers, der Gast- 
geber für die Verhandlungen zwi- 
schen Israel und der PLO war -, 
soll das Defizit an Gehältern und 
laufenden Ausgaben bis Ende 
1994 finanziert werden. Die PNA 
hat bisher nur 15 Millionen Dollar 
erhalten und erwartete 20 Millio- 
nen mehr, als die Berichte präsen- 
tiert worden waren. Die Israelis 
sollen 28 Millionen Dollar aus 
Steuern transferiert haben und die 
PNA hat 32 Millionen Dollar 
Steuern einkassiert, um Kosten 
für Lehrer, Schulen und Kranken- 
häuser abzudecken. Der Holst 
Fonds wurde früher von den Ge- 
berländern verwaltet, doch er 
wurde vor kurzem von der Welt- 
bank übernommen, angeblich auf 
Verlangen der Geberländer. 


Was also ihre alltägliche admini- 
strative Funktion betrifft, ist die 
PNA dabei, Gelder zusammen- 
zukratzen, um ihre Beamten zu 
bezahlen. Für Wirtschaftsprojek- 
te sind keine größeren Ausgaben 
getätigt worden. Was die Projekte 
betrifft, so war die Funktion der 
Weltbank die eines kolonialen 
Gouverneurs. Offiziell »reprä- 


sentiert« sie die Geberländer. Sie 
schickt Buchprüfer zur Überprü- 
fung der PNA-Konten und hat 
ständig eine Delegation in Gaza 
und/oder Jericho, um alles zu 
überwachen. Vor kurzem wurde 
ein neuer bürokratischer Posten 
erfunden, der des Management- 
beraters (MC). Dieses Büro, das 
Projektangebote vom Tage Null 
bis zur Fertigstellung untersuchen 
soll, ging an die mächtige Bech- 
tel-Gruppe aus Kanada. 


Es wird fast 
alles verzögert 


Das Verfahren verlangt es, daß 
Projektvorschläge erst von dem 
Aufsichtsrat der PNA und dann 
von dem MC untersucht werden. 
Wenn sie genehmigt werden, er- 
klärt die PNA sie zu Projekten 
und fragt, ob es eine Regierung 
gibt, die bereit ist, sie durchzu- 
führen. Es sind Projekte, die von 
der Weltbank finanziert würden 
und sie entsprechen den Infra- 
strukturprojekten ohne bedeuten- 
de Technologie, die im Bericht 
der Weltbank des Jahres 1993 
skizziert wurden und sich auf 
Straßen und Kanalisation bezie- 
hen. Es gibt etwa 200 Projekte, 
die gestartet werden könnten, 
doch durch Verfahrensverzöge- 
rungen und fehlende Finanzie- 
rung wurden sie aufgehalten. 


Zusätzlich zu den Weltbankpro- 
jekten gibt es »bilaterale Koope- 
rationsprojekte« mit den Geber- 
ländern, die alle durch den Privat- 
sektor durchgeführt werden sol- 
len. Sie wurden durch fehlende 
Finanzierung blockiert. Zum Bei- 
spiel der Hafen von Gaza, der 
durch ein Konsortium der Dutch 
Ballast Nedau NV, der französi- 
schen Spie Batignolle und der ita- 
lienischen Sistemi Ingegeneria 
SpA gebaut werden sollte. Die 
deutsche Baugruppe Hochtief AG 
hält 48 Prozent der Anteile an der 
Dutch Ballast. 


Das Projekt für 60 Millionen Dol- 
lar war genehmigt, 40 Prozent 
sollten durch die holländische Re- 
gierung und der Rest durch die 
Franzosen und Italiener finanziert 
werden, doch das Geld wurde 
noch nicht aufgebracht und die 
Arbeiten können nicht beginnen. 


Dieser Hafen, der südlich von Ga- 
za City gebaut werden soll, könn- 
te anfangs 5000 Tonnen Schiffe 
und später Schiffe bis zu 15000 
Tonnen abwickeln. Da das Pro- 


jekt blockiert ist, haben die Palä- 
stinenser mit den Arbeiten an ei- 
nem billigen Nothafen für fünf 
Millionen Dollar begonnen, der 
nur kleine Schiffe aufnehmen 
kann. Er wird von Schiffsmaklern 
finanziert und wird von Arbeits- 
kräften vor Ort gebaut. 


In einem anderen Projekt, das die 
Franzosen vorgeschlagen haben, 
könnten 12000 Wohneinheiten 
gebaut werden, doch der Fort- 
schritt wurde durch ein Gerangel 
unter den französischen Gruppen 
blockiert, die den Auftrag haben 
wollen. Bei einem Projekt, für das 
die Japaner zehn Millionen Dollar 
für den Wohnungsbau beigesteu- 
ert haben, könnten 320 Wohnein- 
heiten für die PNA-Polizei — die 
über 9000 Leute haben — gebaut 
werden. Aus irgendeinem Grund 
wurde jedoch bei der Unterzeich- 
nung des Vertrages gesagt, daß 
das UNO-Entwicklungsprogramm 
(UNDP) »die Gelder für das Pro- 
jekt verwalten« sollte. 


Die Parole 
der Weltbank 


Aufgrund dieser Sabotage konnte 
die PNA keine genügenden Be- 
weise für die Vorteile des Frie- 
dens in Form von sichtbaren Ver- 
besserungen im Lebensstandard 
des durchschnittlichen Bewoh- 
ners von Gaza liefern. Wem wird 
dafür die Schuld gegeben? Ara- 
fat. 


Der verwerflichste Aspekt der 
von den Briten geführten Sabota- 
ge ist die Verleumdungskampag- 
ne gegen den Chef der Palästinen- 
sischen Befreiungsorganisation. 
Kurz nach dem ersten Treffen der 
Geberländer, in dem über 2,4 Mil- 
liarden Dollar für die palästinen- 
sische Entwicklung zugesagt 
wurden, stellten britische Presse- 
organe Arafat als autokratischen 
Führer mit einer Besessenheit zur 
diktatorischen Kontrolle dar, als 
einen irrationalen, impulsiven 
Menschen, dessen Worten nicht 
getraut werden kann. 


Die Weltbank gab die Parole aus, 
daß nichts von den zugesagten 
Geldern freigegeben würde, be- 
vor die PNA nicht »glaubwürdi- 
ge« und »transparente« Institutio- 
nen geschaffen hat, die »rechen- 
schaftspflichtig« gemacht werden 
können. Daraufhin etablierte die 
PNA den palästinensischen Wirt- 
schaftsrat für Entwicklung und 
Wiederaufbau (Pecdar). 


Als Arafat sich weigerte, Pecdar 
mit Weltbankvertretern zu beset- 
zen und Personen seines Vertrau- 
ens für die Posten benannte, rea- 
gierten die Weltbank und die 
Presse mit einer zweiten Welle 
von Anschuldigungen und be- 
zeichneten Arafat als einen Grö- 
Benwahnsinnigen und Ganoven, 
den man rausschmeißen sollte. 


Die Forderungen nach »Rechen- 
schaftspflicht« und »Transpa- 
renz« trugen die Anspielungen 
mit sich, daß die Projektgelder 
von Arafat und seiner Clique ein- 
gesteckt würden. In einem Be- 
richt über die Schüsse von Gaza 
brachte die BBC beispielsweise 
einen Kommentar, in dem be- 
hauptet wurde, Arafat, dem von 
der Europäischen Union Gelder 
zur Zahlung der Polizeigehälter 
versprochen worden seien, hätte 
plötzlich erklärt, es seien 12000 
Polizisten und nicht 9000. Die 
BBC meinte, »wir wollen nicht, 
daß unsere Steuergelder in Ara- 
fats Schmiergelderfonds ver- 
schwinden«. 


Arafat wird unter 
Druck gesetzt 


Die Scheinheiligkeit dieser Ver- 
leumdungskampagne ist him- 
melschreiend. Während persönli- 
che Integrität, Rechenschafts- 
pflicht und Transparenz in Be- 
richten der Weltbank oder bei an- 
deren Krediten an Regierungen 
anderer Länder nie als Überle- 
gungen erwähnt werden, wird das 
Thema im Falle der PNA plötz- 
lich zu einer neuen Vorbedingung 
im Stil des Internationalen Wäh- 
rungsfonds. Während sich die 
»internationale Gemeinschaft« 
außerdem einig darin ist, Arafat 
als den Führer der PNA und einzi- 
gen Gesprächspartner im Gaza- 
Jericho Friedensvertrag anzuer- 
kennen - der Vertrag wurde als ei- 
nes Friedensnobelpreises würdig 
angesehen -, wird er bei allem be- 
züglich Geld auf die Ebene einer 
nicht vertrauenswürdigen Person 
herabgewürdigt. 


Schließlich wird Arafat unter 
maßlosen Druck gesetzt, die un- 
geheure Autorität, die er dennoch 
angeblich besitzt, auszuüben, um 
gegen die »Fundamentalisten« 
der Hamas und der Islamic Jihad, 
die gegen den Friedensprozeß 
sind, hart durchzugreifen. In dem 
Maße, wie eine solche Unterdrük- 
kung scheinbar erfolgreich ist, 
wie Militante verhaftet und De- 


monstrationen verboten werden, 
in dem Maße ist er auf der innen- 
politischen Ebene zum Scheitern 
verurteilt: Hamas et al. beschuldi- 
gen Arafat, »Israels schmutzige 
Arbeit zu machen«, wie ein Kom- 
mentator in der »Frankfurter All- 
gemeine Zeitung« es nannte und 
die »Rolle des Verräters« zu spie- 
len. Wenn eine solche Unterdrük- 
kung zu gewalttätiger Konfronta- 
tion und zu Morden führt, wie im 
Falle der Schießerei in Gaza, wird 
Arafat nicht nur zu einem »Ver- 
räter« und »Kollaborateur«, son- 
dern auch zu einem »Nazi«, wie 
es in einem Bericht des Korre- 
spondenten der Pariser Tageszei- 
tung »Lib£ration« heißt. 


Vorbereitung 
zum Mord? 


Aufgrund der Sabotage der wirt- 
schaftlichen Entwicklung in Gaza 
durch die Weltbank, wurde eine 
Dynamik in Bewegung gesetzt, 
die Arafat in eine völlig unhaltba- 
re Position bringt. Durch Verwei- 
gerung der finanziellen, wirt- 
schaftlichen und technologischen 
Mittel, mit denen eine sozial ex- 
plosive Situation gemildert wer- 
den könnte, wird seine politische 
Autorität unterminiert. Unter- 
drückung der oppositionellen 
Kräfte schürt die Dynamik eher 
als sie zu brechen. 


Wie es in der »Frankfurter Allge- 
meine Zeitung« heißt: »Im Ge- 
gensatz zu ihren Nachbarn in den 
arabischen Ländern haben die Pa- 
lästinenser während der israeli- 
schen Besatzung eine eigene poli- 
tische Kultur entwickelt, die nicht 
durch Unterdrückung allein zer- 
stört werden kann.« Je mehr die 
PNA die Kontrolle über die Situa- 
tion zu verlieren scheint, umso 
mehr freuen sich die Kräfte der 
Weltbank und der politischen 
Opposition, sei es im Iran oder in 
den besetzten Gebieten, hämisch. 
Und umso schlimmer wird die 
Sicherheitslage. 


Terje Larsen, einer der Insider bei 
den Verhandlungen in Oslo, der 
der UNO-Staatssekretär für die 
palästinensischen Territorien ist, 
wurde in der Londoner »Financial 
Times« vom 20. November wie 
folgt zitiert: »Wenn es nicht sofort 
zu einem Wandel kommt, wird es 
mehr Morde, mehr Blutvergießen 
geben ... Meine Einschätzung ist, 
daß sowohl der Friedensprozeß 
als auch die Legitimität der palä- 
stinensischen Behörde täglich an 


Boden verlieren und der Grund 
dafür ist, daß bisher praktisch 
nichts geschehen ist.« 


Wenn die degenerative Dynamik 
von der britischen Weltbankpoli- 
tik auf einer anderen Ebene aus- 
gelöst wurde, kann die Mittäter- 
schaft der Briten bei direkten Sa- 
botageaktionen und Provokatio- 
nen nicht ausgeschlossen werden. 
Genauso wenig wie ein Mord- 
komplott gegen Arafat. 


Arafat selbst sprach nach dem 
Blutbad in Gaza von einem Kom- 
plott und wies aufeine »dritte, aus 
dem Ausland kontrollierte, 


„Kraft« hin - unter der man im all- 


gemeinen Saudi Arabien und den 
Iran, die finanziellen Unterstützer 
von Hamas und Islamic Jihad, 
versteht -, die für die Auslösung 
der Konfrontation verantwortlich 
ist. 


Auch wenn die Untersuchungen 
noch nicht abgeschlossen sind, 
wurden bestimmte, beunruhigen- 
de Fakten publik gemacht. Zu- 
nächst zeigten Ärzte im Shifa Ho- 
spital Journalisten Röntgenauf- 
nahmen von Palästinensern, die 
in dem Gewaltakt getötet worden 
waren, bei denen Dumdumge- 
schosse und Gummigeschosse 
verwendet worden sind. Beide 
werden nicht von den palästinen- 
sischen Polizeikräften verwen- 
det. 


Zweitens haben hochrangige 
PNA-Polizeibeamte ihr Training 
in London erhalten, wie Außen- 
minister Douglas Hurd kürzlich 
prahlte. 


Als bei einem Treffen der Euro- 
päischen Union im Frühjahr 1994 
die Verantwortlichkeitsbereiche 
für verschiedene Gebiete der 
Kooperation mit der palästinensi- 
schen Behörde aufgeteilt wurden, 
wählte Großbritannien die Polizei 
und das Bankenwesen als die Be- 
reiche, in denen sie ihre besonde- 
ren Fachkenntnisse anbieten woll- 
ten. 

Es wurde berichtet, daß in der 
Woche vor der Schießerei in Gaza 
Berater von Arafat in London ge- 
wesen sind. Unter ihnen war Razi 
Jabali, Chef des PNA-Geheim- 
dienstes. Die Frage sollte gestellt 
werden: Welchen Rat haben sie 
von ihren britischen Trainern be- 
kommen, wie man mit Forde- 
rungen, gegen die »Fundamenta- 
listen« hart durchzugreifen, die 
von israelischen Regierungsspre- 
chern kommen, umgeht? 
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Naher Osten 


Wasser- 
erschließung 


ist der 


Lebensquell 
für den 
Frieden 


Der Nahe Osten, dessen ungeheure Wasserreserven ihn über 
Tausende von Jahren hinweg zum Ort für erfolgreiche Zivilisa- 
tionen gemacht haben, sieht sich möglicherweise vor einer tödli- 
chen Wasserkrise. Nicht nur das US-Verteidigungsministerium 
im Jahre 1985, sondern auch mehrere Denktanks und Regie- 
rungsbehörden in der Region seither, haben die düstere Prognose 
herausgegeben, daß die Region in einen Krieg stürzen wird, 
wenn nicht eine umfassende, wirtschaftlich lebensfähige und po- 
litisch faire Lösung gefunden wird, um Wasser im Überfluß für 
die expandierende Bevölkerung und die expandierende Wirt- 


schaft zu liefern. 


So ist das wichtige Thema, das im 
Zusammenhang mit der Durch- 
führung des Osloer Vertrages 
vom September 1993 zwischen 
der Palästinensischen Befrei- 
ungsorganisation (PLO) und Is- 
rael, dem zwischen Israel und Jor- 
danien am 26. Oktober 1994 un- 
terzeichneten Friedensvertrag und 
den Verhandlungen zwischen Is- 
rael und Syrien diskutiert wird, 
das Thema Wasser. Die bisher 
vorgeschlagenen Lösungen sind 
unzureichend, nicht nur wegen 
der finanziellen Zwänge, sondern 
auch wegen dem grundlegenden 
Fehler in dem wirtschaftspoliti- 
schen Denken, das dahintersteht. 


Alle Kriege gingen 
um die Wasserfrage 


Es ist eine Tatsache, daß alle 
Kriege, die in den letzten vierzig 
Jahren in der Region geführt wor- 
den sind, mehr mit Wasser als mit 
Territorium zu tun hatten — oder 
besser gesagt, daß die Territorien, 
die von Israel, insbesondere im 
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Krieg des Jahres 1967 in Besitz 
genommen wurden, wegen den 
Wasserressourcen — definiert als 
»strategische Reserven« - besetzt 
wurden. Das ist eine Tatsache, die 
vom israelischen Außenminister 
Shimon Peres bereitwillig bestä- 
tigt wird; er sagte, Israel habe 
Kriege geführt, die durch »die Er- 
oberung arabischer Flüsse her- 
vorgerufen worden sind«. 


Das Wasser für Israel, Palästina 
und Jordanien kommt, wie es in 
einem Bericht vom Februar 1994 
im »Middle East« Magazin heißt, 
in erster Linie von dem Berg an 
der West Bank, wo die Regenfälle 
sowohl ostwärts zum Fluß Jordan 
als auch westwärts nach Israel 
fließen. Außerdem gibt es eine 
kleine Quelle an der Küste am 
Gazastreifen. Vor dem Jahre 1967 
erhielt Israel über Brunnen Zu- 
gang zu diesem Wasser, von dem 
es sich 80 Prozent nahm, wodurch 
den Palästinensern, die damals 
unter jordanischer Oberherrschaft 
an der West Bank lebten, nur zehn 
Prozent blieben. Die im Gaza- 


streifen von 1948 bis 1967 unter 
ägyptischer Verwaltung lebenden 
Palästinenser erhielten Wasser 
aus Brunnen, die rasch erschöpft 
waren, da doppelt so viel Wasser 
benötigt wurde als wieder aufge- 
füllt werden konnte, um eine Be- 
völkerung zu versorgen, die seit- 
her von 50000 auf 800000 Men- 
schen gestiegen war. 


Jordaniens chronischer 
Wassermangel 


Im Jahre 1967, nach dem Krieg, 
verschlimmerte sich die Situation 
für die palästinensische Bevölke- 
rung und für Jordanien drama- 
tisch, als durch die israelische 
Wasserpolitik weitere Ressour- 
cen abgezweigt wurden. Wie im 
»Europa Archiv« detailliert dar- 
gestellt wird, führten die Besat- 
zungsbehörden Sondergesetze 
ein, nach denen Araber Genehmi- 
gungen brauchten, um Quellen 
anbohren zu dürfen. Diese Ge- 
nehmigungen wurden selten er- 
teilt, während israelische Siedler 
neue Brunnen graben und existie- 
rende tiefer ausgraben durften. 


Bis zum Jahre 1992 verbrauchten 
Israel und die Siedler 80 Prozent 
oder 475 Millionen Kubikmeter 
des Grundwassers westlich der 
West Bank, das 20 Prozent des is- 
raelischen Wasserbedarfs deckte. 
Weitere 20 Prozent der israeli- 
schen Versorgung stammen aus 
Grundwasser unter der Küste und 
die restlichen 60 Prozent aus dem 
See Tiberias, der Israels riesige 
»nationale Wasserleitung« ver- 
sorgt, die der Küste entlang ver- 
läuft und die israelischen Städte 
versorgt, doch die kurz vor Gaza 
zuende ist. Um das Wasserreser- 
voir im See Tiberias zu erhöhen, 
pumpte Israel unterirdisch Was- 
ser aus dem Fluß Yarmouk hinein. 
Dadurch wurde der Fluß Jordan 
zu einem nur noch kleinen Strom 
und der chronische Wasserman- 
gel Jordaniens verschlimmerte 
sich noch mehr. Durch dieses Ar- 
rangement bekamen 100000 is- 
raelische Siedler in den besetzten 
Gebieten nun 1000 Kubikmeter 
pro Kopf im Vergleich zu einer 
Million Araber an der West Bank, 
die 137 Kubikmeter Wasser pro 
Kopf haben. 


Folglich fiel die Menge an Land, 
das von den Palästinensern unter 
der Besatzung tatsächlich bewäs- 
sert werden konnte, von 27 Pro- 
zent auf vier Prozent verfügbares, 
anbaufähiges Land mit offen- 


sichtlichen, schädlichen Auswir- 
kungen auf die Nahrungsmittel- 
produktion. Auch in Jordanien 
mußte das bebaubare Land im 
Jordantal auf der Ostseite des 
Flusses im Jahre 1991 wegen 
Wassermangel um zwei Drittel 
reduziert werden. Wegen des Zu- 
stroms von 300000 weiteren pa- 
lästinensischen Flüchtlingen, die 
im Krieg gegen den Irak aus den 
Ländern am Persischen Golf ver- 
trieben worden waren, nahm der 
Druck auf-die Wasservorräte Jor- 
daniens noch mehr zu und zwang 
die Regierung dazu, Grundwasser 
nördlich von Amman abzu- 
zweigen, das sonst zur Bewässe- 
rung gedient hatte, um den Bedarf 
in der Hauptstadt zu decken. 


Die Hälfte der Brunnen 
hat Salzwasser 


In Gaza hat die Wasserkrise alar- 
mierende Ausmaße angenom- 
men. Riad al-Khudari, ein palästi- 
nensischer Delegierter auf der 
Konferenz über Wasser im April 
in Oman, sagte zu »Middle East« 
(im Juni 1994), daß die erneuer- 
baren Wasserressourcen in Gaza 
500 Kubikmeter pro Jahr und 
Kopf betragen, doch Gaza 
braucht 1150 Kubikmeter. »Das 
hat zu einem Absinken des 
Grundwasserspiegels und zum 
Eindringen von Salzwasser aus 
dem Meer geführt, das sich bis ins 
Inland erstreckt.« Die Hälfte der 
Brunnen hat Salzwasser und es 
gibt doppelt so viele Krankheiten 
im Zusammenhang mit verseuch- 
tem Wasser in Gaza als in anderen 
Gebieten der besetzten Territo- 
rien. 


Pläne zur fairen Aufteilung des 
Wassers in der Region hat es nicht 
erst in den Friedensverhandlun- 
gen gegeben. Bereits im Jahre 
1955 beauftragte US-Präsident 
Dwight Eisenhower den Wasser- 
experten Eric Johnston mit der 
Ausarbeitung eines Vorschlags 
zum Aufteilen des Wassers aus 
den Flüssen Yarmouk und Jordan. 
Israel sollte 5670 Kubikmeter, 
Syrien 1320 Kubikmeter, Jorda- 
nien und die West Bank 7200 Ku- 
bikmeter und der Libanon 350 
Kubikmeter pro Kopf bekom- 
men. Der Plan wurde nie ratifi- 
ziert, obwohl sich die Parteien im 
Prinzip auf die Zuteilung einig- 
ten. 


In der deutschen Wirtschaftszei- 
tung »Handelsblatt« vom 5. Au- 


gust 1994 hieß es: »Heute nimmt 
sich Israel 7370 Kubikmeter pro 
Kopf aus den Flüssen Jordan und 
Yarmouk pro Jahr, Syrien 1700 
Kubikmeter, während für Jorda- 
nien nur 1200 Kubikmeter blei- 
ben.« Außerdem beschuldigt der 
Libanon Israel, 3200 Kubikmeter 
aus dem Fluß Litani abzupum- 
pen. 


Die Araber haben mehrere Versu- 
che unternommen, dies zu korri- 
gieren, indem sie Dämme bauten, 
die ihnen das Wasser vom Yar- 
mouk sichern sollten. Ein Projekt 
aus dem Jahre 1964 sah einen Ka- 
nal in Syrien vor, mit dem Wasser 
aus dem Hasbani und Banias — 
beide versorgen den Jordan - um 
die Golan-Höhen herum in den 
Yarmouk zurückgeleitet wurde, 
wo ein Damm östlich der israeli- 
schen Grenze gebaut werden 
sollte. 


Wie in einem Dossier, das am 20. 
Dezember 199] von der deut- 
schen Wochenzeitung »Die Zeit« 
veröffentlicht wurde, erinnert 
wurde: »Im Frühjahr 1965 führte 
dies zu den ersten militärischen 
Zusammenstößen an der israe- 
lisch-syrischen Grenze. Im Jahre 
1966 und 1967, sogar noch bevor 
der Sechs-Tage-Krieg ausbrach, 
bombardierte die israelische Luft- 
waffe wiederholt Baufahrzeuge, 
Straßen und die Baustelle des 
Dammes selbst. Im Krieg annek- 
tierte Israel durch Eroberung der 
Golan-Höhen die Banias-Quelle 
und bekam die Kontrolle über die 
Hälfte des Yarmouk.« Israel zer- 
störte den Damm in den letzten 
Stunden des Krieges vollständig. 
Durch die Kontrolle des Nord- 
ufers des Yarmouk in Hammat 
Gadar kontrollierte Israel außer- 
dem den Wasserfluß in Jorda- 
niens Ost-Ghor-Kanal hinein. 


Dem Johnston-Plan zufolge sollte 
Jordanien vom Yarmouk für die- 
sen Kanal, der Wasser in die rei- 
che Landschaft im Jordantal lei- 
tet, 3770 Kubikmeter bekommen. 
Zwei Jahre nach dem Krieg im 
Jahre 1967 griff Israel am 10. Au- 
gust auf militärische Mittel zu- 
rück und zerstörte große Teile des 
Ost-Ghor-Kanals. 


Im Jahre 1976 war der Wasserfluß 
durch Steine und Sand blockiert 
und reduzierte den Fluß in den 
jordanischen Kanal und im Jahre 
1979, einem Jahr der Trockenheit, 
wurden neue militärische Zusam- 
menstöße durch Intervention der 
Amerikaner verhindert. 


Im Jahre 1986 planten Jordanien 
und Syrien ein gemeinsames Pro- 
jekt mit Namen »Unity Dam«, der 
flußaufwärts am Yarmouk gebaut 
werden sollte, um Jordanien mit 
Wasser und Syrien mit Elektrizi- 
tät zu versorgen. Israel sollte sei- 
nen Wasseranteil, wie nach dem 
Johnston-Plan festgelegt, be- 
kommen, doch dem »Europa Ar- 
chiv« zufolge veranlaßte Israels 
Behauptung, daß dies unzurei- 
chend sei, die Weltbank dazu, 
Gelder für seinen Bau zurückzu- 
halten. 


Die aktuelle 
Situation 


Vor diesem Hintergrund der Krie- 
ge wegen des Wassers kann man 
die streitenden Parteien in den 
Friedensverhandlungen besser 
verstehen. Ob es die Golan-Hö- 
hen, die West-Bank, Südlibanon 
oder gar das winzige Stückchen 
Land ist, das Jordanien in seinem 
Friedensabkommen an Israel ver- 
pachtet hat, ein zentrales Thema 
ist das Wasser und die Wasser- 
rechte. 


In dem jüngsten israelisch-jorda- 
nischen Abkommen  beispiels- 
weise stimmte Israel zu, Jorda- 
nien 400 Kubikmeter von dem 
Wasser zurückzugeben, das sie 
vom Yarmouk abgezweigt haben. 
Jordanien soll angeblich auch 100 
Kubikmeter entsalztes Wasser 
bekommen. Diese 500 Kubikme- 
ter entsprechen der Hälfte dessen, 
was Jordanien vom Yarmouk be- 
ansprucht hat. Außerdem sollen 
zwei Dämme als gemeinsame 
Projekte am Yarmouk gebaut 
werden, was Jordanien in Zukunft 
mit weiteren 500 Kubikmeter ver- 
sorgen sollte. Der jordanische 
Wasserverbrauch, der im Jahre 
1993 (mit Rationierung) 8000 
Kubikmeter betrug, beträgt nur 
ein Viertel des durchschnittlichen 
weltweiten Verbrauchs. Und an- 
gesichts seines jährlichen Bevöl- 
kerungswachstums von vier Pro- 
zent wird Jordanien bis zum Jahr 
2000 mindestens 10000 Kubik- 
meter Wasser brauchen — zehn 
Mal so viel, wie es in den Ver- 
handlungen gefordert hat. 


Es besteht ein 
hohes Wasserdefizit 


Im Falle der palästinensischen 
Behörde ist das Wasserthema 
noch nicht gelöst. Israel soll wei- 
terhin Wasser aus der West Bank 


pumpen und es an die Palästinen- 
ser verkaufen. 


Angesichts der wachsenden Be- 
völkerung in der Region und der 
Aussichten auf eine wachsende 
Volkswirtschaft wird es eindeutig 
ein hohes Wasserdefizit geben, 
auch wenn die vorhandenen Was- 
serreserven gerecht aufgeteilt 
werden. Der einzelne Weg, dies 
zu überwinden, besteht darin, 
durch Entsalzung neue Wasser- 
ressourcen zu schaffen. 


Die vernünftigsten Vorschläge, 
die bisher auf den Tisch gelegt 
wurden, sind Vorschläge für um- 
fangreiche Kanalprojekte, in de- 
nen Mittelmeer und Totes Meer 
auf der einen Seite und Totes 
Meer und Rotes Meer auf der an- 
deren Seite verbunden werden 
sollen. Das erste, ein israelisches 
Projekt, existiert schon seit Jahr- 
zehnten auf dem Reißbrett, das 
zweite, das von Jordanien ausge- 
arbeitet wurde, seit ungefähr 13 
Jahren. 


Vor kurzem kündigte die Welt- 
bank an, daß sie eine Teilfinanzie- 
rung des 12 Milliarden Dollar 
umfassenden Kanals zwischen 
Mittelmeer und Totem Meer er- 
wäge. Presseberichten zufolge 
»würden dem Kanal entlang Was- 
serkraftwerke und Entsalzungs- 
anlagen entstehen, die Strom er- 
zeugen beziehungsweise Süß- 
wasser produzieren sollen. Ex- 
perten schätzen, daß die Anlagen 
3,3 Milliarden Kubikfuß Süßwas- 
ser jährlich produzieren könnten; 
das ist die Hälfte des Gesamtver- 
brauchs, der derzeit von Israelis 
und Palästinensern verbraucht 
wird«. 


Das zweite Kanalprojekt war ein 
Teil der jordanisch-israelischen 
Friedensverhandlungen und wur- 
de im November auf dem Wirt- 
schaftsgipfel in Casablanca/Ma- 
rokko lang und breit diskutiert. 
Die Weltbank soll angeblich be- 
reit sein, 2,3 Millionen Dollar für 
eine Durchführbarkeitsstudie für 
das 1,5-2 Milliarden-Dollar-Pro- 
jekt zur Verfügung zu stellen, das 
von der Bechtel-Gruppe durchge- 
führt werden soll. Auch hier sind 
Entsalzungsanlagen erwähnt wor- 
den. 


Atomenergie zur 
Entsalzung 


Beide Projekte gehören zu den 
Projekten, die in einem »Oase- 


Plan« für die Entwicklung in 
Nahost propagiert worden sind. 
In dem »Oase-Plan« geht man 
von dem Standpunkt »volkswirt- 
schaftlicher« Parameter aus und 
nennt ein regionales Konzept zur 
Revolutionierung des gesamten 
Wirtschaftsprozesses durch die 
Einführung fortgeschrittener Tech- 
nologien, besonders die Hoch- 
temperatur-Atomreaktoren (HTR) 
als Energiequelle für die Entsal- 
zungsanlagen. Dies ist kombi- 
niert mit einer Reihe von Hafen- 
projekten, beispielsweise in Ga- 
za, verbunden mit Hochge- 
schwindigkeits-Eisenbahnnetzen 
zur Maximierung der Effizienz 
des Transports von Mensch und 
Fracht. Außerdem sind »weiche« 
Infrastrukturprojekte geplant, um 
das Gesundheitswesen, die Hy- 
giene, die Erziehung und Ausbil- 
dung und die Nachrichtentechnik 
rasch zu verbessern. 

Im Zentrum dieses Konzepts steht 
— aus wichtigem Grund — die 
Atomenergie. Abgesehen davon, 
daß sie die billigste und sicherste, 
verfügbare Energie in wirtschaft- 
licher Hinsicht ist, hat ihre An- 
wendung sowohl bei der Entsal- 
zung, als auch bei der Stromer- 
zeugung den Effekt, daß der Ener- 
giedichtedurchsatz pro Kopf und 
somit die Technologiestufe der 
Wirtschaft und die Arbeitskräfte 
insgesamt erhöht werden. Zu die- 
sem Vorschlag des Baus nuklea- 
rer Entsalzungsanlagen entlang 
der Flüsse gehört ein Projekt für 
eine Anlage in Gaza, die als 
Schulungszentrum für Wissen- 
schaftler, ein Forschungszentrum 
und eine Art »lebendiges Mu- 
seum« dienen würde, um junge 
Menschen zur Wissenschaft zu 
inspirieren. 

Es gibt Kräfte im Nahost-Frie- 
densprozeß, die sich im Prinzip 
der Idee der Nukleartechnologie 
verschrieben haben. Shimon Pe- 
res ist bekannt dafür, daß er in 
Artikeln, ebenso wie in seinem 
Buch »Der neue Nahe Osten« 
(New York: Henry Holt, 1993) 
die nukleare Entsalzung propa- 
giert. Doch in dem regionalen 
Programm der Israelis, das bei der 
letzten Konferenz in Casablanca 
verteilt wurde, wird die Technolo- 
gie mit keinem Wort erwähnt. Au- 
ßerdem soll der Leiter der israeli- 
schen Delegation, Katz Oz, bei 
der Wasserkonferenz in Oman ge- 
sagt haben, Israel würde sich an 
einem Wasserausschuß dort be- 
teiligen, indem es zu Entsal- 
zungsprojekten unter Verwen- 
dung von »Solartechnologie« 
beiträgt. 
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Naher Osten 


Wasser- 
erschließung 
ist der 
Lebensquell 
für den 
Frieden 


Tatsache ist, daß die Weltbank, 
die die Kontrollbefugnis über die 
Wirtschaftsplanung in der gesam- 
ten Region übernommen hat, ent- 
schieden gegen die Nukleartech- 
nologie ist. In ihrem Bericht über 
die wirtschaftliche Entwicklung 
für die Region aus dem Jahre 
1993 belegte die Weltbank aus- 
drücklich alle relativ fortgeschrit- 
tenen Technologien, sogar die 
modernen Eisenbahnverbindun- 
gen, mit einer »geringen Priori- 
tät«. Das wirtschaftliche Denken 
seitens der Weltbank konzentriert 
sich auf den Tourismus und die 
Finanzgangster, die schnell reich 
werden wollen. 


Inkompetenz 
der Weltbank 


Die Hegemonie des Weltbank- 
Irrsinns im Friedensprozeß hat 
den Palästinenser Hanna Siniora, 
Präsident der palästinensisch-eu- 
ropäischen Handelskammer und 
Herausgeber der »Jerusalem Ti- 
mes«, dazu gebracht, allein schon 
den Gedanken der Nahrungsmit- 
telproduktion aufzugeben. Auf 
einem in Stuttgart am 5. Novem- 
ber 1994 abgehaltenen Seminar 
sagte Siniora, daß der Agrarsek- 
tor, der derzeit ein Drittel der pa- 
lästinensischen Wirtschaft aus- 
macht, wegen Wassermangel 
weiter schrumpfen werde. Er 
sagte, die Investitionen sollten 
nicht in diesen Sektor gehen, son- 
dern eher in den Tourismus. der 
den Löwenanteil der Wirtschaft 
ausmachen werde. 

Denjenigen, die die Atomenergie 
und den wirtschaftspolitischen 
Ansatz, der damit einhergeht, 
wollen, wird frei heraus gesagt, 
daß sie das nicht bekommen 
können. Palästinensischen Spre- 
chern, die das Thema mit europäi- 
schen Vertretern aus Industrie und 
Politik angeschnitten haben, wur- 
de gesagt, daß es »zu teuer und zu 
umstritten« ist. 
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Ein deutscher Regierungsvertre- 
ter, der mit Nahostangelegenhei- 
ten zu tun hat, sagte, »die Palästi- 
nenser in Gaza brauchen keine 
Atomenergie, sie brauchen Ab- 
fallbeseitigungssysteme«, das heißt, 
es darf keinen Technologietrans- 
fer geben. Dies wurde vom palä- 
stinensischen Finanzminister Mo- 
hamed Nashashibi bestätigt, der 
die Entsalzung mittels Nuklear- 
technologie in einem Interview 
vor kurzem befürwortet hat: »Die 
Programme technischer Unter- 
stützung, die uns von internatio- 
nalen Organisationen vorgelegt 
worden sind, stellen keinen ech- 
ten Technologietransfer — den wir 
am dringendsten benötigen - dar. 
Sie versprechen ganz normale 
Schulungen zur technischen Un- 
terstützung, während wir ... mo- 
derne und hochentwickelte Tech- 
nologie benötigen. Das ist der 
Hauptweg, um echte wirtschaftli- 
che Entwicklung zu erreichen: 
durch Wissenschaft und Techno- 
logie«. 


Die Lösung der Wasserkrise, die 
über Jahrzehnte hinweg die Ursa- 
che für Blutvergießen und Unge- 
rechtigkeit gewesen ist, setzt 
voraus, daß man die Tatsache 
einräumt, daß das Wasser nicht 
nur eine Flüssigkeit ist, die die 
Tiere zum Leben brauchen. Es ist 
eine Voraussetzung für »mensch- 
liches« Leben, das, anders als das 
niederer Arten, von der Erzeu- 
gung und Mitteilung kreativer 
Ideen abhängt, die in der Wissen- 
schaft institutionalisiert und in 
sich immer weiter entwickelnden 
Technologien verkörpert sind. 


Wenn die Weltbank, wie das ein- 
deutig aussieht, diese Ansicht 
nicht teilt, sollte sie von jedem 
Prozeß der Entscheidungsfindung 
ausgeschlossen werden. DO 


Bonn 


Neue Unter- 


suchungen 
im Fall 
Uwe Barschel 


»Calvi, Palme und Barschel sind nur drei wichtige Figuren auf 
einer langen Liste mysteriöser Todesfälle, die geschahen, seit im 
Büro von Karl-Erik Schmitz in Malmö, Schweden, eine Razzia 
durchgeführt worden ist. Die Welle von Todesfällen, die mit dem 
Iranwaffenhandel in Zusammenhang stehen, setzt sich fort ... 
Früher oder später wird sich einer dieser Fälle lösen und wenn 
das geschieht, werden sämtliche Bäume im Wald umfallen.« 
Lyndon H. LaRouche in »Der Fall Uwe Barschel vermittelt 
Hinweise auf die Palme-Ermordung«. 


Die Ankündigung von Richter 
Heinrich Wille, dem Sprecher 
des Amtsgerichts Lübeck, kurz 
vor Weihnachten schlug im gan- 
zen Land wie eine Bombe ein. 
Wille erklärte am 21. Dezember 
1994, daß sein Gericht den Fall 
Uwe Barschel, Christdemokrat 
und ehemaliger Ministerpräsi- 
dent des Landes Schleswig- 
Holstein, der am 11. Oktober 
1987 in einem Hotel in Genf tot 
aufgefunden worden war, wieder 
aufgreifen würde. 


Absurdität der 
Selbstmord-Theorie 


Die wiederaufgenommenen Un- 
tersuchungen gehen von neuen 
Beweisen aus, die dem Gericht 
zur Verfügung gestellt wurden 
und die zeigen, daß Barschel 
nicht einen eigenartigen »Selbst- 
mord« begangen hat, wie die 
meisten Medien, Untersuchungs- 
beamte und das politische 
Establishment jetzt über sieben 
Jahre lang behauptet hatten, son- 
dern daß er vielmehr ermordert 
worden ist. Dies war ein Fall von 
»Mord, der von einem Dritten an 
Uwe Barschel verübt worden 
ist«, sagte Richter Wille und ließ 
wenig Zweifel daran, daß die 
»Selbstmordtheorie«, die von 
einem spekulativen Standpunkt 


aus nicht völlig ausgeschlossen 
werden konnte, angesichts der 
neuen Beweise, die die Unter- 
suchungsrichter jetzt in Händen 
haben, nicht mehr länger gehal- 
ten werden kann. 

Seit Oktober 1987 war CODE 
eine bemerkenswerte Ausnahme 
im Vergleich zur allgemeinen 
Medienpolitik, die von Barschels 
Tod als Selbstmord berichtete. 
Von der ersten Berichterstattung 
an hat CODE die Absurdität der 
Selbstmord-Theorie aufgezeigt 
und den Fall Barschel als Teil der 
Ost-West-Waffenschmuggel- 
netzwerke behandelt, die Waffen 
unter anderem in den kriegs- 
führenden Iran geschmuggelt 
haben. 


Es ist bekannt, daß Barschel 
zahlreiche Reisen nach Rostock, 
in die ehemalige DDR unternom- 
men hat, wo er sich mit Alex- 
ander Schalck-Golodkowski, 
einem Vertreter der ostdeutschen 
Geheimpolizei (Stasi), getroffen 
hat, der stellvertretender Außen- 
handelsminister war. Schalck 
führte eine Handelsgesellschaft 
namens IMES, die Aufmerk- 
samkeit erregt hat, als in einer 
Razzia in den Büros eines schwe- 
dischen Geschäftsmannes im 
September 1985 durch schwedi- 
sche Polizeibeamte Dokumente 
beschlagnahmt worden waren. 


Diese Razzia gehörte zu dem har- 
ten Durchgreifen des schwedi- 
schen Premierministers Olof 
Palme im Zusammenhang mit 
Waffengeschäften mit dem Iran. 
Das Motiv für die Ermordung 
Palmes im Februar 1986 ist im 
Bereich von Palmes Aktionen 
gegen dieses Waffenhandels- 
netzwerk zu finden, in das Ele- 
mente aus den Vereinigten Staa- 
ten, Schweden, Israel, Groß- 
britannien und dem Sowjetblock 
verwickelt sind. 


Auf US-Seite hatte das Oliver 
North-Richard Secord Waffen- 
schmuggelgeschäft direkt mit 
dem Netzwerk zu tun, in das 
Barschel auf irgendeine Art und 
Weise verwickelt war. Im 
Hinblick auf den Fall »Pia 
Vesta« — einem schwedischen 
Schiff, das von der panamaischen 
Regierung im Jahre 1986 sicher- 
gestellt worden war, als festge- 
stellt wurde, daß es mit Waffen 
für die nicaraguanischen Contras 
vollgeladen war - ist reichhaltig 
dokumentiert, daß in dem North- 
Secord Geschäft Waffen, die in 
Rostock geladen wurden, direkt 
von IMES gekauft worden 
waren. 

Die Wiederaufnahme des Falles 
Barschel führt also direkt zu 
einem großen Ost-West-Waffen- 
handelsgeschäft, das von den 
Büros von Oliver North und 
George Bush in Washington über 
London, Schweden, Rostock und 
Ostberlin nach Tel Aviv und 
Teheran läuft. 


Gerichtsmedizinische 
Beweise 


Am Tag nach der Pressekonfe- 
renz von Richter Wille in Lübeck 
machte Klaus Klingner, der 
Landesjustizminister, in einem 
Radio-Interview deutlich, daß 
eine unabhängige gerichtsmedi- 
zinische Studie des Züricher 
Toxikologen Hans Branden- 
berger keinerlei Zweifel daran 
lasse, daß Uwe Barschel auf- 
grund von Schlaftabletten bereits 
einige Zeit bewußtlos gewesen 
sein muß, bevor er die tödliche 
Dosis Cyclobarbitol erhielt, die 
zu seinem Tod führte, das heißt, 
er ist von jemand anderem getö- 
tet worden, »nachdem« er einge- 
schlafen war oder das Be- 
wußtsein verloren hat. Kling- 
ner wies andere Aussagen von 
Sachverständigen, die die Selbst- 
mordtheorie stützen, kategorisch 
zurück. 


Klingner erklärte, daß die »neu- 
en« Beweise von »Geheim- 
dienstbehörden« geliefert wor- 
den seien und sagte, es existier- 
ten Dokumente über die Tat- 
sache, daß der ostdeutsche aus- 
ländische Geheimdienst (HVA) 
Anfang der achtziger Jahre 
Dossiers über Barschel gesam- 
melt habe, doch aus irgendeinem 
eigenartigen Grund ab Mitte der 
achtziger Jahre bis zu seinem 
Tod keine Akten über seine 
Aktivitäten mehr gefunden wer- 
den konnten. 


Es gibt andere Hinweise von der 
internationalen Geheimdienst- 
gemeinde, sagte Klingner, und er 
appellierte an die Nachrichten- 
medien, Regierungsbehörden und 
Privatpersonen, jegliches Wissen 
oder Informationen, die helfen 
könnten, Licht in die Sache zu 
bringen, preiszugeben, 


Geheimdienste sollen 
ihr Wissen preisgeben 


Der BND bestätigte am 21. 
Dezember, daß er dem Gericht in 
Lübeck Mitte November Spuren 
in der Sache geliefert habe. Dies 
geht zurück auf einen Befehl, der 
von den deutschen Überwa- 
chungsbehörden Anfang Oktober 
ausgegeben worden war und in 
dem es hieß, daß die Behör- 
den ihr geheimes Wissen über 
alles, was mit dem Fall Bar- 
schel zusammenhängt, preisge- 
ben müßten. 


Nach einigen Tagen spektakulä- 
rer Enthüllungen in der »Bild- 
Zeitung« in bezug auf die mögli- 
che Beteiligung des israelischen 
Geheimdienstes Mossad an der 
Ermordung, entschlossen sich 
mehrere hochrangige Politiker in 
Bonn, ihr siebenjähriges Schwei- 
gen zu brechen und eine neue 
Untersuchung in Gang zu setzen. 
Die Geschichte der »Bild- 
Zeitung«, die Anfang Oktober 
erstmals zirkulierte, basierte auf 
Passagen aus einem Buch von 
Victor Ostrovsky, einem ehema- 
ligen Mossadagenten. 


Am 13. Oktober sagte Bernd 
Schmidbauer, Bundeskanzler 
Kohls Chefkoordinator für Ge- 
heimdienstangelegenheiten, in 
Bonn: »Vielleicht wurde Bar- 
schel doch ermordet.« Er erklär- 
te, daß er die Durchsicht sämtli- 
cher HVA-Akten, die im offiziel- 
len deutschen Archiv der ehema- 
ligen ostdeutschen Akten — der 


»Gauck«-Behörde, genannt nach 
ihrem jetzigen Direktor — gela- 
gert sind, angeordnet habe. Bis 
jetzt ist Schmidbauer der höchste 
Regierungbeamte, der sich zu der 
Affäre geäußert hat. Viele Beob- 
achter, die über kritisches Wissen 
hinsichtlich der gesamten Affäre 
Barschel verfügen, fingen an, 
sich zu fragen, ob schließlich 
doch Beweise aus jenen Akten 
auftauchen könnten, von denen 
die amtlichen Behörden immer 
wieder behauptet hatten, »sie ent- 
hielten absolut nichts«. 


Nach Klingners Bemerkungen 
am 21. Dezember berichteten die 
Medien immer wieder über neue 
Enthüllungen seitens der Behör- 
den. Die »Frankfurter Allge- 
meine Zeitung« - die von beson- 
derem Interesse ist, weil sie in 
der ganzen Nachkriegszeit als 
inoffizielles Sprachrohr der 
Regierung fungierte — schrieb in 
ihrer Ausgabe vom 23. De- 
zember in einem kleinen, aber 
hervorstechend plazierten Be- 
richt auf Seite Zwei, daß 
Hinweise über »internationale 
Waffengeschäfte« bei den wie- 
deraufgenommenen Barschel- 
Ermittlungen eine Rolle spielen. 


»Ein ehemaliger hochrangiger 
Vertreter des ostdeutschen Mini- 
steriums für Staatssicherheit 
(MfS) hat den westdeutschen 
Sicherheitsbehörden über die 
umfangreichen Waffen- und 
Technologiegeschäfte erzählt, 
die — so sagte er — mit Hilfe des 
früheren ostdeutschen Hartwäh- 
rungshändlers Schalck-Golod- 
kowski und westdeutschen Un- 
ternehmen — möglicherweise da- 
runter auch angesehene Firmen 
in Schleswig-Holstein — durch- 
geführt worden sind«, schrieb 
die Zeitung. 


»Andere Hinweise, die unter 
anderem der BND erhalten hat, 
beziehen sich auf den Abend des 
10. Oktober 1987. Am folgen- 
den Tag ... wurde Barschel in 
einem Hotelzimmer in Genf tot 
aufgefunden. Barschel war in 
Genf am Nachmittag des 10. 
Oktober eingetroffen. Es ist 
nicht geklärt worden, wo er sich 
im Laufe des Tages aufgehalten 
hat und auch nicht, mit wem er 
sich getroffen hat. In verschiede- 
nen Hinweisen wird von Treffen 
unter Waffenhändlern mit irani- 
schem Hintergrund an jenem 
Abend gesprochen. Barschel soll 
an einem solchen Treffen teilge- 
nommen haben.« 


Im gleichen Artikel ließ die 
»Frankfurter Allgemeine« noch 
eine weitere Bombe hochgehen: 
»Ein Telegramm, das dem 
Genfer Stationschef des ... CIA 
zugeschrieben wird und das von 
der Stasi (MfS) abgefangen und 
entschlüsselt worden sein soll, 
enthält einen Bericht über ein 
solches Treffen am Abend des 
10. Oktober, an dem fünf 
Personen teilgenommen haben. 
Eine von ihnen, die den 
Codenamen »Perch« erhielt, soll 
jegliche Kooperation katego- 
risch abgelehnt haben. »Perch« 
ist der englische Begriff für 
Barsch.« 


Die »Bild-Zeitung« brachte 
zwei Tage später die gleiche 
Geschichte mit ein paar Zu- 
sätzen und berichtete ebenfalls 
auf Seite Zwei unter der Über- 
schrift »Barschel: CIA-Agenten 
waren um das Todeshotel her- 


Das CIA- 
Telegramm 


um.« Im Artikel der »Bild-Zei- 
Zeitung« hieß es weiter, die 
Geschichte in der »FAZ« basie- 
re auf einem Bericht des CIA 
und daß »CIA-Agenten Uwe 
Barschel während seines Auf- 
enthaltes im Beau Rivage Hotel 
angeblich beobachtet haben sol- 
len.« Die »Bild-Zeitung« fügte 
hinzu, daß das abgefangene 
CIA-Telegramm »an das Zen- 
trum in Washington, D.C.« 
addressiert war. 


Weitere Informationen über die- 
ses mysteriöse CIA-Telegramm 
erschienen in den Medien in den 
Tagen, nachdem diese beiden 
Zeitungsberichte veröffentlicht 
worden waren. Wie die »Ber- 
liner Zeitung« schreibt, scheint 
das Telegramm eher vom ameri- 
kanischen militärischen Ge- 
heimdienst zu stammen als vom 
CIA, denn es ist vom »MATT« 
(Militärattache) an der US- 
Botschaft in Bern abgezeichnet 
und an das ITAC (Intelligence 
threat Analysis Center) der 
Stabschefs im US-Verteidi- 
gungsministerium geschickt 
worden. In dem Telegramm 
heißt es: »Jerry brachte Perch zu 
Temple trafen sich mit Lokal 
und Rabbi um 21. 30 Perch 
unnachgiebig lehnt ab zu koope- 
rieren Rabbi befahl Entschei- 
dungsalternative w sobald wie 
möglich Mitteilung keine Hand- 
lung.« 
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Bonn 


SPD rückt 


in den 


Mittelpunkt 
der Barschel- 


Affäre 


Die sogenannte Barschel-Affäre wächst in immer größere Di- 
mensionen heran. Nachdem nun siebeneinhalb Jahre nach der 
Ermordung des früheren schleswig-holsteinischen Ministerprä- 
sidenten die Beweise hierfür immer umfangreicher und detail- 
lierter werden, können nun auch die etablierten politischen 
Kräfte Deutschlands, die stets an einer Vertuschung interessiert 
waren und hieran aktiv zugearbeitet haben, nicht mehr umhin, 
offiziell die Ermittlungen wegen zunehmenden Mordverdachts 


aufzunehmen. 


Zu verdanken ist dies der Familie 
Barschel, insbesondere seiner in 
dieser Hinsicht besonders aktiven 
Frau Freya. Ohne ihr Wissen hat 
sie dabei ein Komplott aufge- 
deckt, das für einen der größten 
politischen Skandale der Nach- 
kriegszeit sorgen könnte — mit 
heute noch nicht absehbaren Kon- 
sequenzen für die etablierten 
Parteien, besonders CDU und 
SPD. 


Die Rolle 
von Engholm 


CODE hatte bereits im August 
1988 weltweit exklusiv die Hin- 
tergründe der Barschel-Affäre 
aufgedeckt. Damals wurden wir 
noch dafür verlacht. Liest man 
diesen Artikel von damals aber 
heute nach, wundert man sich 
über die sehr hohe Trefferquote 
der damals veröffentlichten, aus 
CDU-Insiderkreisen zugetrage- 
nen Informationen. So hieß es sei- 
nerzeit wörtlich: »Von dieser 
Seite, also entweder aus dem 
Osten oder aus Waffenhändler- 
kreisen, sei dann auch der Mord- 
auftrag gekommen.« 


Nun deutet aber alles darauf hin, 
daß die SPD viel stärker als bisher 
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ohnehin schon eingeräumt in den 
Barschel-Skandal verwickelt ist. 
Von besonderem Interesse ist da- 
bei die Aussage eines langjähri- 
gen Freundes von Barschel-Refe- 
rent Reiner Pfeiffer, Gert Postel. 
Dieser sagte kürzlich vor dem 
Kieler Untersuchungsausschuß 
aus. Danach habe Pfeiffer in sei- 
ner Gegenwart bereits im Som- 
mer 1986 von Bremen aus mit 
dem damaligen Kieler Opposi- 
tionsführer Björn Engholm, dem 
SPD-Landesvorsitzenden Gün- 
ther Jansen und SPD-Pressespre- 
cher Klaus Nilius telefoniert. 


Die ehrenwerte 
Kieler Gesellschaft 


Engholm hatte aber stets erklärt, 
er kenne Pfeiffer nicht und habe 
erst kurz vor der Landtagswahl im 
September von dessen Existenz 
und seinen Machenschaften er- 
fahren. Nach Auskunft Jansens 
habe er erst eine Woche vor der 
Landtagswahl von Pfeiffer und 
den ganzen Intrigen gegen Eng- 
holm erfahren. Nilius sagte aus, 
Pfeiffer habe im Sommer 1987 
die ersten Kontakte zu ihm ge- 
knüpft. 

Viele Beobachter halten die Aus- 
sagen Postels aber für überzeu- 


gend und glaubhaft. So fragte et- 
wa der FDP-Parlamentarier Wolf- 
gang Kubicki: »Was sollte Postel 
für einen Grund haben, sich hier 
im Untersuchungsausschuß der 
Gefahr einer Falschaussage mit 
allen rechtlichen Konsequenzen 
auszusetzen?« Lediglich einige 
SPDler — und wenige CDUler -— 
verwiesen darauf, daß Postel zehn 
Jahre zuvor einmal als falscher 
Amtsarzt tätig war. 


Postel sagte weiter aus, daß Pfeif- 
fer ihm von Geldzahlungen der 
SPD an ihn berichtet habe. Des 
weiteren sei ihm ein hoher Posten 
in einer SPD-Regierung verspro- 
chen worden. Und auch ein an- 
geblicher Widerspruch Postels er- 
wies sich als richtig. Während Po- 
stel im Oktober 1987, wohl noch 
um Pfeiffer zu decken, ausgesagt 
hatte, er wisse nichts von Tele- 
fonwanzen, erklärte er nun, Pfeif- 
fer habe ihn schon Anfang 1987 
gefragt, ob er eine Wanze be- 
schaffen könne. 


In einem »Spiegel«-Interview 
gab Pfeiffer nun aber zu, schon im 
Juni verschiedene Leute angeru- 
fen zu haben, »weil ich im Büro 
von Herrn Ahrendsen eine Wanze 
anbringen wollte«. Auch gab er 
zu, daß die Aktion »von mir aus 
geplant« war. 


Was CODE 1988 
berichtete 


CODE hatte seinerzeit folgendes 
geschrieben: »Folgendes soll sich 
abgespielt haben: In Abstimmung 
mit zumindest einigen führenden 
Leuten der SPD sollen Pläne aus- 
geheckt worden sein, wie man im 
Falle eines bevorstehenden Wahl- 
sieg Barschels doch noch eine 
SPD-Regierung im nördlichsten 
Bundesland der Republik instal- 
lieren und über Schleswig-Hol- 
stein und den Skandal dann sogar 
die derzeitige Bundesregierung in 
Bedrängnis bringen könnte. 


So habe man sich dann aber eini- 
ge für Engholm insgesamt harm- 
lose, bei Bekanntwerden jedoch 
einen Proteststurm der Bevölke- 
rung auslösende »Attacken« ent- 
schieden; ob Engholm von An- 
fang an eingeweiht gewesen sei 
oder nicht, sei -— noch — unklar, 
könne jedoch nicht ausgeschlos- 
sen werden. Einig sei man sich 
darüber gewesen, daß dieses 
‚letzte Mittel< jedoch erst dann 
bekanntgemacht werden sollte, 
wenn die allerletzten Umfragen 


einen Barschel-Sieg signalisier- 
ten — und auch dann nur schritt- 
weise, alles andere wäre zu auf- 
fällig gewesen. Und die »Spie- 
gel«-Veröffentlichung sei dann 
auch erst kurz vor der Wahl er- 
folgt. 


Dabei habe man, so die Informa- 
tionen weiter, auf den »Filbinger«- 
und »Waldheim«<-Effekt gesetzt, 
daß nämlich die Angegriffenen 
aus Angst, daß man ihnen nicht 
glaubt, wenn sie einige Punkte 
der Geschichte bestätigen, an- 
fangen, ein Lügengespinst um 
sich aufzubauen, das irgendwann 
einmal auseinanderfällt und der 
betreffenden Person dann in der 
letzten Konsequenz mehr Scha- 
den zufügt, als eigentlich an der 
ganzen Sache »dran« ist. Und Bar- 
schel sei dann auch tollpatschig in 
die Falle getappt. 


Der wahre Kern habe daraus be- 
standen, daß Barschel sowohl von 
der anonymen Steueranzeige ge- 
gen Engholm als auch von der Be- 
spitzelung des SPD-Spitzenkan- 
didaten und der bei ihm (Bar- 
schel) stattfindenden Sicherheits- 
überprüfung frühzeitig gewußt 
habe, nichts jedoch über den 
Hintergrund. 


Nachdem Pfeiffer im »Spiegel« 
mit seinen »Enthüllungen< her- 
ausgekommen sei, sei Barschel in 
Panik geraten, da er davon ausge- 
gangen sei, daß, sollte er zugeben, 
daß er die obigen drei Dinge ge- 
wußt habe, ihm niemand mehr 
glauben würde, daß er an Pfeiffers 
Machenschaften nicht beteiligt 
gewesen sei, beziehungsweise 
niemals Pfeiffer mit derartigen 
Dingen beauftragt habe. 


Es gibt kein Indiz 
gegen Barschel 


Aus dieser Angst heraus habe er 
dann Ahrendsen, seine Sekretärin 
und seinen Fahrer veranlaßt, fal- 
sche Eidesstattliche Erklärungen 
zu unterschreiben und habe auch 
ein »falsches< Ehrenwort abgege- 
ben (das so falsch dann gar nicht 
mehr sei, denn beteiligt sei er 
wirklich nicht gewesen). Bar- 
schel habe gehofft, Pfeiffers Lü- 
gen schnell entlarven zu können, 
und sei wirklich auf einer >heißen 
Spur« gewesen. 


Bei genauer Betrachtung stellt 
man fest, daß der gesamte »Bar- 
schel-Skandal« nur auf den Aus- 
führungen Pfeiffers und seiner 


Sekretärin und Geliebten Schrö- 
der beruht. Kein anderer in Bar- 
schels Umgebung habe Anwei- 
sungen zu irgendwelchem illega- 
len Vorgehen gegen Engholm er- 
halten — nur Pfeiffer. Und selbst 
wenn sich jetzt herausgestellt ha- 
be — was Barschel zuerst abge- 
stritten hat —, so besage dies doch 
noch immer nichts über den In- 
halt. 


Und ein frühzeitiges Wissen über 
die anonyme Strafanzeige gegen 
Engholm sowie von der bevorste- 
henden Sicherheitsüberprüfung 
seines Büros könne doch nicht als 
Beweis gegen Barschel gewertet 
werden. Barschel habe aber - 
ganz richtig — geglaubt, wenn er 
dies alles zugebe, dann werde ihm 
die Öffentlichkeit, geschickt ge- 
steuert durch bestimmte Medien, 
nicht abnehmen, nicht persönlich 
in die Affäre verstrickt gewesen 
zu sein. 


Man dürfe aber nicht vergessen, 
daß es kein schriftliches Indiz ge- 
gen Barschel gebe und auch keine 
mündliche Anweisung an andere. 


Pfeiffer und Schröder seien die 
einzigen Kronzeugen der Ankla- 
ge. Und Pfeiffer habe bereits in 
den Jahren zuvor mehrmals Ge- 
setze gebrochen, so daß er alles 
andere als ein integrer Mensch 
erscheine. Und bekannt sei auch, 
daß Pfeiffer ein geschickter Stim- 
menimitator sei, so daß auch nicht 
ausgeschlossen werden könne, 
daß bestimmte angebliche Telefo- 
nate Barschels in Wirklichkeit 
von Pfeiffer geführt worden seien. 


Auch seien die Machenschaften 
gegen Engholm immer so abge- 
faßt worden, daß ein ernstzuneh- 
mender Schaden für den SPD- 
Politiker, sofern er nicht von vor- 
neherein oder zumindest vorzei- 
tig informiert gewesen sei, zu je- 
dem Zeitpunkt gänzlich ausge- 
schlossen gewesen sei. 


Nicht nur 
passive Beobachter 


Ganz im Gegenteil, die Ergebnis- 
se der diversen »Überprüfungen« 
hätten ihn sogar als äußerst ehrli- 
chen und anständigen »Menschen 
wie du und ich« erscheinen lassen. 
Und gerade dies sei auch das Ziel 
dieser von Pfeiffer durchgeführ- 
ten Aktionen gewesen.« 


Soweit das, was CODE bereits im 
August 1988 geschrieben hat. 


Heute scheinen sich diese Aussa- 
gen in nahezu beängstigender 
Weise zu bestätigen. Denn nicht 
nur, daß immer auffälliger wird, 
wie sich Pfeiffer in vielen seiner 
diversen Aussagen selber wider- 
spricht, dringt jetzt auch immer 
mehr das dubiose Doppelspiel der 
SPD ans Licht der Öffentlich- 
keit. 


Bei der Aufdeckung des »Bar- 
schel-Skandals« zeigte sich die 
SPD noch tiefempört hierüber, 
man habe zu keinem Zeitpunkt et- 
was gewußt, man habe außerhalb 
der offiziellen Treffen oder Tele- 
fonate nie mit Pfeiffer etwas zu 
tun gehabt. 


Die Wirklichkeit soll dagegen 
ganz anders aussehen. Nach dem 
derzeitigen Erkenntnisstand habe 
die SPD nicht nur frühzeitig über 
die »Barschel-Affäre« Bescheid 
gewußt, sondern drängt sich im- 
mer mehr, so Bonner Insider, die 
Ansicht auf, daß die Sozialdemo- 
kraten mehr als nur passive Beob- 
achter in dem ganzen miesen 
Spiel waren, die ganze Sache 
vielmehr von ihnen gesteuert 
wurde. Eine besonders dubiose 
Rolle habe dabei der damalige 
Pressesprecher der schleswig- 
holsteinischen SPD, Klaus Nilius 
gespielt. Und auch Engholm 
mußte ja inzwischen von all sei- 
nen Parteiämtern zurücktreten, 
weil er zugeben mußte, früher als 
von ihm immer genannt von der 
Affäre gewußt zu haben. 


Die Mitwisser der 
CDU-Spitze 


Die CDU habe hierfür auch Be- 
weise gehabt, diese aber sowohl 
aus wahlopportunistischen Grün- 
den — nach dem Motto »Eine Di- 
stanzierung kommt beim Wähler 
besser an, als der Versuch, Bar- 
schel reinzuwaschen, weil dies 
ohnehin keiner glauben würde« — 
als auch Gründe der Mitwisser- 
schaft von Barschels Waffenge- 
schäften zurückgehalten. Die 
SPD, die hierüber auch informiert 
war, habe nämlich gedroht, daß, 
wenn die Union die Barschel ent- 
lastenden Beweise vorlegen 
würde, sie die Beweise der Mit- 
wisserschaft der CDU-Spitze vor- 
legen würde. 


Unbestätigten Gerüchten zufolge 
sollen sogar zum Teil von der 
Bundesregierung befürwortete 
Geschäfte über Barschel abge- 
wickelt worden sein. Um die Sta- 


bilität in dem einen oder anderen 
Land zu sichern oder oppositio- 
nelle, demokratische Kräfte zu 
unterstützen, habe Barschel zwar 
nicht im Auftrag der Bundesre- 
gierung, so zumindest aber doch 
mit deren Befürwortung gehan- 
delt. Und auch Teile der SPD- 
Spitze seien darüber informiert 
gewesen. 


Barschels Ermordung wäre gar 
nicht geplant gewesen; vielmehr 
seien alle Parteien hiervon sehr 
überrascht gewesen. Barschel ha- 
be nämlich nicht klein beigeben 
wollen, sondern seinen Namen 
weißwaschen wollen. Er habe 
klar aufdecken wollen, daß die 
ihm untergeschobenen Dinge ein 
Komplott der SPD gewesen wa- 
ren. Zudem hätte es ihn sehr hart 
getroffen, daß die CDU ihn wie 
eine heiße Kartoffel fallen ließ 
und sich nicht für ihn einsetzte. 


Aus diesem Grund sei er sogar be- 
reit gewesen, alles aufzudecken 
und habe damit auch allen Betei- 
ligten gedroht, wenn sie ihm nicht 
helfen würden, seine Unschuld zu 
beweisen. 


Über sieben Ecken 
beteiligte Mitwisser 


Da die DDR aufgrund ihrer geo- 
politischen Lage in der Vergan- 
genheit immer einer der Dreh- 
punkte des internationalen Waf- 
fenhandels war, sei dann von dort 
der Mordbefehl gekommen. Un- 
klar sei, ob die Stasie diesen sel- 
ber gab oder ob sie Weisung, etwa 
aus der damaligen UdSSR oder 
dem Nahen Osten erhielt oder ob 
es eine Absprache zwischen allen 
in diesem Geschäft aktiv invol- 


vierten Beteiligten gewesen sei — 
also alle nur Mitwisser und im 
schlimmsten Fall »über sieben 
Ecken beteiligte Mitwisser« wa- 
ren. 


Dieses Wissen sei aber der Grund 
gewesen, warum alle Parteien es 
am liebsten gesehen hätten, wenn 
sich Barschels Familie mit dem 
Tod des früheren schleswig-hol- 
steinischen Ministerpräsidenten 
abgefunden hätte. Für diese The- 
se spricht auch, daß wie jetzt be- 
kannt wurde, die deutschen Ge- 
heimdienste sehr früh über ein in 
diese Richtung führendes Mate- 
rial verfügten — sofern sie nicht 
ohnehin auch über diese Geschäf- 
te informiert waren -, sie diese In- 
formationen aber zurückhielten 
beziehungsweise Kopien sogar 
vernichtet wurden. An die Justiz 
seien diese Dinge aber nie weiter- 
gegeben worden. Insgesamt sei 
nur ein sehr kleiner Teil der abso- 
luten Spitzenpolitiker eingeweiht 
gewesen, so daß die Gefahr be- 
standen hätte, daß die Justiz bei 
Erhalt dieser Informationen die 
Ermittlungen aufnehmen würde - 
was auch geschah. 


Sollten diese CODE zugespielten 
Informationen zutreffen — eine 
Bestätigung hierfür war natürlich 
nirgends zu erhalten —, dann wür- 
de dies einen der größten Skanda- 
le der deutschen Nachkriegsge- 
schichte bedeuten. Selbst wenn 
man zugestehen könnte, daß man- 
che der illegalen Waffengeschäfte 
vielleicht sogar sehr gut waren, 
wenn dadurch die richtigen Grup- 
pen unterstützt wurden — etwa die 
Sandinisten in Nicaragua -, so 
bliebe allerdings noch immer der 
Vorwurf, indirekt an dem Tod 
Barschels schuld zu sein. m 


Was tun bei 


ARTHROSE? 


Was kann man bei Arthrose tun? 
Wo kann man sich informieren? 
Auf diese häufigen Fragen will 
die Deutsche Arthrose-Hilfe e.V. 
mit Sitz in Frankfurt fundierte 
Zusammen 


Antworten geben. 
mit dem Förderkreis Arthrose- 
forschung gibt sie eine neue 
Informationszeitschrift mit Na- 


men „Arthrose-Info‘‘ heraus, 
deren fünfter Jahrgang jetzt voll- 
ständig vorliegt. 

In den übersichtlichen Heften, 
die vierteljährlich erscheinen, 
werden praktische Tips und 
Empfehlungen zu allen Fragen 


der Arthrose gegeben. In leicht 
verständlichen und interessanten 
Darstellungen wie „Was ist Ar- 
throse?‘“ oder „Praktische Tips 
bei Arthrose der Knie, der Hän- 
de, der Hüften... usw.‘ werden 
gleichzeitig die Grundsätze die- 
ser Gelenkveränderungen an- 
schaulich erläutert. 

Ein Muster-Exemplar kann ko- 
stenlos angefordert werden bei: 
Deutsche Arthrose-Hilfe e.V., 
Postfach 110551, 60040 Frank- 
furt/Main. (Bitte eine 1-DM- 
Briefmarke als Rückporto 
beifügen.) 


Deutschland- 
Journal 


VNN- 
Faschismus- 
vorwürfe ein 
Eigentor 


Einer der führenden deutschen 
Videovertriebsverlage, die Heitz 
& Höffkes GbR aus Essen, fühlt 
sich durch den VVN-Bund der 
Antifaschisten Aachen verleum- 
det. In einer Pressemitteilung der 
Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes (VVN) heißt es, 
daß das Video »Städte im Krieg 
Aachen« nichts gemeinsam mit 
dem in Aachen oft gezeigten 
Film »Aachen 1944« habe, son- 
dern daß es sich hierbei vielmehr 
»um Indoktrination im faschisti- 
schen Sinne« handele. 


Firmenchef Karl Höffkes sieht 
sich nach einer in Essen abgege- 
benen Erklärung durch die »üble 
Kampagne« des VVN verleum- 
det. Bei der von dem antifaschi- 
stischen Bund beanstandeten 
Kassette handelte es sich viel- 
mehr gerade um den vom VNN 
selbst gelobten Originalfilm 
»Aachen 1944«, deren Verwer- 
tungsrechte er von der renom- 
mierten Berliner Filmfirma 
Chronos mit Vertrag vom 28. 
Dezember 1993 gekauft habe, 
sagte Höffkes. Im Rahmen sei- 
ner Serie über die Kriegswirren 
in nordrhein-westfälischen Städ- 
ten habe der Film dann lediglich 
einen neuen Titel erhalten. 


Höffkes sprach von einem 
»unglaublichen Eigentor« des 
VVN, da sich die Verantwortli- 
chen die von ihnen beanstandete 
Kassette gar nicht angesehen 
haben können. Sonst hätten sie 
nämlich feststellen müssen, daß 
der von ihnen selbst als sehr 
positiv dargestellte Film 
»Aachen 1944« mit dem Video 
»Städte im Krieg Aachen« von 
der ersten bis zur letzten Minute 
identisch ist. Gleichzeitig kün- 
digte der Verlagschef »umfang- 
reiche juristische Schritte« gegen 
diese  »geschäftsschädigende 
Verleumdung« an. Auch könne 
es sich bei dem Städtevideo gar 
nicht um »faschistische Indok- 
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trination« handeln, da der Film 
von der Freiwilligen Selbstkon- 
trolle der Filmwirtschaft (FSK) 
geprüft und ab zwölf Jahren frei- 
gegeben wurde. Heitz & Höffkes 
ist laut der Ausgabe der 
Fachzeitschrift »Der Medien- 
Markt« vom Dezember 1994 der 
fünftgrößte deutsche Videover- 
treiber im Special Interest- 
Markt. 


BAGH: Exi- 
stenz ambu- 


lanter Dienste 
in Gefahr 


Mit der Einführung der Pflege- 
versicherung sieht die Bundes- 
arbeitsgemeinschaft Hilfe für 
Behinderte (BAGH) die Existenz 
bewährter ambulanter Dienste 
für behinderte Menschen be- 
droht. Sollten die Krankenkassen 
professionelle ambulante Pflege- 
leistungen wie geplant nur von 
Vertretern klassischer Pflege- 
berufe anerkennen, dann müßten 
zwei Drittel der familienentla- 
stenden ambulanten Dienste in 
der Behindertenarbeit ihre Arbeit 
einstellen, sagte der stellvertre- 
tende BAGH-Vorsitzende Hein 
Preis in Düsseldorf. 


Nach den derzeitigen Vorstel- 
lungen der Kassen dürften mit 
der Einführung der Pflegeversi- 
cherung Pflegeleistungen näm- 
lich nur noch von Kranken-, 
Alten- und Heilerziehungspfle- 
gern übernommen werden, je- 
doch nicht mehr von Sozial- 
arbeitern. Derzeit leisteten bei 
den ambulanten Diensten, die 
behinderte Menschen betreuen, 
jedoch auch Heilpädagogen, 
Erzieher und Sozialarbeiter pfle- 
gerische Arbeiten, betonte Preis. 


Aus diesem Grunde forderte die 
BAGH die Krankenkassen auf, 
diese Dienste auch weiterhin 
anzuerkennen. Sollten diese ihre 
Arbeit nämlich wirklich einstel- 
len müssen, könnten viele 
Familien dieses Loch im Be- 
treuungssystem nicht füllen. Die 
Folge wäre die Unterbringung 
der betroffenen Behinderten in 
Heimen. 
Die BAGH ist der Dachverband 
von 14 Landesarbeitsgemein- 
schaften und 62 bundesweit täti- 
gen Selbsthilfeorganisationen 
mit rund 700.000 Mitgliedern. 
OD 


Ostdeutsche 
Braunkohlen- 
förderung 
langfristig 
abgesichert 


Die Braunkohleförderung in Ost- 
deutschland ist durch Kraft- 
werksneubauten langfristig ab- 
gesichert. Diese Ansicht vertrat 
der Deutsche Braunkohlen- 
Industrie-Verein (Debriv) in 
Köln. Insgesamt wurde 1994 in 
den neuen Bundesländern mit 
rund 102 Millionen Tonnen 
zwölf Prozent weniger Braun- 
kohle gefördert als ein Jahr 
zuvor. Hauptgründe hierfür 
waren die Umstrukturierung der 
Wirtschaft, der verstärkte Ein- 
satz anderer Energieträger sowie 
Energiesparmaßnahmen. Lang- 
fristig erwartet der Debriv eine 
Braunkohleförderung in Ost- 
deutschland von 75 bis 88 
Millionen Tonnen jährlich. Ende 
1994 waren in den Braunkoh- 
lenrevieren der neuen Länder 
rund 31.000 Personen beschäf- 
tigt. 


In den alten Bundesländern lag 
die Förderung 1994 dagegen mit 
106 Millionen Tonnen auf 
Vorjahresniveau. Mit dem 
Anschlußtagebau Garzweiler II 
sowie der Zusage der RWE 
Energie AG und der Rheinbraun 
AG, eine vorzeitige Erneuerung 
der Kraftwerke im Rheinland mit 
modernster Technik vorzuneh- 
men, wurden zudem die 
Weichen für eine langfristige 
Zukunft gestellt. In West- 
deutschland waren Ende 1994 
rund 15.300 Personen in der 
Braunkohlenförderung beschäf- 
tigt. oO 


Nur mode- 
rater Anstieg 
der Mieten 
1995 erwartet 


Eine weitere Entspannung am 
Wohnungsmarkt erwartet der 
Generalsekretär des Zentralver- 
bandes der Deutschen Haus-, 
Wohnungs- und Grundeigentü- 
mer, Volker Gierth, für 1995. 
Der bereits 1994 eingesetzte 
Rückgang der Mieten besonders 


für Luxuswohnungen werde sich 
1995 verstärkt auch im mittleren 
Bereich fortsetzen, erklärte 
Gierth. Wo es noch Preisanpas- 
sungen geben werde, würden 
diese im Rahmen der allgemei- 
nen Preissteigerungsrate liegen 
und nicht mehr, wie in den ver- 
gangenen Jahren, deutlich darü- 
ber. 


Nach Ansicht von Gierth kann 
derzeit von einer Wohnungsnot 
nicht mehr gesprochen werden. 
Das Angebot an freien Woh- 
nungen steige, und viele, die 
wegen eines geplanten Umzugs 
frühzeitig aus ihrem Mietvertrag 
herauswollten, hätten schon jetzt 
Probleme, einen Nachmieter zu 
finden. 1995 werde sich die Lage 
am Wohnungsmarkt weiter ver- 
bessern, da es aufgrund der sin- 
kenden Realeinkommen zu einer 
verminderten Wohnungsnach- 
frage kommen werde. Von daher 
seien derzeit keine weiteren 
Wohnungsbauprogramme in 
Milliardenhöhe mehr erforder- 
lich. 


Gierth wandte sich auch gegen 
die Ansicht des Mieterbundes, 
wegen der 1995 fällig werden- 
den Anpassung des Mietpreis- 
spiegels in vielen Kommunen 
könnten dort die Mieten für 
Altbauwohnungen zwischen 
zehn und 15 Prozent steigen. 
Vielmehr stelle der Mietpreis- 
spiegel nur eine statistische An- 
passung an das in den vergange- 
nen Jahren gestiegene Miet- 
preisniveau dar, hole damit also 
auf dem Papier das nach, was in 
der Praxis ohnehin schon ver- 
langt würde. 


Rapsöl schafft 
Wärme 


In Unna-Hemmerde wird derzeit 
ein Blockheizkraftwerk gebaut, 
das mit Rapsöl betrieben wird. In 
der Energiestation der Firma 
Denaro wird zunächst von Land- 
wirten angelieferter Raps zu Ol 
und ölhaltigem Schrot verarbei- 
tet. Während das Schrot in einem 
Kessel 580 Kilowatt Energie lie- 
fer, wird das Rapsöl im 
Kraftwerk verfeuert. Diese An- 
lage kann weitere 80 Kilowatt 
Strom und 140 Kilowatt Wärme 
erzeugen. Damit sollen ein 
Gartenbaubetrieb und eine neue 
Wohnsiedlung mit 24 Wohnun- 
gen in Niedrig-Energie-Häusern 
versorgt werden. Das nordrhein- 


westfälische Wirtschaftsmini- 
sterium unterstützt das Vorhaben 
mit rund 250.000 Mark. 


Internatio- 
naler Kon- 
Junkturauf- 
schwung 
stärker als 
erwartet 


Der internationale Konjunktur- 
aufschwung entwickelt sich viel 
besser als noch vor wenigen 
Monaten erwartet. Insbesondere 
in Europa hat sich das Wachstum 
der gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktion 1994 auf eine laufende 
Jahresrate von reichlich vier 
Prozent verdoppelt. Das Wachs- 
tum 1995 dürfte sogar aufgrund 
einer verbesserten Investi- 
tionstätigkeit bei 3,25 Prozent 
liegen, wie das Rheinisch- 
Westfälische Institut für Wirt- 
schaftsforschung (RWI]) in Essen 
mitteilte. Für Japan erwartet das 
Institut ein Wachstum von 2,5 
Prozent und in den USA von 3,5 
Prozent. 


Ein Risiko birgt aber nach 
Angaben des RWI die amerikani- 
sche Geldpolitik, deren Aktionen 
und Wirkungen nach dem dort 
bereits ungewöhnlich langen, 
wenn auch nur moderaten 
Aufschwung derzeit schwer 
abschätzbar seien. Gleichzeitig 
fehlen Erfahrungswerte, wie weit 
bei liberalisierten Kapitalmärk- 
ten Unterschiede in der 
Preisentwicklung sich in den 
langfristigen Zinsen niederschla- 
gen. So könnten stärkere 
Zinsanhebungen in den USA den 
Aufschwung in Europa und 
Japan früher und spürbarer brem- 
sen, als derzeit erwartet. Dies 
würde sich aber negativ auf die 
weitere Beschäftigungsentwick- 
lung niederschlagen. 


Mehr als zwei 
Millionen 
VL-Sparer in 
Aktienfonds 


Erstmals hat die Zahl der 
Arbeitnehmer, die ihre vermö- 
genswirksamen Leistungen in 


Aktienfonds anlegen, im dritten 
Quartal 1994 die Zwei- 
Millionen-Grenze überschritten. 
Gegenüber dem gleichen 
Vorjahresquartal stieg die Zahl 
dieser Arbeitnehmer damit um 
rund 141.000 Männer und Frauen 
auf insgesamt 2.001.463 Perso- 
nen, wie der Bundesverband 
Deutscher Investment-Gesell- 
schaften in Frankfurt am Main 
mitteilte. Das verwaltete Ver- 
mögen stieg dabei von 3,4 auf 4,3 
Milliarden Mark. 


Personalabbau 
im Stahl nicht 
abgeschlossen 


Der Personalabbau in der deut- 
schen Stahlindustrie ist noch 
nicht abgeschlossen. Trotz der 
derzeitigen wirtschaftlichen Er- 
holung werde der für den not- 
wendigen Strukturwandel »letzt- 
lich geplante Umfang« weiter 
fortgesetzt, erklärte Philipp 
Vossen vom Arbeitgeberverband 
Stahl in Düsseldorf. So habe die 
Zahl der Beschäftigten in der 
deutschen Stahlindustrie von 
Ende 1992 bis Ende 1994 um 
rund 55.000 Personen auf nur 
noch 125.000 Mitarbeiter abge- 
nommen. Mit einer Reduzierung 
der Belegschaft in den vergange- 
nen zehn Jahren um ein Drittel 
liege sie aber noch immer hinter 


den wichtigen Wettbewerbern . 


Frankreich mit einem Rückgang 
der Beschäftigungszahlen um 55 
Prozent und Großbritannien mit 
37 Prozent. 


Als Folge des Abbaus der 
Mitarbeiterzahlen stieg die 
Produktivität 1993 um 7,9 
Prozent je Beschäftigtem. Dies 
ist nach Angaben Vossens die 
größte Produktionsverbesserung 
seit fünf Jahren. Für 1994 wird 
ein zusätzlicher Produktions- 
schub erwartet, der zur Sicherung 
der internationalen Wettbe- 
werbsfähigkeit auch dringend 
notwendig sei. 


Die weltweit geringste effektive 
Arbeitszeit ist für die westdeut- 
sche Stahlindustrie Vossen zufol- 
ge ein immer wesentlicherer 
Nachteil im internationalen 
Wettbewerb. So leisteten zum 
Beispiel 1993 der französische 
Stahlarbeiter 21 Schichten und 
sein britischer Kollege sogar 57 
Schichten mehr als der westdeut- 
sche Stahlwerker. 


Carol Greene 

Mörder aus der Retorte - 

Charles Manson und der Wertewandel 
238 Seiten, DM 16,80 

ISBN 3-925725-13-X 


Daß der amerikanische Geheimdienst CIA Ende 
der fünfziger Jahre im Rahmen des Projekts „MK- 
Ultra” Teile der amerikanischen Hochschuljugend 
vorsätzlich unter Drogen setzte, ist inzwischen un- 
bestreitbar. Daß jemand künstlich satanische 
Kulte, rituelle Massenmörder und dergleichen her- 
anzüchtet, bleibt trotzdem schwer zu begreifen. 
Die Untersuchung des Mordfalls Charles Manson 
hat Ungeheuerliches aus den Hexenküchen der 
Psycho-Klempner zutagefördert. Daraus werden 
die eigentlichen Ursprünge der Anti- und Gegen- 
kultur, die längst zur vorherrschenden Kultur ge- 
macht worden sind, erkennbar. 


Aus dem Inhalt 


« Was geschah am 9. August 1969? « Der 
philosophische Psychopath » Mensch oder Ratte ® 
Aldous Huxley und die „somatotonische“ 
Persönlichkeit « Harvard und die psychedelische 
Revolution e Science-fiction, der direkte Weg in 
die Traumwelt «e Manson und Scientology ® 
Satanismus und Sigmund Freud ® Ein „neuer 
Mensch“ für eine „neue Gesellschaft“ 


Mehr-Wissen-Buchdienst 
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Zu guter 
Letzt 


Friedensnobel- 
preis für 
Arafat 


Am 10. Dezember 1994 wurde 
dem israelischen Ministerpräsi- 
denten Rabin, seinem Außen- 
minister Peres und dem PLO- 
Führer Arafat gemeinsam in 
Oslo der Friedensnobelpreis ver- 
liehen. Daß es diesen drei 
Männern in den letzten Jahren 
gelungen ist, den Abgrund von 
Feindschaft und Haß zwischen 
Israelis und Palästinensern zu 
überschreiten, verdient Bewun- 
derung, Respekt. Mit der 
Verleihung des höchsten Frie- 
denspreises an diese drei promi- 
nenten Politiker sollte ein 
Zeichen gesetzt werden, denn 
die drei hatten der Welt gezeigt, 
daß selbst noch aus scheinbar 
auswegloser Feindschaft eine 
Kehrtwende, Annäherung und 
ein Weg zum Frieden möglich 
sind. Daß die diesjährige 
Preisverleihung trotzdem immer 
wieder heftig kritisiert worden 
ist, hat mit der Gestalt und der 
politischen Funktion des PLO- 
Führers Jassir Arafat zu tun, des- 
sen Lebensweg bis vor kurzem 
durch Blut und weltweiten 
Terror gezeichnet war. 


Auch in Deutschland gibt es nur 
wenige Menschen, die den 
Namen Arafat jetzt schon mit 
einer internationalen Nobel- 
preisauszeichnung für Frieden in 
Verbindung zu bringen in der 
Lage sind. Als das Institut für 
Demoskopie Allensbach in sei- 
ner Novemberumfrage die Frage 
stellte, ob Arafat diesen Frie- 
densnobelpreis verdient hat, 
zeigte sich, daß diese Preisver- 
leihung, die Verwandlung vom 
Terrorkommandeur zum Frie- 
densfürsten, für die meisten in 
Deutschland schwer nachvoll- 
ziehbar ist. 51 Prozent sagten: 
»Man hätte ihn nicht auszeich- 
nen sollen.« Nur 21 Prozent 
waren einverstanden. 28 Prozent 
waren unentschieden. 


Die Frage, die das Allensbacher 
Institut im Rahmen einer Mehr- 
themenumfrage stellte, lautete: 
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»Gegen den Friedensnobelpreis 
für Jassir Arafat, den er zusam- 
men mit den israelischen Poli- 
tikern Rabin und Peres erhält, 
gab es scharfe Proteste, weil 
Arafat als PLO-Chef für viele 
Terroranschläge verantwortlich 
ist. Wie sehen Sie das, hat Arafat 
nun nach den Friedensverhand- 
lungen mit Israel den Nobelpreis 
verdient, oder hätte man ihn 
nicht damit auszeichnen sollen?« 
Daß man einen Mann wie Arafat 
auf diese Weise nicht hätte aus- 
zeichnen sollen, meinen in 
Westdeutschland 53 Prozent, in 
Ostdeutschland 43 Prozent. 


Befremden und Unverständnis 
gegenüber der diesjährigen 
Entscheidung des Osloer 
Nobelpreiskommitees gehen in 
Deutschland fast über alle 
Parteigrenzen hinweg. Bei den 
CDU/CSU-Anhängern gibt es 
nur 14 Prozent (West), bzw. 11 
Prozent (Ost), die Arafat dieses 
Preises für würdig erachten, von 
den SPD-Anhängern 22 Prozent 
(West) bzw. 25 Prozent (Ost). Es 
gibt nur zwei parteipolitische 
Gruppierungen, in denen der 
Friedenspreis für Arafat mehr- 
heitlich Zustimmung gefunden 
hat: unter den Anhängern der 
Grünen im Westen (42 Prozent 
gegen 36 Prozent) und unter den 
Anhängern der PDS im Osten 
(39 Prozent gegen 28 Prozent). 
m 


Angste und 
Mißbrauch- 
Befürchtungen 
bei Organ- 
spenden 


Vor gut vierzig Jahren, 1954, 
wurde die erste Niere verpflanzt. 
Dreizehn Jahre später, 1967, 
führte Professor Christiaan 
Barnard in Kapstadt mit welt- 
weitem publizistischem Echo die 
erste Herztransplantation durch. 
Seitdem werden allein in 
Deutschland jährlich durch 
Organtransplantationen Zigtau- 
sende von Menschenleben geret- 
tet. Dabei steht die Niere mit 
weltweit fast über 300.000 
Transplantationen weiterhin im 
Vordergrund. Derzeit gibt es in 
Deutschland etwa 20.000 Nie- 
reninsuffizienzen, also Men- 
schen, die nur mit Hilfe einer 
Nierentransplantation von den 


Dialysemaschinen abgekoppelt 
werden könnten zu einem freien, 
unabhängigen Leben. Nieren- 
verpflanzungen gelten heute fast 
schon als Routineoperation. An 
zweiter Stelle stehen Herzver- 
pflanzungen. Einige tausend Mal 
wagten sich Ärzte auch an eine 
Transplantation der Bauchspei- 
cheldrüse. 


Bei der Nierentransplantation 
können Spender und Empfänger 
jeweils mit einer Niere weiterle- 
ben. Die Herztransplantation 
aber setzt voraus, daß der 
Organspender tot ist, damit der 
Empfänger weiterleben kann. 
Deshalb setzte die medizinisch- 
ethische Diskussion erst ein, 
nachdem es zum ersten Mal 
gelungen war, dem Südafrikaner 
Bleiberg das Herz eines gerade 
verstorbenen Menschen zu 
geben. Der deutsche Medizin- 
Nobelpreisträger Professor Wer- 
ner Forßmann warnte damals 
davor, daß mit dem medizini- 
schen Fortschritt die sittlichen 
Begriffe verwirrt werden kKönn- 
ten. Daß die Toten für die 
Lebenden in Dienst genommen 
werden sollen, war für viele 
Menschen ein Verstoß gegen ihr 
Gefühl von Pietät. Hinzu kommt 
die Angst, nach einem schweren 
Unfall voreilig zu den Toten und 
damit zu den Organlieferanten 
gezählt zu werden. 


Die Organentnahme zur Rettung 
eines schwerkranken Menschen 
hat der Gesetzgeber deshalb im 
Blick auf diese ethische 
Problematik von der freien 
Zustimmung des Spenders zu 
Lebzeiten oder aber von der 
Zustimmung seiner engsten 
Angehörigen abhängig gemacht, 
die am ehesten um den 
mutmaßlichen Willen des 
Verstorbenen wissen. Am unpro- 
blematischsten ist die Situation, 
wenn alle, die über ihren Tod 
hinaus helfen wollen, menschli- 
ches Leid zu mindern und Leben 
zu retten, ihr Einverständnis zur 
Organentnahme im vorhinein 
durch den Besitz eines 
Organspenderausweises bekun- 
den. 


Während die Zahl von Men- 
schen, die auf ein Spenderorgan 
warten, und die medizinischen 
Möglichkeiten der Organver- 
pflanzung immer größer werden, 
ist die Organspendebereitschaft 
nicht größer, eher kleiner gewor- 
den. Aus einer kürzlich ausge- 
werteten Erhebung des Instituts 


für Demoskopie Allensbach geht 
hervor, daß bislang fünf Prozent 
aller Erwachsenen in Deutsch- 
land (sechs Prozent im Westen, 
zwei Prozent im Osten) einen 
solchen Organspenderausweis 
besitzen. Jeder fünfte Erwach- 
sene (21 Prozent) gab in der 
Umfrage zu verstehen, daß er 
schon einmal ernsthaft daran 
gedacht hat, sich einen Organ- 
spenderausweis zu besorgen. 
Vor drei Jahren sagte fast jeder 
dritte (30 Prozent), er habe schon 
ernsthaft darüber nachgedacht. 
Für 38 Prozent kommt ein 
Organspenderausweis nicht in 
Frage. Einen solchen strikt 
ablehnenden Standpunkt vertra- 
ten vor drei Jahren 36 Prozent. 


Es sieht so aus, als hätte die 
Diskussion über das medizini- 
sche Kriterium des Hirntodes, 
die in den letzten Monaten im 
Zusammenhang mit den Ent- 
würfen zu einem Transplanta- 
tionsgesetz geführt wurde, mit 
dazu beigetragen, daß die 
Bereitschaft, im eigenen Todes- 
fall Organe zu spenden, kleiner 
geworden ist. Hirntod heißt, daß 
bei einem Menschen ein voll- 
ständiger und nicht wieder rück- 
gängig zu machender Verlust der 
gesamten Hirnfunktion eingetre- 
ten ist. Es handelt sich um einen 
Totalinfarkt, der das menschli- 
che Wahrnehmungs- und Steue- 
rungssystem betrifft. Bis heute 
ist bei korrektem ärztlichen Vor- 
gehen noch niemals eine 
Fehldiagnose dieses Todeszei- 
chens nachgewiesen worden. 
Deshalb haben auch die beiden 
großen Kirchen in Schriften der 
Deutschen Bischofskonferenz 
und des Rates der Evangelischen 
Kirche dieses Kriterium inzwi- 
schen als ein Zeichen für das 
endgültige Ende des menschli- 
chen Lebens anerkannt. 


Hirntod ist ein Zustand, der es 
den Arzten jedoch in manchen 
Fällen möglich macht, die 
Atmung und den Kreislauf eines 
Toten mit Maschinen bis zur 
Organentnahme aufrechtzuerhal- 
ten. Genau dies macht dem 
medizinischen Laien die Einsicht 
in den Hirntod als Todeszeichen 
schwer. Für 35 Prozent der 
Deutschen ist der Besitz eines 
Organspenderausweises deshalb 
eine zweischneidige Sache. 
Angesichts des großen Mangels 
an Spenderorganen scheint man- 
chem das Leben mit einem sol- 
chen Papier in der Tasche ge- 
fährdeter als ohne Ausweis. [|] 
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